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PROKLA-Redaktion 
Editorial: Internationalisierung und Migration - 
oder: Wo liegt der Rio Grande Europas? 


»How can you keep on moving 
unless you migrate too.« 
Ry Cooder 


Ein neues Gespenst geht um im reichen Europa: das Gespenst einer uns verschlin- 
genden Einwanderungsflut. Heerscharen ausgehungerter, politisch verfolgter, ih- 
rer ökologischen und ökonomischen Existenzgrundlagen beraubter Massen aus 
allen Ecken der Welt dringen in unsere Wohngebiete ein, nehmen uns die Ar- 
beitsplätze weg, treiben unseren Wohlfahrtsstaat in den Bankrott! Kulturell 
Fremdartige, möglicherweise sogar islamische Fundamentalisten bedrohen unsere 
zivile Gesellschaft, üben einen nach unten gerichteten Nivellierungsdruck auf das 
Bildungssystem aus und gefährden durch ihre kriminellen Machenschaften die in- 
nere Sicherheit! 
Doch gespenstische Flutphantasien sind das eine, reale Migrantenströme ein an- 
deres. Da sind zunächst die Flüchtlingsbewegungen in den armen Ländern: Welt- 
weit haben mindestens 50 Millionen Menschen aus wirtschaftlichen und politi- 
schen Gründen ihre angestammten Wohngebiete verlassen und mit jedem Krieg, 
jeder Naturkatastophe, jedem Regimewechsel in der Dritten Welt erhöht sich ihre 
Zahl. Allerdings wandern die, die um ihr Leben flüchten, selten weit. Sie bleiben 
zumeist im ‘nächsten Land, in dem die Lebensverhältnisse kaum bessere sind als 
dort, von wo sie flüchten. Infrastrukturen, die diese Wanderungen »bearbeitbar« 
machten, gibt es dort nicht. 

Für die Migrationsforscher sind Hungersnöte, Kriege, Bürgerkriege und Umwelt- 
zerstörungen, aber letztlich auch die desaströsen ökonomischen Folgen der Ver- 
schuldungskrise in der Dritten Welt, »push-Effekte«. Die erschreckenden Konse- 
quenzen dieser Effekte bleiben unseren Augen zumeist verborgen, denn sie be- 
gleiten vor allem die zunehmenden Süd-Süd-Wanderungen (vgl. dazu A. Zolberg 
in diesem Heft). Wer in Europa Einwanderungsfluten fürchtet, fühlt sich nicht von 
den Tuareg-Nomaden bedroht, die seit den Sahel-Dürren der 70er und 80er Jahre 
zwischen Algerien, Mali und Niger herumitren und - soweit sie nicht schon eines 
gewaltsamen Todes gestorben sind - am Rande der größeren Städte auf tägliche 
Lebensmittelrationen warten. Bedrohlich für die Europäer sind auch nicht die 
2 Millionen Flüchtlinge, die während des letzten Jahres vor dem Bürgerkrieg im 
Süden des Sudan nach Khartum geflohen sind und von dort, zusammen mit den 
100 000 Flüchtlingen aus Uganda, Zaire und Äthiopien, in Wüstencamps ohne 
ausreichende Wasserversorgung getrieben werden oder die 700 000 Sudanesen, 
die jetzt in äthiopischen Flüchtlingslagern dem sicheren Hungertod entgegense- 
hen. Es rechnet hierzulande auch niemand im Emst damit, daß auch nur Teile der 
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3,1 Millionen Menschen aus Bangladesh, Indien, Pakistan, Sri Lanka, Indonesien, 
Südkorea, Thailand und den Philippinen, die bis vor kurzem in der Golfregion Ar- 
beit und Auskommen fanden, etwa die halbe Million, die nach dem deklarierten 
Ende des Golfkriegs »repatriiert« wurde, demnächst Einlaß in die europäische Fe- 
stung begehren. 

Freilich, in den Ländern an den südlichen »Fronten« des europäischen Kontinents 
- in Portugal, Spanien, Italien und Griechenland -, deren Küsten und grüne Gren- 
zen schwer kontrollierbar sind, gibt es bereits die ersten Armutsflüchtlinge. Sie 
kommen als illegale Arbeitskräfte - auf lebensgefährlichen Wegen, die Men- 
schenhändlerorgansationen ausfindig gemacht haben - oder reisen mit Touristen- 
visa ein, tauchen dann unter und verdingen sich als Erntehelfer auf Obst- und Ge- 
müseplantagen, in Baukolonnen, in der Fischerei oder versuchen ihr Glück als 
fliegende Händler. 

Solche Wanderungen sind Folge der eklatanten sozialen Ungleichheiten im glo- 
balen Maßstab, und nicht selten sind sie eine direkte Folge der Internationalisie- 
rung von kapitalistischen Produktions- und Konsumverhältnissen (vgl. dazu den 
Aufsatz von $. Sassen). Wer auf der Suche nach besseren Lebens- und Arbeits- 
bedingungen in die Zentren des Industriekapitalismus wandert, sucht nach den 
Öffnungen, die der Strukturwandel der hiesigen Arbeitsmärkte schafft. Diese Mi- 
granten dringen in Bereiche wie die Bekleidungsindustrie, das Gaststättengewerbe 
und die Baubranche ein oder in Tätigkeitsfelder wie häusliche Dienstleistungen 
und die Gesundheitsversorgung, die wegen ihrer Arbeits- und Entlohnungsbedin- 
gungen für einheimische Arbeitskräfte keine attraktiven Beschäftigungschancen 
mehr bieten. Diese Migranten gehören nicht zu den Ärmsten der Armen; sie sind 
in der Regel noch recht jung und viele von ihnen bringen Qualifikationen und 
kulturelle Ressourcen mit, die sie - jenseits der formellen, geschützten und abge- 
schlossenen Arbeitsmärkte - zum Aufbau einer Existenz in der Fremde oder aber 
zu einer späteren Verbesserung der Existenzbedingungen (insbesondere in den 
Dienstleistungsbereichen) ihrer Herkunftsländer zu nutzen versuchen. 

Viele dieser Arbeitsmigranten sind im Prinzip keine Emigranten. Sie leben und 
arbeiten mit einer trans-nationalen Perspektive und unterhalten Bindungen an 
mehr als nur einen Staat. Mehr noch als für die Arbeitsmigranten aus den Dritte- 
Welit-Staaten trifft dies für die Wanderarbeiter aus Mittel- und Osteuropa zu. Sie 
halten in Prozessen »oszillierender Migration« nach zeitlich befristeten Ver- 
dienstmöglichkeiten in der Fremde Ausschau. Die technologischen Innovationen 
in den Verkehrs- und Kommunikationssystemen bieten ihnen die Chance, ihr 
Herkunftsland nicht endgültig und auf Dauer verlassen zu müssen. Zu ihnen gehö- 
ren die 1,7 Millionen Polen, die während des letzten Jahres - dank weitverzeigter 
verwandtschaftlicher Netzwerke - vorübergehend in der Bundesrepublik und in 
anderen europäischen Ländern untergekommen sind, genauso wie die 
30 000 Sowjetbürger - häufig sind es Ukrainer -, die sich in den größeren Städten 
Süd- und Zentralpolens ais Schwarzhändler und Schwarzarbeiter versuchen. Wie 
die Sowjets in Polen, so stehen die Polen in der Bundesrepublik für all jene Ar- 
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beiten zur Verfügung, für die sich einheimische Arbeitskräfte nur noch schwer 
finden - wegen miserabler Bezahlung, extrem langer Arbeitszeiten und katastro- 
phaler Arbeitsbedingungen. Gemeinsam ist ihnen der Wunsch, nach ein paar Jah- 
ren in der Fremde mit einem Auto oder mit dem Geld für eine eigene Wohnung 
oder ein kleines Geschäft nach Hause zurückzukehren (vgl. dazu A. Sakson in die- 
sem Hefi). 

Viele von diesen modernen Wanderarbeitern verfügen über eine solide handwerk- 
liche Ausbildung oder sogar über höhere Bildungsabschlüsse. Sie können aller- 
dings selten darauf hoffen, eine ihren beruflichen Qualifikationen adäquate Be- 
schäftigung zu finden - außer in Bereichen wie der westdeutschen Bauindustrie, 
wo Fachkräfte Mangelware sind und selbst »renommierte« Firmen ohne polnische 
Leih- und Schwarzarbeiter ihre Aufträge nicht mehr erfüllen könnten; oder in der 
Pariser Bekleidungsindustrie, deren Verlagssystem für viele Immigranten zum 
»Nadelöhr« für den Einstieg in eine Selbständigenexistenz geworden ist, Es sind 
aber zumeist die männlichen Immigranten, die im Rückgriff auf kulturelle Res- 
sourcen - vor allem auf die schlecht oder sogar unbezahlte Frauenarbeit - Lücken 
in den abgeschotteten Arbeitsmärkten der Metropolen für einen kleinen sozialen 
Aufstieg nutzen können (gl. dazu den Aufsatz von M. Morokvasic). 

Auch wenn in der Fremde schulische und berufliche Zertifikate aus dem Her- 
kunftsland nichts zählen, diesen Nachteil wissen die Immigranten und Wanderar- 
beiter durch höchste Einsatzflexibilität auszugleichen: keine Arbeit, die sie sich 
nicht zutrauten, kein Arbeitstag, der zu lang wäre und kein Akkord, den sie nicht 
brechen könnten. Damit sie sich jedoch nicht dauerhaft in der Wagenburg des 
‚westlichen Europa niederlassen, wird ihnen das Leben so unangenehm wie mög- 
lich gemacht - in Baracken, Bauwagen, Containern und Abrißhäusern, vor allem 
aber durch die Verweigerung von politischen und sozialen Bürgerrechten. 

Anders als die Millionen Europäer, die im letzten Jahrhundert ihre angestammten 
Wohngebiete verließen, um in der Fremde nach einem Stück Wohlstand zu su- 
chen, stoßen die Migranten des ausgehenden 20. Jahrhunderts überall auf natio- 
nalstaatliche Grenzen, die kontrolliert, bewacht und z. T. mit Waffengewalt ge- 
schützt werden. Die Verschärfung der Eintrittsbeschränkungen für das westliche 
Europa wurde in dem Maße dringlicher, wie andere Staaten, insbesondere die ost- 
europäischen, ihre Austrittsbeschränkungen lockerten; dadurch liegen die natio- 
nalstaatlichen Grenzen der potentiellen Aufnahmeländer nicht länger im Wind- 
schatten des »Eisernen Vorhangs«. So sind denn auch die westlichen Länder, allen 
voran die Bundesrepublik, recht froh darüber, daß die Sowjetbürger erst ab 1993 
die volle Freizügigkeit im Reiseverkehr erlangen, daß gänzlich unklar ist, wie die 
UdSSR das neue Reisegesetz finanzieren soll (bis 1995 müßte die UdSSR rund 
19 Milliarden Rubel für Valuta, Transportmittel und Zollpersonal aufbringen) und 
daß Papiermangel, bürokratische Schikane und Korruption in der Sowjetunion die 
Ausstellung von Reisepässen verzögern. 

Im vergangenen Jahr hat die Bundesregierung - als Teil des Preises für die 
»deutsche Einheit« - der UdSSR, die schon heute mit 8 Millionen ausreisewilligen 
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Bürgern »drohen« kann, Kredite und Investitionshilfen in der Höhe von zwei Pro- 
zent des bundesdeutschen Bruttosozialprodukts bewilligt. Doch selbst wenn Wirt- 
schaftshilfen in dieser Größenordnung auch für die Folgejahre bewilligt würden - 
was für die Länder der Dritten Welt, die gerade einmal 0,4% des BSP als Ent- 
wicklungshilfe erhalten, eine Provokation sondergleichen wäre - so ist doch kei- 
neswegs sicher, daß diese Mittel ausreichen würden, um alle ausreisewilligen So- 
wjetbürger zum Bleiben zu veranlassen. Denn wenn als Folge der schwierigen 
Transformation zu einer regulierten Marktwirtschaft die Versorgungsmängel in 
der UdSSR bestehen bleiben, wenn die für Ende 1991 auf fast 10 Millionen ge- 
schätzte Zahl der Arbeitslosen sich - wie befürchtet - in den nächsten Jahren auf 
30 Millionen Menschen erhöhen sollte und wenn die ethnischen Konflikte sich 
weiter zuspitzen, so wird es einerseits zu einer verstärkten Binnenwanderung in 
der Sowjetunion kommen; andererseits werden aber vor allem junge und qualifi- 
zierte Fachkräfte, einen Weg in die europäischen Zentren suchen (vgl. dazu 
E. Stölting in diesem Heft). Einen Weg, den Polen, Ungarn und Bulgaren bereits 
beschritten haben: Schon heute sind polnische und ungarische Ingenieure und 
Techniker in italienischen Unternehmen höchst willkommen; und von den’ 
100 000 Bulgaren, die in der letzten Zeit nach Griechenland und Spanien emi- 
grierten, hatte die Hälfte einen Hochschulabschluß in der Tasche, ein Drittel von 
ihnen war nicht älter als 35 Jahre. Längerfristig dürfte die Migration von hoch- 
qualifizierten Arbeitskräften eher ein Verlust für die Herkunftsländer sein denn 
eine Belastung für die jeweiligen Aufnahmeländer. 

Was also genau fürchten die 340 Millionen EG-Europäer von den derzeit 
8 Millionen legalen Einwanderern und den auf 4 Millionen geschätzten illegalen 
Migranten und Pendlern aus Nicht-EG-Staaten? Daß ihnen die Arbeit wegge- 
nommen wird? Dort, wo die Mehrzahl der Immigranten und Pendler Arbeit findet, 
im Bereich der häuslichen Dienstleistungen, in der Gastronomie, im Wartungs- 
und Pflegebereich, ist das Angebot an einheimischen Arbeitskräften seit langem 
knapp - wegen der schlechten Bezahlung, der lebensfeindlichen Arbeitszeiten, der 
körperlich oder psychisch belastenden Arbeitsbedingungen. Daß die Immigranten 
unseren Wohlfahrtsstaat ausplündern? Obwohl sie vergleichsweise mehr Arbeits- 
lose stellen als die einheimischen, zahlen die ausländischen Arbeitskräfte aus so- 
genannten Dritt-Staaten nachweislich weit mehr in die Systeme der sozialen Si- 
cherung ein als sie ihnen entnehmen. Das für die USA nachgewiesene Positiv- 
Saldo wird auch in den europäischen Ländern, wo ein höheres Niveau wohlfahrts- 
staatlicher Leistungen in Rechnung zu stellen ist, positiv bleiben - nicht zuletzt 
deswegen, weil es sich bei den Einwanderern zumeist um jüngere Menschen han- 
delt, die am Beginn ihres Arbeitslebens stehen, derweil die einheimischen Bevöl- 
kerungen zunehmend »vergreisen«. Daß schließlich Einwanderer und ihre Famili- 
enangehörigen nicht nur Arbeitsplätze besetzen, sondern durch ihre Nachfrage 
nach Konsumgütern auch Arbeitsplätze schaffen, versteht sich ebenso von selbst, 
wie daß sie sich durch ihre Lohn- und Einkommenssteuern an der Finanzierung all 
der »kollektiven Güter« beteiligen, die die wohlhabenden Staaten am liebsten der 
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exklusiven Nutzung ihrer eingeborenen Bürger überlassen sähen. 

Die scheinbar so einhellige Furcht vor einer weiteren Einwanderung in die EG- 
Staaten entschlüsselt sich bei näherer Betrachtung als eine von widersprüchlichen 
Interessen durchsetzte; es handelt sich dabei um Interessen, die viel mit den totge- 
sagten klassengesellschaftlichen Ungleichheitsstrukturen in den modernen Indu- 
strieländern zu tun haben: Die liberalen Mittelschichten Können sich dank der 
jüngsten Immigrationsbewegung billige Dienstboten wieder leisten; sie wissen 
auch das diversifizierte kulinarische Angebot der ethnisch geprägten Lebensmit- 
telgeschäfte und Gastronomiebetriebe zu schätzen; und sie sind maßgeblich an der 
»Folklorisierung« fremdländischer kultureller Artefakte beteiligt. Daß sie durch 
Immigranten von ihren Arbeitsplätzen oder aus ihren Wohnungen verdrängt wer- 
den, brauchen diese Schichten nicht zu befürchten. Doch wenn ein kollektives Gut 
wie die Schulbildung für Heranwachsende durch einen steigenden Anteil auslän- 
discher Schüler an Wert zu verlieren droht, endet bei den liberalen Mittelschichten 
jede Begeisterung über »multikulturelle Vielfalt« und die alltagspraktischen Kon- 
sequenzen ethnischer »Durchmischung«. Am anderen Ende der sozialen Leiter 
stehen in aggressiver Verteidigungshaltung die einheimischen Unterschichten. Sie 
nehmen recht sensibel wahr, daß ihnen in Gestalt der Immigranten eine lohndrüc- 
kende Konkurrenz erwachsen ist, die noch dazu den knappen billigen Wohnraum 
beansprucht. Zu allem Übel unternehmen die Neuankömmlinge im unteren Seg- 
ment der Gesellschaften auch noch gewaltige Anstrengungen, um möglichst schon 
innerhalb einer Generation jenen sozialen Status zu verlassen, in den die einheimi- 
schen Unterschichten sich eingeschlossen sehen - obwohl sie doch als National- 
staatsbürger, denen volle politische und soziale Rechte zustehen, gegenüber den 
Immigranten »privilegiert« sind. Und nicht wenigen, die gekommen sind, um un- 
ter Aufbietung aller finanziellen und kulturellen Ressourcen »ihr Glück« im Kern- 
Europa zu machen, gelingt auch ein kleiner sozialer Aufstieg - zumeist in der 
zweiten oder dritten Generation. Doch schon das größere Auto des ehemaligen 
Lohndrückers, erst recht das kleine Geschäft, das ein Ein- oder Rückwanderer hier 
oder in seinem Herkunftsland aufmacht, sind für diejenigen, die am Rande der 
Wobhlstandsgesellschaft leben müssen, Beweis genug: nicht etwa für die Relativi- 
tät von Armut, sondern für das parasitäre Treiben der Migranten. 

Die pogromartige Stimmung gegen Asylbewerber, legale und illegale Einwande- 
rer und Saisonarbeiter in London und Florenz, im Ruhrgebiet und in den neuen 
Bundesländern und massive Versuche einer Institutionalisierung des Rassismus, 
wie sie die lombardische Liga, der belgische Vlaams Blok, die neonazistischen 
Fortschrittsparteien in Dänemark und Norwegen, die spanische Cedade, die Frei- 
heitliche Partei Österreichs, die deutschen Republikaner, Neonazis und Skinheads 
unternehmen, sind daher auch weniger Ausdruck dafür, daß die »Grenzen der 
Aufnahmefähigkeit« des reichen Europa erreicht sind - denn Beleg für »Grenzen 
der Toleranz«. Grenzen der Toleranz aber sind noch allemal schichtenspezifisch 
konturierte. In den »entstrukturierten Klassengesellschaften« des Westens ist es 
freilich schwierig, sich zu »lagespezifischen« Interessen offen zu bekennen; zumal 
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dann, wenn - wie in der Bundesrepublik - der herrschende politische Diskurs an- 
dere Identitätskategorien anbietet: nämlich solche der Abstammnung. 

Wenn schon nicht länger geleugnet werden kann, daß auch die Bundesrepublik ein 
Einwanderungsland ist, soll doch Einwanderung - so der nordrhein-westfälische 
Innenminister H. Schnoor - nur für diejenigen erleichtert werden, die uns 
»emotional« oder »moralisch« »nahe stehen«, Damit sind Deutschstämmige aus 
der Sowjetunion, Polen und Rumänien gemeint, Eine quotierte Einwanderung 
kann sich Schnoor und mit ihm viele andere Mitglieder der'politischen Klasse der 
Bundesrepublik auch für sowjetische Juden und Roma vorstellen - also für Völker, 
bei denen die Deutschen eine Schuld abzutragen haben. Wem wir jedoch nichts 
schulden, der möge bitte draußen bleiben und warten, bis er gerufen wird - so wie 
früher einmal die »Gastarbeiter«. 

Der Versuch, in einer ökonomisch wie politisch weitgehend internationalisierten 
Gesellschaft wie der der Bundesrepublik nationale Zugehörigkeit zu einem privi- 
legiensichernden Faktum zu erklären, könnte als ein »artifizieller und von strate- 
gischen Eliten ins Leben gerufener und taktisch eingesetzier Nationalismus« 
(C. Offe) abgetan werden, träfen solche nationalen Identifikationsangebote nicht 
auf die Ängste der Modernisierungsopfer vor den komplexer und undurchschau- 
bar werdenden Verhältnissen. Unter den gegebenen Bedingungen befördert der 
»Wohlstandsnationalismus« indes eine Selbstethnisierung der Deutschen - und 
sein Preis ist eine Ausländerpolitik, die politisch Verfolgte, Armutsflüchtlinge, 
Wanderarbeiter und Einwanderer gleichermaßen diskriminiert. Verlaß aber ist ja 
nicht einmal auf die »emotionale« und »moralische Nähe« der Bundesdeutschen 
mit den ihnen unbekannten »Deutschen« aus der UdSSR, Polen und Rumänien: 
randalierende Skinheads, die polnische Touristenbusse überfallen, fragen nicht 
erst, ob Deutschstämmige unter den Reisenden sind, vielleicht auf einer ersten 
Stippvisite in ihre zukünftige »alte Heimat«. Wenn freilich Einwanderung als Zu- 
sammenführung ethnisch Zugehörender inszeniert wird (wie im Falle der Aus- 
siedler) oder als »naturhaft konzipierte Binnenwanderung« (wie im Falle der 
Übersiedler aus der ehemaligen DDR), kann sich Ablehnung gegenüber diesen 
Fremden (anders als im Falle der Asybewerber) nicht als egoistisches, zweckra- 
tionales Kalkül äußern. Nur gegenüber politisch Verfolgten, Armutsflüchtlingen 
und allen Nicht-Deutschen, die hier (vorübergehend) arbeiten und leben wollen, 
ist es legitim, die Interessen von Deutschen instrumentell abzuwägen (vgl. dazu 
den Aufsatz von M. Bommes und A. Scherr). 

Freilich sind auch unter qualitativen Aspekten Toleranz- wie Zumutbarkeitsgren- 
zen gegenüber Immigranten fließend. Nicht jede Immigrantengruppe ist gleich 
bedrohlich für die um ihre jeweiligen Privilegien fürchtenden (Staats-)Bürger der 
Aufnahmeländer. Das läßt sich am US-amerikanischen Fall exemplarisch studie- 
ren: Im prosperierenden Kalifornien, wo der Anteil der weißen US-Amerikaner 
europäischer Abstammung auf 50% gesunken ist und die Hispanics mittlerweile 
ein Drittel der Bevölkerung stellen, sind die mexikanischen Wanderarbeiter für 
die dort seltenere Spezies armer Kalifomier europäischer Abstammung eine reale 
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Bedrohung. Für den arbeitslosen Sachsen erweckt der asylsuchende Mosambika- 
ner dieselbe Furcht. Für den Stanford-Professor und den Computerspezialisten aus 
Orange County jedoch sind die Hispanics willkommene Dienstboten. Dafür 
fürchten beide neuerdings die aufstiegs- und bildungsbesessenen Asiaten, die den 
eigenen Kindern bei der Aufnahmeprüfung für eine der besseren Universitäten er- 
folgreich Konkurrenz machen. 

Die reichen EG-Länd£r haben aus den Erfahrungen der USA ihre Lehre gezogen, 
sie heißt: Wenn die Zeit expansiven Wachstums vorbei ist und Produktions- und 
Produktivitätssteigerungen auseinanderdriften, dann müssen die um Asyl suchen- 
den politisch Verfolgten, die Armutsflüchtlinge und die Arbeitsimmigranten un- 
terschiedlichen Ein- und Ausschließungsregelungen unterworfen werden, dann ist 
es.an der Zeit, die Reihen zu schließen, Ein jeder Staat hat dann seinen Teil dazu 
beizutragen, daß möglichst viele Habenichtse vor den Schranken der Wohlstands- 
festung kehrtmachen. 

Freilich, auf dem KSZE-Gipfel im November 1990 haben 34 Regierungschefs aus 
Ost- und Westeuropa eine »Charta für ein neues Europa« beschlossen; ihr Grund- 
satz lautet: »Freiheit muß grenzenlos sein«. Doch so, wie das Wanderungswillige 
aus der Dritten Welt und aus der ihr täglich ähnlicher werdenden Zweiten Welt 
verstehen könnten, war die Losung nicht gemeint. Freiheiten für Kapital, Waren 
und Dienstleistungen, die sind wohl unbestritten. Auch grenzüberwindende Wan- 
derungen von »Euro-Managern« sind gewünscht, ja, hohe internationale Mobilität 
wird für den Manager von morgen sogar zu einem unerläßlichen Nachweis seiner 
Flexibilität und Kompetenz. 

Auch die »Altersmigration« aus den reichen EG-Ländern des Nordens in die Mit- 
telmeerstaaten erscheint - zumindest auf den ersten Blick - unproblematisch. Die 
mehr als 1 Million »turistas residentes« an den spanischen Küsten entlasten 
schließlich das ohnehin angeschlagene Gesundheitssystem in den nördlichen EG- 
Ländern, erleichtern es Politikern, Stadtplanern und Architekten, weiterhin um die 
Bedürfnisse älterer Menschen sich nicht zu scheren - und sie befreien ihre Kinder 
- so sie welche haben - von schlechtem Gewissen: Wer unter südlicher Sonne sei- 
nen Lebensabend verbringen kann, der lebt doch angenehmer als seine gestreßten 
Kinder und wird deren Fürsorge schon nicht bedürfen. Doch ganz so harmlos ist 
diese neuartige, aus dem politischen Diskurs über Migrantenströme systematisch 
ausgeschlossene Variante einer »Völkerwanderung« nun auch wieder nicht: Die- 
selben Menschen, die bei sich zuhause Immigranten für Lohndrückerei und Woh- 
nungsmangel verantwortlich machen, sind nämlich nicht unschuldig daran, daß an 
der spanischen Mittelmeerküste die Bodenspekulation blüht und sich ein schwar- 
zer Markt für Gesundheitsdienste entwickeln konnte. Was diese »externen Staats- 
bürger« indes von gewöhnlichen Immigranten, vor allem denen aus Nicht-EG- 
Staaten, unterscheidet: Niemand kann sie gegen ihren Willen zur Rückkehr bewe- 
gen; sie sind im Besitz aller Bürgerrechte, haben einen Anspruch auf diplomati- 
sche Vertretung und Hilfe im Notfall; sie können ihr Wahlrecht auch aus der 
Fremde ausüben; sie verlieren auch keinerlei Ansprüche auf soziale Sicherheit. 
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Lediglich auf einige Rechte, die an ihre Wohnbürgerschaft gekoppelt sind, müssen 
sie verzichten. Für sie ist in der Tat die europäische Freiheit grenzenlos. 

Grenzenloser wird die Freiheit auch für viele andere EG-Bürger - wenn mit der 
Vollendung des europäischen Binnenmarktes, d.h. mit der Reorganisation einer 
internationalen Ökonomie, die größer ist als die jeweiligen Nationalstaaten, ein 
Teil der »internationalen« Migration zu einer internen Bewegung wird. Die Ab- 
wehr des (größeren) Restes internationaler Migration aus Dritt-Ländern wird dann 
allerdings - um der Stabilität des »gemeinsamen Hauses Europa« willen - zur 
obersten Pflicht eines jeden Mitgliedes der entgrenzten Gemeinschaft. Schon seit 
langem ist ein Wettstreit unter den europäischen Staaten um den Titel des 
»würdigsten« EG-Mitgliedes entbrannt. Das ist nämlich derjenige Staat, der am 
wirksamsten Einwanderer von einem Grenzübertritt abhalten kann - mit Visa- 
Formularen, Stempeln, Pässen, dadurch, daß er Einladungen, Rückfahrkarten, den 
Nachweis von Unterkünften oder von ausreichenden Mengen Bargeld verlangt. 
Denn wer die »äußeren« Grenzen der Staatengemeinschaft erst einmal über- 
schritten hat, kann als illegaler Einwanderer in die reichen Kernländer vorstoßen. 
Weil dies immer häufiger geschieht, patroullieren an den grünen Grenzen Italiens 
und Österreichs neben Grenzpolizisten inzwischen auch Militäreinheiten, 

‘Neben Österreich sind es vor allem die Noch-Nicht-EG-Länder Schweden, Nor- 
wegen und Finnland, die, wenn sie einmal in den Club der gemeinschaftlich vor 
Zuwanderern Geschützten aufgenommen werden wollen, heute ihre Reifeprüfung 
in Sachen Immigrantenabwehr ablegen müssen: durch eine Verschärfung ihrer 
Einwanderungs- und Asylpraxis und durch eine Verstärkung ihrer Grenzkontrol- 
len. Vor allem die Ausweitung des Visumzwanges ist zu einem Instrument ge- 
worden, das Europa zusammenschweißt: die Liste der »außereuropäischen« Staa- 
ten, deren Bürger Einreisevisa für eines der EG-Länder benötigen, wurde auf 59 
erweitert; um ins Kernland der »Schengen-Staaten« hineinzukommen, müssen so- 
gar Bewohner aus 97 Staaten ein Visum vorweisen - und jeder Einlaßbegehrende 
soll nach dem »one-chance-only«-Prinzip nur ein Asylverfahren durchlaufen kön- 
nen, in dem Land, in das er zuerst eingereist ist. Ein simples, aber schon heute äu- 
Berst wirksames »Assimilierungs«-Prinzip: Nachdem das Noch-Nicht-EG-Land 
Österreich nicht nur von Bulgaren, Türken und Rumänen Visa verlangt, sondern 
neuerdings auch von Polen, geraten die Polen unter Druck, ihrerseits die Grenzen 
für rumänische und sowjetische Emigranten abzudichten - andernfalls können sie 
nicht darauf hoffen, daß Österreich oder gar die Schengen-Staaten die Visapflicht 
für polnische Bürger abschaffen. Nachdem auch die CSFR ihre Kontrollen ver- 
schärft hat, Migranten und Flüchtlinge an der Grenze abfängt und nach Ungarn 
zurückschickt, stehen die Ungarn unter Druck, ihre Grenzkontrollen und die Auf- 
enthaltsbewilligung für Rumänen, Türken, Nigerianer und Kameruner zu ver- 
schärfen. Und seit Mitte Mai 1991 hat Spanien die EG-Grenze von Frankreich 
nach Gibraltar »verlegt«: Derweil die Planungen für eine Gasleitung von Algerien 
nach Spanien und für einen Eisenbahntunnel zwischen Nordafrika und Europa zü- 
gig voranschreiten, führt Spanien als zweitletztes EG-Land für die Bewohner der 
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Maghreb-Staaten den Visumzwang ein - voll auf der Linie der »nordeuropäischen 
Politik«. 

Die »italienische Lösung« des Albaner-Problems schließlich kann als vorläufig 
»fortgeschrittenstes« Beispiel dafür herhalten, wie sich Schengener Abschlie- 
Bungsmaßnahmen gegen unerwünschte Mitbewohner in eine faktische Unterlau- 
fung der Genfer Flüchtlingskonvention übersetzen lassen: Italien, das Mühe hatte, 
in den Kreis der Schengen-Staaten aufgenommen zu werden, hat durch die grobe 
Verletzung humanitärer Mindeststandards bei der Behandlung von 20 000 albani- 
schen Flüchtlingen exemplarisch und stellvertretend für die gesamte EG demon- 
striert, wie man Flüchtlinge daran hindern kann, überhaupt in den Geltungsbereich 
der Genfer Flüchtlingskonvention zu gelangen. Eine Demonstration, die nachhal- 
tigen Eindruck gemacht hat: auf die Nachbarstaaten, die Italien nun nicht mehr 
verdächtigen müssen, untätig zuzulassen, daß ein Strom von (illegalen) Migranten 
vom Südzipfel der Feste gen Norden wandert, mehr aber wohl bei allen potentiel- 
len Einwanderern. Ihnen wurde damit ein weiteres Mal und mit ungewöhnlicher 
Härte vor Augen geführt, daß Bürgerrechte nationalstaatlich begründet sind, daß 
es keine internationalen Institutionen gibt, die Bürgerrechte gegen nationale Re- 
gierungen durchsetzen können - auch wenn diese mit der Verweigerung von Bür- 
gerrechten zugleich Menschenrechte verletzen. 

Doch wie die Toleranzgrenzen, so sind auch die Grenzen unserer »Aufnahmefä- 
higkeit« ein in quantitativer und qualitativer Hinsicht recht dehnbarer Begriff; 
beide sind Resultat politischer Auseinandersetzungen. Im Vergleich mit Ländern 
der Dritten Welt sind beispielsweise die Aufnahmekapazitäten der Bundesrepublik 
ungeheuer groß. Doch selbst im Vergleich mit Ländern wie Großbritannien und 
Frankreich, deren faktische Ausländeranteile über denen der Bundesrepublik lie- 
gen, kann von einem »vollen Boot«, von »Überfremdung« oder gar »Überflutung« 
hierzulande keine Rede sein: 1990 lebten 4,8 Millionen Ausländer in der Bundes- 
republik, was einem Anteil an der Gesamtbevölkerung von 7,8% entsprach. Im 
Gebiet der ehemaligen DDR gab es zu dieser Zeit gerade einmal 191 000 Auslän- 
der (alle einbegriffen: die Arbeitsmigranten aus den ehemaligen »sozialistischen 
Bruderländern« der Dritten Welt, mit Ausländern verheiratete DDR-Bürger, Stu- 
denten, Diplomaten und Geschäftsleute); sie machten ganze 1,2% der Bevölke- 
rung aus. Von den 1990 in Westdeutschland ansässigen Ausländern lebten 70% 
schon mehr als 10 Jahre im Lande; 80% der Heranwachsenden waren bereits hier 
geboren und zur Schule gegangen - und dies mit gutem, z. T. bestem Erfolg. Mehr 
als ein Viertel dieser Ausländer wird demnächst - dank eines Passes der Europäi- 
schen Gemeinschaft - den deutschen Staatsangehörigen gleichgestellt sein. Auch 
wenn die 1,1 Millionen Aussiedler hinzugerechnet werden, die während der letz- 
ten zwei Jahre in einer beispiellos kurzen Periode von der Gesellschaft der Bun- 
desrepublik »absorbiert« wurden, liegt der Ausländeranteil in der Bundesrepublik 
noch immer unter 10%. Verglichen mit den USA, wo heute 25% der Bevölkerung 
aus Lateinamerika, den Philippinen, China, Südostasien, Indien und anderen Län- 
dern kommen, nimmt sich diese Zahl recht bescheiden aus. Doch die Zeitungs- 
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meldungen belehren uns, daß schon 300 Asylbewerber in einer ostdeutschen Ge- 
meinde »zuviel« sein können. Auch wer dies nicht einsehen mag, hat zur Kenntnis 
zu nehmen, daß die »Zumuibarkeit« keine statistisch definierbare Größe ist: Auch 
Mörder im jugendlichen Alter können diese Grenzen definieren - für sich, für ihre 
Gemeinde und stellvertretend für eine Gesellschaft, die die Hatz auf Fremde billi- 
gend in Kauf nimmt. 

Ein Verweis auf 1948 verfängt da nicht: Damals konnten in einem vom Krieg 
verwüsteten Land 12 Millionen Flüchtlinge aufgenommen und untergebracht wer- 
den. Damals, als die Erinnerung an deutsche Schuld für die Vertreibung und Er- 
mordung von Millionen Menschen noch frisch war, wurde das Asylrecht in den 
Grundrechtskatalog des Grundgesetzes aufgenommen - als ein subjektives Men- 
schenrecht, das vor unabhängigen Gerichten einklagbar sein müßte. Intendiert war 
damals kein staatliches Souveränitätsrecht, das nach Belieben gewährt oder ver- 
weigert werden kann, das - wenn es die ökonomische oder politische Konjunktur 
verlangt - ersetzt werden könnte: beispielsweise durch eine Liste von Ländern, in 
denen (gemäß einer nicht näher definierten »allgemeinen Überzeugung«) politi- 
sche Verfolgung nicht (mehr) stattfindet, oder dadurch, daß politische Zielvorga- 
ben in juristische Formeln übersetzt werden. Formeln der bundesdeutschen Asyl- 
rechtsprechung, die beispielsweise Sri Lanka zu einem »verfolgungsfreien Staat« 
erklären - obwohl doch jeder weiß, daß die zivilen Einwohner Sri Lankas nicht 
vor einem verfolgenden Subjekt, sondern vor dem Bürgerkrieg um ihr Leben 
flüchten. Der aber gilt hierzulande nicht als Asylgrund. 

Seit 1953 haben 1 Million Ausländer Asyl in der Bundesrepublik gesucht, nicht 
einmal 150 000 haben eines gefunden; wieviele von diesen im Lande geblieben 
sind, weist keine Statistik aus. Nach der Statistik ist aber zweifelsfrei, daß im 
Jahre 1990 98 000 Asylbewerber in die Bundesrepublik kamen, ganze 3% wurden 
als Asylberechtigte anerkannt, 30% konnten als »de-facto-Flüchtlinge« bleiben - 
in Kasernen und Turnhallen, zwangsverpflegt von deutschen Großküchen, mit Le- 
bensmittelscheinen statt mit Bargeld ausgestattet und per Gesetz zur Arbeitslosig- 
keit gezwungen. Jeder einzelne Asylbewerber belastet die Staatskassen mit 1 000, 
DM monatlich - Grund genug, die Geschichte zu revidieren und das Asylrecht zur 
Disposition zu stellen? 

Solange unsere Art des Wirtschaftens und die dadurch geförderte Arbeitsteilung 
zwischen armen und reichen Ländern das Armutsgefälle zwischen den Gesell- 
schaften und innerhalb derselben befestigt und vergrößert, werden sich Millionen 
Menschen auf die Flucht machen. Für die wenigen von ihnen, die es bis Europa 
schaffen, muß ein Recht auf Asyl gesichert sein. Und solange unser Wohlstand 
sich auf die Armut anderer gründet, wird die Demokratisierungsfähigkeit der rei- 
chen Länder daran zu messen sein, ob und wie mit den Freiheiten und Bürger- 
rechten aller Menschen, unabhängig von ihrer Nationalität, umgegangen wird. 
Wer durch die zunehmende Zahl von Armutsflüchtlingen Gefahren für den eige- 
nen Wohlfahrtsstaat befürchtet, der müßte zuerst für eine andere Welthandelspo- 
litik sorgen. Der müßte hierzulande Produktionsstrukturen durchsetzen, die andere 
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Länder nicht länger zum Export ihrer Rohstoffe (zu Niedrigstpreisen) zwingen 
oder zur Abnahme unseres giftigen Mülls - mit der Folge, daß in der Dritten Welt 
die natürlichen Lebensgrundlagen der Menschen zerstört, ihre sozialen Beziehun- 
gen destabilisiert und sie zur Flucht getrieben werden. Der müßte auch Waffenex- 
porte in Länder unterbinden, die Krisengebiete sind oder morgen schon welche 
sein könnten. Der müßte aber auch, im Rahmen des Europarats, Druck auf den 
Mitgliedsstaat Türkei ausüben, um Menschen- und Bürgerrechte des kurdischen 
Volkes zu sichern, Das Flüchtlingsproblem ist weder durch Miltäreinheiten an 
den Grenzen Europas zu lösen, noch durch eine Quotenregelung für Einwanderer - 
auch wenn sich viele Verfechter von einer Quotenregelung insgeheim eine Aus- 
höhlung des Asylrechts erhoffen. 

Von den Flüchtlingen unterscheiden sich die Einwanderer und die modernen 
Wanderarbeiter durch ein höheres Maß an freiwilliger Mobilität. Auch wenn sie 
nicht unbedingt an einer Einbürgerung interessiert sind, ist es wichtig für sie, daß 
sie die gleichen sozialen und politischen Rechte wie die internen Staatsbürger er- 
halten. Dem derzeitigen trade-off zwischen relativ offenen Grenzen und der In- 
stitutionalisierung von politischen und sozialen Rechten kann nur durch eine 
Transferierbarkeit insbesondere derjenigen Rechte, die aus eingegangenen Ar- 
beitsverhältnissen erwachsen, begegnet werden - und dadurch, daß Ausländer, die 
längere Zeit im »europäischen Inland« leben, mittels eines kommunalen Wahl- 
rechts zumindest über die Dinge mitentscheiden können, die ihre alltäglichen Le- 
bensbedingungen beeinflussen. 


xx%* 


"Im April verstarb unser langjähriges Vereinsmitglied Frank Seelow. Wir trauern 
um einen guten Freund. 
Die Redaktion der PROKLA 
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Aristide R. Zolberg 
Die Zunkunft der internationalen Migrationsbewegungen 


Zusammenfassung: Angesichts der fortbestehenden schroffen Ungleichheit der 
sozioökonomischen und politischen Bedingungen in einer zunehmend zusammen- 
hängenden Welt und der Verhängung von Zuzugsbeschränkungen durch die ent- 
wickelteren Länder, durch die dieser Zustand abgesichert wird, ist ein weiteres 
Anwachsen des Wanderungsdrucks aus den weniger entwickelten Ländern zu er- 
warten. Doch ob sich dieser steigende Druck in tatsächliche Wanderungen um- 
setzt, hängt nicht nur von der Ausreisepolitik der Herkunftsländer, sondern vor 
allem von der Einwanderungspolitik der potentiellen Aufnahmeländer ab. Dieses 
Faktum wird auch den Strom der Migranten aus den ehemals realsozialistischen 
Ländern nach der Liberalisierung des Ausreiserechts definieren. Während die 
wirtschaftlich motivierte Migration insofern "nachfragebestimmt" ist, sind die 
Wanderungsströme der Flüchtlinge, die lebensbedrohender Gewalt zu entrinnen 
suchen, "angebotsgeprägt". Diese vom Umfang her bedeutendere Wanderung 
richtet sich zumeist auf Nachbarländer, sodaß die zukünftige Süd-Nord-Wande- 
rung auch weiterhin beschränkt bleiben wird. Hinsichtlich der ethischen Frage 
einer Zuzugsregelung für Migranten und Flüchtlinge lautet die umstrittene Frage, 
ob sich moralische Berechnungen nur auf die nationale Gemeinschaft gründen 
oder die gesamte Welt umfassen sollten. 


1. Globale Ungleichheit und Wanderungsdruck 


Vor eineinhalb Jahrzehnten schloß der bekannte Bevölkerungssoziologe Kingsley 
Davis eine hervorragende Übersicht über die menschlichen Wanderungsbewegun- 
gen von prähistorischen Zeiten bis in die Gegenwart mit der folgenden Beobach- 
tung ab: »Ob die Wanderung von denen kontrolliert wird, die sie auslösen, oder 
von denen, die gehen, cder von denen, die aufnehmen - das liefert zum jeweiligen 
Zeitpunkt ein Spiegelbild dieser Welt« (Davis 1974, $. 96). Diese prägnante For- 
mulierung lenkt die Aufmerksamkeit darauf, welche Rolle in der Geschichte der 
Wanderungsbewegungen jeweils Individuen spielten, die aus ihrer Wanderung 
den größtmöglichen Nutzen erwarteten; wie auch die Ursprungs- und Zielländer, 
die Bevölkerungsbewegungen gemäß ihren eigenen Interessen beeinflussen wol- 
len. Außerdem könnten wir erwarten, daß im Verlaufe dieser Wanderungen 
Individuen in Konflikt mit Staaten geraten, und Staaten untereinander; mehr noch, 
die Metapher »Spiegel« legt nahe, die Veränderungen in den Wanderungsmustern 
als Konsequenzen von Veränderungen allgsmeinerer Natur zu verstehen, die in 
der Welt insgesamt auftreten, i 
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Die grundlegendste Determinante gegenwärtiger Trends in der internationalen 
Wanderungsbewegung ist die dramatische Ungleichheit der sozioökonomischen 
und politischen Bedingungen in einer Welt, die stärker als je zuvor zu einem ein- 
zigen Feld sozialer Interaktion integriert ist. Kein Winkel des Globus, der nicht 
durch Markikräfte neu strukturiert wurde, die die letzten Überbleibsel der Subsi- 
stenzwirtschaften entwurzelten und ständig wachsende Massen auf die Suche nach 
Arbeit schickte. Trotz der erfreulichen Entwicklung, daß die Wachstumsrate der 
Weltbevölkerung nicht mehr ansteigt und vielleicht sogar zu sinken begonnen hat, 
werden die durchschnittlichen jährlichen Zuwächse zur Weltbevölkerung bis zum 
Ende des Jahrhunderts weiterhin ansteigen (United Nations 1989, S. 3). Man er- 
wartet eine Weltbevölkerung von sechs Milliarden im Jahre 1999, und sieben 
Milliarden im Jahre 2010. Obwohl gegen alle Erwartungen einige der größten we- 
niger entwickelten Länder (LDCs) wie Indien und China bei der Lösung ihrer 
Subsistenzprobleme beträchtliche Fortschritte erzielt haben - und einige sich in 
neu industrialisierte Länder (NICs) verwandelt haben - , werden die meisten keine 
Arbeitsplätze für ihre großen und weiterhin anwachsenden Bevölkerungen schaf- 
fen können. Insgesamt gesehen werden sich die schlimmsten Zustände wahr- 
scheinlich in Teilen Afrikas südlich der Sahara finden. 

Gleichzeitig werden sich die Informationen über die Möglichkeiten an verschie- 
denen Orten weiterhin verbreiten, und die relativen Beförderungskosten werden 
weiter sinken. Die meisten der ökonomisch Entwurzelten werden im eigenen Land 
die Wanderung antreten; aber die Unglücklichen, die in Bangladesh geboren wer- 
den statt in Belgien, in Chihuahua statt Chicago, werden immer einen Sinn darin 
sehen, alles daran zu setzen, ins Ausland zu gelangen. 

Unter diesen Bedingungen ist mit einiger Wahrscheinlichkeit ein ständiger Zu- 
wachs des Wanderungsdrucks aus den weniger entwickelten in die entwickelteren 
Länder zu erwarten. Dieser Druck setzt sich jedoch nicht unmittelbar in tatsächli- 
che Wanderungen um, weil die von den potentiellen Aufnahmeländern an ihren 
Grenzen ausgeübte Kontrolle wie schon im vergangenen Jahrhundert darüber zu 
bestimmen sucht, ob eine Bewegung tatsächlich stattfindet. Dennoch bleibt der 
Druck ebenso real wie seine Konsequenzen. Ein Indikator für diesen Druck ist die 
Flut illegaler Grenzübertritte, wo immer dies die Umstände erlauben; ein weiterer 
zeigt sich in dem Ansturm der Einreisewilligen, wenn ein attraktives Land die 
Möglichkeit zur Bewerbung um die Einreise bietet!. 

Heutige Trends legen nahe, eine Regionalisierung des Wanderungsdrucks aus je- 
dem »Süden« in seinen jeweiligen »Norden« zu antizipieren, der nicht nur durch 
die geographische Lage, sondern auch durch politische und ökonomische Bindun- 
gen bestimmt wird. Dazu gehört das Vermächtnis des Kolonialismus, der zur Bil- 
dung bestehender Wanderungsraster beitrug Portes/Walton 1981). Innerhalb der 
westlichen Hemisphäre wird sich dieser Druck aus Lateinamerika und der Karibik 
auf die Vereinigten Staaten und Kanada verstärken; und in der östlichen Hemi- 


1 Als die USA 1986 über 10.000 Einreisezulassungen nach der Reihenfolge der Anmeldungen be- 
reitstellten, gingen 1,4 Millionen Anträge ein (The New York Times, 10. Februar 1989) 
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sphäre ist zu erwarten, daß sich der Druck sowohl aus dem nördlichen als auch 
dem Afrika südlich der Sahara auf West-Mitteleuropa verstärkt, ebenso wie aus 
den weniger entwickelten zu den wirtschaftlich erfolgreicheren asiatischen Öko- 
nomien. Allgemeiner gesprochen wird sich angesichts der rasch zunehmenden 
Differenzierung der Bedingungen unter den Entwicklungsländern auch der Druck 
von Süden nach Süden in den kommenden Jahrzehnten zweifellos intensivieren. 
Dennoch reichen die Bedingungen in der Dritten Welt nicht aus, um die Muster 
internationaler Wanderungsbewegungen zu erklären. Myron Weiner hat darauf 
hingeweisen, es lasse sich keineswegs belegen, »daß niedrige Wachstumsraten in 
Entwicklungsländern die Emigration auslösen«, mehr noch: »Weder die Raten des 
Bevölkerungswachstums in den Ausgangsländern noch ... Veränderungen in den 
Arbeitslosenziffern in den Ausgangsländern (scheinen) mit Veränderungen der 
Auswanderungsraten zusammenzuhängen« (Weiner 1987, S. 176 £.). Obwohl 
diese statistischen Beobachtungen der vorangegangenen Analyse widersprechen 
könnten, handelt es sich in Wirklichkeit nur um einen scheinbaren Widerspruch. 
Der Wanderungsdruck ist real; aber Ausreise- und Einwanderungspolitik legen 
fest, ob er faktisch wird. Und offensichtlich sind diese Politiken überaus verschie- 
den: bestünde die Welt ausschließlich einerseits aus Ländern ohne Auswanderung 
wie Albanien und andererseits aus Ländern mit einer überaus restriktiven Einwan- 
derungspolitik wie Japan, könnten potentielle Wirtschaftswanderer keinen Schritt 
tun. 

Wenn wir die Ausreiseseite außer acht lassen (sie wird in einem späteren Ab- 
schnitt behandelt), so ist offensichtlich, daß potentielle Zielländer zu solchen Be- 
wegungen ihre eigenen Ansichten haben, die sich in ihrer Einwanderungspolitik 
ausdrücken. Diese sind ausschlaggebend für die Statistik und bringen Weiner zu 
dem Schluß, »das Material (sei) überzeugend: die Wirtschaftswanderung in die 
Vereinigten Staaten, nach Westeuropa und in die ölproduzierenden Staaten ist in 
erster Linie von der Nachfrage, nicht vom Angebot geprägt« (Weiner 1987, S. 
176). 

Ökonomische Bewegungen bilden jedoch nur einen Teil des gesamten Wande- 
rungsbildes: in der Welt von heute wurden größere Ströme auch durch politische 
Unterdrückung und Gewalt ausgelöst. Weiner legt nahe, im Gegensatz zu ökono- 
mischen Wanderungen seien diese Flüchtlingsströme »angebotsgeprägt«, das 
heißt, von den Bedingungen im Ursprungsland bestimmt. Es ist jedoch offensicht- 
lich, daß auch andere Staaten eine entscheidende Rolle spielen - durch ihre Politik 
hinsichtlich der Aufnahme von Flüchtlingen, wie weiter unten gezeigt werden 
wird. 


2. Die Determinanten der Auswanderungs- und Einwanderungspolitik 


Daß Staaten die Wanderung von Personen über ihre Grenzen kontrollieren, betont 
den einzigartigen Charakter der internationalen Wanderungsbewegung als eines 
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sozialen Prozesses: Während die innere Wanderung eine bloße Umsiedlung be- 
deutet, hat ihr internationales Gegenstück nicht nur die Umsiedlung zur Folge, 
sondern eine vorübergehende oder andauernde Veränderung der Jurisdiktion und 
Staatszugehörigkeit. Während sich dementsprechend die interne Wanderung als 
ein im wesentlichen ökonomisches Phänomen analysieren läßt, ist die internatio- 
nale Wanderung komplexer, weil ihr auch immer ein politisches Element einbe- 
schrieben ist (Zolberg 1981, S. 15-51). 

Obwohl sich die Politik der Staaten beträchtlich unterscheidet, unterliegt sie be- 
sonderen Mustern, deren bestimmende Faktoren sich ergeben aus »der Welt, wie 
sie zu jenem Zeitpunkt ist«; dazu gehören auch die Bedingungen in den einzelnen 
Staaten und die Bedingungen in der Welt insgesamt. Insgesamt läßt die vorherr- 
schende Politik - im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung der Welt - nur eine sehr 
beschränkte internationale Bewegung zu (Dowty, 1987). Einige Staaten beschrän- 
ken die Auswanderung (siehe unten); meistens jedoch tun dies selbst diejenigen 
Länder nicht, von deren Bevölkerung man am ehesten Interesse an einer Umsied- 
lung erwarten könnte. Andererseits begrenzen alle Länder, in die Menschen aus- 
wandern möchten, den Zuzug. Daher entscheidet letztlich die Politik der potenti- 
ellen Aufnahmeländer darüber, ob und von welcher Art eine Bewegung stattfin- 
den kann. Dies hat auch Bhagwati festgestellt, er kam zu dem Schluß, der Prozeß 
der internationalen Wanderungsbewegungen sei durch »Abschreckung« charakte- 
risiert, nicht durch »Anreize«; und er sagte zu Recht voraus, wenn sozialistische 
Länder die Ausreise gestatteten, werde »die wirksame Beschränkung der Migrati- 
onszahlen bald von den Einwanderungsgesetzen der Zielländer getroffen werden« 
(Bhagwati 1984, S. 684). 

Der entscheidende Einfluß der Einwanderungspolitik läßt sich auf Flüchtlings- 
ströme ebenso anwenden wie auf Wanderungsbewegungen aus ökonomischen 
Gründen. Wie noch breiter diskutiert werden wird, sind Flüchtlinge Menschen, die 
ins Ausland fliehen, um lebensbedrohender Gewalt zu entgehen, Aber die Gewalt 
ruft nur dann einen Flüchtlingsstrom hervor, wenn die Opfer die Möglichkeit zur 
Flucht haben, vor allem einen Ort, wohin sie fliehen können. Steht ihnen dieser 
Ort nicht zur Verfügung, hat die Gewalt andere Folgen, darunter ständige Unter- 
drückung, viele Gefangene und sogar Massenmord, wie das Schicksal so vieler 
Armenier, Juden und Zigeuner in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts auf so 
tragische Weise zeigte. 

In einer Welt, die durch sehr verschiedene sozioökonomische Bedingungen cha- 
rakterisiert wird, dienen die Zulassungsbeschränkungen dazu, die weltweite Un- 
gleichheit aufrechtzuerhalten (Nett 1971, S. 212-227). Einige Ökonomen haben 
gezeigt, daß die hypothetische Beseitigung der Grenzen das ökonomische 
Wachstum fördern, aber auch zu einer Angleichung der Bedingungen führen und 
daher eine ungeheure weltweite Neuverteilung des Einkommens zugunsten der 
Bevölkerung der ärmeren Länder nach sich ziehen würde (Familton/Whalley 
1984, S. 61-75; Petras 1980, S. 157-195). Tatsächlich verhindern es die Grenzen, 
daß die Arbeitskraft überall den gleichen Preis erhält (Emmanuel 1972), und sie 
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versperren Menschen Aue den ärmeren Ländern auch den Zugang zu den 
»kollektiven Leistungen«, die in den wohlhabenderen Staaten zur Verfügung ge- 
stellt werden und einen wichtigen Teil des Einkommens ihrer Bevölkerung aus- 
machen (Carruthers/Vining 1982, $S. 106-120). 

Zusammengenommen bildet die Einwanderungspolitik der kapitalistischen De- 
mokratien einen Schutzwall gegen die Wanderungsbewegung aus den weniger 
entwickelten Ländern. Welche Wanderung auch immer in den letzten Jahren aus 
den armen in die reichen Länder erfolgt ist, sie kann immer nur als kleiner 
Bruchteil des potentiellen Stroms betrachtet werden - als der Bruchteil, den die 
Aufnahmeländer zuließen. In der Rückschau wird deutlich, daß der Großteil der 
Wanderungsbewegung aus dem Wunsch erwuchs, ausländische Arbeitskräfte zu 
beschäftigen, obwohl man in den meisten Fällen nur Zeitarbeiter ins Land lassen 
wollte. Langfristig jedoch gelang es einigen von ihnen zu bleiben. Die meisten 
Aufnahmeländer haben auch einige Flüchtlinge und Asylbewerber aufgenommen, 
vor allem aus den sozialistischen Ländern Europas und der Dritten Welt. Wo Ar- 
beiter und Flüchtlinge sich niederließen, gestatteten ihnen die Aufnahmeländer in 
der Regel auch, nahe Verwandte nachkommen zu lassen. Die zukünftige Form der 
internationalen Wanderungsbewegungen hängt von der Politik ab, die die Auf- 
nahmeländer hinsichtlich jeder dieser Komponenten verfolgen. 


3. Nutzen und Kosten ausländischer Arbeitskraft 


Ausländische Arbeitskraft wird häufig genutzt, weil Arbeitgeber dies unter einer 
Vielzahl von Bedingungen ökonomisch für günstiger halten (Kindleberger 1967; 
Castles/Kossack 1984; Piore 1979; Freeman 1979; Portes/Walton 1981; Burawoy 
1976, S. 1050-1087). Im Allgemeinen senkt das zusätzliche Arbeitsangebot, das 
sich aus der Ankunft der Ausländer ergibt, die Löhne im Aufnahmeland auf ein 
niedrigeres Niveau - jedenfalls, wenn man eine perfekte Elastizität voraussetzt. 
Obwohl dieser theoretische Grad der Elastizität in der Realität nirgends zu finden 
ist, wird dieser Prozeß in gewissem Ausmaß in einigen besonderen Sektoren der 
Aufnahmewirtschaft wirksam. Wer sich für den Einsatz ausländischer Arbeits- 
kräfte einsetzt, beruft sich im allgemeinen auf einen »Mangel« an Bewerbern für 
bestimmte Arbeiten. In der Realität bedeutet dies gewöhnlich, daß sie einheimi- 
schen Arbeitern nicht die Löhne zahlen wollen, die die Marktbedingungen für die 
fraglichen Arbeitsplätze festlegen - Arbeitsplätze, die nach den normalen Stan- 
dards als besonders unangenehm gelten. Arbeiter aus armen Ländern, die hin- 
sichtlich des materiellen Komforts und der Arbeitsschutzgesetzgebung auf einem 
niedrigeren Niveau stehen, werden als naheliegender Ersatz angesehen. 

Wenn man ein internationales ökonomisches Zusammenspiel der Länder mit un- 
gleichem Beschäftigungsniveau voraussetzt, das zyklischen Fluktuationen unter- 
worfen ist, dann können die weniger entwickelten Länder als eine Art Arbeitsre- 
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serve dienen, wodurch sich die Elastizität des Arbeitsangebots in den höher ent- 
wickelten Ländern verstärkt und auch die Kosten für die Haltung der Reservear- 
beit reduziert werden, solange sie nicht gebraucht wird. Dieser Effekt zeigt sich 
schön in dem Ausdruck »Konjunkturpuffer«, der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land hinsichtlich der Funktion der »Gastarbeiter« geprägt wurde. Ein solcher Puf- 
fer ist besonders wertvoll, wo einheimische Arbeiter Schutz gegen die Auswir- 
kungen ökonomischer Zyklen erlangt haben, wie es in den meisten heutigen 
Wohlfahrtsstaaten der Fall ist (Kündigungsschutz, ein beträchtliches Arbeitslo- 
sengeld, Zugang zu Umschulungsmaßnahmen etc.). Es sollte festgehalten werden, 
daß die Wirkung des Puffers von der Möglichkeit abhängt, die ausländischen Ar- 
beiter im Falle einer Krise in ihre Ursprungsländer zurückzuschicken. 

Zu den weiteren Vorteilen gehört die Tatsache, daß es billiger ist, Arbeitskräfte in 
den weniger entwickelten Ländern zu »produzieren« (d.h., Kinder bis zum arbeits- 
fähigen Alter aufzuzichen und ihnen die entsprechenden Fertigkeiten beizubrin- 
gen). Darüber hinaus sind einwandernde Arbeiter - zumindest zu Beginn - bereit, 
Löhne und Arbeitsbedingungen unter dem für einheimische Arbeiter akzeptablen 
Mindestniveau hinzunehmen. Sie sind auch häufig fügsamer als Einheimische, 
weil sie aufgrund ihres Status als Ausländer gegenüber privaten oder öffentlichen 
Sanktionen verwundbarer sind. Einige Analytiker haben auch darauf hingewiesen, 
daß die Konkurrenz zwischen ethnisch oder rassisch verschiedenen Gruppen auf 
dem Arbeitsmarkt - ein Muster, das als »gespaltener Arbeitsmarkt« bezeichnet 
wurde - es den Arbeitern erschwert, eine organisatorische Einheit zu erreichen, 
und damit den Arbeitgebern strategische Vorteile gewährt (Bonacich 1972, S. 
547-559). 

Ausländische Arbeitskräfte spielten in der Entwicklung der Vereinigten Staaten 
eine besonders wichtige Rolle. Sie wurden auf vielen unterschiedlichen Wegen ins 
Land geholt. In der Kolonialzeit, als die Kosten für die Überfahrt eines lebenden 
Arbeiters nach Amerika im Verhältnis zu der darauf folgenden Arbeitsleistung 
sehr hoch waren - und als die Arbeiter sich nach der Ankunft für die Alternative 
entscheiden konnten, sich auf freiem Land niederzulassen - wurden die Arbeits- 
kräfte fast ausschließlich unter rechtlichen Beschränkungen importiert - befristete 
Leibeigenschaft für Weiße, Sklaverei für Schwarze, In den 20er Jahren des 19. 
Jahrhunderts, als entwicklungsorientierte Amerikaner an einem Strom von Land- 
käufern und Arbeitern interessiert waren, trieben die Bedingungen in Europa Mas- 
sen von Menschen zur Auswanderung; ihre Zahl wurde jedoch durch die Kosten, 
Risiken und die Dauer der Reise niedrig gehalten oder beschränkt, ebenso wie 
durch die begrenzte Transportkapazität der Segelschiffe. Die Einwanderungspoli- 
tik der Vereinigten Staaten bestand daher im wesentlichen darin, die ablaufenden 
Prozesse nicht zu behindern - d.h. »laissez-faire«, wobei in schwierigen Zeiten nur 
zu unwirksamen spontanen Maßnahmen gegriffen wurde, um die Zahl der An- 
kommenden zu beschränken. Nach dem Bürgerkrieg bestand ein ständig wach- 
sender Bestandteil des Einwanderungsstroms aus alleinstehenden jungen arbeits- 
fähigen Männern, die nach einer gewissen Zeit nach Europa zurückkehrten (Piore 
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1979). Dies war auch an der Westküste der Fall, wo die Chinesen von Anfang an 
als temporäre Arbeitskräfte betrachtet wurden, die auf keinen Fall Bürger werden 
konnten, da nur Weiße für die Naturalisierung vorgesehen waren. Um die Jahr- 
hundertwende bestand die amerikanische Industriearbeiterschaft zu einem we- 
sentlichen Bestandteil aus »Gastarbeitern«. 

Unter dem Druck der Konservativen - die glaubten, die Neuankömmlinge würden 
die traditionelle soziale und kulturelle Ordnung untergraben - und mit Unterstüt- 
zung der organisierten Arbeiterschaft - deren Errungenschaften durch den massi- 
ven Zustrom ungelemter Arbeiter ständig bedroht wurden -, setzte der Kongreß 
nach dem Ersten Weltkrieg deutlich restriktive Einwanderungsgesetze durch. Dies 
schaltete die Einwanderung aus Europa und Asien als bedeutende Arbeitskraftres- 
sourcen aus (Higham 1970). Tatsächlich hatten zu diesem Zeitpunkt die Verei- 
nigten Staaten bereits begonnen, Arbeiter aus den Nachbarländern der westlichen 
Hemisphäre ins Land zu holen. Darunter waren Mexikaner, die seit der Jahrhun- 
dertwende in der kalifornischen Landwirtschaft die Asiaten ersetzten und in den 
industriellen Mittelwesten gebracht wurden, als der europäische Nachschub wäh- 
rend des Ersten Weltkriegs versiegte; Französisch-Kanadier, die in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts in der neuenglischen Industrie zu arbeiten begannen; 
und ein tröpfelnder Zustrom von Schwarzen aus den britisch-westindischen In- 
seln. Trotz aller Bemühungen der Verfechter der Einwanderungsbeschränkung, 
denen diese Gruppen noch weniger willkommen waren als Süd- oder Osteuropäer, 
wurde für die Einwanderung aus der westlichen Hemisphäre keine Zahlengrenze 
festgelegt. Obwohl sie in der Theorie »qualitativen« Bestimmungen unterworfen 
war, erfolgte in der Realität eine beträchtliche Wanderung auch ohne legale Do- 
kumente - als Reaktion auf die Nachfrage der US-Arbeitgeber. Ein großer Teil be- 
stand aus nur temporären Arbeitern, aber über die Jahrzehnte führten diese Zu- 
wanderungsströme auch zur Niederlassung. Nach dem Ausbruch des Zweiten 
Weltkriegs ermöglichte die US-Regierung ingroßem Umfang die Rekrutierung 
von Zeitarbeitern aus Mexiko (»Bracero«-Programm) und anderen Nachbarlän- 
dern. Neben den offiziellen Programmen entwickelte sich auch ein beträchtlicher 
illegaler Zustrom. Arbeitsbeschaffungsprogramme erstreckten sich auch auf Pu- 
erto Rico, dessen Einwohner US-Bürger waren. 

Obwohl das mexikanische Arbeitsbeschaffungsprogramm in den Nachkriegsjah- 
ren endete, wurde während des Korea-Krieges ein neues Programm in Gang ge- 
setzt, um Arbeitskräfte für die Baumwoll- und Agrarproduzenten des Südwestens 
zu beschaffen; das Programm wurde trotz der Widerstände der US-Gewerkschaf- 
ten mehrfach erneuert. Als die Demokraten 1961 an die Macht kamen und für die 
organisierte Arbeiterschaft offenere Ohren zeigten, leiteten die Vereinigten Staa- 
ten Schritte ein, um ausländische Arbeitskräfte durch die Beendigung des Kost- 
spieligen »Bracero«-Programms loszuwerden (Craig 1971, Garcia y Griego 
1983). Entsprechend setzten Kennedys und Johnsons Reformen des Einwande- 
rungs- und Staatsbürgerschaftsgesetzes (1965, in Kraft getreten 1968), die wegen 
der Abschaffung der Diskriminierung nach nationaler Herkunft und der drakoni- 
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schen Beschränkungen für Asiaten viel Anerkennung fanden, auch zum ersten 
Mal eine Zahlengrenze für Zulassungen aus der westlichen Hemisphäre durch. 
Aber auch unter der Herrschaft dieser Gesetze fuhren die amerikanischen Arbeit- 
geber fort, große Massen illegaler Grenzgänger ohne jedweden eigenen legalen 
Risikos und unter Bedingungen zu beschäftigen, die eine höhere Ausbeutung ins- 
besondere in der Landwirtschaft ermöglichte. 

Wie ihre europäischen Vorläufer wurden die neuen Arbeiter durch die brutale 
Auswirkung der Marktkräfte auf die traditionelle Landwirtschaft in den Wande- 
rungsstrom getrieben. In großen Teilen Lateinamerikas und der Karibik wurde 
dieser Prozeß durch die Verzerrungen verschärft, die durch die abhängige Ent- 
wicklung ausgelöst wurden, wie auch durch das schnelle Bevölkerungswachstum 
(Portes 1978, S. 1-48). 

Von Anfang an nutzten auch die sich industrialisierenden europäischen Länder 
beträchtliche Massen ausländischer Arbeiter, darunter auch aus peripheren Regio- 
nen (wie z.B. die Iren in Großbritannien), eindeutige Ausländer und etwas später 
auch Arbeiter aus den überseeischen Kolonien (wie z.B. Algerier in Frankreich). 
Da es keine Tradition gab, Einwanderer zur Ansiedlung zuzulassen, war die Puf- 
ferfunktion der Arbeiter gewöhnlich sehr deutlich. Da diese Staaten ihre histori- 
sche Entstehung unter den Bedingungen ökonomischer und militärischer Konkur- 
renz in einer Zeit des Bevölkerungsmangels erlebt hatten, stellten sie meistens die 
Einwanderung und den Aufenthalt von Fremden unter eine strenge polizeiliche 
Kontrolle. Im großen und ganzen wurde die Einwanderung nur für begrenzte 
Dauer erlaubt, auf die Arbeiter selbst beschränkt (ohne Familienangehörige), und 
hing im Allgemeinen von der Beschäftigung an einem bestimmten Arbeitsplatz 
ab. Der Vorläufer des »Gastarbeiter«-Systems wurde in Deutschland in den 90er 
Jahren des 19. Jahrhunderts entwickelt, um polnische Landarbeiter für die Güter 
Ostpreußens anzuwerben. Um ihre Ansiedlung zu verhindern, mußten die Arbeiter 
das Land nach der Ernte verlassen und wurden von zukünftiger Beschäftigung 
ausgeschlossen, wenn sie nach diesem Zeitpunkt in Deutschland angetroffen wur- 
den. Die Schweiz, die seit der Jahrhundertwende in großem Ausmaß auf italieni- 
sche Arbeiter angewiesen war, entwickelte ein ausgeklügeltes System der Rota- 
tion. Eine wichtige Ausnahme war Frankreich, das wegen seines Bevölkerungs- 
schwundes die Einwanderung förderte und die Neuankömmlinge ermutigte, Bür- 
ger zu werden. 

Die Beschäftigung fremder Arbeitskräfte in den Vereinigten Staaten, die während 
der Depression unterbrochen worden war, weitete sich in den Boomjahren nach 
der Wiederaufbauphase der Nachkriegsjahre kräftig aus. Starke Unterstützung 
fand dies bei Vertretern des Marshall-Plans wie Charles Kindlberger, die sich dar- 
auf festgelegt hatten, die internationale Wirtschaft auf einer offeneren Grundlage 
neu zu gestalten. Dazu sollte durch Förderung der Migration von »Überschuß-« zu 
»Mangel«-Ländern eine bessere Verteilung der Arbeitskräfte gehören? Diese po- 


2  »Es bestand ein gewisses Maß an Übereinstimmung zwischen den ethischen und juristischen Prin- 
zipien und den praktischen Ineressen der internationalen Gemeinschaft, daß Arbeitskräftemangel, 
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kitische Haltung gründete sich auf eine Theorie - die ihren Ursprung bei John 
Maynard Keynes und Alfred Sauvy hatte, aber von W. Arthur Lewis formalisiert 
wurde - , wonach Wachstum und Vollbeschäftigung in den industrialisierten Län- 
dern von der Verfügbarkeit eines reichlichen Angebots an Arbeit abhinge, wie in 
den Vereinigten Staaten in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Die Probleme 
der ärmeren Länder könnten leichter überwunden werden, wenn sie die Möglich- 
keit hätten, den Druck ihrer überschüssigen Arbeiterschaft auf ihre Gesellschaft 
und Wirtschaft zu reduzieren - wie es aufgrund des »Bracero«-Programms für 
Mexiko gelten sollte?. 

Die Gültigkeit des Lewis-Modells in seiner Anwendung auf Europa wurde in ei- 
ner Untersuchung bestätigt, die Kindlberger 1964 angeregt hatte. In Bezug auf die 
Zukunft beobachtete er, daß sich die hohen Wachstumsraten der 50er Jahre mit 
der Erschöpfung des überschüssigen Arbeitsangebots in Europa Anfang der 60er 
Jahre verminderten. Obwohl einige Länder »versucht haben, die Kontrolle der 
Lohnraten oder die Einkommenspolitik durch eine Förderung des Wachstums 
mittels unbeschränkten Arbeitsangebots zu ersetzen«, sei ihr Erfolg unwahr- 
scheinlich; daher wies Kindlberger darauf hin, daß die Wanderung auch für die 
Zukunft die wichtigste Lösung bleibe. Ende der 60er Jahre entwickelte sich dies 
zur offiziellen Doktrin der OECD, wobei die Arbeiter meistens aus der benach- 
barten Peripherie kamen, zu der die am wenigsten entwickelten Länder Südeuro- 
pas gehörten (Griechenland und Portugal) sowie Jugoslawien, die Türkei und der 
Maghreb. Es ist bemerkenswert, daß ähnliche Arbeitswanderungen auch in der so- 
zialistischen Welt entstanden sind, insbesondere aus Vietnam in die Sowjetunion 
und aus Polen in die Deutsche Demokratische Republik. 

Innerhalb dieses allgemeinen Musters ergaben sich Variationen, da jedes der Auf- 
nahmeländer einigermaßen unterschiedlich an das Problem heranging, wie der 


der die Reparaturen am Produktionsapparat erschwerte, gelindert werden sollte durch die Erleich- 
terung des Einsatzes menschlicher Ressourcen und ihres Transfers aus »Überschuß-« in »Mangel«- 
Länder.« Die Förderung der internationalen Arbeitswanderung sollte ausdrücklich die anderen ent- 
siehenden internationalen Regelungen ergänzen: »Da die Organisation (OECD) an einem »Kodex« 
der Liberalisierung des Handels und der Zahlungen arbeitete, war es nur natürlich, das gleiche für 
Menschenbewegungen zu versuchen«; dementsprechend gingen die Vertragspartner ausdrücklich 
die Verpflichtung ein, »an der fortschreitenden Beseitigung der Hindemisse für die Freizügigkeit 
der Menschen zu kooperieren« (Organization for Economic and Cooperative Development, 1979, 
S.7-8). 

3  Kindleberger kam zu dem Ergebnis, der wichtigste Faktor für das bemerkenswerte ökonomische 
Wachstum im größten Teil Europas seit 1950 habe nicht in einer Veränderung der Nachfrage be- 
standen, sondern vielmehr in der Verfügbarkeit eines großen Arbeitskräftereservoirs, sei es durch 
eine hohe Geburtenrate (wie in den Niederlanden), Abwanderung aus der Landwirtschaft 
(Deutschland, Frankreich, Italien) oder Einwanderung - Flüchtlinge (Deutschland) und arbeitslose 
oder unterbeschäftigte Arbeiter aus den Mittelmeerländem in anderen Ländern (Frankreich, 
Deutschland und die Schweiz). Im Gegensatz dazu wiesen diejenigen Länder, die keine wesentli- 
che Vergrößerung ihres Arbeitskräftereservoirs aufwiesen - Großbritannien, Belgien und die skan- 
dinavischen Länder - insgesamt ein geringeres Wachstum auf. Gleichzeitig zogen die weniger 
entwickelten Länder am Rande des Mittelmeers »in ihrem Wachstum Nutzen aus dem Verlust an 
Arbeitskräften (ein anderes, wenn auch in einiger Hinsicht komplementäres Modell).« (Rindleber- 
ger 1967, 9, n.1, 20-21) 
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Einsatz ausländischer Arbeiter mit dem Schutz für die einheimischen Arbeits- 
kräfte verbunden werden sollte. Zu den entscheidenden Faktoren gehörten der 
Status der organisierten Arbeiterschaft im Gesamtapparat der Politik und das 
Ausmaß, in dem dieser Apparat allgemein für gesellschaftlichen Druck empfäng- 
lich war. Die Gesamtstrategie lautete, die ausländischen Arbeiter auf das untere 
Segment eines doppeiten Arbeitsmarktes zu beschränken (Piore 1979; Gor- 
don/Edwards/Reich 1970). In den Vereinigten Staaten zum Beispiel wurden ille- 
gale Ausländer aus dem am stärksten gewerkschaftlich organisierten Produktions- 
sektor herausgehalten (z.B. Stahl und Automobile). In der Konsequenz entfiel die 
schädliche Auswirkung des zusätzlichen Arbeitsangebots vor allem auf das 
»sekundäre« Segment und trug damit wahrscheinlich zu einer weiteren 
Schwächung jener bei, die ohnehin schon am schlechtesten dastanden, d.h. ein- 
heimische Minderheiten und die früheren Einwandererwellen aus den gleichen 
ethnischen Gruppen und mit ähnlichen Fertigkeiten (Papademetriou 1989). 

In Großbritannien scheiterten Versuche, ausländische Arbeiter für den Wiederauf- 
bau nach dem Krieg insbesondere im Kohlebergbau einzusetzen, am Widerstand 
der Bergarbeiter (Kay/Miles 1988, S. 12-37); deshalb wurden die einwandernden 
Arbeitskräfte auf den traditionellen freien Zustrom der Iren beschränkt, deren 
ökonomische Bedeutung die der umstritteneren »Schwarzen« aus dem Common- 
wealth überstieg. Frankreich behielt seine traditionelle einwanderungsfreundliche 
Haltung im Namen des Bevölkerungswachstums und zur Ermöglichung des Wie- 
deraufbaus bei, wobei die Arbeiter anfänglich hauptsächlich aus Italien und Spa- 
nien und später aus Algerien und Portugal kamen. Trotz der in der Wirtschaft all- 
gemein geltenden Vorherrschaft des Staates blieb die Arbeitseinwanderung weit- 
gehend unreguliert und wurde wie in den Vereinigten Staaten im wesentlichen 
durch die Arbeitgebernachfrage kontrolliert. Dies läßt sich wahrscheinlich darauf 
zurückführen, daß die organisierte Arbeiterschaft in Frankreich bei der Gestaltung 
der Wirtschaftspolitik nur eine marginale Rolle spielte‘. Westdeutschland traf 
seine Vorkehrungen innerhalb des Rahmens der neokorporatistischen »Konzertie- 
rung« zwischen Gewerkschaften und Management unter der Führung des Staates, 
der die Anwerbung im Ausland scharf kontrollierte und die Mobilität der auslän- 
dischen Arbeiter auf dem deutschen Arbeitsmarkt einschränkte. 

In den Ursprungsländern wurde der Weg des Arbeitskräfteexports teilweise des- 
halb ausgeweitet, weil er - aufgrund der Geldüberweisungen der Auswanderer - zu 
einer wichtigen Devisenquelle wurde. Dies wurde noch verschärft durch die An- 
forderungen des Internationalen Währungsfonds und der Weltbank hinsichtlich 
einer ausgeglichenen Bilanz als Vorbedingung für Kredite. Auch der Druck auf 
den Export von Landwirtschaftsprodukten trug zur Entwurzelung und Auswande- 
rung der Bevölkerung bei. Der Austausch brachte zweifellos den Ursprungslän- 


4 Die führende Gewerkschaft in der Nachkriegszeit war die CGT; obwohl sie durch ihre Verbindun- 
gen mit der Kommunistischen Partei politisch eine wichtige Roole spielte, überließ sie durch ihre 
Weigerung, an der Planung und Politik teilzunehmen, weil dies »Klassenverrat« bedeute, das Feld 
durch Untätigkeit den Arbeitgebern. 
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dern ebenso Nutzen wie den Aufnahmeländern; es besteht jedoch wenig Zweifel, 
daß die Aufnahmeländer den größeren Nutzen hatten und daß außer in einigen 
Fällen in Europa selbst, in denen die Ursprungsländer bereits in Reichweite der 
privilegierten Gruppe waren, der Arbeitskräfteexport wenig mehr bewirkte, als 
Lücken zu stopfen; der Nutzen reichte nicht aus, um den Status der Unterent- 
wicklung zu überwinden. Das Gleichgewicht hätte durch einen »Verhaltensko- 
dex« verändert werden können - wie etwa durch Entschädigungszahlungen der 
Aufnahmeländer an die Ursprungsländer; aber obwohl die Internationale Arbeits- 
organisation (ILO) eine Reihe von Vorschlägen in dieser Richtung vorlegte, sah 
die privilegierte Gruppe keinen Grund zur Zustimmung, während den Armen a 
Macht fehlte, sie den Unwilligen aufzuzwingen. 

Die Energiekrise von 1973, die den Beginn langsameren Wachstums signalisierte 
und schwere Zeiten nach sich zog, löste in der OECD eine abrupte Kehrtwendung 
aus. Die Fähigkeit jedoch, diese Kehrtwende durchzusetzen, war von bereits be- 
stehenden Vereinbarungen abhängig. Die Arbeiter selber wollten im allgemeinen 
in den entwickelten Ländern bleiben, weil die schwierigen Zeiten die Kluft zwi- 
schen den reichen und den armen Ländern noch vertieften. Im größten Teil Euro- 
pas konnten die Zulassungen behördlich reguliert werden; dementsprechend ver- 
hängten sowohl die Bundesrepublik Deutschland als auch Frankreich einen un- 
mittelbaren Stopp der Anwerbung von Gastarbeitern, Da Aufenthaltserlaubnisse 
nur für eine befristete Dauer galten und von der Fortdauer der Beschäftigung ab- 
hingen, hätten die überschüssigen ausländischen Arbeiter letztlich in ihre Hei- 
matländer zurückkehren müssen. Viele von ihnen jedoch - insbesondere von au- 
Berhalb der Europäischen Gemeinschaft (Türkei und Nordafrika) - blieben im 
Lande, auch wenn sie arbeitsios waren. Im Widerspruch zur Puffer-Theorie trat 
dies ein, weil einige der Arbeiter bereits quasi dauerhafte Aufenthaltsrechte er- 
langt hatten und weil massive Ausweisungen unakzeptable politische Kosten mit 
sich gebracht hätten. Tatsächlich begannen die meisten ausländischen Arbeiter in 
Europa, sich in Einwanderer zu verwandeln, und in den folgenden Jahren erlang- 
ten sie das Recht, auch ihre Familien nachkommen zu lassen. Das paradoxe Er- 
gebnis lautete, daß der Anteil der Bevölkerung, der im Ausland geboren war oder 
von Ausländern abstammte, im Jahrzehnt nach dem Anwerbungssiopp anstieg. 
Diese Entwicklung wirkte sich ihrerseits auf die Entschlossenheit der meisten 
Länder aus, den Einsatz nichteuropäischer zeitweiliger Arbeiter für die Zukunft 
auszuschließen. 

In den Vereinigten Staaten führte der Ölschock auch zu öffentlichen Forderungen, 
das Angebot an ausländischen Arbeitskräften zu reduzieren, indem die »Illegalen« 
draußen gehalten wurden. Es zeigte sich jedoch schon früh, daß die bestehenden 
Grenzkontrollen weitgehend unwirksam waren, und daß die politischen Kosten 
einer entsprechenden Politik - zu der die Errichtung eines Systems innerer Kon- 
trollen gehört hätte - nicht akzeptierbar waren. Die Alternative lautete, den Zu- 
gang zum Arbeitsmarkt selbst zu kontrollieren. Der nächstliegende Mechanismus 
bestand darin, Arbeitgebern zu verbieten, Ausländer ohne Papiere anzustellen, wie 


200 Aristide R. Zolberg 


es die organisierte Arbeiterschaft bereits seit mindestens 1950 empfohlen hatte. 
Obwohl das Repräsentantenhaus in den 70er Jahren wiederholt Sanktionen gegen 
Arbeitgeber verabschiedete, blieb die Gesetzgebung im Senat hängen - aufgrund 
des hartnäckigen Widerstands der am stärksten betroffenen Teile der Geschäfts- 
welt. Inzwischen strömten trotz der steigenden Arbeitslosigkeit weiterhin Ar- 
beitsuchende ein. Dies bewog den Kongreß 1979, die Select Commission on Im- 
migration and Refugee Policy (SCIRP) einzusetzen. Zusätzlich stiegen die Be- 
fürchtungen vor hoher Einwanderung noch durch die Entscheidung der Vereinig- 
ten Staaten, große Zahlen indochinesischer Flüchtlinge aufzunehmen, und er- 
reichten im folgenden Jahr mit der Ankunft neuer Wellen aus Kuba und Haiti 
einen kritischen Punkt. 1981 empfahl SCIRP die Verabschiedung eines Gesetzes 
über Sanktionen gegenüber Arbeitgebern, verbunden mit der Genehmigung, ei- 
nige der Ausländer ohne Papiere, die de facto zu Einwanderern geworden waren, 
zu legalisieren. Aber die Sanktionen riefen auch weiterhin beträchtlichen Wider- 
stand der Arbeitgeber hervor, wie auch unerwarteterweise von Bürgerrechtsorga- 
nisationen und Vertretern der spanischsprechenden Bevölkerung, die befürchteten, 
die Sanktionen würden die Diskriminierung fördern. Die Bedenken wurden 
schließlich in das Immigration Reform and Control-Act von 1986 aufgenommen 
(IRCA), das jedoch erst verabschiedet wurde, nachdem sich die landwirtschaftli- 
chen Produzenten die Garantie verschafft hatten, daß ausländische Arbeitskräfte 
für einige Jahre auch weiterhin ins Land kämen (Zolberg 1989). 

Das IRCA sich nicht für die normale Einwanderung, die zur Zeit fast eine halbe 
Million Menschen pro Jahr ausmacht. Dazu gehört eine festgelegte Zahl von 
270.000 Immigranten nach dem Gesetz von 1965, meistens Verwandte von Bür- 
gem und Daueraufenthaltsberechtigten; sowie unmittelbare Verwandte von Bür- 
gern, die ohne zahlenmäßige Beschränkung zugelassen werden, annähemd 
220.000 Personen. Die Vereinigten Staaten gestatten auch größeren Mengen 
Flüchtlingen die Einreise (wie weiter unten diskutiert wird); wenn sie Bürger wer- 
den, erlangen sie ebenfalls Ansprüche auf unquotierte Familienzusammenführung 
(in der Gesamtzahl von 220.000 eingeschlossen), 

Auch hier tendiert der Gesamttrend zu größeren Beschränkungen. Im Kongreß 
sind Entwürfe eingebracht worden, den Umfang der Familienzusammenführung 
zu begrenzen, um dem »Ketten«prozeß Einhalt zu gebieten - wie es SCIRP bereits 
1981 empfohlen hatte - und womöglich eine Obergrenze für die jährliche Ein- 
wanderung einzuführen. 

Für die Einschätzung zukünftiger politischer Trends ist es wichtig festzuhalten, 
daß erste Zweifel und Besorgnisse hinsichtlich des Gleichgewichts von Kosten 
und Nutzen ausländischer Arbeitskräfte tatsächlich bereits vor dem Ölschock auf- 
getreten waren. Einige darunter waren ökonomisch begründet. In dem Maße, in 
dem ausländische Arbeiter die Einschränkungen ihrer Rechte überwinden und Be- 
dingungen aushandeln konnten, die sich denen der Einheimischen annäherten, 
sank auch entsprechend die Profitabilität dieser Form der Arbeit für die Arbeitge- 
ber. In den Vereinigten Staaten bedeutete ihr Status als illegale Ausländer, daß sie 
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selten angemessen versichert waren; obwohl sie sich im allgemeinen hüteten, öf- 
fentliche Dienste wie Krankenhäuser in Anspruch zu nehmen, fielen die daraus 
entstehenden Kosten fast vollständig den lokalen Gemeinden zur Last, die sich 
dementsprechend gegen sie aussprachen. 

Dennoch entsprang ein Großteil der Zweifel nichtökonomischen Überlegungen. In 
Europa kam eine Gruppe unabhängiger Experten, die politische Trends unter- 
suchte, zu dem Schluß, daß »das zweite Hauptziel der Verhängung von Beschrän- 
kungen ... dem Wunsch entsprang, die wachsenden sozialen Spannungen, die 
durch die Anwesenheit einer groBen Zahl von Ausländern geschaffen wurden, zu 
minimieren« (OECD 1979, S. 22). Genau genommen wurden diese sozialen 
Spannungen ausgelöst durch die negativen Reaktionen einiger Schichten der ein- 
heimischen Bevölkerung auf die Einwanderer. Eine ähnliche Situation war in den 
Vereinigten Staaten wahrzunehmen. 

Um diese Reaktionen zu verstehen, muß man erkennen, daß die internationale 
Wanderung das Zusammentreffen kulturell verschiedener Gruppen mit sich 
bringt, die bis dahin voneinander getrennt waren. Darüber hinaus sind die Arbeiter 
aus der Peripherie, die die Masse der neueren Ankömmlinge ausmachen, nicht 
einfach irgendwelche Fremde. Im Verlauf der Entstehung ihrer Vorrangstellung 
betonten die Europäer und ihre Abkömmlinge ihre Differenz zu den beherrschten 
Bevölkerungen, und interpretierten diese Unterschiede als Hinweise auf Überle- 
genheit und Unterlegenheit. »Unterlegene« sind als billige Arbeitskräfte einsetz- 
bar, aber unerwünscht als Mitglieder der Aufnahmegesellschaft. Negative Erwar- 
tungen hinsichtlich der sozialen und kulturellen Auswirkungen der Neuankömm- 
linge auf das Aufnahmeland werden häufig durch ihr Verhalten im Gastgeberland 
bestätigt; es läßt sich auf die Bedingungen zurückführen, denen sie nach ihrer An- 
kunft unterworfen wurden. Wo die Erwartung besteht, die Arbeiter würden zur 
Ausreise gezwungen, sobald sie nicht mehr gebraucht werden, wird die Aussicht 
auf ständige Ansiedlung die einheimischen Reaktionen verschärfen, insbesondere 
unter Bedingungen einer höheren Geburtenrate unter den Einwanderern, die auf 
übertriebene Weise hochgerechnet wird, um nahezulegen, sie würden die Gastge- 
bergesellschaft »übernehmen«, 

Selbst unter den günstigsten Umständen stellt die Ankunft einer breiten Einwan- 
dererwelle mit einer anderen Sprache, einer anderen Religion oder auch nur ganz 
anderen Gewohnheiten sehr wohl den kulturellen Status Quo des Aufnahmelandes 
in Frage. Insbesondere müssen sich christliche Europäer mit dem Islam auseinan- 
dersetzen; englischsprechende Amerikaner müssen sich mit der Verbreitung des 
Spanischen abfinden. Die neue Heterogenität bezieht sich auf Vorstellungen der 
Identität, hat jedoch auch praktische Auswirkungen in Bezug auf die offiziellen 
Dienste, auf Arbeit, Schule, etc.. Offensichtlich läßt sich Koexistenz nur auf der 
Grundlage gegenseitiger Anpassung erreichen, aber die Einheimischen glauben im 
allgemeinen, es seien die Neuankömmlinge, die sich um Anpassung bemühen 
müßten, und kommen schnell zu dem Urteil, sie gäben sich nicht genug Mühe. 
Diese Gefühle lassen sich durch opportunistische politische Elemente ausbeuten, 
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und der Aufstieg von Bewegungen und Parteien, die sich auf der Grundlage des 
Fremdenhasses organisieren, behindern den Prozeß der gegenseitigen Anpassung 
noch mehr. 

Insgesamt ergibt sich aus der Perspektive der Aufnahmeländer als Konsequenz der 
Einwanderungswelle der Boomjahrzehnte eine Erfahrung kollektiven Stresses. 
Dies: hat zu einer drastischen Neueinschätzung von Kosten und Nutzen der aus- 
ländischen Arbeitskräfte beigetragen und führte zur Errichtung einer höheren 
Nachfrageschwelle, bevor die Tore wieder geöffnet werden. Hinsichtlich der Aus- 
sichten für die zukünftige Nachfrage herrscht Ungewißheit vor. Eine Reihe von 
Analytikern hat von einer »neuen internationalen Arbeitsteilung« gesprochen, in 
der das industrielle Kapital sich aus dem Kern der fortgeschrittenen Länder zur 
Peripherie bewegt, wo die Arbeitskräfte billiger sind, um Fabriken zur Herstellung 
von Exportgütern für den Weltmarkt zu errichten (Fröbel/Reinrichs/Kreye 1980). 
Die daraus folgenden strukturellen Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt sowohl 
Europas als auch der Vereinigten Staaten haben die Nachfrage nach massenhafter 
industrieller Arbeitskraft der bisher von den Einwanderern gelieferten Art ständig 
reduziert (Piore 1986, S. 23-33). Demgegenüber wurde jedoch darauf hingewie- 
sen, daß die neue internationale Arbeitsteilung noch immer den größten Teil der 
Industrieproduktion dort beläßt, wo sie war, und der Prozeß der Neuverteilung der 
Produktion seinen Gipfel durchaus bereits überschritten haben mag (Cohen 1987, 
S. 233-51; Gordon 1989, S. 109-148). Es wurde auch vorgetragen, »Weltstädte« 
wie New York City und Tokio mit ihren extrem polarisierten Beschäftigungs- 
strukturen würden weiterhin Nachfrage nach Einwanderern erzeugen (Sassen- 
Koob 1984, S. 1144-67). Aber eine zunehmende Nachfrage nach ungelernten Ar- 
beitskräften in der Produktion oder auf dem Dienstleistungssektor ließe sich wahr- 
scheinlich weitgehend auch aus internen Quellen befriedigen, einschließlich der 
Minoritäten in den Vereinigten Staaten und den Nachkommen der neuesten Ein- 
wanderungswelle in Europa. 

Zusammengefaßt läßt keines der Szenarien der zukünftigen internationalen politi- 
schen Ökonomie erwarten, daß ungelernte oder gering qualifizierte ausländische 
Arbeitskräfte wieder in größerem Ausmaß durch die fortgeschrittenen Industrie- 
länder angeworben werden. Dies bedeutet im Effekt, daß trotz des wachsenden 
Drucks in den weniger entwickelten Ländern die wohlhabende Welt eine sehr re- 
striktive Einwanderungspolitik aufrechterhalten wird, so daß die zukünftige Süd- 
Nord-Arbeitswanderung sehr beschränkt bleiben wird. Im Großen und Ganzen 
werden sich diese Beschränkungen auch auf die Zulassung von Flüchtlingen aus 
den weniger entwickelten Ländern auswirken, 

Davon abgesehen liegt einer der wichtigsten Trends der letzten Jahre in der Reor- 
ganisation der internationalen Ökonomie in Einheiten, die größer sind als der Na- 
tionalstaat. Der bemerkenswerteste Erfolg in dieser Hinsicht ist die Bildung der 
Europäischen Gemeinschaft, die sich heute - allen Prognosen ihres Zusammen- 
bruchs zum Trotz - schnell zu weitergehender Integration bewegt. Ende 1992 wird 
die Europäische Gemeinschaft die inneren Grenzen insgesamt abschaffen und die 
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ungehinderte Freizügigkeit gestatten. Zur erweiterten EG gehören ärmere Länder 
wie Portugal, Griechenland und Irland, die die Erfordernisse eines »Konjunktur- 
puffers« erfüllen. Entsprechend wurde in den Vereinigten Staaten seit einiger Zeit 
darüber gesprochen, höhere nationale Quoten für Nachbarländer, insbesondere 
Kanada und Mexiko, einzuführen. Die Bestimmungen des IRCA für Landarbeiter 
bewirken für Mexiko und möglicherweise die Karibik ebendieses. Der Erfolg der 
EG hat bereits die Reaktion hervorgerufen, die Errichtung einer nordamerikani- 
schen Freihandelszone zu diskutieren und Überlegungen über eine multinationale 
ökonomische Einheit in Ostasien anzustellen; auch diese könnten sich zu Regio- 
nen der Freizügigkeit entwickeln. 

Die Verallgemeinerung dieser Entwicklungen wäre ein Schritt vorwärts zu einer 
epochalen Veränderung der grundlegenden politischen Einheiten, vergleichbar mit 
dem Übergang von der feudalen Einheit zum modernen Staat (Anderson 1972). 
Im Effekt würden, was bisher »internationale« Wanderungen waren, zu internen 
Bewegungen werden. 

In den kommenden Jahrzehnten werden die größten Wanderungsbewegungen 
wahrscheinlich im »Süden« stattfinden. Flüchtlingsströme werden in einem späte- 
ren Abschnitt behandelt. In Bezug auf die Arbeitskräfte sind die vorstehenden 
Überlegungen allgemein anwendbar. In den 70er Jahren erzeugte der ungeheure 
Anstieg des Einkommens in den ölproduzierenden Ländern auf allen Ebenen eine 
beträchtliche Nachfrage nach ausländischen Arbeitern, von hochausgebildeten 
Technikern und Angestellten bis hin zu Haushaltspersonal. Dies galt nicht nur für 
die Wüstenländer mit geringer Bevölkerung, sondern selbst für ein Land mit einer 
großen und schnell wachsenden Bevölkerung wie Nigeria, In Nahen Osten wur- 
den die Arbeiter zunächst in des stärker bevölkerten arabischen Ländern ohne Öl 
angeworben, wie zum Beispiel Ägypten, aber das Anwerbungsgebiet wurde in der 
Folgezeit auf einen Großteil Asiens ausgedehnt (insbesondere Pakistan, Indien, 
die Philippinen und Korea). Unter den neuen Industriestaaten hat sich Singapur - 
ein Stadtstaat mit einer kleinen Bevölkerung - bereits des »Puffer«mechanismus 
bedient, und andere könnten folgen. Auch Israel verläßt sich auf arabische Wan- 
derarbeiter aus den besetzten Gebieten. Erfolgreiche Landwirtschaftsexporteure 
beziehen das Äquivalent von »Braceros« schon seit langem aus ärmeren Nach- 
barländern: zum Beispiel wirbt die Elfenbeinküste (Kaffee, Kakao) Arbeiter aus 
Burkina Faso an, die Dominikanische Republik (Zucker) Arbeiter aus Haiti. Vor- 
liegende Berichte lassen vermuten, daß Arbeitswanderungen innerhalb der Ent- 
wicklungsländer aufgrund der beschränkten sozialen und politischen Rechte in 
vielen Ursprungs- und Zielländern eine extremere Ausbeutung mit sich bringen. 


4. Die Liberalisierung der Ausreise aus der sozialistischen Welt 


Das Ausreiseverbot, das in sozialistischen Staaten Europas und Asiens lange Zeit 
herrschte, hat sich auf das Gesamtbild der Weltwanderungen als negative Deter- 
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minante ausgewirkt. Diese restriktive Auswanderungspolitik unterliegt jedoch er- 
sten Veränderungen, und wahrscheinlich wird sich dieser Trend in der nahen Zu- 
kunft noch verstärken. Um die Gründe dafür zu verstehen, müssen wir auch ver- 
stehen, warum diese Verbote überhaupt verhängt worden waren. 

Der klassische Fall ist die Sowjetunion. Im Gefolge der Revolution verließ etwa 
eine Million Menschen die Grenzen des alten russischen Reiches, getrieben von 
einer unauflösbaren Mischung ökonomischer Verzweiflung und gewalttätiger 
Konflikte (Marrus 1985). Mitte der 20er Jahre ging die Sowjetunion jedoch zu ei- 
ner Politik des Auswanderungsverbots über - die sie mit geringen Ausnahmen bis 
heute aufrechterhalten hat. Die Wurzeln dieser Haltung lassen sich bis in das vor- 
revolutionäre Rußland verfolgen, wo sich niemals - weder intern noch extern - 
eine Tradition der Freizügigkeit entwickelt hatte, weil dies mit der Aufrechter- 
haltung der Leibeigenschaft unvereinbar war. Obwohl vorrevolutionäre Marxisten 
für die Aufhebung dieser Beschränkungen eintraten, wurden Lenins Ansichten zur 
Grundlage für die zukünftigen Kontrollen - daß alle Bürger als »Angestellte« des 
Staates betrachtet wurden und zur Arbeit verpflichtet waren. Die bolschewistische 
Haltung wurde auch vom Bürgerkrieg und der ausländischen Intervention geprägt: 
»Man befürchtete, daß jene, die das Land verließen, sich den weißen Armeen und 
anderen Feinden im Ausland anschließen würden. Von dort war es nur noch ein 
kurzer Schritt dahin, den Auswanderungswunsch mit Opposition gegenüber dem 
sozialistischen Staat gleichzusetzen« (Dowty 1987, S. 209). 

Diese Ansicht, die später von vielen anderen übernommen wurde, entwickelte sich 
zum gemeinsamen Kennzeichen einer unterschiedlichen Reihe moderner autoritä- 
rer Regimes, darunter nicht nur diejenigen marxistisch-leninistischer Überzeu- 
gung, sondern auch des faschistischen Italien und des nationalsozialistischen 
Deutschland wie auch Spanien und Portugal (bis in die 60er Jahre). Allgemeiner 
gesprochen ergibt sich das Verbot der Auswanderung als Begleiterscheinung der 
staatlich geleiteten ökonomischen Souveränität, insbesondere im Falle von Staa- 
ten, die versuchen »aufzuholen«, indem sie der lebenden Generation große Opfer 
auferlegen. Aber dieses Verbot dient auch rein politischen Zwecken; die Auswan- 
derung läuft darauf. hinaus, »mit den Füßen abzustimmen«, was eine Alternative 
zum Protest bildet - und autoritäre Regimes, die sich der demokratischen Zustim- 
mung ihres Volkes rühmen, können sich einen solch konkreten Beweis tiefer Ent- 
fremdung nicht leisten (Hirschmann 1981, S. 246-265). Verschärft wird dies 
durch angespannte internationale Situationen wie den Kalten Krieg und auch 
durch begrenztere regionale Konflikte wie zum Beispiel den zwischen den Verei- 
nigten Staaten und Kuba. Vor diesem Hintergrund kann die Auswanderung aus- 
nahmsweise genutzt werden, um Spannungen zu entschärfen oder den Staat von 
einer unerwünschten ethnischen oder nationalen Minderheit zu befreien; die Aus- 
wanderungserlaubnis kann jedoch als Vertreibung getarnt oder mit demütigenden 
Maßnahmen verbunden werden, um den Anschein zu vermeiden, als werde einer 
Minderheit ein Privileg gewährt, das der Mehrheit der Staatsbürger verweigert 
wird. 
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Die Verhängung des Auswanderungsverbots ist jedoch eine zweischneidige An- 
gelegenheit: sie stellt die Legitimität des Regimes in Frage. Zum Beispiel charak- 
terisierte Chruschtschow am Ende seiner Memoiren diese Politik als ein 
»schändliches Erbe ... das wie eine Kette um das Bewußtsein des Sowjetstaates 
liegt« (Dowty 1987, S. 68). Daraus folgt, daß die politische Liberalisierung mit 
einiger Wahrscheinlichkeit von einer gewissen Erleichterung der Ausreisepolitik 
begleitet wird, und die Verminderung der internationalen Spannungen senkt die 
Kosten dieser Politik. Sie verringert auch den Druck der Dissidenten und erleich- 
tert somit die Innenpolitik. 

Zusätzlich müssen wir auch die Auswirkungen der ökonomischen Restrukturie- 
rung (Perestroika) in Betracht ziehen. Ein wichtiger Vorläufer ist hier Jugosla- 
wien (Dowty 1987, S. 206). Mitte der 60er Jahre wandten sich die Jugoslawen ei- 
ner dezentralisierten Form der sozialistischen Selbstverwaltung zu. Da der Staat 
die Vollbeschäftigung nicht mehr garantieren konnte, ermutigte er seine Bürger, 
als Gastarbeiter in die Bundesrepublik Deutschland zu gehen, und deren Überwei- 
sungen in harter Währung erleichterten auch J ugoslawiens Wiedereintritt in die 
kapitalistische Weltwirtschaft.S 

Während des Kalten Krieges betrachteten die westlichen Länder di Auswande- 
rung aus der Sowjetunion und ihren Satelliten als »Lossagung«, als Demonstra- 
tion, daß es den kommunistischen Regimes an Unterstützung fehle. Die Verab- 
schiedung einer Einwanderungspolitik, die Flüchtende begrüßte, kostete nicht 
viel, da die meisten Menschen nicht ausreisen konnten; abgesehen von Ungarn 
1956 handelte es sich (vor dem Bau der Mauer) meistens um Deutsche, die von 
der Bundesrepublik aufgenommen wurden und zu ihrem spektakulären ökonomi- 
schen Wiederaufstieg beitrugen. Selbst auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges 
jedoch zeigte der Westen gegenüber asiatischen »Deserteuren« nicht die gleiche 
entgegenkommende Haltung. Die Volksrepublik China zeigte sich hinsichtlich der 
Ausreise weniger streng; abgesehen von der Flucht der Kuomintang-Eliten und ih- 
rer Familienangehörigen nach Taiwan verließen viele Menschen in den 50er und 
60er Jahren das Land und gingen nach Hongkong, Die ersten Wellen verschafften 
Hongkong eine starke Arbeitskräftereserve. Die britischen Behörden jedoch 
drängten die chinesischen, eine schärfere Kontrolle an ihren Grenzen auszuüben. 
In der Folge wurde die Bevölkerung der Volksrepublik China nicht nur durch die 
Politik der eigenen Regierung eingeschränkt, sondern auch durch Einwanderungs- 
schranken anderer Länder. 

Aus dieser Perspektive ist zu erkennen, daß sich die US-Politik gegenüber den 
Kubanern von einer »europäischen« zu einer »asiatischen« Haltung entwickelte: 
Die erste Welle (1959-63) war willkommen, die zweite (Freiheitsflüge, 1965-73) 


5 Vielleicht als Vorbote künftiger Zeiten unterzeichnete kürzlich ein jüngerer sowjetischer Fußball- 
star einen Zweijahres-Vertrag mit einem westlichen Verein (Toulouse). Über das Gehalt wurden 
zwar keine Angaben gemacht - der Direktor des Clubs meinte jedoch: »Wenn wir öfter Fußballer 
zu diesem Preis einkaufen könnten, bräuchten wir nicht bei den städtischen Behörden um Hilfe an- 
zuklopfen.« (Le Monde, Juni 1988) 
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weckte einige Zweifel, und die dritte (1980) traf zunächst auf Widerstand. In den 
letzten Jahren hat sich die »asiatische« Politik durchgesetzt, wie sich an den Be- 
mühungen zeigt, die Auswanderung aus Polen zur Zeit des Militärputsches von 
1984 zu entmutigen. 

Wir stehen somit vor einer paradoxen Situation: Die Verminderung der internatio- 
nalen Spannungen macht die Ausreise aus den sozialistischen Ländern wahr- 
scheinlicher, vermindert aber auch den Propagandawert der »Lossagung«. Dies 
führt dazu, ausreisewillige Menschen als ganz normale Einwanderer zu behan- 
deln, die in den Ländern, in die sie ausreisen möchten, einer restriktiven Politik 
begegnen. Obwohl für bestimmte Gruppen besondere Vorkehrungen getroffen 
werden können, wie es in den Vereinigten Staaten vorgeschlagen wurde, ist es 
unwahrscheinlich, daß die Tore für alle Wanderungswilligen geöffnet werden. Die 
sich daraus ergebenden Wanderungsbewegungen werden daher einigermaßen be- 
schränkt bleiben. 


5. Die Flüchtlingskrise in der Dritten Welts 


Insgesamt »könnte es auf der Welt ebenso viele Flüchtlinge geben wie Menschen, 
die auf der Suche nach Arbeit auswanderten«, und die meisten werden zu Flücht- 
lingen in der Dritten Welt (Weiner 1987, S. 177). Mitte der 70er Jahre traten 
sowohl in Asien als auch in Afrika große neue Flüchtlingsströme in Erscheinung, 
die sich auf komplexe Konflikte in ganzen Regionen zurückführen lassen - die 
Länder, die das frühere Indochina bildeten, das Horn von Afrika und Südafrika. 
Zum ersten Mal traten auch in Lateinamerikas Südregion Flüchtlinge in großer 
Zahl auf. Hinzu kamen Anfang der 80er Jahre die Explosionen bereits seit langem 
schwelender ethnischer Konfrontationen in Sri Lanka und im Libanon, der erneute 
Ausbruch der Gewalt im Sudan, im Tschad und Uganda, wie auch das Aufflam- 
men revolutionärer Konflikte in bisher ruhigen Regionen, in Zentralamerika und 
Westasien (Afghanistan). 

Ein Maßstab der Krise liegt darin, daß Ende der 70er Jahre die Gesamtzahl der 
bedürftigen Flüchtlinge von einer bisherigen Bandbreite zwischen 5 und 10 Mil- 
lionen zu einer höheren zwischen 10 und 15 Millionen anschwoll; Ende 1987 
zählten sie etwa 15,4 Millionen (U.$. Committee for Refugees 1988). Darüber 
hinaus sind Flüchtlinge im Ausland nur ein Teil der Gesamtzahl der Menschen, 
die durch die Gewalt entwurzelt werden; die gleichen Umwälzungen Een 
auch intern Millionen von Menschen. 

Das Gefühl der Krise ergab sich nicht nur aus dem Zuwachs der Bea der 


6 Dieser Abschnitt gründet sich auf Material bei Aristide R. Zolberg, Astrid Suhrke und Sergio 
Aguayo, Escape from Violence: Conflict and the Refugee Crisis in the Developing World (New 
York: Oxford University Press, 1989). Die Forschungsarbeit wurde ermöglicht durch Stipendien 
der Ford- und der Rockefeller-Stiftung. 
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als Flüchtlinge eingestuften Menschen in der ganzen Welt, sondern auch aus einer 
wahrnehmbaren Ausweitung der Belastung für die internationale Gemeinschaft. 
Teilweise läßt sich dies darauf zurückführen, daß das Hochkommissariat für 
Flüchtlinge der Vereinten Nationen (UNHCR) Anfang der 60er Jahre die Verant- 
wortung für Bevölkerungen übernahm, die durch nationale Befreiungskriege ent- 
wurzelt wurden, eine Entscheidung, die ihrerseits durch die Zulassung eines stän- 
digen Stroms früherer Kolonien zur UN-Mitgliedschaft angeregt worden war, Au- 
Berdem schien ein wachsender Teil der neuen Flüchtlinge dazu verurteilt, auf un- 
endlich lange Zeit Flüchtling zu bleiben, weil sie entweder nicht in ihre Ur- 
sprungsländer zurückkehren oder keine Daueraufenthaltsorte finden konnten. Zu- 
dem erfolgte das Anschwellen der Flüchtlingsbevölkerung in den 70er Jahren in 
einer Zeit, in der außer ölproduzierenden Ländern alle Welt ökonomisch in der 
Defensive war. Angesichts schnell steigender Arbeitslosenziffern verabschiedeten 
die wohlhabenden liberalen Länder schärfere Restriktionen für die allgemeine 
Einwanderung und zeigten sich auch bei weitem weniger bereit, Flüchtlingen ein 
Asyl auf Dauer zu bieten. 

Deshalb wurden die meisten neuen Flüchtlinge in Behelfslagern in einigen der 
ärmsten Länder der Welt abgestellt. Ohne die Möglichkeit, für sich selbst zu sor- 
gen, wurden die Flüchtlinge zu einer wachsenden Belastung für die UNHCR, die 
ihrerseits von ständigen Zahlungen einer beschränkten Zahl von Regierungen und 
Wohlfahrtsorganisationen abhing. In einigen Fällen konnte die UNHCR die ihr 
anvertrauten Menschen nicht beschützen. 

Flüchtlinge in der Dritten Welt entstehen meistens als Nebenprodukt zweier 
wichtiger historischer Prozesse: Die Herausbildung neuer Staaten und Auseinan- 
dersetzungen um die soziale Ordnung sowohl in alten als auch in neuen Staaten. 
Diese lassen sich analytisch auseinanderhalten, sind in der Realität jedoch häufig 
vereint und erzeugen komplexe und überaus gewalttätige Konflikte. Obwohl die 
Prozesse jenen ähneln, die frühere Krisen in Europa hervorriefen, entwickeln sie 
sich nun in sehr verschiedener Umgebung und unter ganz anderen historischen 
Bedingungen; so daß auch das Ergebnis wahrscheinlich ganz anders aussieht. Ge- 
walttätige Konflikte sind mit einiger Wahrscheinlichkeit heute zerstörerischer als 
in der Vergangenheit, weil sowohl die Regierungen als auch ihre Opponenten Zu- 
gang zu Feuerkraft in all ihren Formen besitzen. Darüber hinaus ist die Auswir- 
kung der Gewalt auf arme und dicht bevölkerte Länder besonders katastrophal, 
weil sie häufig die Landwirtschaft unter das Subsistenzniveau treibt, Angesichts 
der Verbreitung von Straßen, Fahrrädern und Lastwagen können selbst sehr arme 
Bauern heute weitaus besser vor der Gewalt fliehen als ihre Vorfahren. Wie viele 
von ihnen zu Flüchtlingen werden, hängt weitgehend davon ab, wie weit der Weg 
zur Grenze ist, von bestehenden Wanderungsrouten und der Haltung der relevan- 
ten Nachbarn. 

Im Gegensatz zu den Ereignissen, die früher in diesem Jahrhundert in Europa 
auftraten, wurden relativ wenige Menschen in der Dritten Welt durch normale 
Kriege zwischen souveränen Staaten entwurzelt. Dies soll nicht heißen, daß die 
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Wurzeln der Krise deshalb eher als »einheimisch« denn als »international« ge- 
kennzeichnet werden könnten. Tatsächlich zeichnet sich die heutige Epoche da- 
durch aus, daß sie eine Welt herausbildet, in der nationale Gesellschaften zwar 
weiter bestehen, aber in viel größerem Ausmaß als je zuvor internationalisiert 
sind. Deshalb entstehen die Konflikte, mit denen wir es zu tun haben, als ein Pro- 
dukt sowohl interner als auch externer Kräfte, unauflöslich verbunden, um ausge- 
prägte transnationale Muster zu formen. Dies zeigt sich am dramatischsten in der 
prominenten Rolle der externen Intervention in den Konflikten, aus denen die 
größten Flüchtlingskonzentrationen hervorgingen (Zolberg/Suhrke/Agnayo 1986, 
$. 151-169). 

Die wichtigsten Kategorien lassen sich auseinanderhalten; ihr voraussichtliches 
Auftreten in der Zukunft kann untersucht werden. 


Bildung neuer Staaten in Asien und Afrika 


Flüchtlingsströme entstanden in den letzten Jahrzehnten häufig aus nationalen Be- 
freiungskriegen; aber alle möglichen Fälle sind bereits aufgetreten und definitiv 
entschieden, außer im südlichen Afrika. Nach der Machtübernahme der Nationali- 
sten kehrten die Flüchtlinge schnell in ihre Heimatländer zurück; in den früheren 
portugiesischen Kolonien des südlichen Afrika - Angola und Mozambique - war 
dies jedoch wegen der Internationalisierung des Konflikts unmöglich, die in der 
Folge neue Flüchtlingssiröme hervorrief. Namibia wurde unter schwarzer Herr- 
schaft unabhängig werden, aber der anhaltende Konflikt in der Republik Südafrika 
selbst wird sich weiter entwickeln und wahrscheinlich größere Flüchtlingsströme 
in Nachbarländer erzeugen. Die Übergabe der Macht löste ihrerseits die massive 
Flucht oder Vertreibung von Europäern als auch ihrer einheimischen Hilfskräfte 
und Verbündeten aus, zu denen häufig eine Schicht gemischtrassischer Abstam- 
mung gehörte, die nun als fast Exilierte in den früheren imperialistischen Ländern 
leben (z.B. algerische Harkis in Frankreich). 

»Ethnische Vielfalt« gilt im Allgemeinen als wichtige Ursache neuerr Flüchtlings- 
ströme in Asien und Afrika; offensichtlich haben jedoch nur einige der zahlrei- 
chen Unterschiede in Sprache, Religion und sozialer Organisation in diesen Ge- 
sellschaften Konflikte verursacht, und wiederum nur einige dieser Konflikte riefen 
größere Flüchtlingsströme hervor. 

Die Ethnizität ist nicht nur eine Projektion oder Wiederbelebung traditioneller 
Bindungen, sondern ein neues soziales Konstrukt, das als organisatorische Res- 
source in Kämpfen um die Zuweisung von Mitteln und Macht eingesetzt wird 
(Horowitz 1985). Obwohl die neuen Staaten Asiens und Afrikas im allgemeinen 
ethnisch und kulturell eine weit größere Heterogenität aufweisen als die europäi- 
schen »Nachfolge«staaten der Zwischenkriegsperiode, kommt es recht selten vor, 
daß der Staat klassische Minderheiten mit der Begründung verfolgt, sie stünden 
der erfolgreichen Herausbildung einer Nation im Wege, weil im Gegensatz zu 
vielen ihrer europäischen Vorläufer die meisten der neuen Staaten von Anfang an 
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die Realität einer multinationalen oder multiethnischen politischen Gemeinschaft 
akzeptierten. Einigermaßen paradox erzeugt eine extreme ethnische Verschieden- 
heit normalerweise Beschränkungen für politische Eliten und liefert Anreize, 
multiethnische Regierungskoalitionen zu bilden, selbst wenn offene politische 
Konkurrenz fehlt. Auf lange Sicht können die verschiedenen Elemente jedoch nur 
solange zusammenarbeiten, als sie aus ihrer gemeinsamen Regierung einen be- 
trächtlichen Nutzen ziehen, wie es während der expandierenden »Entwicklungs«- 
epoche bis in die frühen 70er Jahre im allgemeinen der Fall war. Unter den Be- 
dingungen der weltweiten ökonomischen Krise wurden jedoch die Anreize zur 
Kooperation erheblich geschwächt und lösten einen Kampf um die Macht aus. 
Eine besonders explosive Form der Staatenbildung ist die »ethnische Hierarchie«, 
in der soziale Klassenzugehörigkeit mit ethnischer Zugehörigkeit zusammenfällt. 
Da die engen Beziehungen zwischen den herrschenden und unterworfenen Grup- 
pen im Mittelpunkt stehen, nimmt der Konflikt einen explosiven Charakter an, der 
dem einer sozialen Revolution ähnelt. Die meisten ethnischen Hierarchien, die 
ganze nationale Gesellschaften umfaßten, explodierten früh, schon bald nach der 
Einführung des Mehrheitsprinzips, wie in Ruanda und Burundi, Im ersten Fall 
führte eine erfolgreiche Revolution zum Massaker oder der Flucht des größten 
Teils der herrschenden Schicht; im zweiten Fall war die Revolution erfolglos und 
führte zu gewalttätiger Vergeltung durch die herrschende Gruppe gegen die 
Mehrheit. Viele wurden getötet oder flohen, aber die meisten blieben zurück und 
lieferten das Potential für wiederaufflammende Konfrontationen und neue Flücht- 
lingswellen, wie sie dann Mitte 1988 erneut auftraten. 

Minderheitsgruppen, die sich auf Verwandtschaftsbeziehungen und ethnische So- 
lidarität stützen und ausgedehnte Systeme entwickeln, um sich im interkulturellen 
Handel festzusetzen, waren in den alten Gesellschaften ebenso üblich wie in Eu- 
ropa und sind auch weiterhin in ganz Asien und Afrika anzutreffen (Curtin 1984). 
Diese Diasporen agierten traditionell unter dem Schutz einer herrschenden 
Schicht, die sich in Form von Tributen, Steuern oder Bestechung einen Teil der 
Profite sicherte. Aus der Perspektive der neuen herrschenden Eliten gelten diese 
Minderheitsgruppen jedoch als hemmungslose Ausbeuter, deren Positionen durch 
Einheimische besetzt werden könnten, oder die überhaupt keine wertvolle ökono- 
mische Funktion ausüben. Größere Auswanderungswellen können ausgelöst wer- 
den durch offene Austreibung, durch Pogreme oder ihr Äquivalent - insbesondere 
durch Bestimmungen, die der Minderheit die Möglichkeit nehmen, ihren Lebens- 
unterhalt zu verdienen. Die Minderheit kann derartige Maßnahmen auch antizipie- 
ren und das Land verlassen, wenn sie die Möglichkeit hat, in ein Heimatland zu- 
rückzukehren oder in ein anderes Land auszuwandern, das sie als Einwanderer 
aufnimmt. Viele dieser Situationen sind bereits explodiert, und das Schicksal der 
verbleibenden Handelsminderheiten in der Dritten Welt könnte gefährdet sein. 
Auch die Existenz regional konzentrierter Gruppen kann Konflikte über die Ver- 
teilung von Macht und Ressourcen zwischen Zentrum und Peripherie verschärfen. 
Der Separatismus entsteht in Ländern mit einer kleinen Zahl großer Gruppen, in 
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denen Reformen aufgrund des autoritären Charakters des Staates unmöglich sind, 
oder in denen die allgemeine Lage territortale Minderheiten auf Dauer zur Ohn- 
macht verurteilt. Regionen, die in Folge der ungleichen Auswirkung sozialer Ver- 
änderungen während der Kolonialzeit »rückschrittlich« wurden, werden mit be- 
sonderer Wahrscheinlichkeit sezessionistische Bewegungen entwickeln. Eine 
wichtige Ausnahme bildet Eritrea; das läßt sich zurückführen auf die prägende Er- 
fahrung der Region, die als eigenständige Kolonie und späteres Mandatsgebiet die 
Aussicht hatte, in voraussehbarer Zukunft die Unabhängigkeit zu erlangen, deren 
Fortschritt auf diesem Weg jedoch abrupt gestoppt wurde, als sie von den Ver- 
einten Nationen an Äthiopien ausgeliefert wurde. 

Es ist bemerkenswert, daß bisher nur eine der zahlreichen separatistischen Bewe- 
gungen in den neuen Staaten - Bangladesh - taisächlich zu einer dauerhaften 
tatsächlichen Trennung des Heimatlandes der ethnischen Gruppe von der beste- 
henden politischen Gemeinschaft geführt hat. In einigen Fällen konnten separati- 
stische Bewegungen einige ihrer Ziele erreichen, so daß nicht immer die Sezes- 
sion eintrat. Wo der Konflikt bis zum bewaffneten Kampf eskalierte, wie in Nige- 
ria, ist das Fehlen der Sezession jedoch meistens auf die Fähigkeit des Staates zu- 
rückzuführen, seine Integrität zu verteidigen und die Herausforderer zu besiegen. 
In dieser Hinsicht sind internationale Faktoren offensichtlich entscheidend. Kraft 
der Legitimität etablierter Staaten im internationalen politischen System besitzt 
die Regierungsseite inhärente Vorteile, darunter auch äußere Unterstützung in 
Form diplomatischer Anerkennung, finanzielle und rechtliche Möglichkeiten zum 
Erwerb von Waffen und ähnliches. Der Erfolg separatistischer Bewegungen hängt 
seinerseits davon ab, sich ein Niveau externer Unterstützung zu verschaffen, das 
in der Realität nur selten erreichbar ist. Die wahrscheinlichsten Quellen der Unter- 
stützung finden sich bei »irredentistischen« Nachbarn; die einzigen bisher offen- 
sichtlichen Fälle sind jedoch Somalia in Beziehung zum Ögaden und Libyen in 
Beziehung zum Nord-Tschad. In dieser Hinsicht wirkt der multiethnische Cha- 
rakter der neuen Staaten wiederum als Behinderung: mit einiger Wahrscheinlich- 
keit greifen nur einigermaßen homogene Staaten zu irredentistischen Initiativen, 
so Horowitz, weil die interventionistische Politik sonst die Gefahr der Spaltung 
nach sich ziehen könnte. Der erfolgreiche Separatismus löst eine vorübergehende 
Flucht vor der Gewalt aus und in der Folge die Ansiedlung im neuen Heimatland; 
aber die zahlreicheren erfolglosen Versuche tendieren dazu, Flüchtlinge einer pro- 
blematischeren Art hervorzubringen. Falls und wenn der Kampf militärisches Ni- 
veau erreicht, rufen die Aktionen der Antagonisten viel größere Flüchtlingswellen 
hervor: Die Separatisten ermutigen wehrfähige Männer, das Land zu verlassen, 
um sich dem Kampf anzuschließen, während Staaten, die es mit separatistischen 
Guerillas zu tun haben, im Regelfall Gewalt gegen die gesamte Ursprungsgruppe 
ausüben, deren sämtliche Mitglieder als Unterstützer des Aufstands gelten. Da die 
separatistische Gruppe gewöhnlich an den internationalen Grenzen eines Staates 
angesiedelt ist, gelingt gewöhnlich vielen Mitgliedern der Zielgruppe die Aus- 
reise; ganze Bevölkerungen können die Kampfzone und das Gebiet systematischer 
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Unterdrückung verlassen, wie in Eritrea und dem Ogaden. Internationale Hilfe für 
die feindlichen Lager hatte die Wirkung, ihre jeweiligen Kapazitäten zu verstär- 
ken; sie weitet daher die Kampfzone aus und verlängert den Konflikt. 


Auseinandersetzungen um die soziale Ordnung 


Gegründet in Ungleichheit und Unterdrückung, führen Auseinandersetzungen um 
die soziale Ordnung zum Kampf zwischen herrschenden und unterworfenen Klas- 
sen. Die dramatischsten Beispiele sind echte soziale Revolutionen (Skocpol 1979, 
S.4). Sämtliche erfolgreichen Revolutionen in Asien, Afrika und Lateinamerika 
seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs hatten, wie auch die meisten Revolutions- 
versuche, größere internationale Bevölkerungsbewegungen zur Folge, Umgekehrt 
lassen sich von den acht heute existierenden größeren Flüchtlingskonzentrationen 
fünf ganz oder teilweise auf revolutionäre Konflikte zurückführen. Darüberhinaus 
zieht die Revolution die Konterrevolution nach sich, und die Furcht vor der Re- 
volution bringt autoritäre Regimes hervor, die ebenfalls Flüchtlingsströme auslö- 
sen können. 

Flüchtlingsströme entstehen in erster Linie aus der um sich greifenden Gewalt und 
Entwurzelung, die den revolutionären Umwälzungsprozeß selbst im Regelfall be- 
gleiten, ungeachtet seines Ergebnisses. Die Aussicht auf eine erfolgreiche Revo- 
lution löst häufig den Exodus der alten herrschenden Klasse und ihrer Verbünde- 
ten aus, die von der Vergeltung bedroht werden oder sie fürchten; dies fällt in eine 
besondere Kategorie unter der Bezeichnung »antizipatorische Flüchtlingsbewe- 
gung« (Kunz 1973, S. 131). Die Ausreisewelle der Elite ist wahrscheinlich zah- 
lenmäßig klein und unumkehrbar. Ihr folgt häufig eine zweite Welle, größer als 
die erste, die sich nach unten verbreitert und eine Vielzahl von Gruppen und 
Schichten umfaßt, auf die sich die Anforderungen des revolutionären Neuaufbaus 
negativ auswirken. Die Politik neuer revolutionärer Regierungen erfolgt im allge- 
meinen in einer feindlichen internationalen wirtschaftlichen Umgebung. Unzu- 
friedenheit führt mit größerer Wahrscheinlichkeit zu Flüchtlingsströmen, weil 
Staaten, die der Revolution feindlich gegenüberstehen, eher die notwendigen Zu- 
£luchtsorte zur Verfügung stellen; wie bereits jedoch früher festgestellt, haben die 
meisten revolutionären Staaten antizipierend oder reagierend der Ausreise große 
Hindernisse in den Weg gelegt. Eine Variation des Szenarios tritt auf, wenn die 
Probleme des revolutionären Wiederaufbaus durch die militärischen Operationen 
konterrevolutionärer Kräfte verstärkt werden. Die resultierende Unsicherheit und 
zunehmender Zwang des revolutionären Regimes, insbesondere die militärische 
Mobilisierung, veranlassen weitere Menschen, das Land zu verlassen, 

Im Gegensatz zu den Hoffnungen und Ängsten der 60er Jahre ist die soziale Re- 
volution ein seltenes historisches Phänomen; es ist besonders sehr zentralisierten 
Agrarstaaten wie dem traditionellen China und dem zaristischen Rußland eigen- 
tümlich, insbesondere im Übergang zum Kapitalismus (Goldstone 1980; s: 425- 
453; Skocpol 1982, S. 351-375). Sie mag auch in »neopatrimonialen« personali- 
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stischen Patronagestaaten auftreten, die für ökonomische Krisen oder militäri- 
schen Druck sehr anfällig sind. Dies ist besonders wahrscheinlich, wenn die Dik- 
tatur sich auf das Landeigentum stützt, das heißt, auf eine Oberklasse, die im we- 
sentlichen von der direkten Kontrolle über das Grundeigentum abhängig ist und 
keinen größeren Anteil des Produkts abgeben kann, ohne ihren eigenen Anteil zu 
beschneiden (Paige 1975; Eisenstadt 1978). Ob das revolutionäre Potential in der 
Bauernschaft politisch wirksam wird, hängt von der Möglichkeit ab, ein Bündnis 
mit anderen einzugehen, die eigene Interessen haben, und einer Avantgarde-Orga- 
nisation, die die Wut der Bauern kanalisieren kann (Barrington Moore 1966, 
8.480; Jenkins 1983, S.512; Scott 1987, S. 417-452, Popkin 1979). Auch die 
geopolitische Gesamtlage kann die Antagonisten behindern oder begünstigen, wie 
es verschiedene neuere Umwälzungen in Zentralamerika illustrieren. Der revolu- 
tionäre Konflikt zieht fast immer beträchtliche ausländische Einmischung an, auf- 
grund der weltweiten Verbindungen zwischen der Orientierung eines Regimes 
und den internationalen strategischen Konstellationen, 

Die meisten für die Revolution geeigneten agrarisch-bürokratischen Staaten hatten 
ihre Revolution entweder schon vor langer Zeit oder erlebten tiefgehende Verän- 
derungen, die sie aus dieser Kategorie herausnahmen, gewöhnlich in der Form ei- 
ner »Revolution von oben«. Ostasien - mit den geeignetsten Bedingungen für eine 
Revolution außerhalb Europas - ließ tatsächlich eine Reihe von Revolutionen ent- 
stehen - aber ihr Potential zur Erzeugung von Flüchtlingsströmen ist nun weitge- 
hend verbraucht. Wenn wir die ölreichen Königreiche und Fürstentümer des Na- 
hen Ostens außer acht lassen, gab es 1960 nur noch eine Handvoll alter agrari- 
scher Staaten, die aus dem einen oder anderen Grunde nicht einer vollständigen 
kolonialen Umwandlung unterworfen waren und mehr oder weniger intakt über- 
lebten, Folgerichtig erlebten Äthiopien und Afghanistan Revolutionen. Obwohl 
beide ein schwaches Zentrum hatten, mit der Tendenz, ohne Explosion auseinan- 
derzufallen, stützte in beiden Fällen die sowjetische Intervention zum rechten 
Zeitpunkt während der kritischen Phase das Zentrum. In beiden Fällen produzierte 
auch die radikale Vorgehensweise des revolutionären Regimes Bauernaufstände 
unter der Führung lokaler Notabeln; während sie in Äthiopien ihren eigenen 
Möglichkeiten überlassen blieben, verwandelte in Afghanistan die massive Unter- 
stützung der Vereinigten Staaten und die Hilfe Pakistans die rebellierenden Bau- 
em in die größte und effeküvste Flüchtlingskriegergemeinschaft der Welt? 

Auf das Grundeigentum gestützte Diktaturen scheinen heute als die währschein- 
lichsten Kandidaten für größere soziale Umwälzungen übrig zu bleiben. Diese 
Kombination fand sich in den Philippinen unter Marcos (insbesondere Zentral Lu- 
zon), in Nicaragua unter den Somozas, und sie herrscht auch noch in Pakistan wie 
auch in den lateinamerikanischen Ländern, in denen es keine größeren Landre- 
formen gegeben hat (El Salvador, Guatemala und möglicherweise Kolumbien und 


7 Die meisten äthiopischen Flüchtlinge gingen aus den separatistischen Konflikten im Ogaden und 
Eritrea hervor und nicht aus gegenrevoluiionären Aufsiänden. 
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Paraguay).® 

Da die Bedingungen für eine erfolgreiche Bauemrevolution selten in der richtigen 
Kombination vorliegen, können Regimes mit einer geringen Legitimation dieser 
Art sich häufig in einer beträchtlichen Instabilität behaupten, bei gelegentlichen 
Putschen innerhalb der Eliten und immer wieder neuen Volksaufständen, Sie kön- 
nen längere Bürgerkriege überstehen, häufig mit Hilfe der Vereinigten Staaten 
oder eines anderen Gönners im westlichen Lager, können die Rebellion jedoch 
nicht zum Erlöschen bringen. Dies findet weitgehend ein Spiegelbild in der Situa- 
ton schwächerer revolutionärer Regimes, die nur mit Unterstützung der So- 
wjetunion oder anderer sozialistischer Mächte überleben, und in denen ebenfalls 
endemische Gewalt die Folge ist. Ein wichtiges Kennzeichen der zugrundeliegen- 
den sozioökonomischen Bedingungen besteht darin, daß der Exodus sowohl durch 
akute ökonomische Nöte als durch manifeste Gewalt geprägt wird, sodaß potenti- 
elle Aufnahmeländer in Frage stellen können, ob die Opfer »echte« Flüchtlinge 
sind, oder nicht. 

Unter normalen Bedingungen erzeugen die »bürokratisch-autoritären« Regimes, 
die in den Ländern der mittleren Einkommensgruppe der Welt entstehen, insbe- 
sondere die neuen industrialisierten Länder, keine massiven Flüchtlingsströme, 
sondern eher ein mehr oder weniger starkes Tröpfeln aktivistischer Exilanten 
(Linz 1975, S. 175-411; Collier 1979; Feith 1980, S, 9-55). Die Regimes jedoch, 
die im südlichen Teil Lateinamerikas und in Brasilien in den 70er Jahren an die 
Macht kamen, bildeten besonders brutale »Staaten der nationalen Sicherheit« und 
übten Terror nicht nur gegen Aktivisten aus, sondern auch gegen viele Gruppen 
und Schichten, aus denen Aktivisten hätten hervorgehen können - in einer Art, die 


8  Ineiner Untersuchung über Lateinamerika und Asien (ohne den Nahen Osten) hat Roy L. Proster- 
man (1976) vorgeschlagen, den Anteil der Landlosen als Index für die Voraussage ländlicher In- 
stabilität zu benutzen, wobei 30 Prozent als Schwelle »beträchtlicher Gefahr« und 40 als 
»kritische« Größe zu bezeichnen seien. Mitte der siebziger Jahre gehörten zu der »kritischen« 
Gruppe die Philippinen, Indonesien, Ost- und Südindien, Nordostbrasilien, Nepal und Nicaragua, 
die erste Gruppe umfaßte Bangladesh, Pakistan, Honduras und Guatemala. Indonesien und die 
Philippinen wurden in einer Übersicht des The Economist über »Länder in Schwierigkeiten« als 
»großes Risiko« eingestuft (20. Dezember 1986, S. 70). Die lateinamerikanischen oder karibischen 
Länder, deren Bnuttosozialprodukt pro Kopf 1985 unter dem Niveau des »oberen mittleren Ein- 
kommens« lag (d.h. unter 1.649 Dollar), und in denen die Industrie zum GBP nicht mehr als ein 
Drittel beitrug, sind in aufsteigender Reihenfolge ihres Einkommens: Haiti, Bolivien, Honduras, 
Nicaragua, Dominikanische Republik, El Salvador, Paraguay, Costa Rica, Kolumbien und Chile 
(Weltbank, 1987: Tabellen 1 und 3, 202-207). Eine gute neuere Übersicht über Zentralamerika 
findet sich in einer Artikelserie in der The New York Times, 6.-8. September 1987. Costa Rica und 
Honduras verabschiedeten bereits 1962 Landreformen; Nicaragua 1979, als Teil des sandinisti- 
schen Programms; El Salvador 1980; Guatemala hat sich noch nicht dazu durchgerungen, Der 
Landhunger ist wegen der Bevölkerungsdichte am stärksten in El Salvador; über 670 Menschen 
pro Quadratmeile, weit mehr als im übrigen Lateinamerika. Alle Länder der Region hatten für die 
Jahre 1985 bis 2000 ein jährliches Bevölkerungswachstum von über 2,5 Prozent einkalkuliert, mit 
Ausnahme EI Salvadors (2.0 Prozent). Für Lateinamerika insgesamt ging der Überschuß in ein 
städtisches »informelles Proletariat« (d.h. Gelegenheitsarbeiter und ähnliche, die nicht einmal 
einen minimalen Beschäfiigungsschutz genießen), während die Zahl der Landarbeiter während des 
Zeitraums von 1950-80 abnahm; entsprechend stieg auch der Anteil der Arbeiter vom Lande an 
dem informellen Proletariai (Portes 1985, S. 7-39). 
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auffallend an den europäischen Faschismus und die stalinistische Phase in der 
Sowjetunion erinnert (Dassin 1986, S. 7-12; Fagen). In neuerer Zeit besteht ein 
Trend zur Demokratisierung, sowohl in Lateinamerika als auch in Asien, aber er 
wird wahrscheinlich nicht sehr weit gehen und umkehrbar bleiben. 

Mit nur geringer Wahrscheinlichkeit erfolgen Revolutionen in nachkolonialen 
Staaten, die neuere Amalgame unzusammenhängender kleiner Gesellschaften sind 
und sich zum größten Teil aus kleinen Landeigentümern zusammensetzen, wie im 
größten Teil Schwarzafrikas. Die Konkurrenz zwischen den Eliten führt im Zen- 
trum zu struktureller Instabilität, die sich in häufigen Putschen und Gegenput- 
schen niederschlägt, während der Volksprotest sehr lokalisiert bleibt. In der Be- 
drängnis jedoch, angesichts der Erschöpfung der politischen Profite, einer 
schlechter werdenden internationalen Konjunktur und eines beständigen hohen 
Bevölkerungswachstums, zeigten autoritäre Herrscher mit einer relativ breiten Ba- 
sis die Tendenz, zu eine brutaleren »Gangsterregierung« oder »Kleptokratie« zu 
degenerieren (zum Beispiel Haiti unter den Duvaliers). Die afrikanische Version 
ist ethnische Tyrannei, wie sie in Uganda auftrat (Amin und Obote), im Tschad, 
der zentralafrikanischen Republik und Äquatorial Guinea. 

Wenn es die internationale Lage erlaubt, stimmen unterdrückte städtische und 
ländliche Massen in sehr schwachen Staaten buchstäblich mit ihren Füßen ab 
(Hirschmann 1981, S. 246-265). Dies führt zu einem großen Exodus, wie zum 
Beispiel im ehemals französischen und im ehemals spanischen Guinea in den 60er 
Jahren - ein Viertel der Bevölkerung im einen Fall, ein Drittel im anderen. Auf 
ähnliche Weise flohen viele Menschen aus Haiti in benachbarte karibische Staaten 
oder die Vereinigten Staaten, bis die Aufnahmeländer zu strengen Maßnahmen 
griffen, um den Zustrom aufzuhalten. Eine Alternative liegt in der internen Ver- 
weigerung, indem Bauern sich nur auf ihre Subsistenzproduktion konzentrieren, 
während sie dem Staat vorenthalten, was er als seinen Anteil beansprucht. Obwohl 
das als eine politische Haltung erscheint, bildet die »Verweigerung« eine der 
stärksten Waffen der Schwachen gegen einen Ausbeuterstaat (Scott 1987). Weil 
die Erpressung ihre wichtigste Einnahmequelle ist, können es sich die Herrschen- 
den nicht erlauben nachzugeben, darin Großgrundbesitzern sehr ähnlich. Obwohl 
sie normalerweise vorziehen auszuweichen, können sich Bauern auf diese Weise 
in einer Konfrontation mit dem Staat wiederfinden und haben keine andere Wahl, 
als zur Selbstverteidigung Gewalt einzusetzen. 

Auf diese Weise kann die »interne Verweigerungswanderung« eine gewalttätige 
Implosion auslösen, ein Auseinanderfallen von Herrschern und Beherrschten in 
primäre Solidaritätsgruppen, die miteinander in einer verzweifelten Suche nach 
Sicherheit und Subsistenz konkurrieren. Wenn die Gewalt zu einem wichtigen 
Mittel des Überlebens wird, zeigt sie die Tendenz, sich aus sich selbst zu nähren. 
Dieser Prozeß kann die Ausbreitung bewaffneter Fraktionen begünstigen und zur 
Herausbildung eines Kriegsherrensystems führen, wie es im Deutschland des 17. 
Jahrhunderts erfolgte, in China zu Beginn des 20. Jahrhunderts und in neuerer Zeit 
im Tschad und in Uganda. Die durch diesen Prozeß freigesetzte Gewalt wird mit 
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größerer Wahrscheinlichkeit zu zahlreichen Todesopfern führen, aber sie kann 
auch Flüchtlingsströme hervorbringen, wenn die fraglichen Bevölkerungen an in- 
ternationalen Grenzen leben. 

Wenn die Supermächte auf dem Weg der Entspannung fortschreiten, werden ei- 
nige der größeren Konflikte, die zur Krise der 70er und frühen 80er Jahre beitru- 
gen, beigelegt werden, und viele Flüchtlinge werden heimkehren können, Die 
strukturellen Bedingungen jedoch, die die Spannungen der Staatenbildung in 
Asien und Afrika verschärfen - und die stetig wiederkehrende Kleinkriege ebenso 
hervorbringen wie gelegentliche soziale Explosionen innerhalb der Dritten Welt 
als ganzer - werden sich in der voraussehbaren Zukunft wohl kaum sehr grundle- 
gend ändern. Wir können daher erwarten, daß einige der alten, Flüchtlingsströme 
erzeugenden Konflikte wiederaufflammen und gelegentlich auch neue auftreten. 
Die meisten Flüchtlinge aus der Dritten Welt hoffen wahrscheinlich auf Heim- 
kehr, aber viele können nicht heimkehren, weil die Bedingungen, die zu ihrer 
Flucht führten, weiterhin fortbestehen. Denn die Erfahrung der Entwurzelung er- 
zeugt auch ein größeres Bewußtsein von den Altemativen. Nicht überraschend 
entwickeln unter jenen, die nicht heimkehren können, einige die Hoffnung, sich in 
einem sichereren Land niederzulassen, das auch bessere ökonomische Möglich- 
keiten bietet; aus den gleichen Gründen entstehen diese Hoffnungen auch unter 
einigen von denen, die zurückblieben. Aber diese Prozesse tragen ihrerseits zur 
Herausbildung der Zweideutigkeit bei: Sind dies »echte« Flüchtlinge oder bloße 
ökonomische Wanderer? Die Zweideutigkeit ist nicht das Ergebnis der falschen 
Darstellung, sondern in der Situation selbst angelegt. 


7. Zusammenfassung 


Die Dynamik, aus der heraus die Einwanderung in den Vereinigten Staaten und 
anderen kapitalistischen Demokratien in den letzten Jahrzehnten in den Vorder- 
grund humanitärer und politischer Diskussion gelangte, wird in der voraussehba- 
ren Zukunft wirksam bleiben. Angesichts fortbestehender großer Unterschiede 
zwischen reichen und armen Ländern wird das Reservoir an Menschen, die sich 
an Orten ansiedeln wollen, wo ihre Arbeit bessere Früchte trägt, weiterhin an- 
wachsen. Die Dritte Welt wird auch weiterhin Opfer der Gewalt hervorbringen, 
die des Asyls bedürfen. Auch die politische Liberalisierung in den sozialistischen 
Ländern wird den kapitalistischen Demokratien ein neues Dilemma aufzwingen. 

Dementsprechend läßt sich erwarten, daß die ökonomischen und politischen 
Überlegungen, aus denen heraus die wohlhabenden Länder einen Schutzwall ge- 
gen ihre weniger glücklichen Mitmenschen errichteten, weiter Geltung behalten. 
Während auch weiterhin politische Vorschläge vorgetragen werden, muß die öf- 
fentliche Diskussion von den angemessenen ethischen Prinzipien geprägt werden. 
Zusammenfassend werden wir kurz einige der darin angesprochenen Fragen be- 
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handeln. 

Die ethische Analyse wird sehr durch das Problem erschwert, Kosten und Nutzen 
der Aus- und Einwanderung in die verschiedenen Länder und Gruppen zu berech- 
nen, durch den Zusammenstoß verschiedener Arten von Rechten und durch die 
Tatsache, daß Aufnahmeländer wie die Vereinigien Staaten auch die Bedingungen 
im Ausland beeinflussen, die zur Herausbildung von Wanderungsdruck beitragen, 
einschließlich der Gewalt, die Flüchtlingsströme erzeugt. Die umstrittenste Frage 
lautet, ob sich moralische Berechnungen nur auf die nationale Gemeinschaft 
gründen oder die gesamte Welt umfassen sollten (Gibney 1986; Teitelbaum 1980, 
S.21-59),3 

Aus der Perspektive eines Landes wie den Vereinigten Staaten läßt sich die Ein- 
führung von Prioritäten für die Zulassung - sowohl für normale Einwanderer wie 
für Flüchtlinge - als die Anwendung der Triage interpretieren; es entstehen einige 
der gleichen moralischen Probleme wie in Katastrophenfällen. Aber moralische 
Überlegungen sind schon lange vor dem Zeitpunkt angebracht, zu dem bedürftige 
Fremde vor den Toren stehen. Insbesondere sind wir verpflichtet, im Ausland 
nicht willkürlich Katastrophen zu verursachen und besonders behutsam vorzuge- 
hen, wenn wir eine Politik verfolgen, die mit Wahrscheinlichkeit zu solchen Kata- 
strophen führt. Dies gilt insbesondere für externe Intervention in Konflikten, die 
Flüchtlingsströme hervorbringen. Darüber hinaus sind alle Nationen verpflichtet, 
dazu beizutragen, die grundlegenden Rechte von Individuen in anderen Gesell- 
schaften zu befriedigen. Eines dieser Rechte, auf denen die Vereinigten Staaten 
seit Jahren bestehen, ist die Expatriation - die Möglichkeit, ein Land nicht nur 
physisch zu verlassen, sondern jede Verbindung mit dem Staat zu lösen. Dies be- 
deutet jedoch andererseits, daß die liberalen Nationen kollektiv ausreichend Ein- 
reisemöglichkeiten zur Verfügung stellen müssen, um den Menschen an anderen 
Orten die Möglichkeit zu geben, das Recht zur Ausreise auszuüben. 

Die wohlhabenden Nationen sind auch verpflichtet, den weniger Glücklichen im 
Ausland materielle Hilfe zu leisten (Shue 1980). Wiederum lautet das Grundprin- 
zip, die Situation nicht schlimmer zu machen, als sie ohnehin ist - zum Beispiel 
auf die Beteiligung an der Verpestung der Umwelt und dem Niedergang der Sub- 
sistenzlandwirtschaft zu verzichten, die beide zum Auswanderungsdruck beitra- 


9 Zur Frage der Auswirkungen argumentiert die herrschende ökonomische Literatur, die Ausreise 
erhöhe die Durchschnittseinkommen in den Ursprungsländern und senke dort nicht die Einkom- 
men der Ärmsten, sondern könne sie sogar anheben, so daß sich annehmen läßt, daß aus ihrer Per- 
spektive die Emigration im Grunde eine gute Sache ist (z.B. King 1983, 8. 525-536). Demgegen- 
über sucht ein großer Teil der kritischen Literatur zu demonstrieren, daß der Nutzen der Arbeits- 
wanderung ungleich verteilt sei, zum Vorteil der bereits ohnehin besser gestellten Aufnahmelän- 
der; es wurde daher vorgeschlagen, die Ursprungsländer sollten von den Aufnahmeländem ent- 
schädigt werden (z.B. Bohning 1982). Einige behaupteten sogar, das Gleichgewicht für die bereits 
schlechter gestellten Ursprungsländer sei durchweg negativ. Wenn dies so wäre, könnte der ge- 
genwärtige Trend in den wohlhabenden Ländem, die Einwanderung weiter zu beschränken, 
tatsächlich als Beitrag zur sozialen Gerechtigkeit auf der Welt interpretiert werden! Ähnliche Aus- 
einandersetzungen finden sich hinsichtlich der Auswirkungen auf die Aufnahmeländer, insbeson- 
dere in der Frage, ob sich diese Auswirkung nach Kiassen oder Schichten unterscheidet. 
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gen. Positiv. gesehen, bei der Hilfeleistung, sollte die Priorität arbeitsintensiveren 
Entwicklungsprojekten gelten, die eine gewisse Aussicht bieten, größeren Grup- 
pen Arbeit zu geben. In gleicher Weise müssen Ursprungsländer ermutigt und 
unterstützt werden, ihr Bevölkerungswachstum zu beschränken. 

Wir kommen nun zu der Frage, welches Niveau der Einreisebewilligungen mora- 
lisch akzeptabel ist. Der »nationale« Ansatz liefert Gründe für eine einschrän- 
kende Einwanderungspelitik, die dem Schutz der bestehenden Gemeinschaft die- 
nen scH - eine verbreitete Version lautet, die Tore könnten an dem Punkt ge- 
schlossen werden, an dem zusätzliche Einwanderer die Stabilität der Nation be- 
drohen würden (Walzer 1981). Demgegenüber würde der »kosmopolitische« An- 
satz keinerlei Restriktionen gestatten, solange nicht der Nachweis geführt wird, 
daß sie für die Aufrechterhaltung des Gesamtsystems gleicher Grundfreiheiten er- 
forderlich sind; wenn ein liberaler Staat auch weiterhin das Recht hätte, sich ge- 
gen die Zerstörung zu schützen, so läge die Beweislast doch beim Aufnahmeland 
(Zolberg 1987). Während theoretisch die Annahme des kosmopolitischen Prinzips 
zu einer Ausweitung der Einwanderung führen würde, hätten in der tatsächlichen 
Praxis beide einen größeren Zusirom zur Folge, als die meisten liberalen Staaten 
zur Zeit zulassen. Da die Spezialisten zunehmend darin übereinzustimmen schei- 
nen, die Kosten der Einwanderung aus der Entwicklungswelt fielen am stärksten 
jenen zur Last, die im Aufnahmeland bereits am schlechtesten gestellt sind, müßte 
jedes Argument für eine relativ offene Einwanderung mit Vorschlägen verbunden 
werden, wie diejenigen entschädigt werden sollen, denen es am schlechtesten 
geht. 

Die Anwendung verschiedener moralischer Prinzipien führt zu wichtigen Uhnter- 
schieden bei der Zuteilung von Einreisezulassungen auf einem gegebenen Ge- 
samtniveau. Die »kommunitäre« Version des Liberalismus befürwortet die Zutei- 
lung auf der Grundlage 1. der Familienzusammenführung, weil wir besondere 
Verpflichtungen gegenüber unseren Familienangehörigen haben; und 2. des Asyls 
für Flüchtlinge, die als Menschen identifiziert werden, deren Leid so groß ist, daß 
ihnen in ihrem eigenen Land nicht geholfen werden kann. Entsprechend müssen 
Personen, die als Zeitarbeiter ausgebeutet wurden, das Recht erhalten, auf Dauer 
zu bleiben und Staatsbürger zu werden. Tatsächlich legitimiert diese Position 
neuere Prioritäten in der US-Einwanderungspolitik, vorausgesetzt, daß das 
Flüchtlingsgesetz ven 1980 gleichmäßiger und die »Amnestie«bestimmungen des 
Einwanderungsreform- und kontrollgesetzes von 1986 großzügiger angewandt 
werden. Mit dem kommunitären Ansatz läßt sich auch die Priorität für Menschen 
rechtfertigen, die die kulturellen Kennzeichen der bestehenden Bevölkerung teilen 
- zum Beispiel für jene, die Englisch sprechen, wie in einigen neueren Vorschlä- 
gen. Es muß jedoch festgehalten werden, daß dies eine nachträgliche Rechtferti- 
gung für jenes Quotensystem nach nationaler Herkunft wäre, das in den 20er Jah- 
ren eingeführt und 1965 als schlecht abgeschafft wurde. Die Berufung auf dus 
»kommunitäre« Prinzip bedarf daher sorgfältiger Prüfung, 

Alternativ können auch liberale Prinzipien die Begründung für eine radikale Neu- 


218 Aristide R. Zolberg 


formulierung der bestehenden Prioritäten in der US-Einwanderungspolitik liefern. 
Zum Beispiel empfiehlt Marc Gibney Prioritäten, die sich gründen auf eine Kom- 
bination 1. des »Schadensprinzips«, demzufolge jene, die Schaden angerichtet ha- 
ben, eine besondere Pflicht zur Wiedergutmachung haben; und 2. des »Prinzips 
der Grundrechte«, das die Nationen verpflichtet, zur Befriedigung der Grund- 
rechte in anderen Gesellschaften beizutragen, auch wenn sie ihre Verletzung nicht 
verursacht haben (Gibney 1986). Aus dieser Perspektive muß die höchste Priorität 
Menschen eingeräumt werden, die von den Vereinigten Staaten geschädigt wur- 
den - nicht nur vietnamesische Flüchtlinge, sondern auch Chilenen nach dem Mi- 
litärputsch Pinochets -, und die zweite Priorität jenen, deren Zulassung einer 
»angemessenen« Verpflichtung gegenüber den Bedürftigsten im Ausland gerecht 
wird - das heißt Flüchtlingen im Allgemeinen. Verwandte kämen erst nach diesen 
Kategorien. Angesichts des großen Reservoirs bedürftiger Menschen wäre daher 
wenig Raum für Verwandte, solange wir nicht bereit sind, die Zulassung sehr 
stark auszuweiten. 

Hinsichtlich der Menschen, die bereits unter uns leben, stellt sich die Grundfrage 
nach den Voraussetzungen der Staatsbürgerschaft. Allgemein gesehen widerspre- 
chen liberale politische Prinzipien der Herausbildung einer Bevölkerungskatego- 
rie, die keinen Zugang zur Staatsbürgerschaft hat. In den Vereinigten Staaten ist 
dies ein geringeres Problem als in den meisten Ländern des europäischen Konti- 
nents, die weiterhin komplizierte und kostspielige Einbürgerungsverfahren auf- 
recht erhalten und im Lande geborenen Kindern von Ausländern nicht automa- 
tisch die Staatsbürgerschaft zugestehen, oder als in Japan, wo der Ausländerstatus 
von Generation zu Generation weitergegeben wird. Darüber hinaus ist in allen 
wohlhabenden Demokratien eine größere Diskussion über das Thema der beider- 
seitigen Anpassung entbrannt. Bis zu welchem Ausmaß soll die Aufnahmegesell- 
schaft ihre kulturellen Institutionen ändern, um den Bedürfnissen der verschie- 
denen Neuankömmlinge gerecht zu werden, und bis zu welchem Ausmaß sollen 
die Neuankömmlinge ihre Kultur aufgeben oder zumindest dem bestehenden Mu- 
ster anpassen? Diese Frage ändert sich in ihrem Kern nach den betroffenen ver- 
schiedenen Gruppen: Während sie sich in einem großen Teil Europas heute auf 
die Religion bezieht - inwieweit der Islam in einem gewissen Ausmaß neben den 
verschiedenen christlichen Religionen und dem Judaismus als offizieller oder in- 
offizieller nationaler Glaube anerkannt wird -, steht in den Vereinigten Staaten die 
Sprache im Vordergrund - ob die Tendenz zu englisch-spanischer Zweisprachig- 
keit gestattet oder sogar gefördert oder die Ausschließlichkeit des Englischen be- 
wahrt werden soll. 

Es gibt auf diese Fragen keine einfachen Antworten, und es ist wichtig, keine ein- 
seitigen Formeln zu verabschieden, die eine Hypothek für die Zukunft darstellen 
würden. Wie auch bei anderen Problemen müssen in den Demokratien Lösungen 
möglich bleiben, die mittels eingeführter Mechanismen der öffentlichen Diskus- 
sion erörtert werden. Im Verlauf des Prozessesn, in dem sie aus Fremden zu Bür- 
gern werden, erlangen die Neuankömmlinge volle politische und soziale Rechte 
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und können daher an diesen Entscheidungen teilhaben - ein Prozeß, der dem Er- 
gebnis eine viel größere Legitimität verleihen wird. Die »Fremdheit« der Neuan- 
kömmlinge ergibt sich zum größten Teil aus den negativen Bedingungen, die wir 
selbst für ihre Sozialisation geschaffen haben. Um die Kluft zu verringern, reicht 
es nicht aus, den Rassismus zu überwinden; es müssen auch die Bedingungen ge- 
ändert werden, die Fremdheit immer aufs Neue nähren, Toleranz ist nicht genug; 
sie muß verbunden werden mit politischen und sozialen Rechten. 


Übersetzung: Meino Büning 
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Saskia Sassen 
Die Mobilität von Arbeit und Kapital: USA und Japan 


Zusammenfassung: Die Migrationsbewegungen der 80er Jahre, die vor allem 
weibliche und schlecht bezahlte Arbeitskräfte in die Metropolen der USA und Ja- 
pans bringen, lassen sich mit traditionellen Konzepten nicht erklären. Dieser Bei- 
trag bezieht sowohl die Internationalisierung der Produktion als auch den neuen 
Arbeitskräftebedarf in den USA und Japan in die Analyse ein und kann so die 
Merkmale der neuen (asiatischen) Migration herausarbeiten. 


Migrationsbewegungen geschehen nicht naturwüchsig, sondern werden erzeugt. 
Und Migrationen betreffen nicht jede beliebige Kombination von Ländern, son- 
dern ganz bestimmte. Auch die Beschäftigungsstrukturen von Immigranten sind 
recht spezifisch: ImmigrantInnenen sind selten auf die gleichen Berufs- und Indu- 
striezweige verteilt wie die Bürger der Aufnahmeländer. Schließlich mag es zwar 
so aussehen, als ob es ständig Migrationen gebe, doch tatsächlich gibt es im Ver- 
lauf der letzten beiden Jahrhunderte unterschiedliche Phasen und Muster. Kurz, 
internationale Migrationsbewegungen werden erzeugt, weisen bestimmte Muster 
auf, und sind in spezifische historische Phasen eingebettet. 

In diesem Zusammenhang sind vor allem zwei Probleme interessant. Das erste 
betrifft die Formierung und Richtung der internationalen Migration. Gibt es all- 
gemeine Bedingungen, die für alle internationalen Wanderungsprozesse gelten? 
Hatten die unterschiedlichen Organisationsformen der Weltwirtschaft im Verlauf 
der letzten Jahrzehnte Einfluß auf Form und Richtung der Wanderungsbewegun- 
gen? Konkreter, hat die wachsende Internationalisierung der Ökonomie, d.h. die 
Ausdehnung der Weltwirtschaft, im Verlauf der letzten beiden Jahrzehnte zur 
Herausbildung zunehmend transnationaler Räume für die Zirkulation nicht nur 
von Kapital, Waren und Information, sondern auch von Arbeitskräften beigetra- 
gen? Dies würde darauf hindeuten, daß wir in eine neue Phase der Geschichte der 
Immigration eingetreten sind. Das zweite Problem betrifft das Verhältnis von Po- 
litik und Immigration. Wie wichtig ist die Politik bei der Regulierung, der Förde- 
rung oder Blockierung der Immigration? 

Jedes Land ist einzigartig und jeder Migrationsstrom wird durch spezifische zeit- 
liche und örtliche Bedingungen erzeugt. Dennoch liegt die Dynamik, die ich an- 
hand des amerikanischen Falls ausmache, auf einer hinreichend hohen Generali- 
sierungsebene, daß behauptet werden kann, daß sie auch in anderen Ländern auf- 
tritt, die ebenfalls durch ökonomische Vormachtstellung und die Bildung transna- 
tionaler ökonomischer Räume charakterisiert sind. Eine solche Analyse versucht 
zu begreifen, welche Auswirkungen die Internationalisierung der Ökonomie hat a) 
auf die Formierung der Migrationsströme und b) auf den Arbeitsmarkt im Auf- 
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nahmeland, besonders was Veränderungen anbelangt, die zur Absorption der Im- 
migranten beitragen könnten. 

Immigrationsströme weisen häufig gemeinsame Eigenschaften auf. Sie beginnen 
normalerweise nicht mit den Ärmsten, weil Migration Geld kostet, und sie beste- 
hen hauptsächlich aus Menschen im Erwerbsalter. Oft sind es zielgerichtete Ar- 
beitskräfte; viele haben eine baldige Rückkehr vor. Im allgemeinen richten sich 
die Migranten auf Länder, die höher entwickelt sind oder zumindest hohe 
Wachstumsraten haben. Diese Ähnlichkeiten gaben Anlaß zu Erklärungen, die auf 
sogenannte »push«-Faktoren wie etwa Armut abheben - arme Länder sind Emi- 
grationsländer -, sowie auf die Sogwirkung reichlich vorhandener Arbeitsplätze 
und höherer Löhne - reiche Länder sind Immigrationsländer. Dies trifft in der Tat 
auf die meisten Migrationsbewegungen zu. Eine genauere Untersuchung zeigt je- 
doch, daß die meisten armen Länder keine bedeutende Auswanderung haben, und 
daß die meisten armen Länder, aus denen Emigration stattfindet, schon lange vor 
Beginn dieser Abwanderung arm waren. Und reiche Länder erfahren oft lange 
Phasen wirtschaftlichen Wachstums und gleichzeitig niedrige Einwanderungs- 
raten, wie beispielsweise die USA in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Welt- 
krieg. Meine These ist, daß weitere Bedingungen hinzukommen müssen, damit 
die »push«- und »pull«-Faktoren wirksam werden; daß internationale Migrations- 
bewegungen in breitere gesellschaftliche Prozesse eingebettet sind. 

Die gewaltigen Massenwanderungen des neunzehnten Jahrhunderts entstanden als 
Teil der Fofmierung eines transatlantischen Wirtschaftssystems, das mehrere Na- 
tionalstaaten durch wirtschaftlichen Austausch und Krieg verknüpfte. Die 
transatlantische Ökonomie war die Basis der US-amerikanischen Entwicklung. 
Massive Ströme von Kapital, Waren und Arbeitskräften sowie spezifische Struk- 
turen schufen dieses transatlantische System, Vor dieser Phase waren die Bewe- 
gungen von Arbeitskräften über den Atlantik größtenteils Zwangsbewegungen - 
vor allem mittels Sklaverei - und meist waren die Herkunftsländer kolonialisierte 
afrikanische oder asiatische Gebiete. Auch die Migrationsbewegung nach England 
in den fünfziger Jahren hatte ihren Ursprung in den ehemals britischen Gebieten. 
Und die Wanderungen nach Westeuropa während der sechziger und siebziger 
Jahre fanden im Kontext der regionalen Vorherrschaft Westeuropas über den 
Mittelmeerraum und über einige der osteuropäischen Länder statt. Ich möchte be- 
haupten, daß es kaum passive Zuschauer unter den Aufnahmeländern der großen 
Arbeitskräftemigrationen gibt. Die Aufnahmeländer waren in der Regel aktiv an 
den Prozessen beteiligt, die zur Entstehung der internationalen Migration führten. 
Die neuerliche Masseneinwanderung in die USA in den sechziger Jahren nach 
fünf Jahrzehnten niedriger Einwanderungsraten fand im Kontext expandierender 
ökonomischer und militärischer Aktivitäten der USA in Asien und im karibischen 
Becken statt. Während der sechziger und siebziger Jahre spielten die USA eine 
entscheidende Rolle bei der Entwicklung des Weltwirtschaftssystems. Es wurden 
Gesetze verabschiedet, die die Öffnung der eigenen Wirtschaft und die anderer 
Länder für die Kapital-, Waren-, Dienstleistungs- und Informationsströme er- 


224 Saskia Sassen 


leichtern sollten. Die zentrale militärische, politische und wirtschaftliche Rolle, 
die die USA bei der Herausbildung dieser globalen Ökonomie spielten, hat sowohl 
zur Schaffung von Bedingungen beigetragen, die Menschen zur lokalen oder in- 
ternationalen Migration veranlaßt haben, als auch zur Herstellung von Verbindun- 
gen zwischen den USA und anderen Ländern, die in der Folge als Brücken für die 
internationale Migration dienen sollten. Maßnahmen, die nach gängiger Auffas- 
sung Emigrationsbewegungen entgegenstehen - wie ausländische Investitionen 
und die Förderung von exportorientiertem Wachstum in den Entwicklungsländern 
- scheinen nun die gegenteilige Wirkung zu haben. Einige der neu industrialisier- 
ten Länder Süd- und Südostasiens, deren extrem hohe Wachstumsraten als Ergeb- 
nis ausländischer Direktinvestitionen in die Exportproduktion gelten, zählen zur 
Gruppe der Länder, die während der siebziger und achtziger Jahre die höchsten 
Auswanderungsraten in die USA aufwiesen. 

Daß Migrationsbewegungen bestimmte Muster aufweisen, spiegelt sich auch im 
zahlenmäßigen Anteil der USA an globalen Migrationsbewegungen. Das von den 
Vereinten Nationen zusammengetragene Material (Demographic Yearbook, 1985; 
World Population Prospecis, 1987) zeigt, daß die USA etwa 19% der weltweiten 
Emigrationsbewegungen aufnehmen. Diese Zahl leitet sich aus dem Datenmaterial 
über permanente Niederlassungen her, in das die wachsende Kategorie der inoffi- 
ziellen Flüchtlingsströme zwischen Ländern nicht aufgenommen ist. Die USA 
nehmen 27% der gesamten asiatischen Emigrationsbewegung auf, aber 81,5% der 
koreanischen und fast 100% der Emigranten aus den Philippinen. Sie nehmen 
70% der karibischen, aber fast 100% der Emigranten aus der Dominikanischen 
Republik und Jamaica und 62% aus Haiti auf, Und sie nehmen 19,5% aller Emi- 
granten aus Mittelamerika, aber 52% aus EI Salvador auf, dem Land, in dem das 
lateinamerikanische Engagement der USA am stärksten ist. 

Vor allem drei Prozesse bilden den Rahmen, in dem die nach 1965 begonnene 
neue Phase der Immigration in die USA zu verorten ist: die Internationalisierung 
der Produktion; die Herausbildung großer Städte als Koordinations- und Mana- 
gementzentren der globalen Ökonomie; und drittens die Entstehung von Bedin- 
gungen in den USA, die ausländische Unternehmen aitrahiert und die sogar be- 
stimmte Regionen der USA mit Drittwelt-Produktionsstätten konkurrenzfähig 
werden lassen. Zumindest zwei dieser Bedingungen haben sich auch in Japan 
entwickelt: das rapide Wachstum der Offshore-Produktion und das schnelle 
Wachstum Tokios als Zentrum für globales Management. Der letzte der drei Ent- 
wicklungsprozesse findet in Japan eindeutig nicht statt und ist auch für die Zu- 
kunft nicht wahrscheinlich. Obwohl ausländische Direktinvestitionen in Japan 
allmählich zunehmen, bewegen sie sich auf so niedrigem Niveau, daß ihnen ge- 
genwärtig kein systematischer Stellenwert zukommt. 

Japan, ein Land, das lange Zeit stolz war auf seine Homogenität und traditionell 
seine Tore für Immigranten verschlossen hielt, sieht sich heute einem Andrang il- 
legaler Einwanderer aus asiatischen Ländern gegenüber, mit denen es enge wirt- 
schaftliche Beziehungen unterhält: Pakistan, Bangladesch, Südkorea, Thailand, 
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Taiwan und die Philippinen.! Dieser Einwanderungsprozeß hat trotz einer Politik 
der verschlossenen Türen stattgefunden. Er wirft die Frage auf, ob die In- 
temationalisierung der japanischen Wirtschaft Bedingungen erzeugt hat, die dazu 
beitragen, »Brücken« zu den genannten Ländern zu errichten und dadurch Migra- 
tionsbewegungen zu fördern, 


Politik und Migration 


Politiker wie Öffentlichkeit der USA meinen, daß die Ursachen der Immigration 
auf der Hand liegen: Menschen, die in die USA einwandern, werden dazu durch 
Armut, wirtschaftliche Stagnation oder Überbevölkerung in ihren Heimatländem 
getrieben. Da die Immigration als Resultat ungünstiger sozioökonomischer Be- 
dingungen in anderen Ländern gilt, wird angenommen, daß sie mit den ökonomi- 
schen Bedürfnissen der USA oder internationalen ökonomischen Bedingungen 
nichts zu tun habe. Die Entscheidung, ob Immigranten aufgenommen werden sol- 
len, erscheint deshalb im wesentlichen als humanitäre Angelegenheit; wir nehmen 
Immigranten aus freien Stücken und aus Großzügigkeit auf, nicht weil wir ein 
ökonomisches Motiv oder eine politische Verantwortung hätten, dies zu tun. Die- 
sem Denken zufolge besteht eine effiziente Immigrationspolitik darin, Immigran- 
ten selektiv zum Zwecke der Familienzusammenführung oder der Umsiedlung 
von Flüchtlingen aufzunehmen, während womöglich gleichzeitig versucht wird, 
Abwanderungsprozesse durch Förderung von Direktinvestitionen, Entwicklungs- 
hilfe und demokratischer Verhältnisse in den Herkunftsländern einzudämmen., 
Trotz feiner Unterschiede in den Positionen, teilen Liberale wie Konservative 
diese gängige Sichtweise der Ursachen der Immigration und der besten Mittel, sie 
zu regulieren. Der einzige Streitpunkt besteht darin, wie streng wir die Immigra- 
tion begrenzen sollten. Die Konservativen behaupten, falls die Immigration nicht 
einschneidend beschränkt werde, würden wir bald durch verarmte Massen aus der 
Dritten Welt überrannt, wobei diese Position gelegentlich wegen der Nachfrage 
nach billigen Arbeitskräften für die Landwirtschaft gemäßigt wird. Liberale sind 
meist etwas großherziger und behaupten, daß die USA als reichstes Land der Welt 
es sich leisten könnten, großzügiger zu sein wenn es darum geht, den Armen und 
Unterdrückten der Welt eine Zuflucht zu bieten. Die. Verteidiger einer weniger re- 
striktiven Politik weisen auch auf die positiven Auswirkungen der Immigration 
hin, etwa auf die wachsende kulturelle Vielfalt und den erneuerten Unternehmer- 
geist, 

Die amerikanische Immigrationsgesetzgebung spiegelt die herrschenden Annah- 
men über die angemessenen Ziele der Immigrationspolitik wider. Die letzten bei- 
den wesentlichen Reformen des Einwanderungsrechts von 1965 und 1986 zielten 
darauf ab, die Immigration durch Maßnahmen zu kontrollieren, die regulieren 


1 Daß Japan eine ethnisch homogene Gesellschaft sei, wird sowohl von koreanischen in Japan le- 
benden Bürgern als auch von den eingeborenen Ainu bestritten. 
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sollten, wer legal ins Land kommen kann, und illegale Immigranten daran hindern 
sollten, über unsere Grenzen zu kommen. Gleichzeitig hat die US-Regierung ver- 
sucht, das Wirtschaftswachstum in den Herkunftsländern der Einwanderer zu för- 
dern, indem direkte Auslandsinvestionen und eine exportorientierte internationale 
Entwicklungshilfe in dem Glauben ermutigt wurden, daß mehr ökonomischer 
Spielraum in den Entwicklungsländern Emigrationsbestrebungen bremsen werde. 
Dennoch gelang es dieser Politik nie, die Immigration auf die beabsichtigie Weise 
zu regulieren, 

Die Reform des Immigration and Naturalization Act von 1965 sollte die USA für 
mehr Einwanderer Öffnen, aber auf eine Weise, die es der Regierung erlauben 
sollte, Zugänge zu kontrollieren und illegale Einwanderung einzuschränken. Die 
Reform sollte die Barrieren gegen Nichteuropäer abschaffen, die in die frühere 
Immigrationsgesetzgebung eingebaut waren, und den Zustrom von Immigranten 
mittels diverser Vorzugskategorien innerhalb eines ausgeklügelten Systems all- 
gemeiner Quoten regulieren. Mit diesem System wurde den engen Verwandten 
amerikanischer Staatsbürger der Vorzug gegeben und, in geringerem Maß, Immi- 
granten, die über eine Ausbildung verfügten, für die in den USA Bedarf herrschte, 
etwa Krankenschwestern oder Kindermädchen. 

Das Gesetz von 1965 veränderte die Struktur der Immigranten, aber nicht in der 
beabsichtigten Richtung. Die Betonung der Familienzusammenführung sollte si- 
cherstellen, daß der Großteil der neuen Immigranten aus Ländern käme, aus denen 
schon eine große Zahl von Einwanderern in die USA gekommen waren, d.h. vor 
allem aus Europa. Aber der dramatische Anstieg der Immigrantenzahlen nach 
1965 war vor allem das Ergebnis einer völlig neuen Welle von Migrationen aus 
dem karibischen Becken und Süd- und Südostasien. Das Scheitern der US-Politik 
wurde besonders deutlich anhand des raschen Anstiegs der Zahl illegaler Immi- 
granten. Nicht nur stieg die Zahl der illegalen Einwanderer aus Mexiko steil an, 
sondern auch ein ganze Serie neuer illegaler Einwanderungsströme wurde initiiert 
aus denselben Ländern, die für die neue legale Immigration sorgten. 

Der Aufschrei über die wachsende illegale Immigration führte zu einer Serie von 
Gesetzesvorschlägen im Kongreß, die 1986 im Immigration Reform and Control 
Act kulminierten. Dieses Gesetz sollte die Immigrationspolitik rationalisieren und 
besonders das Problem der illegalen Einwanderung lösen. Es enthält ein begrenz- 
tes Eingliederungsprogramm, das es illegalen Ausländern ermöglicht, ihren Status 
zu legalisieren, wenn sie u.a. einen ununterbrochenen Aufenthalt in den Verei- 
nigten Staaten seit dem 1. Januar 1982 nachweisen können. Ein zweiter Teil des 
Gesetzes zielt darauf ab, die Beschäftigungsmöglichkeiten illegaler Arbeitskräfte 
mittels Sanktionen gegen Arbeitgeber zu reduzieren, die sie wissentlich einstellen. 
Das dritte Element ist ein erweitertes Gastarbeiterprogramm, um ein anhaltendes 
Überangebot an billigen Arbeitskräften für die Landwirtschaft sicherzustellen. 
Insgesamt war die Wirkung des Gesetzes bisher begrenzt, Während etwa 1,8 Mil- 
lionen Immigranten die Legalisierung ihres Status beantragt haben (eine recht be- 
achtliche Zahl, allerdings weniger als erwartet), gibt es zunehmend Hinweise dar- 
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auf, daß das Sanktionsprogramm gegen die Arbeitgeber auf eine Diskriminierung 
von Arbeitskräften aus den Minderheiten, die faktisch amerikanische Staatsbürger 
sind, hinausläuft, sowie auf diverse Übergriffe gegen illegale Arbeitskräfte, Un- 
terdessen hat die illegale Einwanderung offenbar weiter zugenommen. Es gibt im 
Kongreß schon erste Bemühungen, die Mängel des Gesetzes zu korrigieren. In ei- 
ner relativ vielversprechenden Abkehr von der früheren Immigrationspolitik hat 
der Senat vor kurzem einem Gesetzesvorhaben zugestimmt, das denjenigen An- 
tragstellern höhere Priorität einräumen will, die dem Arbeitskräftebedarf in den 
USA entgegenkommen. Obwohl das Limit von jährlich 54.000 für solche Immi- 
granten immer noch niedrig wäre, würde der Gesetzesvorschlag einen wichtigen 
Präzedenzfall darstellen, insofern er anerkennt, daß die Immigranten, obwohl sie 
nur 7% des amerikanischen Arbeitskräftepotentials darstellen, seit 1970 für 22% 
des Beschäftigungswachstums aufkommen, und indem er Voraussagen des Ar- 
beitsministeriums berücksichtigt, wonach in verschiedenen Berufsgruppen ein 
Mangel an Arbeitskräften zu erwarten ist. 

Doch selbst eine modifizierte Version des Gesetzes von 1986 wird aus einem ein- 
fachen Grund kaum die Immigration regulieren können: Wie frühere Gesetze be- 
ruht auch dieses auf einem fehlerhaften Verständnis der Ursachen der Immigra- 
tion. Die amerikanischen Politiker haben ihr Blickfeld zu sehr auf die Immigran- 
ten und den Immigrationsprozeß selbst verengt und damit die breiteren internatio- 
nalen Kräfteverschiebungen (die z.T. durch die USA begünstigt wurden), die zum 
Anschwellen der Migrationsströme beigetragen haben, ignoriert. 


Die neue Immigration 


Mit dem Ende der sechziger Jahre begannen sich die Strukturen der Immigration 
in die USA in mehreren Hinsichten zu verändern, Erstens war ein beachtlicher 
Anstieg der jährlichen Zugangsraten zu verzeichnen. Die Zahl der Immigranten 
nahm von 297.000 im Jahr 1965 auf 373.000 im Jahr 1970 zu, stieg 1980 auf 
531.000 und erreichte 1986 602.000. Gleichzeitig veränderte sich die regionale 
Zusammensetzung der Migrationsströme in drastischer Weise. Noch 1960 kamen 
mehr als zwei Drittel aller US-Immigranten aus Europa. Um 1985 war der euro- 
päische Anteil am jährlichen Zustrom auf ein Neuntel geschrumpft, wobei die 
Zahl der europäischen Immigranten von fast 140.000 im Jahr 1960 auf 63.000 im 
Jahr 1985 zurückgegangen war. Heute stammt die große Mehrheit der Immigran- 
ten aus Asien, Lateinamerika und der Karibik. 

Die am schnellsten wachsende Gruppe legal aufgenommener Immigranten sind 
die Asiaten. Die jährliche Zahl asiatischer Immigranten stieg von 25.000 im Jahr 
1960 auf 236.000 im Jahr 1980 und weiter auf 264.700 im Jahr 1985. Während 
diese Zahlen durch den Strom südostasiatischer Flüchtlinge, die nach dem Viet- 
namkrieg aufgenommen wurden, etwas erhöht wurden, machen Flüchtlinge nur 
den kleinsten Teil des Gesamtzuwachses der asiatischen Immigration aus. 
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Tatsächlich waren die Philippinen, Südkorea und Taiwan - und nicht die Her- 
kunftsländer der Flüchtlinge, Vietnam und Kambodscha - die stärksten asiatischen 
Immigrationsquellen. Sogar 1982, als der Gesamtzustrom aus Asien die bisherige 
Höchstmarke von 313.000 Menschen erreichte, waren nur 72.000 Vietnamesen 
darunter, eine Zahl, die 1983 auf 39.000 zurückging. Seit den achtziger Jahren 
enthält die asiatische Einwanderungsbewegung neue Ströme aus Staaten wie Sin- 
gapur, Malaysia und Indonesien, die zuvor nicht zu den Ausgangsländern der Mi- 
gration in die USA gehört hatten. 

Die Zunahme der hispanischen und westindischen Immigration ist zwar nicht so 
dramatisch, aber auch signifikant. Die Einwandererzahlen aus Lateinamerika und 
der Karibik stiegen in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre, wiesen dann einen 
scharfen Rückgang in den frühen Siebzigern auf, bevor sie in den achtziger Jahren 
wieder steil anstiegen. Der Gesamtzugang der Hispanics (Süd- und Mittelameri- 
kaner, außer Mexiko) erreichte im Zeitraum von 1965 bis 1969 die Zahl von etwa 
170.000, fiel 1970 bis 1974 auf 149.000 und stieg auf 368.000 in der Zeit von 
1980 bis 1985. Der Zugang von Westindern lag von 1965 bis 1969 bei 351.000, 
fiel von 1970 bis 1975 auf 318.000 und stieg von 1980 bis 1985 auf 445.000. (Im 
Gegensatz dazu gab es in den siebziger Jahren kein vergleichbares Absinken der 
Zahl asiatischer Immigranten.) 

Die ersten Zehn in der Reihe der Stammländer von Immigranten finden sich heute 
alle in Lateinamerika, dem karibischen Becken oder Asien. Zwischen 1972 und 
1979 war Mexiko, mit mehr als einer halben Million jährlich bei weitem die 
größte Quelle legal aufgenommener Immigranten, gefolgt von den Philippinen mit 
290.000, Südkorea mit 225.000, China (sowohl Taiwan wie die Volksrepublik) 
mit 160.400, Indien mit 140.000 und Jamaika mit 108.400. Mit der einzigen Aus- 
nahme Italiens lagen alle Länder, die mehr als 100.000 Immigranten im Jahr 
schickten, entweder im karibischen Becken oder in Asien. Andere wichüge Aus- 
gangsländer außerhalb dieser Regionen waren Großbritannien, Westdeutschland 
und Kanada, von denen zwischen 1972 und 1979 jeweils etwa 80.000 Menschen 
in die USA auswanderten. Im Jahr 1987 stammten 43% der 600.000 Neuzugänge 
aus Asien, 35% aus Lateinamerika und dem karibischen Becken und nur 10% aus 
Europa. 

Dabei wird die neue asiatische Immigration, von der häufig angenommen wird, 
sie bestehe vorwiegend aus Selbständigen und Angehörigen der Mittelklasse, in 
wachsendem Maße zu einer Migration der Arbeiterklasse. In mehreren Fällen ha- 
ben zunächst von Mittelklassen bestimmte Wanderungsbewegungen den Weg 
geebnet für die Migration ärmerer Schichten wie auch für illegale Immigranten. 
Dies gilt etwa für die südkoreanische Migration, die inzwischen einen bedeuten- 
den Anteil an illegalen Immigranten und an Sweatshop-Arbeitern stellt, desglei- 
chen für die philippinische Migration. 

Ein weiteres Merkmal der neuen Immigration ist der wachsende Anteil von Immi- 
grantinnen. Während der siebziger Jahre stellten Frauen 60% der Immigranten aus 
den Philippinen, 61% aus Südkorea, 53% aus China, 52% aus der Dominikani- 
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schen Republik, 52% aus Kolumbien, 53% aus Haiti und 52% aus Hongkong. So- 
gar im etablierten, traditionell männerdominierten Migrationsstrom aus Mexiko 
machen die Frauen inzwischen fast die Hälfte aller legalen Immigranten aus. 
Während die meisten weiblichen Immigranten immer noch in der einen oder an- 
dern Form als Familienmitglieder ins Land kommen, gibt es inzwischen eine 
kleine aber wachsende Zahl, die als Arbeitskräfte klassifiziert werden. Dies 
scheint darauf hinzudeuten, daß eine zunehmende Zahl von Frauen unabhängig 
auswandern und in manchen Fällen Mann und Kinder zurücklassen. Frauen stell- 
ten 45,6% der Immigranten, die im Zeitraum von 1972 bis 1979 unter der Vor- 
zugsklausel für knappe Fach- und Hilfsarbeitskräfte legal aufgenommen wurden 
(vgl. Houston 1934, S.945). Darüberhinaus stellten Frauen mehr als die Hälfte von 
den 290.000, die unter der Kategorie nichtpräferierter Immigranten aufgenommen 
wurden; hier geht es um Plätze, die verfügbar werden, wenn die Vorzugsquoten 
nicht voll ausgenutzt werden, 

Die neue Immigration ist ferner dadurch gekennzeichnet, daß die Immigranten 
sich tendenziell in einigen Schlüsselregionen der USA konzentrieren. Dies traf 
natürlich auch auf frühere Immigrationswellen zu; in den ersten Jahrzehnten die- 
ses Jahrhunderts zogen New York, Pennsylvania und Illinois die Mehrheit der 
Immigranten an. Heute jedoch gibt es mehr Einreisehäfen, ein besser entwickeltes 
Transportsystem und ein weit gestreutes Angebot an Arbeitsplätzen: All dies 
könnte die geographische Streuung der Immigranten erleichtern. Doch die Staaten 
Kalifornien und New York nehmen fast die Hälfte aller neuen Immigranten auf, 
während eine weiteres Viertel nach New Jersey, Illinois, Florida und Texas geht. 
Hinzu kommt, daß die neuen Immigranten sich in den größten Metropolen sam- 
meln, in New York, San Francisco, Chicago, Houston und Miami. Dem Zensus 
von 1980 zufolge lebte etwa ein Fünftel aller im Ausland geborenen Einwohner 
der USA in New York und Los Angeles; im gleichen Jahr lebte in diesen Städten 
weniger als ein Prozent der gesamten in den USA geborenen Bevölkerung. Etwa 
40% der Immigranten lassen sich in den zehn größten Städten der USA nieder, die 
zusammen weniger als 10% der gesamten US-Bevölkerung ausmachen. In diesen 
Städten stellen die Immigranten einen bedeutend höheren Anteil der Bevölkerung 
im Vergleich zu ihrem Anteil an der Gesamibevölkerung der USA. So bilden sie 
zwar höchstens 10% der US-Bevölkerung, stellten 1987 jedoch 30% der Einwoh- 
ner von New York City und jeweils 15% der Einwohner von Los Angeles und von 
Chicago. 


Die Unzulänglichkeit klassischer Erklärungen 


Die wesentlichen Merkmale der neuen Immigration - besonders die wachsende 
Bedeutung bestimmter Länder Asiens und des karibischen Beckens als Stamm- 
länder der Immigranten und der rasche Anstieg des Anteils weiblicher Immigran- 
ten - kann im Rahmen der herrschenden Annahmen über die Ursachen von Mi- 
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grationsbewegungen nicht erklärt werden. Selbst ein flüchtiger Blick auf die 
Strukturen der Emigration zeigt, daß es keinen systematischen Zusammenhang 
gibt zwischen der Emigration und dem, was gängiger Weisheit zufolge die we- 
sentlichen Ursachen der Emigration sind: nämlich Überbevölkerung, Armut und 
wirtschaftliche Stagnation. 

Ein vorhandener Bevölkerungsdruck verweist sicher auf die Möglichkeit zuneh- 
mender Emigration. Doch ein solcher Druck - ob am Bevökerungswachstum oder 
der Bevölkerungsdichte abgelesen wird - hilft nicht, vorauszusagen, welches Land 
wesentliche Emigrationsströme haben wird, da einige Länder mit rasch wachsen- 
der Bevölkerung geringe Emigrationsraten aufweisen (viele zentralafrikanische 
Staaten fallen in diese Kategorie), während andere Länder mit viel niedrigerem 
Bevölkerungswachstum (wie Südkorea) oder verhältnismäßig geringer Bevölke- 
rungsdichte (wie die Dominikanische Republik) wichtige Auswanderungsländer 
sind. 

Auch Armut an sich scheint keine sehr verläßliche Erklärungsvariable zu sein. 
Denn nicht alle Länder, in denen große Armut herrscht, haben hohe Emigrations- 
raten, und nicht alle Auswanderungsländer sind arm, wie die Fälle Südkorea und 
Taiwan zeigen. Die Brauchbarkeit des Faktors Armut bei der Erklärung von Mi- 
grationsbewegungen wird weiterhin dadurch in Frage gestellt, daß aus den mei- 
sten asiatischen und karibischen Ländern Migrationsströme in großem Umfang 
erst nach 1960 ihren Anfang nahmen, obwohl diese Länder schon seit langem un- 
ter Armut gelitten hatten. 

Ähnlich problematisch ist die vermutete Beziehung zwischen wirtschaftlicher Sta- 
gnation und Emigration. Allgemein wird davon ausgegangen, daß der Mangel an 
wirtschaftlichen Möglichkeiten in den weniger entwickelten Ländern, gemessen 
am langsamen Wachstum des Bruttosozialprodukts (BSP), eine Schlüsselrolle 
spielt beim Entschluß von Individuen, zu emigrieren. Aber das Anwachsen der 
Emigrationszahlen fand zu einer Zeit statt, in der sich die meisten Auswande- 
rungsländer eines regen Wirtschaftswachstums erfreuten. Die jährlichen Wachs- 
tumsraten des BSP in den siebziger Jahren lagen in den meisten Ländern mit ho- 
hem Emigrantionsanteil bei 5% bis 9%. Tatsächlich weisen die meisten Länder, 
die bei der Emigration eine zentrale Rolle spielen, ein bedeutend schnelleres Wirt- 
schaftswachstum auf als Länder, die Emigration in großem Maßstab nicht kann- 
ten. Südkorea ist das augenfälligste Beispiel. Mit einer BSP-Wachstumsrate, die 
in den siebziger Jahren zu den höchsten der Welt zählte, war es gleichzeitig eines 
der Länder mit dem schnellstwachsenden Anteil von Auswanderern in die USA. 
Damit soll nicht behauptet werden, daß Überbevölkerung, Armut und wirtschaftli- 
che Stagnation keinen Druck zur Auswanderung erzeugen; es liegt in ihrer Logik, 
daß sie es tun. Aber es ist klar, daß die gängige Ineinssetzung von Emigration mit 
diesen Bedingungen zu stark vereinfacht. Die Datenlage läßt eher vermuten, daß 
diese Bedingungen allein nicht hinreichen, um breite Migrationsströme zu erzeu- 
gen. Es müssen weitere, intervenierende Faktoren in Betracht gezogen werden - 
Faktoren, die diese Bedingungen in eine die Migration auslösende Situation ver- 
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wandeln. 

Nehmen wir zum Beispiel Haiti und die Dominikanische Republik. Auf den ersten 
Blick scheinen die hohen Auswanderungsniveaus dieser Länder das Argument zu 
stützen, daß Überbevölkerung, Armut und wirtschaftliche Stagnation die Migra- 
tion verursachen. Allerdings waren diese Bedingungen schon lange bevor der 
massive Auswanderungsstrom begann vorhanden. Was erklärt dann den sprung- 
haften Anstieg? 

Im Fall der Dominikanischen Republik scheint die Antwort in den Bindungen an 
die USA zu liegen. Erzeugt wurden sie mit der Besetzung von Santo Domingo 
durch amerikanische Marines als Reaktion auf den Wahlsieg des linken Präsident- 
schaftskandidaten Juan Bosch. Die Besetzung hatte nicht nur wachsende politi- 
sche und ökonomische Beziehungen mit den USA zur Folge, sondern erzeugte 
auch einen:Strom politischer Flüchtlinge aus der Mittelklasse, die in das Be- 
satzerland emigrierten. Die Ansiedlung der dominikanischen Flüchtlinge in den 
USA wiederum schuf persönliche und familiäre Bande zwischen den beiden Län- 
dern. Danach wurden die Beziehungen weiter durch amerikanische Investitionen 
in die dominikanische Landwirtschaft und die Exportproduktion entwickelt. In der 
Folgezeit nahm die Migration in die USA zu; sie stieg von 4.500 Personen im 
Zeitraum zwischen 1955 bis 1959 auf 58.000 zwischen 1965 und 1969, Somit be- 
standen die neuen Entwicklungen, die mit der Auslösung eines breiten Emigrati- 
onsschubs zusammenfielen, im Aufbau enger militärischer und persönlicher Be- 
ziehungen zu den USA und der Einführung direkter amerikanischer Investitionen. 

Haiti dagegen war keiner direkten militärischen Intervention durch die USA un- 
terworfen, aber der Aufbau von Beziehungen mit den USA und das Einbringen di- 
rekter Auslandsinvestitionen scheinen eine ähnlich wichtige Rolle bei der Erzeu- 
gung von Emigrationsbewegungen gespielt zu haben. Obwohl Haiti seit langem 
verzweifelt arm war, begann die massive Migration in die USA erst in den frühen 
siebziger Jahren. In diesem Falle scheint die entscheidende Neuentwicklung in der 
Entscheidung zugunsten einer Politik des exportorientierten ökonomischen 
Wachstums durch Präsident Jean-Claude Duvalier gelegen zu haben. Die Wirt- 
schaft Haitis wurde für ausländische Investitionen in die Exportproduktion und für 
die massive Entwicklung kommerzieller Landwirtschaft geöffnet, wobei die USA 
als entscheidender Partner dieser neuen Strategie dienten. Die notwendige Ar- 
beitskräftezufuhr für diese neuen Produktionsformen wurde durch Vertreibung 
kleiner Landbesitzer und Subsistenzbauern bewerkstelligt. Diese Umwälzung der 
traditionellen Beschäftigungsstruktur Haitis, zusammen mit wachsender Repres- 
sion durch die Regierung und der Entstehung enger politischer und ökonomischer 
Bindungen mit den USA, fiel mit dem Beginn eines breiten Migrationsstroms in 
die USA zusammen. 

In beiden Fällen scheint also der Aufbau politischer, militärischer und ökonomi- 
scher Beziehungen dazu beigetragen zu haben, Bedingungen zu schaffen, die zu 
massiven Migrationsbewegungen führten (vgl. Centro de Estudios Puertorrique- 
nos, 1979; Portes und Walton, 1981). Solche Verbindungen spielten auch bei der 
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Migration von Südostasiaten in die USA eine entscheidende Rolle. Nach dem Ko- 
reakrieg suchten die USA aktiv die ökonomische Entwicklung in Südostasien zu 
fördern, um die Region politisch zu stabilisieren. Zusätzlich wurden amerikani- 
sche Truppen in Korea, den Philippinen und Indochina stationiert. Zusammenge- 
nommen schufen die wirtschaftlichen und militärischen Interessen der USA ein 
breites Spektrum von Verbindungen mit jenen asiatischen Ländern, die später 
starke Migrationsbewegungen in die USA aufweisen sollten. Die massive Zu- 
nahme der Auslandsinvestitionen im selben Zeitraum, besonders in Südkorea, 
Taiwan und den Philippinen, verstärkte diese Trends. 

Mit anderen Worten, in den meisten Ländern, von denen große Migrationsströme 
in die USA ausgehen, existiert eine Reihe von Bedingungen und Verknüpfungen 
mit den USA, die neben Überbevölkerung, Armut oder Arbeitslosigkeit Emigrati- 
onsprozesse induzieren. Während Art und Ausmaß dieser Verknüpfungen von 
Land zu Land variieren, ist allen Herkunftsländern der Emigranten das wachsende 
politische und ökonomische Engagement der USA gemeinsam, 

Ein wesentliches Element dieses US-Engagements sind Direktinvestionen in die 
exportorientierten Produktionszweige,. Die amerikanischen Investitionen in weni- 
ger entwickelte Länder haben sich zwischen 1965 und 1980 verfünffacht, wobei 
ein Großteil dieser Investionen in wenige Schlüsselländer des karibischen Bec- 
kens und Südostasiens ging. Sie wurden in die Entwicklung der exportorientierten 
Produktion geleitet, besonders in die Herstellung von Konsumgütern wie Spiel- 
zeug, Kleidung, Textilien und Schuhe. Industriezweige, die für den Export produ- 
zieren, sind im allgemeinen sehr arbeitsintensiv (was natürlich ein vorrangiger 
Beweggrund dafür ist, Fabriken in Niedriglohnländern anzusiedeln). Die ar- 
beitsintensive Natur dieser Industrien ist ein Grund, warum mehrere der asiati- 
schen und karibischen Länder, die Hauptempfänger von direkten Auslandsinve- 
stitionen waren, ein rasches Beschäftigungswachstum, v.a. im produzierenden 
Gewerbe, erfuhren. 

Dem traditionellen Verständnis der Ursachen: von Migration zufolge hätte diese 
Kombination ökonomischer Entwicklungen dazu beitragen sollen, Emigrations- 
bewegungen zu verhindern oder sie zumindest auf niedrigem Niveau zu halten. 
Die eindämmende Wirkung hätte vor allem in den Ländern, die hohe exportorien- 
tierte Investitionen erhielten, stark sein müssen, da solche Investitionen mehr Ar- 
beitsplätze schaffen - sowohl in Verwaltung und Dienstleistungen wie auch in der 
Produktion - als andere Formen der Investition. Aber genau solche Länder, beson- 
ders auffällig die neuen industrialisierten Länder Südostasiens, stellen die Haupt- 
quellen der neuen Immigration dar. Wieso führt diese ausländische Investitonstä- 
tigkeit, besonders in die Exportindustrie, zu diesem scheinbaren Widerspruch? 
Wie ist es möglich, daß ausländische Investitionen sowohl rasches Wirtschafts- 
wachstum als auch hohe Auswanderungsraten in ein und demselben Land erzeu- 
gen können? 
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Die Internationalisierung der Produktion 


Um zu verstehen, warum breite Migrationsbewegungen in Ländem ihren Ur- 
sprung genommen haben, wo aufgrund ausländischer Investionen in die Export- 
produktion Arbeitsplätze in großem Umfang geschaffen wurden, ist es nötig, die 
Wirkung solcher Investionen auf die ökonomische Struktur und die Beschäfti- 
gungsstruktur zu untersuchen. 

Der vielleicht wichtigste Effekt ausländischer Investitionen in die Exportproduk- 
tion ist die Entwurzelung von Menschen aus traditionellen Lebensweisen. Seit 
langem ist bekannt, daß die Entwicklung der kommerziellen Landwirtschaft dazu 
führt, die Subsistenzfarmer zu vertreiben, was zu einem Angebot an landwirt- 
schaftlichen Lohnarbeitern führt und Massenwanderungen in die Städte veran- 
lasst. In den vergangenen Jahren hat die breitangelegte Förderung der exportori- 
entierten Produktion in Südostasien und im karibischen Becken eine ähnliche 
Wirkung entfaltet (allerdings über andere Mechanismen); sie hat Menschen ent- 
wurzelt und eine städtische Lohnarbeiterreserve erzeugt. In der exportcrientierten 
Landwirtschaft wie in der Industrie hat die Auflösung traditioneller Arbeitsstruk- 
turen als Folge der Einführung moderner Produktionsformen eine entscheidende 
Rolle bei der Umwandlung von Menschen in Wanderarbeiter und potentielle Emi- 
granten gespielt. 

In der exportorientierten Produktion spielt die massenhafte Rekrutierung junger 
Frauen auf Arbeitsplätze ın den neuen industriellen Zonen eine katalysierende 
Rolle für die Zersetzung traditioneller Arbeitsstrukturen. In diesen Zonen herr- 
schen Produktionsformen vor, die auch in den industrialisierten Ländern einen 
hohen Anteil an weiblichen Arbeitskräften beschäftigen: die Endfertigung elek- 
tronischer Geräte und die Herstellung von Textilien, Kleidung und Spielzeug. Der 
Exodus junger Frauen in die industriellen Zonen beginnt normalerweise damit, 
daß Unternehmensvertreter sie direkt in ihren Dörfern und ländlichen Schulen re- 
krutieren; allmählich entstehen kontinuierliche Migrationsströme, die die Not- 
wendigkeit direkter Rekrutierung verringern oder überflüssig machen (vgl. z.B. 
Diamond, 1979; s.a. Safa, 1981). Der offensichtlichste Grund für die intensive 
Rekrutierung von Frauen ist das Bedürfnis der Unternehmen, Arbeitskosten zu 
senken. Aber auch andere Überlegungen spielen eine Rolle: Junge Frauen in patri- 
archalischen Gesellschaften sind aus der Sicht ausländischer Arbeitgeber gehor- 
same und disziplinierte Arbeitskräfte, die bereit sind, Anstrengung und Präzision 
erheischende Arbeiten auszuführen und sich Arbeitsbedingungen zu unterwerfen, 
die in hochentwickelten Ländern nicht akzeptiert würden. 

Diese Rekrutierung einer großen Zahl von Frauen in die Lohnarbeit zersetzt die 
traditionellen, oft unbezahlten Arbeitsstrukturen. In ländlichen Gebieten erfüllen 
Frauen traditionell wichuge Funktionen bei der Herstellung von Gütern für den 
familiären Verbrauch oder für den Verkauf auf lokalen Märkten. Dorfökonomien 
und ländliche Haushalte sind auf eine Reihe ökonomischer Tätigkeiten angewie- 
sen, die traditionell von Frauen ausgeübt werden, von der Essenszubereitung bis 
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hin zum Weben von Bekleidung, Körbeflechten und verschiedenen anderen 
Handwerksarbeiten (vgl. Boserup, 1970; Boulding, 1980). All diese Aktivitäten 
werden durch die Abwanderung junger Frauen in die neuen industriellen Zonen 
untergraben. , 

Eine der schwerwiegendsten - und ironischsten - Folgen der Feminisierung des 
neuen Proletariats war, daß sie das Lohnarbeiterpotenüal erweitert und damit zur 
Männerarbeitslosigkeit beigetragen hat. Die Konkurrenz durch das gestiegene 
Angebot an weiblichen Arbeitskräften macht es für Männer schwieriger, Arbeit in 
den neuen Industriegebieten zu finden. Die Abwanderung von Frauen schränkt 
darüberhinaus auch die Möglichkeiten für Männer ein, in ländlichen Gebieten ein 
Auskommen zu finden, wo die Frauen entscheidende Partnerinnen im Überle- 
benskampf sind. In einigen der ärmeren und kaum entwickelten Regionen und 
Ländern ist inzwischen die exportorientierte Produktion, die vor allem Frauen be- 
schäftigt, an die Stelle eher diversifizierter Formen wirtschaftlichen Wachstums 
getreten, die am Binnenmarkt orientiert sind und auch Männer beschäftigen. Die 
eindrucksvollen Zahlen zum Beschäftigungswachstum, die in den meisten der 
wichtigen Emigrationsländer in den letzten Jahren zu verzeichnen waren, haben 
die Tatsache verschleiert, daß exportdominiertes Wachstum für einige gesell- 
schaftliche Gruppen zu Arbeitslosigkeit führt, während es für andere Arbeitsplätze 
schafft. 

Die Auflösung traditioneller Formen des Arbeitslebens und der Übergang zur ex- 
portorientierten Entwicklung macht den Eintritt in die Lohnarbeit für Männer wie 
für Frauen zunehmend zu einer Einbahnstraße, Da sich die traditionellen Mög- 
lichkeiten des Wirtschaftens in den ländlichen Gebieten reduzieren, wird es für die 
Arbeitskräfte schwierig oder unmöglich, nach Hause zurückzukehren, wenn sie 
entlassen werden oder keinen Erfolg bei der Jobsuche haben. Dies ist ein beson- 
ders schwerwiegendes Problem für weibliche Arbeitskräfte in den neuen industri- 
ellen Zonen, die nach kurzer Beschäftigungsphase entlassen werden. Nach drei 
oder fünf Jahren, während der sie unter dem Mikroskop Teile zusammengesetzt 
haben, leiden diese Arbeiterinnen oft unter Kopfschmerzen und schwindender 
Sehkraft. Um die Löhne niedrig zu halten und Arbeiterinnen, deren Gesundheit 
nachläßt, zu ersetzen, entlassen die Unternehmen ständig ihre »älteren« Arbeite- 
rinnen und stellen jüngere, gesündere und gefügigere Frauen an (vgl. Nash und 
Fernandez Kelly, 1983; vgi. auch den Film The Global Assembly Line von Lor- 
raine Gray). Hinzu kommt, daß viele Unternehmen in den siebziger und frühen 
achtziger Jahren damit begannen, ihre Fabriken aus älteren Zonen der Exportpro- 
duktion, wo sie die staatlichen Steuervergünstigungen ausgeschöpft hatten, abzu- 
ziehen und in »neue« Länder, wie etwa Sri Lanka, zu gehen, wo die Arbeitskräfte 
noch billiger waren. All diese Entwicklungen haben zur Bildung eines Heers po- 
tentieller Migranten in sich entwickelnden Ländern wie den Philippinen, Südko- 
rea, Taiwan und den Ländern des karibischen Beckens beigetragen. Menschen, die 
aus ihren traditionellen Lebensweisen herausgerissen sind und dann der Arbeitslo- 
sigkeit überlassen oder als nicht beschäftigungsfähig betrachtet werden, wenn die 
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Exportfirmen jüngere Arbeitskräfte einstellen oder ihre Produktion in andere Län- 
der verlagern, sehen kaum eine andere Möglichkeit als zu emigrieren, besonders 
wenn eine exportorientierte Wachstumsstrategie die auf den Binnenmarkt gerich- 
tete Wirtschaft des Landes geschwächt hat. 

Aber die Rolle der ausländischen Investionen, die den Boden für die Entstehung 
breiter Emigrationsströme bereiten, ist damit noch nicht erschöpft, Die ausländi- 
sche Investitionstätigkeit in die exportorientierte Produktion führt nicht nur zur 
Erosion traditioneller Arbeitsformen und zur Schaffung eines Pools von Migran- 
ten, sondern trägt auch zur Entwicklung ökonomischer, kultureller und ideologi- 
scher Verbindungen mit den industrialisierten Ländern bei. Diese Verbindungen 
befördern die Vorstellung von Emigration direkt und indirekt. Im Exportsektor 
beschäftigte Arbeitskräfte - seien es nun Manager, Büroangestellte oder Montage- 
arbeiter - erfahren vielleicht die stärkste Verwestlichung und sind dem Land, aus 
dem das fremde Kapital stammt, am nächsten. Für diese Arbeitskräfte, die schon 
in ihrer alltäglichen Arbeitserfahrung an westlichen Praktiken und Denkformen 
orientiert sind, wird die Distanz zwischen einem Arbeitsplatz in den Offshore-Fa- 
briken oder -Büros und einem vergleichbaren Job in dem industrialisierten Land 
selbst subjektiv verringert. Es ist leicht einsichtig, wie solche Individuen dazu 
kommen, die Emigrationsmöglichkeit ernsthaft in Betracht zu ziehen. 

Jedoch über den direkten Einfluß auf die im Exportsektor Beschäftigten haben die 
durch Auslandsinvestitionen erzeugten Verbindungen auch einen generell ver- 
westlichenden Effekt auf das weniger entwickelte Land und seine Bevölkerung. 
Dieser »ideologische« Effekt in der Förderung der Emigration sollte nicht unter- 
schätzt werden; er macht die Emigration zu einer Möglichkeit nicht nur für dieje- 
nigen, die im Exportsektor arbeiten, sondern auch für breitere Bevölkerungs- 
schichten. Somit werden über den Kreis derer hinaus, die direkt oder indirekt in 
Fabriken oder Büros in ausländischem Besitz beschäftigt sind, viel mehr Men- 
schen zu Kandidaten für die Emigration. Die Arbeitskräfte, die in ausländischen 
Fabriken, Büros und Plantagen beschäftigt sind, sind tatsächlich nicht diejenigen, 
die am häufigsten diese Verbindungen nutzen um zu emigrieren. 

Während die ausländische Investitionstätigkeit zwar, zusammen mit anderen poli- 
tischen, militärischen und kulturellen Beziehungen, zu erklären hilft, wie die Mi- 
gration in manchen Entwicklungsländern für eine große Zahl von Individuen zu 
einer realen Möglichkeit wird, erklärt sie nicht vollständig, warum die USA ganz 
überwiegend zum Hauptziel der Emigranten geworden sind. Schließlich haben Ja- 
pan, Westdeutschland, die Niederlande und Großbritannien auch in beträchtlichem 
Umfang direkt in Entwicklungsländer investiert. Die Datenlage scheint darauf zu 
verweisen, daß die nationale Herkunft des ins Land fließenden Auslandskapitals 
weniger ausschlaggebend sein könnte als der Produktionstyp, in den es fließt 
(etwa arbeitsintensive Produktion), und als die anderen Beziehungen, die die 
Empfängerländer schon mit den Kapitalgeberländern aufgebaut haben, So kann es 
durchaus sein, daß in den siebziger Jahren durch ausgedehnte japanische Investio- 
nen in die Exportproduktion letzlich die Migration in die USA gefördert wurde, da 
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die USA zu jener Zeit mehr andere Beziehungen mit Entwicklungsländern unter- 
hielten und vermutlich als für Einwanderer gastfreundlicheres Land betrachtet 
wurden. 

In diesem Zusammenhang gewinnen die Liberalisierung der amerikanischen Im- 
migrationsgesetze von 1965 und das nicht verblassende Bild der USA als Land 
der unbegrenzten Möglichkeiten an Bedeutung. Unter Auswanderungswilligen 
hatte die Überzeugung, daß die USA, zumindest im Verhältnis zu anderen Län- 
dern, unbegrenzte Möglichkeiten und Beschäftigungsaussichten zuhauf böten, die 
Wirkung, »Emigration« fast identisch mit »Emigration in die USA« zu machen. 
Dies führte zu einem selbstverstärkenden Emigrationspatiern in die USA, Wäh- 
rend ausländische Investitionen (zusammen mit politischen und militärischen Ak- 
tivitäten) neue Brücken für Migranten bauten und während die vorhandenen öko- 
nomischen Möglichkeiten in den USA diese Brücken konsolidierten, schaffen die 
daraus entstehenden neuen Migrationen weitere Verbindungen zwischen den USA 
und den Stammländern der Migranten. Diese wiederum erleichtern künftige Emi- 
grationsprozesse in die USA, unabhängig von der Herkunft der ausländischen In- 
vestitionen, die zuallererst die Bedingungen für die Emigration erzeugt hatten. 


Der neue Arbeitskräftebedarf in den Vereinigten Staaten 


Auf den ersten Blick scheint der breite Zustrom von Immigranten in die USA 
während der letzten beiden Jahrzehnte und ihre Konzentration in den Metropolen 
der ökonomischen Logik zuwiderzulaufen. Warum sollte eine wachsende Zahl 
von Immigranten in einer Zeit heher allgemeiner Arbeitslosigkeit und des ein- 
schneidenden Verlusts von Arbeitsplätzen im Bereich der industriellen Fertigung 
und Distribution in dieses Land kommen? Und warum sollten sie sich überwie- 
gend in den größten amerikanischen Städten niederlassen, von denen doch viele 
als Zentren der Leichtindustrie und anderer Branchen, die traditionell Immigran- 
ten beschäftigten, im Niedergang begriffen waren? Die Liberalisierung des Immi- 
grationsrechts nach 1965 und die schon existierenden Immigranten-Communities 
in den großen städtischen Zentren spielten zweifellos eine gewisse Rolle, sofern 
sie Immigranten aus den älteren, vor allem europäischen Emigrationsländern an- 
zogen. Aber die wichtigsten Gründe für den fortdauemden breiten Zustrom der 
neuen Migrantengruppen war die rasche Expansion von Niedriglohnjobs in den 
USA und die Ausdehnung des Markts für periphere Jobs, der mit den neuen 
Wachstumsindustrien, besonders in den großen Städten, verbunden war. 

Von daher bleibt jede Analyse der neuen Immigration ohne eine Untersuchung der 
Veränderungen im Arbeitskräftebedarf der USA unvollständig. Es könnie sogar 
behauptet werden, daß zwar die Internationalisierung der Ökonomie auslösend 
war für die Arbeitskräftmigration in die USA, ihre Fortdauer auf hohem und zu- 
nehmenden Niveau jedoch nur mit den ökonomischen Restrukturierungsprozessen 
in den USA erklärt werden kann, Diese Restrukturierung erklärt ebenfalls, wieso 
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die meisten der neuen Immigranten sich in den Metropolen konzentrieren. 

Die Zunahme der Niedriglohnjobs in den USA ist zum Teil ein Ergebnis derselben 
internationalen ökonomischen Prozesse, durch die Investitionen und Arbeitsplätze 
in der Fertigung in die Niedriglohnländer geleitet wurden. Während die Industrie- 
produktion nach Übersee abgewandert ist, erodierte die traditionelle Basis der 
Fertigungbranche in den USA und wurde teilweise durch einen herabgestufien 
Fertigungssektor ersetzt, in dem schlecht entlohnte Jobs für angelemnte oder un- 
gelernte Arbeitskräfte charakteristisch sind. Gleichzeitig schuf auch das rasante 
Wachstum des Dienstleistungssektors eine Vielzahl von Niedriglohnarbeitsplätzen 
(neben den bekannteren gutbezahlien Investmenibanking und Management Con- 
sulting Jobs). Diese beiden neuen Wachstumsbranchen sind weitgehend auf große 
Städte wie New York und Los Angeles konzentriert. Solche Städte konnten ihre 
ökonomische Bedeutung noch steigern, indem sie zu Management- und Dienstlei- 
stungszentren für die globale Ökonomie wurden; während Detroit Arbeitsplätze 
an Fabriken in Übersee verlor, haben New York und Los Angeles Arbeitsplätze 
für die Koordination und Steuerung des globalen Fabrikneizes hinzugewonnen. _ 
Diese Entwicklungstrends haben in der Beschäftigungsstruktur der USA seit den 
späten siebziger Jahren zu einer wachsenden Polarisierung geführt. Gleichzeitig 
mit einem scharfen Rückgang der Zahl der Angestellten- und Arbeiterjobs (die 
mittlere Einkommen mit sich brachten) wuchs die Zahl der hochbezahlten Jobs für 
Freiberufliche und Manager in bescheidenem Umfang und die der Niedriglohn- 
Jobs in großem Umfang an. Zwischen 1963 und 1973 lagen neun von zehn neuge- 
schaffenen Arbeitsplätzen im mittleren Einkommensbereich, während die Zahl 
hochbezahlter Jobs abnahm. Seit 1973 dagegen war nur einer von zwei neuge- 
schaffenen Arbeitsplätzen in dieser mittleren Einkommenskategorie. Wenn man 
die Zunahme der Zahl von Saison- und Teilzeitarbeitern mitberücksichtigt, wird 
die wachsende Ungleichheit innerhalb der Beschäftigten noch deutlicher. Der 
Anteil der Teilzeitjobs nahm von 15% im Jahr 1955 auf 22% im Jahr 1977 zu 
(vgl. Blumberg 1980, S. 67, 79; Deutermann u. Brown 1978). 1986 stellten Teil- 
zeitarbeitskräfte ein volles Drittel der Beschäftigten; etwa 80% dieser 50 Millio- 
nen Beschäftigten verdienen weniger als 11.000 $ im Jahr. (Harrison u. Bluestone 
1988) 

Diese Veränderungen spiegelten sich in einem Rückgang der Durchschnittslöhne 
und einer wachsenden Polarisierung der Einkommensverteilung. Der inflations- 
bereinigte durchschnittlichs Wochenlohn, der während der Nachkriegsperiode 
stetig angestiegen war und 1973 seinen höchsten Wert erreichte, stagnierte für den 
Rest des Jahrzehnts und sank in den achiziger Jahren. Dieser Rückgang lief einher 
mit einer zunehmenden Polarisierung der Einkommensverteilung, einem Trend, 
der sich zuerst in den siebziger Jahren entwickelt und in den achtziger Jahren be- 
schleunigt hat. Ein jüngst veröffentlichter Bericht des Mitarbeiterstabs des House 
Ways and Means Committee belegt, daß das untere Fünftel der Bevölkerung von 
1979 bis 1987 einen Einkommensrückgang von 8% zu verzeichnen hatte, während 
das obere Fünftel sein Einkommen um 16% gesteigert sah, (Bell u. Freeman 1987; 
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OECD 1985, S.90f) 

Wie schon erwähnt besteht eine wichtige Quelle der neuen Niedriglohnjobs im 
herabgestuften Fertigungssektor. Dieser Sektor der amerikanischen Ökonomie 
wurde durch das Zusammentreffen dreier Trends geschaffen: (1) die gesellschaft- 
liche Reorganisation des Arbeitsprozesses, vor allem die zunehmende Praxis der 
Auslagerung bestimmter Produktionsprozesse und Dienstleistungen und die Ver- 
breitung von Sweatshops und industrieller Heimarbeit (wobei all dies die Wirkung 
hat, die Arbeitskräfte voneinander zu isolieren und sie daran zu hindern, sich ge- 
meinsam für ihre Interessen einzusetzen); (2) die technologische Transformation 
des Arbeitsprozesses, wodurch die Qualifikationsanforderungen für eine Reihe 
von Arbeitsplätzen heruntergestuft wurden, indem Fertigkeiten in Maschinen und 
Computer hineinverlagert wurden; und (3) das rasche Wachstum der Hi-Tech-In- 
dustrien, die in großem Umfang Produktionsarbeiter im Niedriglohnbereich be- 
schäftigen. Es überrascht etwas, daß die Herabstufung der Qualifikationsanforde- 
rungen und des Lohnniveaus für Arbeiter in der Industrieproduktion branchen- 
übergreifend stattgefunden hat: sie betraf rückständige wie modernste Branchen 
gleichermaßen. So scheinen beispielsweise die Bekleidungs- und die Elektronik- 
industrie auf den ersten Blick wenig gemeinsam zu haben, aber beide haben einen 
hohen Anteil von Niedriglohnjobs ohne Aufstiegsmöglichkeiten generiert, die 
kaum Qualifikation voraussetzen. Beide Industrien bedienen sich unkonventio- 
neller Produktionsverfahren, wie Sweatshops und industrieller Heimarbeit. Und 
beide haben zur Desorganisation der Arbeitskräfte beigetragen. Deutlich wird dies 
im Rückgang der Mitgliederzahl der Gewerkschaften in Gebieten mit raschem 
Wachstum der Hochtechnologien, wie Los Angeles und Orange County in Kali- 
fornien. 

Wichtiger jedoch als der herabgestufte Fertigungssektor ist das Wachstum des 
Dienstleistungssektors als Quelle neuer Niedriglohnjobs. Im Unterschied zur tra- 
ditionellen Warenproduktion, die durch einen hohen Anteil von Arbeitsplätzen im 
mittleren Einkommensbereich gekennzeichnet ist, ist die Mehrzahl der Dienstlei- 
stungsjobs entweder extrem gut oder sehr schlecht bezahlt, mit relativ wenigen 
Arbeitsplätze im mittieren Einkommensbereich. Die Wachstumsindustrien der 
achtziger Jahre - im Finanz-, Versicherungs- und Immobiliensektor, Einzelhandei 
und wirtschaftsbezogene Dienstleistungen - weisen einen hohen Anteil von Nied- 
riglohnjobs und - wenn überhaupt - schwache Gewerkschaften, sowie einen hohen 
Anteil von Teilzeit- und weiblichen Beschäftigten auf, Verkäuferinnen, Keilnerin- 
nen, Sekretärinnen und Hausbedienstete gehören zu den Wachstumsberufen. Das 
Bureau of Labor Statistics vermeldet einen Rückgang der Realeinkommen in die- 
sen Branchen seit den siebziger Jahren. 

Der erweiterte Dienstleistungssektor beschäftigt Niedriglohnarbeitskräfte nicht 
nur direkt, sondern schafft auch indirekt Niedriglohnjobs über die Nachfrage nach 
Arbeitskräften für die Bedienung des Lebensstils und der Konsumbedürfnisse der 
wachsenden Klasse von gut verdienenden Professionals und Managern. Die Kon- 
zentration dieser hochbezahlten Arbeitskräfte in den Großstädten hat eine rasche 
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Gentrifizierung sowohl der Wohn- als auch Geschäftsdistrikte mit sich gebracht, 
was wiederum die Nachfrage nach Legionen von geringbezahlten Dienstlei- 
stungskräften verstärkte: Gebäudeaufseher, Restaurantbedienstete, Zubereiter von 
Spezialitäten- und Gourmetessen, Hundeausführer, Botengänger, Putzkräfte, Kin- 
dermädchen usw. Die Tatsache, daß viele dieser Jobs »schwarz« laufen, hat die 
rasche Ausdehnung einer informellen Ökonomie in mehreren Großstädten der 
USA zur Folge gehabt. Aus einer Reihe von Gründen sind es eher Immigranten 
als US-amerikanische Staatsbürger, die diese Jobs wahrnehmen: die Arbeiten sind 
schlecht bezahlt, bieten wenig Beschäftigungssicherheit, erfordern im allgemeinen 
kaum Qualifikationen und geringe Englischkenntnisse und bringen meist unbe- 
liebte Abend- oder Wochenendschichten mit sich. Hinzu kommt, daß die Ausdeh- 
nung der informellen Ökonomie den Zugang von illegalen Arbeitskräften zu die- 
sen Jobs erleichtert. 

Sei es nun im Dienstleistungsbereich oder im herabgestuften Fertigungsbereich, in 
beiden Fällen ziehen die neuen Niedriglohnjobs große Zahlen von Immigranten 
an. Sogar Immigranten, die Fachkräfte sind und über einen hohen Bildungsstand 
verfügen, bewegen sich, wenn sie in den USA ankommen, im allgemeinen auf die 
Niedriglohnbranchen der Wirtschaft hin. Die verstärkte Aufnahme qualifizierter 
Immigranten hängt zum Teil mit dem Wachstum von technischen und Bürojobs 
im Dienstleistungssektor zusammen sowie mit der Tatsache, daß sich der Markt 
für solche Jobs zunehmend zu einem informellen entwickelt hat. 

Während also die Auslagerung von Fertigungsprozessen in weniger entwickelte 
Länder dazu beigetragen hat, die Emigration aus diesen Ländern zu fördern, hat 
die Konzentration der Dienstleistungs- und Managementfunktionen in den städti- 
schen Zentren der USA die Bedingungen für die Aufnahme des Immigrantenzu- 
stroms nach New York, Los Angeles, Miami und Houston geschaffen. Dieselben 
Entwicklungen, die die Emigration aus mehreren sich schnell industrialisierenden 
Ländern beförderten, haben gleichzeitig die Immigration in die USA begünstigt. 
Die Tatsache, daß es die hauptsächlichen Wachstumsbranchen wie Hi-Tech und 
Dienstleistungen sind, die primär die neuen Arbeitsplätze erzeugen, und nicht die 
im Niedergang befindlichen Sektoren der amerikanischen Wirtschaft, läßt vermu- 
ten, daß sich das Angebot an solchen Jobs zukünftig wahrscheinlich weiter aus- 
dehnen wird. Solange dies geschieht, wird wahrscheinlich auch der Zustrom von 
Immigranten, die diese Jobs übernehmen, anhalten. 


Immigration und Internationalisierung in Japan 


Seit auch Japan eine führende ökonomische Weltmacht und ein bedeutender Inve- 
stor in Südostasien geworden ist, ist hier derselbe Prozeß in Gang gesetzt worden: 
die Etablierung von Beziehungen, die schließlich als Brücken für die Emigration 
dienen, und die Herausbildung der Emigration nach Japan als reale Möglichkeit. 
Die »neue« illegale Einwanderungsbewegung stammt aus Thailand, Bangladesch, 
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Taiwan, Pakistan, den Philippinen und Südkorea - alles Länder, in denen Japan di- 
rekte Investitionen getätigt hat, inklusive eine wachsende Zahl von Offshore-Fer- 
tigungsanlagen (vgl. Sassen 1990). 

Japans Beteiligung an den weltweiten direkten Auslandsinvestitionen (DAT) hat 
schnell an Umfang gewonnen, 1982 wurde Japan der führende Nettoexporteur von 
DAI, mit einem Gesamtexport von 4,5 Milliarden Dollar. In jenem Jahr übertraf 
Japan die 4,4 Milliarden Dollar Großbritanniens. Obwohl dieser immer noch weit 
unterhalb des Niveaus der 7 und 10 Milliarden Dollar Bruttoexport lag, die Groß- 
britannien 1980 und 1981 zu verzeichnen hatte, indizierte dieser Wert bereits die 
starke Position Japans unter den kapitalexportierenden Ländern, 1983, als eine 
allgemeine Verringerung der DAI eintrat, war der Rückgang Japans relativ gerin- 
ger als der Großbritanniens - wenn wir die in den späten siebziger Jahren begin- 
nende Phase betrachten, als die neuen Investitionsstrukturen sich zu konsolidieren 
begannen. Im Jahr 1986 waren die japanischen DAls auf 14,3 und 1987 auf 19,4 
Milliarden Dollar gestiegen. Japan hat die meisten führenden westeuropäischen 
Kapitalexporteure überholt, Westdeuischland, Frankreich und die Niederlande 
eingeschlossen. Bei den Sonderziehungsrechten (SZR) sehen die Zahlen, vor dem 
Hintergrund der ausgeprägten Wechselkursschwankungen in den Achtzigern, be- 
sonders nach 1985 im Falle des Yen, etwas anders aus, Die japanischen DAI stie- 
gen von 1,8 Milliarden Dollar SZR auf 12,2 Milliarden 1986 - eindeutig ein 
weitaus stärkerer Anstieg als der Großbritanniens von 8,7 Milliarden SZR im Jahr 
1980 auf 13,3 Milliarden 1986. Japan liegt somit auf dem dritten Platz, hinter den 
USA und Großbritannien. Obwohl ein Großteil dieser Investitionen in die USA 
geht, sind ihre Auswirkungen in Süd- und Südostasien viel gravierender. 

Ein weiteres Muster, das diese Auswirkungen verstärkt, ist der hohe Konzentrati- 
onsgrad bei den globalen direkten Auslandsinvesütionen. Von den insgesamt 549 
Milliarden Dollar am gesamten direkünvestierten ausländischen Stammkapital im 
Jahr 1984 zeichneten die USA für 42,5%, Großbritannien für 15,5% und Japan für 
6,9%. Somit zeichneten 1984 die USA, Großbritannien und Japan zusammen für 
65% des gesamten Stamrmkapitals an Direktinvestionen im Ausland, Bei den SZR 
stieg der Gesamtkapitalstock dieser drei Länder von 246 Milliarden im Jahr 1984 
auf 346 Milliarden 1986. Aber während die USA immer noch für einen Großteil 
der direkten Auslandsinvestitionen verantwortlich sind, ist ihr Anteil - trotz höhe- 
rer Investitionsbeträge in den siebziger Jahren - insgesamt gesunken, der Japans 
dagegen gestiegen. Von 1970 bis 1974 kamen die USA für 51,8% aller direkten 
Investitionsströme ins Ausland auf; 1980-84 war der US-Antsil auf 17,3% gefal- 
ien und der Japans hatte sich mit 12,5% mehr als verdoppelt. (Vgl. UNG 1989) 
Während 1984-87 hatte der japanische Anteil 14% erreicht und der amerikanische 
war wieder gestiegen - auf 25,5%. 

Während Japan seine Wirtschaft intemationalisiert und cin zentraler Investor in 
der süid- und südostasiatischen Region wird, schafft es - absichtlich oder nicht - 
einen transnationalen Raum für die Zirkulation von Waren, Kapital und kulturel- 
len Produkten sowie kulturell-ideologische Bedingungen für die Zirkulation von 
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Menschen, was der Frühphase der Herausbildung eines internationalen Arbeits- 
markts entspricht. (Vgl. Sassen 1988) 


Die neue illegale Immigration nach Japan 


Während der fünfziger und sechziger Jahre - einer Periode beschleunigter Indu- 
strialisierung - lieferten breite Migrationsbewegungen von ländlichen in einige 
großstädtische Gebiete den benötigten Arbeitskräftenachschub in einem Land, das 
gegen ausländische Immigration abgeschottet war, aber über massive Arbeits- 
kraftreserven in ländlichen Gegenden verfügte. In dieser Phase wurde auch die öf- 
fentliche und private Infrastruktur massiv ausgebaut, um der Industrialisierung der 
Wirtschaft und der Urbanisierung der Menschen gerecht zu werden. Kurz, der Ar- 
beitskräftebedarf war immens. In vergleichbaren Zeiten hatten die USA und Län- 
der Westeuropas auf ausländische Arbeitskräfte zurückgegriffen. In Japan trat die 
ländliche Migration in die Städte an die Stelle der Immigration. Ausmaß und Ge- 
schwindigkeit der Abwanderung vom Land erreichten historische Dimensionen. 
Berichten zufolge haben sich ganze Dorfbevölkerungen entschlossen, ihre Sied- 
lung gemeinsam zu verlassen, anstatt einige Gemeindemitglieder zurückzulassen. 
Von 1955 bis 1965, auf der Höhe dieser Migration, machten mehr als die Hälfte 
der 46 Provinzen der Nation einen absoluten Bevölkerungsrückgang durch und 14 
weitere hatten eine jährliche Wachstumsrate von weniger als 1%. Tokyo, Osaka 
und Nagoya, die drei größten Metropolen, waren die Hauptziele dieser massiven 
Wanderung. Von 1960 bis 1970 erhöhten diese drei Ballungszentren ihre Bevöl- 
kerungszahl um 10 Millionen und verzeichneten nun 40% der Gesamtbevölkerung 
des Landes. Das Stadtgebiet von Groß-Tokyo wuchs zwischen 1950 und 1970 um 
10 Millionen auf 17,7 Millionen Einwohner. Während 1950 noch 50% der japani- 
schen Beschäftigten in der Landwirtschaft tätig waren, war diese Zahl 1970 auf 
19% gesunken. 

In anderem Zusammenhang habe ich festgestellt (Sassen 1988), daß eine der Ei- 
genschaften eines Immigrantenreservoirs ihr Zustand als mobilisierte Arbeits- 
kräfte ist. Einmal entwurzelt, werden solche Arbeitskräfte auch Optionen wahr- 
nehmen, die seßhafte Gesellschaftsmitglieder nicht akzeptieren würden. Sie sind 
bereit, Jobs, Arbeitszeiten und Löhne zu akzeptieren und Arbeitswege zurückzu- 
legen, die »einheimische« Arbeitskräfte ablehnen würden. Neben kulturellen 
Faktoren hat wohl dieser mobilisierte Zustand zu den berühmten Eigenarten der 
japanischen Arbeitskräfte jener Zeit beigetragen: harte Arbeit, die Bereitschaft, 
lange Strecken zu den Arbeitsplätzen zurückzulegen, die Hinnahme äußerst unan- 
genehmer und harter Lebensbedingungen. 

Die gegenwärtige Immigration asiatischer Arbeitskräfte vollzieht sich in einer 
völlig unterschiedlichen Phase der japanischen Wirtschaft. Die zweite, in der Stadt 
geborene Generation ist nun erwachsen und Teil der erwerbstätigen Bevölkerung; 
in allen beruflichen Sparten ist die Nachfrage nach Arbeitskräften stark; und es 
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wird zunehmend deutlich, daß in sehr anstrengenden Berufen (etwa in der Hoch- 
seefischerei) und in zunehmendem Maß bei den Niedriglohnjobs sogar Arbeits- 
kräftemangel herrscht. Obwohl die verfügbaren Daten fragmentarisch sind, ver- 
weisen sie für die letzten Jahre doch eindeutig auf eine rasche Zunahme der Zahl 
von Ausländern, die illegal in Japan arbeiten, zumeist in den Großstadträumen 
Tokyos, Nagoyas und Osakas. Meist sind sie mit Touristenvisa ins Land gekom- 
men und über den offiziell erlaubten Zeitraum hinaus geblieben. Es wird ge- 
schätzt, daß es Mitte 1988 in Japan 200.000 illegale männliche Arbeitskräfte im 
manuellen Bereich gab, vom Bau bis zur Restaurantküche. Fast alle von ihnen 
stammten aus Asien. Die größten Einzelgruppen kamen der Schätzung zufolge aus 
Taiwan, Südkorea, Bangladesch, den Philippinen und Pakistan. 

Werden die Einreisenden nach Japan nach Nationalitäten unterschieden, zeigt sich 
deutlich, daß Taiwan und Südkorea für den größten Teil aufkommen, mit 300.272 
bzw. 299.602 Einreisenden 1986 und einer Zunahme auf jeweils über 360.000 
Einreisende im Jahr 1987. (Für diese und die folgenden Zahlen vgl. Japanische 
Einwanderungsbehörde, Abschlußbericht 1987) Während der letzten fünf Jahre 
blieben die Zugänge aus diesen Ländern relativ konstant, wobei sich allerdings 
1988 ein deutlicher Anstieg zeigte, besonders für Koreaner. Die drittstärkste 
Gruppe in diesem Zeitraum stammte aus den Philippinen. Ihr Umfang hat sich fast 
verdoppelt, von 48.000 Neuzugängen 1983 auf 85.300 im Jahr 1988. Wenn das, 
was wir für die USA aufgezeigt haben, auch in Japan geschieht, ist es durchaus 
möglich, daß eine wachsende Zahl dieser Einreisenden nicht zu Besuch kommt, 
sondern um zu arbeiten. Nach regierungsamtlichen Zahlen stiegen die Verhaftun- 
gen illegaler Einwanderer von 51.368 im Jahr 1982 auf 77.437 im Jahr 1987. In 
jüngster Zeit gab es auch eine zunehmende Zahl von Zwangsdeportationen, von 
5.399 im Jahr 1987 auf 13.771 im Jahr 1988. 

Die Gesamtzahl der legalen ausländischen Bevölkerung betrug 1987 2,1 Millio- 
nen. Etwa eine Million davon waren ausländische Belegschaften; der Großteil der 
verbleibenden Million stammte aus anderen asiatischen Ländern, Die überwie- 
gende Mehrheit der Asiaten (etwa 800.000) waren erstmalig Einreisende. Fast alle 
von ihnen (727.000) betraten das Land mit auf 90 Tage befristeten Visa und die 
Hälfte von ihnen nannten touristische Absichten als Einreisegrund. Eine genauere 
Analyse der Arbeitsvisa und anderer Visatypen zeigt, daß Jobs im Bewirtungsbe- 
reich (59.693) die größte Einzelkategorie ausmachen. In dieser Sparte kamen 
41.000 Asiaten, 36.000 von ihnen aus den Philippinen, 2.500 aus Taiwan und über 
800 aus Korea, neben kleineren Gruppen aus vielen anderen Ländern. 

Vor dem Hintergrund der weitverbreiteten Vorstellungen über die japanischen 
Arbeitskräfte sollte darauf verwiesen werden, daß von denjenigen, die mit einem 
Arbeitsvisum eingereist sind, 465 als Facharbeiter kamen, in der überwiegenden 
Mehrzahl aus Asien. Es sollte auch beachtet werden, daß von den insgesamt 
13.900 Personen, die offiziell einreisten, um an japanischen Sprachschulen zu stu- 
dieren, über 12.000 aus Asien stammten. Verschiedene Untersuchungen japani- 
scher Behörden kamen zu dem Ergebnis, daß diese Form der Einreise letztlich be- 
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nutzt wird, um Arbeitstellen zu finden. Wie in den USA sind eine Reihe dieser 
Sprachakademien Fassaden, die Arbeitsuchenden die Einreise erleichtern. 

Ein Vergleich der Ein- und Ausreisen legt nahe, daß es in den letzten Jahren er- 
heblich mehr Ein- als Ausreisen gegeben hat als in früheren Jahren. Dies kann 
natürlich einer Reihe von Gründen geschuldet sein, von geplanten mehrjährigen 
Aufenthalten bis zu Fehlzählungen der Verwaltung. Für bestimmte Nationalitä- 
tengruppen jedoch können damit andere Arten von Daten, etwa Informationen von 
Deportierten, gestützt werden, denen zufolge eine wachsende Zahl von Einreisen- 
den mit Kurzzeitvisa kommt, um illegal zu arbeiten. Nach Nationalitätengruppen 
unterschieden, hatte Taiwan 1987 360.000 Einreisende und 314.000 Ausreisende 
zu verzeichnen. Aus Korea kamen im selben Jahr 360.000 Einreisende, während 
149.300 abreisten. Die Philippinen verzeichneten 85.300 Einreisende und 57.600 
Ausreisende. Dabei sollte nicht allzu viel in diese Zahlen hineingelesen werden, 
weil es sein kann, daß die Einreisen im einen Jahr registriert wurden und die Aus- 
reisen im nächsten. Dennoch stützen diese Zahlen die Deportationsdaten und die 
Ergebnisse meiner Interviews mit illegalen Immigranten, die eine zunehmende il- 
legale Migration durch überziehen von Touristenvisa anzeigen. 

Innerhalb der japanischen Regierung wird ausgiebig diskutiert, was in der Frage 
der neuen illegalen Einwanderung zu tun sei. Die zentrale Bedeutung, die dies 
Problem für die japanische Regierung erlangt hat, wird aus der Tatsache ersicht- 
lich, daß alle wichtigen Ministerien Arbeitsgruppen gebildet haben, um die Frage 
zu untersuchen, und daß die meisten ein Positionspapier veröffentlicht haben. 
Dazu zählen das Außenministerium, das Justizministerium, das Handels- und In- 
dustrieministerium, das Arbeitsministerium und, nicht unerwartet, die Ministerien 
für Bauwesen, Fischerei und Transportwesen, drei Industrien, die ausländische 
Arbeitskräfte anheuern. Ein Überblick über die wesentlichen Positionen, die von 
den Ministerien eingenommen werden, verweist auf die Komplexität, die das Pro- 
blem schon erreicht hat, sowie auf die Tatsache, daß die zunehmende Beschäfti- 
gung illegaler ausländischer Arbeitskräfte allgemein als eine reale und sich ver- 
stärkende Entwicklung erkannt wird. 

Das Arbeitsministerium hatte zunächst die Etablierung eines Gastarbeiterpro- 
gramms vorgeschlagen, das ausländischen Arbeitskräften kurzfristige Verträge für 
bestimmte Arbeitsplätze gewähren sollte. Es beinhaltete, die japanischen Ar- 
beitsmärkte für Ausländer durch die Verabschiedung eines Gesetzes zu öffnen, 
das sie verpflichten würde, vom Ministerium die Zulassung für eine Vollzeitbe- 
schäftigung einzuholen. Das Justizministerium vertrat dagegen die Auffassung, 
daß ein solches Gesetz einen schon komplizierten Immigrationsprozeß noch wei- 
ter komplizieren und einen Wettbewerbsnachteil für Japaner schaffen würde. Der 
zusätzliche Widerstand mehrerer Sektoren der Wirtschaft gegen den Vorschlag 
zur Arbeitserlaubnis bewog das Arbeitsministerium, sein Vorhaben zurückzustel- 
len. 

Das Justizministerium schlug ein eigenes Immigrationsgesetz vor, das Bestim- 
mungen zum ständigen Aufenthalt und Sanktionen gegen Arbeitgeber vorsieht, 
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die illegale Arbeitskräfte einstellen, sowie eine Reihe weiterer Vorkehrungen, was 
ausländische Arbeitskräfte anbelangt. Wesentliche Elemente dieses Gesetzesvor- 
schlags sind (1) die Erweiterung der achtzehn Kategorien von Berufsgruppen, 
denen die japanische Regierung schon jetzt verlängerten Arbeitsaufenthalt ge- 
währt, um Techniker, Software-Ingenieure, Lehrer, Professoren, Angestellte aus- 
ländischer Firmen, Rechtsanwälte, Berufe im Gesundheitswesen, Ärzte, Studenten 
und Flüchtlinge; (2) die Erlaubnis für ausländische Arbeitskräfte, Beschäftigung 
bei einer japanischen Firma anzunehmen, wenn sie die geeignetste Person für den 
jeweiligen Arbeitsplatz sind; und (3) schwere Strafen für Arbeitgeber, die wis- 
sentlich illegale ausländische Arbeitskräfte einstellen. Das Justizministerium be- 
absichtigt damit, japanische Arbeitskräfte zu schützen und betont, daß Angebot 
und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt sorgfältig aus der Sicht der Unternehmen 
geprüft werden sollten. In diesem Zusammenhang nimmt das Arbeitsministerium 
einen ganz anderen Standpunkt ein: auf lange Sicht werde für die ausländischen 
Erwerbstätigen ein Unterstützungssystem benötigt und zwar ein rasch expandie- 
rendes. Des weiteren geht das Arbeitsministerium davon aus, daß seine eigenen 
Vorschläge, die Beschäftigung und Legalisierung ausländischer Arbeitskräfte zu 
erleichtern, nicht hinreichen werden, um das Problem der ausländischen Arbeits- 
kräfte angesichts ihrer explosiv wachsender Zahl in den Griff zu bekommen. 

Das Außenministerium vertritt die Position, daß es für Japan wichtig sei, seinen 
neuen Platz in der Welt zu akzeptieren und daß die Regierung das Problem der 
ausländischen Arbeitskräfte unter dem Gesichtspunkt der neuen Machtstellung Ja- 
pans angehen solle. Es geht davon aus, daß die Regierung die Zahl der ausländi- 
schen Arbeitskräfte kontrollieren solle, um den japanischen Arbeitsmarkt zu 
schützen, wobei jedoch zu beachten sei, daß die protektionistische Ära in Japan 
vorüber sei und das Land seine Rolle als eine der führenden Wirtschaftsmächte in 
einer »globalen Ökonomie« wahrnehmen müsse. Schließlich wird das Justizmini- 
sterium aufgefordert, seine Position in der Frage ausländischer Arbeitskräfte zu 
überprüfen und betont, daß der Schlüssel für dieses Problem die Unterstützung der 
wirtschaftlichen Entwicklung in den Ländern mit hoher Abwanderungsrate nach 
Japan sei. 

Aus den Ministerien, die wirtschaftliche Branchen vertreten, welche auf Arbeits- 
kräfte, die bereit sind, niedrig bezahlte oder gefährliche Arbeitsplätze anzuneh- 
men, angewiesen sind, kommen ganz andere Stellungnahmen. So hat das Fische- 
reiministerium zusammen mit privatwirtschaftlichen Organisationen einen Bericht 
veröffentlicht, der den Bedarf und die Notwendigkeit betont, ausländische unge- 
lemte Arbeitskräfte anzuheuern, besonders für Schiffe, die weite Strecken auf in- 
ternationalen Gewässern zurücklegen. Dies sei äußerst harte und gefährliche Ar- 
beit und dem Bericht zufolge zögern japanische Fischer, solche Jobs anzunehmen. 
Die Position der Fischereiindustrie lautet, daß Taiwan und Südkorea zunehmend 
im Vorteil sind, weil ihre Arbeitskräfte weit billiger sind als japanische Fischer. 
Kurz, das Fischereiministerium würde es begrüßen, wenn der japanische Arbeits- 
markt, wenn auch in begrenztem Maße, für ausländische Arbeitskräfte geöffnet 
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würde. Eine andere Situation ergibt sich aus der Perspektive des Transportministe- 
riums. Die Transportindustrie heuert in großem Umfang ausländische Seeleute an, 
obwohl es keinen Mangel an japanischen Seeleuten gibt. Das Anheuern ausländi- 
scher Seeleute verringere die Lohnkosten der großen Unternehmen, die im Besitz 
der internationalen Schiffsindustrie sind. Das Anheuern ausländischer Transport- 
arbeiter ist bereits in begreztem Umfang gestattet, aber das Ministerium ist daran 
interessiert, den Arbeitsmarkt für ausländische Arbeitskräfte weiter zu öffnen und 
bestreitet, daß diese den Japanern Arbeitsplätze nähmen oder die Löhne drückten, 
Das Bauministerium, das einen Industriezweig vertritt, der vermutlich viele ille- 
gale ausländische Arbeitskräfte beschäftigt, hat starken Widerstand gegen die 
Einwanderung ungelernter Arbeitskräfte geltend gemacht. Es behauptet, daß die 
Anwesenheit illegaler ungelernter ausländischer Arbeitskräfte das Lohnniveau 
drückt und damit zunehmend unattraktive Bedingungen für junge Japaner schafft. 
Schließlich verabschiedete das japanische Parlament mehrere Ergänzungen zum 
Einwanderungsgesetz, mit denen die Immigration besser kontrolliert werden 
sollte. Einerseits erhöhen die Reformen die Zahl der Berufskategorien, in denen 
das Land ausländische Arbeitskräfte akzeptiert, auf 28. Diese betreffen vor allem 
Professionelle, von Rechtsanwälten, Invesimentbankiers und Wirtschaftsprüfern 
mit internationaler Zulassung bis hin zu medizinischem Personal. Andererseits 
begrenzen und regulieren die Gesetzesänderungen den Zusirom von ungelernten 
und angelernten Arbeitskräften. Weiterhin sind zum ersten Mal Sanktionen gegen 
Arbeitgeber vorgesehen, die illegale Arbeitskräfte beschäftigen. Arbeitgebern 
kann für solche Praktiken ein Bußgeld von bis zu 14.000 $ auferlegt werden und, 
falls sie nach der ersten Zuwiderhandlung weiterhin illegale Arbeitskräfte be- 
schäftigen, kann eine Strafe bis zu drei Jahren Gefängnis ausgesprochen werden. 
Japan kopiert damit die Bemühungen der USA, zu kontrollieren, wer ins Land 
kommt. Es wird interessant zu beobachten, ob es angesichts der wachsenden In- 
ternationalisierung seiner Wirtschaft damit Erfolg hat. Vielleicht kann eine kon- 
zertierte Aktion in diesem frühen Stadium des Einwanderungsprozesses die anste- 
henden Ströme aufhalten. 

Ich habe in vielen Gesprächen mit illegalen Immigranten in Tokyo und Yokohama 
versucht, herauszufinden, warum und wie sie sich dafür entschieden haben, nach 
Japan auszuwandern trotz seines Rufs einer geschlossenen Gesellschaft. Ohne ih- 
ren Antworten hier gerecht werden zu können, waren die wesentlichen Punkte 
folgende: Zunächst waren sie Individuen, die auf die eine oder andere Weise in 
die Wanderarbeit hineinmobilisiert wurden; zweitens hatte die zunehmende japa- 
nische Präsenz in ihrem Land, zusammen mit den damit gebotenen Informationen 
über Japan, Verbindungen hergestellt und Japan als Emigrationsmöglichkeit in ih- 
rem Bewußtsein präsent werden lassen. Eine interessante Frage in diesem Zu- 
sammenhang ist, in welchem Maße wir hier das Auftauchen neuer Länder 
»unbegrenzter Möglichkeiten« neben den USA beobachten können. Das neue Ge- 
setz wird zweifellos einige Arbeitgeber abschrecken; aber in so unterschiedlichen 
Fällen wie den USA, Westeuropa und den ölexportierenden Ländern des Nahen 
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Ostens wurde versucht, die Einwanderung zu kontrollieren, ohne daß dies in der 
intendierten Weise gelungen ist. 

Meine Hypothese ist, daß die Segmentierung des Arbeitsmarkts und die starke 
Nachfrage für Teilzeit- und Gelegenheitskräfte, wie sie in Japan zunehmend deut- 
lich werden, die Aufnahme der neuen illegalen Immigranten in den Arbeitsmarkt 
befördert haben. Mehr Teilzeit- und Gelegenheitsarbeit erleichtert Einstellungen, 
reduziert Vorschriften für die Arbeitgeber, und senkt indirekte und typischerweise 
auch direkte Lohnkosten. Der relative Niedergang der Fertigungsbranche und das 
Wachstum des Dienstleistungsbereichs haben zu einer kritischen Masse kleiner, 
unabhängiger Unternehmen beigetragen, die nicht den großen ökonomischen 
Gruppierungen einverleibt sind, in denen ein Großteil der japanischen Industrie 
organisiert ist - eine weitere Form der Deregulierung, Der Gesamteffekt könnte 
durchaus darin bestehen, daß die Wirksamkeit der neuen Einwanderungsbestim- 
mungen unterminiert wird. 


Voraussetzungen für eine sinnvolle Einwanderungspolitik 


Die Achillesferse der amerikanischen Einwanderungspolitik liegt in ihrer An- 
nahme, Immigration sei ein autonomer Prozeß, unberührt von anderen internatio- 
nalen Prozessen. Es sollte deutlich geworden sein, daß hinter dem Emigranten- 
strom aus Entwicklungsländern und dem Zustrom von Einwanderern in die USA 
starke internationale Kräfte wirksam sind. Vertreter der amerikanischen Regie- 
rung und die breite Öffentlichkeit sehen dagegen die Immigration immer noch als 
ein Problem, dessen Wurzeln in den unzulänglichen sozioökonomischen Bedin- 
gungen der:Dritten Welt liegen, und nicht als Nebeneffekt amerikanischer Akti- 
vitäten in der globalen Ökonomie. Folglich erkennen sie nicht, daß die Vor- 
schläge, die die Debatte zur Immigrationspolitik beherrschen - Sanktionen gegen 
Arbeitgeber, Deportation illegaler Einwanderer, verschärfte Grenzkontrollen - den 
Strom kaum aufhalten können. 

Das Immigrationsgesetz von 1986, das die Immigrationspolitik rationalisieren 
sollte, hat nicht vermocht, die Immigration zu verlangsamen, es droht stattdessen 
sowohl unserer Gesellschaft wie den Immigranten zu schaden. Das Sanktionspro- 
gramm gegen die Arbeitgeber wird den Nachschub an willigen Billigarbeitskräf- 
ten absichern, indem es die Arbeitsmöglichkeiten von denjenigen illegalen Immi- 
granten, die keine Chance auf Legalisierung haben, weiter beschränkt. Die Ver- 
bindung solcher Sanktionen mit einem Eingliederungsprogramm, das eine große 
Zahl von illegalen Arbeitskräfte ausschließt, wird zur Bildung einer Unterklasse 
von Einwanderern führen, die rechtlich wie ökonomisch benachteiligt ist. Das er- 
weiterte Gastarbeiterprogramm wird tendenziell die Bemühungen der amerikani- 
schen Landarbeiter behindern, ihre eigenen Löhne und Arbeitsbedingungen zu 
verbessern. Darüber hinaus kann dieses Gastarbeiterprogramm zur Entwicklung 
neuer Beziehungen mit den Stammländern der Landarbeiter führen und damit den 
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nichtintendierten Effekt haben, eine neue illegale Migration außerhalb der Pro- 
grammgrenzen zu befördern. 

Eine tragfähige amerikanische Immigrationspolitik muß auf der Erkenntnis beru- 
hen, daß die USA als bedeutende Industriemacht und Auslandsinvestor ein gewis- 
ses Maß an Verantwortung für die Tatsache der internationalen Arbeitskräfte-Mi- 
grationen trägt. Die ehemalige Politik der USA gegenüber Kriegsflüchtlingen 
könnte als Modell für eine modifizierte Einwanderungspolitik dienen. Kaum je- 
mand würde behaupten, daß die Flüchtlingsströme aus Indochina Ergebnis von 
Überbevölkerung oder ökonomischer Stagnation waren, selbst wenn die Region 
von solchen Problemen betroffen war. Stattdessen herrscht weithin Konsens, daß 
die militärischen Aktivitäten der USA zu einem gewissen Grade für die Entste- 
hung der Flüchtlingsströme verantwortlich waren, Indem die USA den Flüchtlin- 
gen aus Indochina besondere Rechte einräumten, sich hier niederzulassen, wurde 
diese Verantwortung, zumindest indirekt, anerkannt. Ein ähnliches Zugeständnis 
ist im Falle der Arbeitsmigranten erforderlich. 

Die Gesetzgeber bemühen sich auf den meisten Gebieten der auswärtigen Bezie- 
hungen, die unterschiedlichen Grade an Verantwortlichkeit verschiedener Akteure 
abzuwägen und so komplexen Erscheinungen wie der Globalisierung der Produk- 
tion und internationalen Kapital- und Informationsströmen bei der Gesetzgebung 
Rechnung zu tragen. Warum ist es dann nicht möglich, ähnliche Überlegungen in 
die Formulierung der Immigrationspolitik einzubringen? Sicher stellt die interna- 
tionale Migration in dieser Hinsicht besondere Probleme, da der Zusammenhang 
der Immigration mit anderen intemationalen Prozessen nicht augenfällig oder 
leicht zu verstehen ist. Aber der übermäßig vereinfachende Ansatz, den die mei- 
sten politischen Entscheidungsträger bis heute vertreten, hat die Entwicklung einer 
fairen und wirksamen Immigrationspolitik stark behindert. Die genauen Eigen- 
schaften einer solchen Politik werden in weiteren Untersuchungen und Diskussio- 
nen ausgearbeitet werden müssen. Aber eines ist klar: Die amerikanische Immi- 
grationspolitik wird weiterhin kontraproduktiv sein, solange sie die Verantwor- 
tung für die Entstehung internationaler Migrationsbewegungen ausschließlich den 
Immigranten selbst aufbürdet. 

In Falle von Japan wie auch der USA hat die Existenz eines internationalen 
Raums der Zirkulation und Produktion zur Folge, daß auch Strukturen und Me- 
chanismen für dessen Erhaltung und Reproduktion entstehen. Dieser Raum wird 
nicht nur durch zwei benachbarte Nationalstaaten und die jedem Staat eigenen 
Strukturen und Mechanismen der Reproduktion konstituiert. Etwas zusätzliches 
ist hier gegeben, was nicht auf die Existenz einer gemeinsamen Grenze reduziert 
werden kann. Darüber hinaus ändem sich diese Strukturen mit der Zeit, sie reagie- 
ren auf neue Bedingungen, erweitern sich oder lösen sich auf. So lag etwa im 
neunzehnten Jahrhundert die transatlantische Ökonomie im Zentrum der amerika- 
nischen Entwicklung. Riesige Ströme von Kapital, Waren und Arbeitskräften 
wurden dort bewegt, und es waren spezifische Strukturen, die dieses transatlanti- 
sche System produzierten und reproduzierten. Heute liegen die USA im Zentrum 
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- eines internationalen Systems von Investition und Produktion, das sich nicht nur 
Mexiko einverleibt hat, sondern auch Gebiete der Karibik und Südostasiens. Im 
Falle Mexikos und der USA lassen sich eine Reihe unterschiedlicher Phasen und 
Eigenschaften in der Struktur ausmachen, die die regionale Ökonomie der Grenz- 
region produziert und reproduziert hat. Das Industrialisierungsprogramm für die 
Grenzregion hat eine weitere Reihe von Prozessen in Gang gesetzt, die die beiden 
Länder aneinanderbinden. 

Die wichtigste Folgerung aus einer solchen Analyse für die Diskussion über die 
Immigrationspolitik ist die Erkenntnis eines internationalen oder transnationalen 
Systems, das die ökonomischen und politischen Prozesse, welche Herkunftsländer 
und Aufnahmeländer verknüpfen, reproduziert und reguliert. 
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Erhard Stölting 
Festung Europa. Grenzziehungen 
in der Ost-West-Migration 


Zusammenfassung: Die Auflösung der west-östlichen »Systemgrenzen« weckt seit 
1990 die Furcht vor einer massiven Einwanderungs aus Osteuropa und der So- 
wjetunion, obwohl bislang nur eine kontrollierte Immigration stattgefunden hat. 
Diese Furcht greift auf Weltbilder zurück, die ihrerseits mit politischen Maßnah- 
men der EG und der ostmitteleuropäischen Länder korrespondieren. Den unter- 
schiedlichen Armuts- und Arbeitslosigkeitsstrukturen entsprechen aber auch fort- 
bestehende Mentalitäten, die sich in unterschiedlichen potentiellen Umgangsfor- 
men mit Minoritäten äußern. 


Einleitung 


Der Zusammenbruch des Sozialismus im östlichen Europa hat auch die westliche 
Welt verunsichert, der der »Ostblock» bislang ein zuverlässiger Feind gewesen 
war. Noch Anfang 1989 war kaum vorhersehbar, daß die Kommunisten ihre 
Machtpositionen so rasch räumen würden. Die sozialistischen Gesellschaften 
schienen zwar arm und reformunfähig, aber doch stabil zu sein. Mit ihren Regie- 
rungen war eine langfristige Kooperation denkbar. Der schleichende Legitimitäts- 
zerfall wurde daher zunächst weniger unter dem Blickwinkel eines baldigen Zu- 
sammenbruchs, als unter dem eines zunehmenden und erfreulichen Pragmatismus 
gesehen. 

Voraussetzung der Stabilität war die Anerkennung des grundsätzlichen Unter- 
schieds der »Systeme«. Die Grenzanlagen zwischen West und Ost, deren überra- 
gendes Symbol die Berliner Mauer war, trennte Freiheit und Unfreiheit, Wahrheit 
und Unwahrheit, Gut und Böse. Wer aus den sozialistischen Ländern in den We- 
sten flüchtete, wurde als Flüchtling anerkannt oder zumindest nicht zurückge- 
schickt. Es schien unproblematisch, im Namen der Menschenrechte eine Öffnung 
der Grenzen zu fordern. So blieb unbeachtet, daß die schier unüberwindlichen 
Grenzanlagen auch den Westen schützten. Die Reisefreiheit, unter der niemand 
Einreisefreiheit verstand, konnte in die KSZE-Bestimmungen aufgenommen wer- 
den. Die Gefahren oder Chancen großer Migrationsbewegungen wurden nur als 
Nord-Süd-Problem diskutiert. In der 1990 erschienenen umfassenden Migrations- 
studie von Körner kommt die Ost-West-Wanderung noch nicht vor (Körner 1990). 
Massenfluchien begannen mit der politischen Krise und sie erschienen bedrohli- 
cher als die aus Ungarn 1956 oder aus der Tschechoslowakei 1968. Die konstante 
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innerdeutsche Migration vor dem Mauerbau 1961 befriedigte sogar die wachsende 
Nachfrage nach Arbeitskräften in der damals expansiven Wirtschaft der Bundes- 
republik. Mit dem Mauerbau begann die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte. 
»Unkontrolliert« sollten die Wanderungsbewegungen auf keinen Fall sein. Selbst 
die klassischen Einwanderungsländer bemühten sich inzwischen, die legale Ein- 
wanderung strikt zu regulieren und die illegale zu verhindern (Körner 1990, S. 26- 
28). Das Problem schienen spontane Flüchtlingsströme zu sein, für die Regulie- 
rungen ersonnen wurden, aber auch xenophobe Reaktionen der einheimischen Be- 
völkerungen, die zu politischen Destabilisierungen führen könnten. Daß die Mas- 
senwanderungen sich nicht nur von Süden nach Norden, sondern auch von Osten 
nach Westen in Bewegung setzen könnten, wurde erst jetzt bewußt. Nun beunru- 
higten die Fluchten auch dann, wenn sie zum Tadel oder zur Bedrohung der östli- 
chen Regimes gerieten. 

Anfang 1991 kaperten Albaner sechs Schiffe, um Zuflucht in Italien zu suchen, 
das ihnen aus dem Fernsehen wohlvertraut schien. Obwohl nur 6000 Personen 
Einlaß begehrten, waren die italienischen Behörden überfordert. Es fehlten Unter- 
künfte, Nahrungsmittel und sanitäre Einrichtungen, Es kam zu gewalttätigen Aus- 
einandersetzungen. Einige der Flüchtlinge wurden in andere Landesteile gebracht, 
andere machten sich illegal auf eigene Faust auf den Weg, wieder andere wurden 
zurückgeschickt (Fiedler/Schlong 1991). Eine panikartige Flucht war schon im 
Sommer 1989 einer der Anstöße zum Sturz der SED-Herrschaft in der DDR ge- 
wesen. Auch hier zeigte sich das aufnehmende Land bald überfordert. In der ein- 
heimischen Bevölkerung begannen Aversionen zu wachsen, die sich nach den 
Grenzöffnungen verstärkten (Donovan 1989; Obrman 1989). 

Die politischen Umbrüche in Osteuropa machten mithin nicht nur historische 
Räume und Differenzen wieder kenntlich, sie versetzten Osteuropa symbolisch in 
die Grenzzone zwischen Erster und Dritter Welt. Die Furcht vor den Menschen- 
fluten identifiziert die Osteuropäer mit der Dritten Welt, während kulturell von 
Rückkehr nach Europa, von Mitteleuropa usw. die Rede blieb. 

In einem ersten Zugang läßt sich diese Haltung in einer allgemeinen Regel fassen. 
Für Individuen oder sehr kleine Gruppen können in der Regel Platz und Lebens- 
möglichkeiten gefunden werden. Die Hilfsbereiten können sich feiern. Größere 
Mengen schaffen nicht nur praktische Probleme, sie lösen Ängste aus, selbst 
wenn, wie im Falle der DDR-Flüchtlinge von 1989, die kulturellen Unterschiede 
minimal sind. Zwar betraf die Genfer Konvention von 1951 und die ergänzenden 
entterminierenden Protokolle von Bellagio Personen, die wegen gut begründeter 
Angst vor Verfolgung wegen Rasse, Religion, Nationalität, Mitgliedschaft in einer 
sozialen Gruppe oder einer politischen Auffassung unfähig oder unwillig sind, in 
ihr Heimatland zurückzukehren (Joly und Nettleton 1990; Melander 1987). Aber 
Angehöriger einer verfolgten Bevölkerungsgruppe zu sein, genügt als Asylgrund 
nicht: Asyl wird nur bei individuell zuschreibbarer Verfolgung gewährt. Das po- 
puläre Gefühl entspricht hier den staatsrechtlichen Deutungen. Besonders deutlich 
wurde dies an der Auswanderungswelle, die mit dem Sturz Ceausescus Ende 1989 
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einsetzte. Die Migranten waren überwiegend Zigeuner, ihr Zielland überwiegend 
Deutschland. Auch ihre Anwesenheit überforderte die Behörden und weckte Ag- 
gressionen. Daß sie ausgerechnet Deutschland bevorzugten, wo fünfzig Jahre zu- 
vor 800.000 Zigeuner ermordet worden waren, ist Indikator für das Bild märchen- 
haften Reichtums, das vielfach in Osteuropa mit der Bundesrepublik verbunden 
wird. 

Die Freigabe der Ausreise in den ehemals sozialistischen Staaten Konnte auf all- 
gemein humanitären Erwägungen beruhen, Sie ermöglichte aber auch Hoffnungen 
auf günstige interne Effekte, die stets mit Emigrationen verbunden wurden: eine 
Entlastung des heimischen Arbeitsmarktes und Deviseneinnahmen durch Geld- 
überweisungen der temporären Migranten (Körner 1990, 81-82). In extremen 
Fällen war die Erwägung nicht ausgeschlossen, daß man auf diesem Wege lästige 
ethnische oder kulturelle Minoritäten loswerden könne. 

In Westeuropa weckte diese drohende Migration Ängste. Sie setzte nationale und 
übernationale Administrationen in Bewegung, ohne daß irgendwelche Lösungs- 
möglichkeiten erkennbar wurden. Im Migrationsproblem wurde Osteuropa zur 
Dritten Welt: »The Russians Are Coming« (The Economist), »Ansturm auf die 
Wohlstandsfeste« (Der Spiegel). 

Bislang ist allerdings noch wenig geschehen. Die Furcht basiert auf Prognosen. 
Da die Umstellung auf die Marktwirtschaft in Osteuropa schwierig werden und 
zunächst Wirtschaftskrisen und Arbeitslosigkeit bringen würde, schien es klar, 
daß nun Arbeitssuchende in großer Zahl nach Westen kommen würden, solange 
das Kapital nicht im Osten Arbeitsplätze schüfe, Das ist angesichts der maroden 
Infrastruktur, zu deren Sanierung kein Geld vorhanden ist, mittelfristig jedoch 
unwahrscheinlich. Besonders alarmierte aber die Ankündigung, daß auch die so- 
wjetische Regierung ihren Bürgern entsprechend den KSZE-Regelungen Ausrei- 
sefreiheit zu gewähren wolle; sie wurde zunächst für Anfang 1991 angesetzt und 
dann auf Mitte 1991 verschoben. 

Die Konferenz des Europarates vom Januar 1991 hatte damit ihr Thema (Agiros 
1991). Eine hierfür in Auftrag gegebene Studie von Chesnais prognostizierte zwi- 
schen drei und zwanzig Millionen Migranten (Chesnais 1990). Diese Einschät- 
zung war nicht viel genauer, als andere, die schon im Umlauf waren. 25 Millionen 
seien bis Ende des Jahrzehnts zu erwarten, wurde schon auf dem KSZE-Gipfel 
Ende November 1990 in Paris behauptet. Sowjetische Vertreter nutzten hohe 
Flüchtlingszahlen als Druckmittel: Sollte die EG keine massive Wirtschaftshilfe 
gewähren, sei mit zwei bis drei Millionen Flüchtlingen zu rechnen, meinte der 
sowjetische Botschafter bei der EG, Vladimir Schemjatenkow, Anfang Januar 
1991. Bei der ILÖ in Genf sprach der Vorsitzende des sowjetischen Staatskomi- 
tees für Arbeit und Sozialwesen Vladimir Schtscherbakow von sechs Millionen 
Westwanderern, von denen die Hälfte mangels geeigneter Ausbildung chancenlos 
sei - bei einer sowjetischen Arbeitslosigkeit von insgesamt dreißig Millionen 
(Simonitsch 1991). 

Die inneren Probleme der Sowjetunion erschienen damit als potentielle Gefähr- 
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dung Westeuropas, sollte sich ein vor Arbeitslosigkeit, politischer Repression oder 
nationalen Konflikten flüchtender Menschenstrom in Bewegung setzen. Wie groß 
er würde, hing von nicht vorhersehbaren Ereignissen ab. Die Ungewißheit machte 
genauere Prognosen unmöglich, ermöglichte aber die Entfaltung oder Verdrän- 
gung von Angst. Nun wurde das Argument wichtig, daß zwar jeder das grundle- 
gende Recht habe, sein Land zu verlassen, daß es ein Menschenrecht, andere Län- 
der zu betreten, jedoch nicht gebe. Jeder Staat dürfe seine Grenzen gegen uner- 
wünschte Eindringlinge sichern. Bisher waren die meisten Öst-West-Migranten 
Asylbewerber gewesen, für die das Zielland überwiegend die Bundesrepublik war. 
Hierher kamen noch 1990 mehr als die Hälfte aller Asylbewerber aus Osteuropa 
(Kruse und Schurz 1991). Angesichts der Gefahr einer massenhaften Abwande- 
rung und unter Berufung auf die politischen Veränderungen selbst wurden in allen 
westeuropäischen Ländern die Aufnahmebedingungen verändert, 

Der potentielle Migrantenstrom läßt sich differenzieren. Es lohnt, ihn an jenen 
spezifischen gesellschaftlichen Spannungen zu unterscheiden, die innerhalb der 
»Muttergesellschaft« nicht lösbar zu sein scheinen, Bei ihnen verbindet sich mit 
der Wanderung die Hoffnung auf eine je spezifische Konfliktlösung (Kubat/Hoff- 
mann-Nowotny 1981). Gefördert wird die Migrationsbereitschaft auch durch kul- 
turelle Spezifika, die ethnische Milieus ebenso kennzeichnen können wie Le- 
bensalter und Lebensumstände. So ist die Migrationsbereitschaft bei Zigeunern 
üblicherweise überdurchschnittlich hoch. Ähnliches gilt für Personen, die jung 
und ledig sind. Schließlich gibt es länderspezifische Migrationsbereitschaften, die 
mit den Modernisierungen selbst steigen - etwa dem Urbanisierungsgrad, der in 
Osteuropa stark angestiegen ist (Kosinski 1977; Kosinski 1971). In Migrations- 
prozessen können sich auch ältere Traditionen fortsetzen. So ist in der So- 
wjetunion - vor allem bei den Europäern - die Bereitschaft zur Binnenmigration 
hoch (Sheehy 1989). 

Eine ganz andere Migrationsform ist jene, in der ethnische oder religiöse Gruppen 
zu wandern beginnen, weil sich die Konstellation, in der sie bisher lebten, zum 
Schlechteren veränderte oder weil sie in der Ferne eine substanzielle Verbesse- 
rung ihrer Existenz erhofften. 


Arbeitsmigranten 


Eine aus individuell-rationalem Kalkül migrierende Gruppe hat sich bereits 1989 
in Bewegung gesetzt. Es handelt sich um junge und beruflich hochqualifizierte 
Personen, die mit guten Beschäftigungsmöglichkeiten in den technisch avancier- 
ten Industrieländern rechnen - also um Ingenieure, Naturwissenschaftler, Ärzte 
usw., die anders als Lehrer oder Juristen mit ihrer Qualifikation nicht an ihren 
spezifischen Kultur- oder Sprachkreis gebunden sind. Wichtig wird dieser »brain 
drain« vor allem in Ländern, deren Ausbildungsqualität die wissenschaftlich-tech- 
nische Basis übersteigt. Das gilt etwa für Bulgarien seit Herbst 1989. Neben Zi- 
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geunern und in der Landwirtschaft beschäftigten Türken waren es vor allem junge 
und hochqualifizierte Personen, die dieses Land verließen. Ein Viertel der Emi- 
granten hatte Oberschulbildung, 15 Prozent verfügten über einen Abschluß in 
Naturwissenschaften oder hatten ein postgraduales Studium absolviert (Gavrilov 
1990). Zwei Drittel waren jünger als vierzig Jahre alt und verfügten über kul- 
turunabhängige, also exportierbare Kenntnisse, Das gleiche gilt für jene Emi- 
granten aus Rumänien, die weder Zigeuner, Ungarn oder Deutsche waren. Sie wa- 
ren überwiegend jünger als 35 Jahre, Überrepräsentiert unter ihnen waren Fachar- 
beiter, Ingenieure, Naturwissenschaftler und Ärzte. 

Quantitativ ungleich wichtiger sind jene, die im Umstellungsprozeß auf markt- 
wirtschaftliche Verhältnisse freigesetzt werden. Die Gründe für ihre erwartete Ar- 
beitslosigkeit sind bekannt: Die Öffnung zum Weltmarkt führt zum Zusammen- 
bruch nicht konkurrenzfähiger Unternehmen. Aber auch die überlebenden Unter- 
nehmen setzen Arbeitskräfte frei, die bisher vom System mitgetragen wurden. Die 
sozialistischen Verfassungen hatten ein »Recht auf Arbeit« festgeschrieben, das 
für die Betriebsleitungen bindend war. Aus Angst vor Engpässen, die die Planer- 
füllung gefährdeten, horteten sie nicht nur Rohstoffe und Maschinen, sondern 
auch Arbeitskräfte, denn bei den vielen Stockungen des Produktionsablaufes wa- 
ren die Pläne nur erfüllbar, wenn auf große Arbeitskraftreserven zurückgegriffen 
werden konnte (Lavigne 1990, 38). So bestand eine verdeckte Arbeitslosigkeit, 
die mit der Aufnahme der Marktbeziehungen zur offenen werden mußte. Aller- 
dings sind die Statistiken noch immer ungenau. Anfang 1990 soll es in der So- 
wjetunion 4 Prozent Arbeitslose gegeben haben, wobei die Zahlen aber erheblich 
differierten. In Mittelasien, dem Armenhaus der Sowjetunion, war von sechs Mil- 
lionen - überwiegend einheimischen - Arbeitslosen die Rede (Peterson 1990). 
Schon hier zeigt sich ein Problem der Prognostik. Die autochthonen Bevölkerun- 
gen Mittelasiens sind trotz extremer Arbeitslosigkeit sehr viel seßhafter als russi- 
sche oder ukrainische Arbeiter und Mittelschichten (Sheehy 1989). Es ist vor al- 
lem der potentielle Zustrom der unqualifizierten Arbeitskräfte, der Ängste aktuali- 
siert. Die Migranten wären bereit, für weniger Lohn als Einheimische zu arbeiten 
und gefährdeten damit deren erreichtes materielles und soziales Niveau. Die Xe- 
nophobie ihnen gegenüber hat hier eine klassische materielle Basis, die schon für 
das 19. Jahrhundert am Gegensatz von englischen und irischen Arbeitern be- 
schrieben wurde (Engels 1970, 321-324). Die als billige Konkurrenten auftreten- 
den Arbeitsmigranten haben die Attribute der gefährlichen Unterschichten,. Meist 
aber wecken oder verstärken diese Gründe darüber hinausreichende tradierte Be- 
stände feindseliger Bewertungen. Die Migrationsmuster könnten sich jenen an- 
gleichen, die von den bisherigen Arbeitsmigranten ausgebildet wurden. Bei größe- 
rer räumlicher Nähe ist auch eine verstärkte Pendelwanderung denkbar, deren 
Umfang gegenwärtig kaum prognostizierbar scheint. 

Schließlich kommen als Migranten auch Gewerbetreibende ins Blickfeld, die die 
Inkompatibilität von planwirtschaftlichen und marktwirtschaftlichen Strukturen 
ebenso auszunutzen verstehen wie die Grenzziehungen zwischen Legalität und 
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Illegalität. Sie wecken spezifische Stereotype. So durchstreiften Polen, die als er- 
ste Reisefreiheit genossen, als Fernhändler ganz Mittel- und Osteuropa. 
»Polenmärkte« gab es seit 1988 in West-Berlin, Lwow, Budapest und Istanbul. In 
den noch planwirtschaftlichen Staaten entstanden Aversionen, weil die privaten 
Händler subventionierte Waren aufkauften und so den Konsumgütermarkt leer- 
fegten. Für die dortigen Konsumenten verschärfte sich dadurch die übliche Wa- 
renknappheit, dem Staat entstand durch die unfreiwillige Subventionierung aus- 
ländischer Kaufleute ein Verlust. Aversionen entstanden in den marktwirtschaftli- 
chen Ländern, weil der unregulierte Handel die durch Steuern und Abgaben bela- 
steten einheimischen Preise unterlief und sich jeder regulierenden staatlichen 
Kontrolle entzog. Der Ruf nach der Polizei und der Verdacht auf die Bildung kri- 
mineller Milieus lag nahe, Die Furcht vor wachsender organisierter Kriminalität 
läßt sich von den Mechanismen, mittels derer die west-östliche Wohlstandsgrenze 
gewinnbringend genutzt werden kann, rekonstruieren (Yazdgerdi 1990). Das 
Wirtschaftsgefälle zwischen Ost und West ist aber ein eher absehbarer Faktor, der 
die Ost-West-Migration fördern wird. Weit unberechenbarer sind jene Flücht- 
lingsströme, die durch die wachsenden ethnischen Aggressionen hervorgerufen 
werden können. 


Flüchtlinge 


In ganz Osteuropa sind mit der Abkehr vom Sozialismus die nationalen Spannun- 
gen gestiegen. Eine der ersten sozialen Gruppen, die Objekt von Feindseligkeit 
wurden, waren die ausländischen Arbeiter, obwohl ihre Zahl nach westeuropäi- 
schen Maßstäben gering war. Sie machten in Osteuropa weniger als 0,5 Prozent 
der Beschäftigten aus. Insgesamt gab es 1989 in den ehemals sozialistischen Län- 
dern etwa 200 000 Gastarbeiter aus der Dritten Welt. Die meisten waren Vietna- 
mesen, Angolaner, Mocambiquaner, Äthiopier, Angolaner oder Kubaner. Über- 
wiegend wollten sie bleiben oder nach Westen weiterwandern (Simonitsch 1991). 
Neben den Zigeunern waren sie das erste Aggressionsobjekt in ganz Osteuropa. In 
der ehemaligen DDR kam es zu Übergriffen, die bei der Bevölkerung nicht auf of- 
fene Ablehnung stießen (Der Spiegel, 11. März 1991, S. 101-103). In der 
Tschechoslowakei war die Situation nicht viel anders (Yazdgerdi 1990, 11). Nicht 
zuletzt in Antizipation volkstümlicher Aversionen, streben auch die Regierungen 
eine Rückführung der ausländischen Arbeiter an. So beschloß die tschechoslowa- 
kische Regierung schon am 23. April 1990, daß die ausländischen Arbeiter das 
Land vor 1995 zu verlassen hätten (Pehe 1990). 

So klein die Anzahl der ausländischen Arbeitskräfte relativ und absolut gewesen 
ist, im Verhältnis zu ihnen zeigt sich ein fortbestehender Unterschied zwischen 
West und Ost. Auch für die liberaleren Länder, zu denen die Tschechoslowakei 
zählt, gehört eine Einwanderung nicht zum Arsenal des Vorstellbaren. Das gilt 
noch weniger für jene Regionen, in denen nationale Leidenschaften und intereth- 
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nische Spannungen Flüchtlingsströme in Bewegung setzten könnten. Geht es in 
Westeuropa um die Mechanismen von übernationaler Integration, Regionalisie- 
rung und den möglichen Platz zugewanderter Bevölkerungen, geht es im Osten 
um nationale Souveränität und das Ausmaß wünschenswerter Toleranz gegenüber 
lange ansässigen Minderheiten. In Osteuropa und Ostmitteleuropa werden damit 
Tendenzen fortgesetzt, die die ganze Region in den letzten hundert Jahren tiefgrei- 
fend umgestalteten. Die nach dem Ersten Weltkrieg aus der Konkursmasse der 
großen Reiche gebildeten Nationalstaaten hatten das Vielvölkererbe weitergetra- 
gen. Jeder von ihnen verfügte über größere »fremde« Minoritäten. Ihnen gegen- 
über waren tolerantere oder intolerantere Strategien möglich, immer jedoch stell- 
ten sie aus dem Blickwinkel der herrschenden Nation ein »Problem« dar. Nicht 
einmal der Ausgang des Zweiten Weltkriegs vollendete die ethnischen Homogeni- 
sierungen (Kosinski 1969). Zwar gab es außer in Rumänien und der Sowjetunion 
keine kompakten deutschen Minoritäten mehr, aber auch weiterhin lebten Slowa- 
ken in Ungarn, Ungarn in Serbien, Serben in Rumänien, Rumänen in der Ukraine, 
Ukrainer in Polen usw. Die nationale »Problematik« blieb umso akuter, als die 
herrschenden kommunistischen Parteien den Nationalismus als politisch-gesell- 
schaftlichen Integrationsfaktor subsidiär zur marxistisch-leninistischen Ideologie 
einsetzten. Als sich deren legitimatorische Wirkung seit den ausgehenden sechzi- 
ger Jahren immer mehr abschwächte, wurden nationalistische Mechanismen ein- 
gesetzt. Das galt nicht nur für Polen und die Tschechoslowakei, sondern auch für 
Rumänien und Bulgarien, die in den ersten Nachkriegsjahren, den nationalen 
Minderheiten besondere Rechte eingeräumt hatten. Nun ließ sich über die ungari- 
sche Minorität in der Slowakei Druck auf die ungarische Regierung ausüben, die 
türkische Minorität ließ sich schikanieren, um angesichts einer »türkischen Ge- 
fahr« die Bevölkerung hinter der bulgarischen Regierung zu einen. Aus den glei- 
chen Gründen konnte Ceausescu die Ungarn Siebenbürgens drangsalieren und de- 
ren Protest als Separatismus geißeln. Vielfach setzten die nationalistischen Kra- 
walle und Kundgebungen nach dem Zerfall der kommunistischen Herrschaft 
schon länger verfolgte Strategien fort. Sonderfall sind die Sowjetunion und Jugo- 
slawien, die als Vielvölkerstaaten konzipiert waren und deren ethnische Inhomo- 
genität in der sozialistischen Periode anwuchs. In ihnen stellen sich die Nationa- 
ktätenprobleme am schärfsten. 

Nationalitätenkonflikte, hinter denen regionale oder nationale ethnische Homoge- 
nisierungsbestrebungen stecken, setzen zwei unterschiedliche Flüchtlingsströme 
in Bewegung: solche, die in Ländern Unterkunft finden, in denen die Migranten 
ethnisch zuhause sein können, und solche, die auf derartige Zufluchtsländer nicht 
zurückgreifen können. Zu den Migranten des ersten Typs zählen die deutschen 
Aussiedler aus Rumänien und der Sowjetunion. Von insgesamt 397 000 deutschen 
Aussiedlern im Jahre 1990 kamen 111 000 aus Rumänien; 150 000 stehen dort 
noch zur Abreise bereit. 148 000 Aussiedler kamen aus der Sowjetunion, 50 000 
mehr als 1989 (Höhn u.a. 1990, 135-46). Die verschärften Einreisebestimmungen 
haben die Aussiedlerzahlen aus Polen 1990 gegenüber 1989 auf 134 000 halbiert. 


256 Erhard Stölting 


Die Deutschen stellten neben den 200 000 hauptsächlich nach Israel ausreisenden 
Juden 1990 das Hauptkontingent der insgesamt etwa 400 000 Auswanderer aus 
der Sowjetunion. Die übrigen waren vor allem Griechen, die nach Griechenland 
und Armenier, die in die USA oder nach Frankreich wollten (Kusin 1991, 34). Die 
Besonderheit dieser Migrationen war bisher, daß sie sich relativ kontrolliert und 
geplant vollzogen. 

Weniger kontrolliert und abgefedert vollzog sich bereits 1988 die Massenemigra- 
tion bulgarischer Türken, nachdem die Regierung Todor Zivkovs sie - aber auch 
die bulgarischsprachigen Moslems, die Pomaken - vor die Alternative stellte, aus- 
zuwandern oder Bulgaren zu werden, d.h. christlich-bulgarische Namen anzu- 
nehmen und ihre Sprache nicht mehr zu benutzen. Türkische Rundfunksendungen, 
Zeitungen und Schulen waren schon in den sechziger Jahren beseitigt worden. Die 
Türkei konnte die 300 000, die ins Land kamen, nicht verkraften. Der Exodus 
schuf andererseits der bulgarischen Landwirtschaft erhebliche Schwierigkeiten, 
die auch durch eilends angeworbene Vietnamesen nicht behoben werden konnten. 
Die schwer erträglichen Bedingungen in der Türkei veranlaßten dann jedoch etwa 
die Hälfte der Ausgewanderten zur Rückkehr nach Bulgarien. Dort hatten aber in- 
zwischen Bulgaren ihren Platz eingenommen. Die ethnisch gemischten Regionen 
wurden so zu akuten Konfliktherden. Die weitere Entwicklung ist ungewiß. Es ist 
möglich, daß eine Verschärfung des politischen Klimas den Flüchtlingsdruck auf 
die Türkei wieder erhöht (Perry 1991). 

Eine weitere Verschärfung der ethnischen Konflikte könnte fast überall in Osteu- 
ropa ähnliche Flüchtlingsströme in die »Heimatländer« auslösen: bei den Ungam 
Siebenbürgens, der Vojvodina oder der Slowakei ebenso, wie bei den zwei Mil- 
lionen Polen Litauens, Weißrußlands oder der Ukraine (Kusin 1991, 43). In der 
sowjetischen Karpato-Ukraine bzw. der Oblast Volyn leben etwa 163 000 Tsche- 
chen und Slowaken, die bisher allerdings keinen Emigrationswunsch gezeigt ha- 
ben. Konflikte in der Sowjetunion könnten auch zu einer Fluchtwelle der 370 000 
sowjetischen Bulgaren - davon 233 000 in der Ukraine und 90 000 in Moldawien - 
führen. 

Sollten sich die Nationalitätenkonflikte in der Sowjetunion verstärken und zu ei- 
ner ethnischen Entmischung führen, wären die Flüchtlingsströme allerdings 
zunächst überwiegend Binnenwanderungen. Einige finden bereits statt. So sinkt 
der Anteil von Europäern in Mittelasien nicht nur relativ wegen der höheren Ge- 
burtenrate der muslimischen Mittelasier, er sinkt auch absolut, da es inzwischen 
eine starke Abwanderungsbewegung gibt (Sheehy 1990). Die Unruhen in Dusanbe 
Anfang 1990, bei denen es 18 Tote gegeben hatte, führten zur Abwanderung von 
23 000 Russisch-Sprachigen, darunter vielen Spezialisten. Das hatte zur Folge, 
daß wichtige gesellschaftliche Funktionen nicht mehr erfüllt werden konnten. So 
beeinträchtigte der Exodus den zivilen Flugverkehr in Tadshikistan, weil Piloten 
fehlten; das Heizkraftwerk von Dusanbe blieb kalt, weil die Heizungstechniker 
geflohen waren. Noch schlimmere Folgen hatte die Flucht der Russen aus der tu- 
winischen ASSR (Jacobs 1990, 16). 
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Exemplarisch für die fluchtauslösenden ethnischen Konflikte war der aser- 
baidshanisch-armenische Konflikt um Nagorno-Karabach, Die meist in der Land- 
wirtschaft beschäftigte aserbaidshanische Bevölkerung Armeniens floh fast aus- 
nahmslos ins Nachbarland. Das gleiche galt für die meist zur Mittelschicht gehö- 
renden Armenier Aserbaidshans, vor allem nach den Pogromen von Sumgait und 
Baku. Insgesamt wurden etwa 500 000 Menschen in Bewegung gesetzt (Jacobs 
1990, 14). Dafür haben sich - eine Neuigkeit in der Region - ethnisch homogene 
Territorien herausgebildet. 

Auf die Dauern gravierender könnten jedoch die Probleme jener Völker werden, 
die über keine eigenen Territorien verfügen. Ihre Flucht könnte sich häufig 
weitaus direkter nach Westeuropa richten. Paradigmatisch dafür ist die Lage der 
Zigeuner. Die demokratischen Umbrüche haben den in Osteuropa traditionellen 
Haß auf die Zigeuner in besonderer Weise - und dies selbst bei Intellektuellen - 
freigesetzt (Ionescu 1990a). Sie sind in allen osteuropäischen Ländern ein beson- 
deres Aggressionsobjekt. In Nordböhmen griffen Punks und Skinheads bereits 
Anfang 1990 neben Vieinamesen auch Zigeuner an (Pehe 1990). Zigeuner befin- 
den sich daher auch überdurchschnittlich häufig unter den Asyl begehrenden 
Flüchtlingen. Zu ihnen gehörte die Mehrzahl der 22 114 Jugoslawen, 8 341 Bulga- 
. ren und 35 345 Rumänen, die 1990 in Deutschland um Asyl nachsuchten (Kruse 
und Schurz 1991). Die Migration aus Rumänien hatte schon unter Ceausescu in 
einem solchen Maße begonnen, daß der Verdacht auftauchte, der Diktator wolle 
sich einer ungeliebten Bevölkerungsgruppe entledigen (Ionescu 1990b, 27). Nach 
dem Umsturz vom Dezember 1989 verwandelte sich diese Migration in einen 
Exodus, gegen den in den Zielländern Tschechoslowakei, Polen, Ungarm, aber 
auch Bundesrepublik, Frankreich, Italien, die Schweiz, Österreich, Schweden, Ju- 
goslawien, Griechenland und die Türkei Gegenmaßnahmen ergriffen wurden. In- 
haber eines rumänischen Passes hatten zwar die Möglichkeit, ihr Land zu verlas- 
sen, aber sie fanden kaum noch eines, das sie legal betreten konnten (Ionescu 
1990b, 29). 

Da die Zigeuner statistisch nicht gesondert ausgewiesen werden, sind über ihre 
Zahl nur Schätzungen möglich, In Rumänien Könnten etwa 2-3 Millionen leben, 
d.h. 10 Prozent der Bevölkerung (Ionescu 1990a). Etwa eine Million leben in Ju- 
goslawien, 700 000 in Bulgarien, ebenso viele in Ungarn, 400 000 in der 
Tschechoslowakei. Die Zigeuner sind durchschnittlich schlechter ausgebildet als 
die übrige Bevölkerung, häufig sind sie Analphabeten, ihre Geburtenrate ist be- 
sonders hoch, die Lebenserwartung besonders kurz. Während in Bulgarien z.B die 
Kindersterblichkeit insgesamt bei 4 Prozent liegt, liegt sie bei den bulgarischen 
Zigeunern um 24 Prozent (Simonow 1990). 

Das Elend der Zigeuner könnte auch andere Minderheiten ohne territorialen Be- 
zugspunkt nach Westeuropa in Bewegung setzen. Das deutet sich etwa bei den 
sowjetischen Mes'cheten an, die 1989 Opfer eines Pogroms im usbekischen Fer- 
gana-Tal wurden. 60 000 von ihnen flohen aus Usbekistan. Der Empfehlung einer 
Sonderkommission des Obersten Sowjet der Sowjetunion entsprechend, zog ein 
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Teil von ihnen in ihre angestammten Wohnsitze in Georgien zurück, von wo sie 
durch Stalin 1944 deportiert worden waren. Dort wurden sie jetzt durch die inzwi- 
schen ansässigen georgischen Bewohner, die von der georgischen Nationalbewe- 
gung unterstützt wurden, wieder veririeben. Nun wohnen sie über die RSFSR ver- 
streut, oft in ländlichen Regionen außerhalb der Schwarzerde-Gebiete, aus denen 
die einheimische Bevölkerung ihrerseits in die Städte abgewandert ist. Die alte 
Zusammengehörigkeit aufrecht zu erhalten, ist in dieser Zerstreuung nicht mehr 
möglich. 5 000 bis 10 000 Mes'cheten wollen nun in die Türkei auswandern 
(Jacobs 1990, 14). 


Abschirmung 


Der Zusammenhang von aggressivem Rassismus, Ausländerpolitik und Migratio- 
nen ist oft dargestellt worden (Castles 1987, Sf, 178 ff). Der Vergleich mit der 
osteuropäischen Situation ermöglicht weitere Differenzierungen. 

Die Auflösung der Kolonialreiche, die extensive wirtschaftliche Entwicklung nach 
dem Zweiten Weltkrieg, die sich daran anschließenden Migrationsmechanismen 
führten dazu, daß alle westeuropäischen Industrieländer gezwungen waren, auf 
politischer und sozialer Ebene Mechanismen zur Verarbeitung der Immigrationen 
zu entwickeln. Neben den viel beklagten und auch politisch gefährlich bleibenden 
fremdenfeindlichen Strömungen, die auch politische Umsetzungen fanden, ent- 
wickelten sich »ausländerfreundliche« Tendenzen, die - sei es durch 
»Integration«, sei es durch die Bewahrung »kultureller Identitäten« - insgesamt 
eine Verbesserung der sozialen und ethnischen Lebensbedingungen der Immi- 
granten anstrebten. Die westeuropäischen Bevölkerungen wurden nicht nur sicht- 
bar »bunter«, es entstanden auch kulturell-politische Milieus, die das national- 
staatliche Assimilationsgebot wie eine gegenüber »fremden« Unterschichten bis- 
lang übliche feindselige oder verächtliche Diskriminierung bekämpften. Dank die- 
ser Milieus waren offener Rassismus oder offene Xenophobie in Westeuropa we- 
niger Öffentlichkeitsfähig und mußten sich meist in scheinbar unschuldigen For- 
men verbergen. Seine Kulmination fand diese - in sich differenzierte - politische 
Strömung im Konzept der »multikulturellen Gesellschaft«. In ihm wurde nicht nur 
das in den Menschenrechtsbegriffen angelegte Gleichheitskonzept gegen das der 
Staatsangehörigkeit radikalisiert, es überführte den kulturellen Relativismus, der 
sich in den europäischen Geistes- und Sozialwissenschaften des 19. Jahrhunderts 
herausgebildet hatte, in den politischen Diskurs. 

Allerdings war diese Position, wie jeder Relativismus, nicht widerspruchsfrei 
denkbar. Das multikulturelle Toleranzgebot galt cum grano salis allein für die Er- 
ben des europäischen Imperialismus. Es als universelle Norm aufzustellen hätte 
bedeutet, in »Kulturimperialismus« oder »Eurozentrismus« zu verfallen. Gerade 
dadurch wurde die Trennung der europäischen Gesellschaften von jenen der Drit- 
ten Welt erneut geschärft. Die europäischen Außengrenzen blieben selbstver- 
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ständliche Voraussetzung. Der Konflikt um die Integration thematisierte damit 
nicht nur - oder nur vordergründig - jene Grenze, er nahm Position zu den Äng- 
sten, die sich mit massenhaften Einwanderungen verbanden. 

Eine zweite Diskurslinie erschien entsprechend in der Vorstellung einer nach Eu- 
ropa vordringenden Immigrationswelle aus der »Dritten Welt«. Metaphorischen 
Ausdruck fand sie in Bildern von »Massen«, »Fluten«, »Überschwemmungen« 
u.ä. (vgl. Theweleit 1977, S. 289-293). In gleicher Weise wirkte der gebildete Be- 
griff »Völkerwanderung«, der das Entsetzen über die Zerstörung des römischen 
Reiches durch germanische, hunnische, alanische, magyarische, mongolische usw. 
räuberische Wandervölker zitierte, bzw. die Bedrohung des Abendlandes durch 
die Sarazenen bei Tours oder die Türken bei Wien. Die Furcht, die hungrigen Be- 
wohner der Dritten Welt könnten wie die Heuschrecken über die reiche Erste Welt 
kommen, sie leerfressen und kahl und öde zurücklassen, schwang unterschwellig 
in vielen Auseinandersetzungen mit. Mitschwingen konnte auch die Furcht des 19. 
Jahrhunderts vor der zerstörerischen Irrationalität der »Masse« (Moscovici 1984, 
71-81). 

Am ausführlichsten ist das Bild seit längerem auf konservativer Seite auf die 
Asylbewerber angewendet worden (Barkholdt 1981, 125-130, Ritter 1990). In 
jüngerer Zeit waren sie es, an denen sich die Furcht vor der Flut festmachte. Das 
Bild der von einem barbarischen Osten her nach Europa einflutenden Menschen- 
massen wurde durch die Grenzöffnungen gleichsam erneuert. Die seit 1987 an- 
schwellende Asylbewegung erscheint so als »Vorhut einer möglicherweise gigan- 
tischen globalen Völkerwanderung, die aus der tödlichen Spirale von Geburtenex- 
plosion, Umweltzerstörung und Hunger in der südlichen Erdhälfte wächst und Eu- 
ropa im Verlauf des 21. Jahrhunderts leicht unter sich begraben könnte, wenn 
nichts geschieht« (Hornung 1990, 85). Dabei stehen die Verräter schon im eige- 
nen Land. Zur »Asyllobby« gehören nicht nur Kirchen, kirchliche und freie Wohl- 
fahrtsverbände, Sozialpädagogen usw., sondern auch eine »unheilige Allianz« von 
Arbeitgebern und Gewerkschaften. Sie seien »Interessenvertreter der freien Mas- 
seneinwanderung« (Hornung 1990, 86). 

Angesichts der osteuropäischen und der sowjetischen Misere wird selbst die Ge- 
genseite von Panik ergriffen. So sagte der Vorsitzende der Gesellschaft »Pro- 
Asyl« im Dezember 1990: Bisher habe er immer versucht, die Bevölkerung hin- 
sichtlich allzu hoch gegriffener Flüchtlingszahlen zu beruhigen. Das habe aber nur 
bis vor zwei, drei Jahren gestimmt. Nun habe sich die Lage geändert. Da eine Ab- 
schottung nicht möglich sei, müsse man von einem Katastrophenszenario ausge- 
hen: 

»Ich denke, daß wir uns weltweit auf völlig neue Zusammenballungen von Menschen, von Minderhei- 
ten, von Völkern einrichten müssen. Die industrialisierten Zonen in der Welt - vor allem in der westli- 
chen Hemisphäre - werden Zielgebiet einer in Zahlen nicht anzugebenden Flucht und Zuwanderung 
sein. Ich glaube, daß ein Modell künftig unsere Gesellschaft prägen wird: die - vielleicht illusionäre - 


Hoffnung von Millionen Menschen, in den Gebieten der Demokratie und der Hochindustrie noch eine 
Chance zum Überleben zu haben« (Leuinger 1990). 


Bei diesen Gefahren wird der Begriff der Grenze, bzw. die Differenz von Innen 
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und Außen wichtig. Die oftmals nostalgischen Debatten um eine »europäische 
Identität« oder um »Mitteleuropa« erhalten einen handfesten Bezug. Das durch 
Frankreich, die Bundesrepublik Deutschland und die Beneluxländer vereinbarte 
»Schengener Abkommen« sieht nicht nur die Abschaffung der Grenzkontrollen 
und das freie Niederlassungsrecht vor, es verlangt auch eine Vereinheitlichung der 
Außenkontrollen und neue grenzübergreifende Polizeistrukturen (Stranner 1990). 
Diesem Abkommen sollen und wollen nicht nur die übrigen EG-Staaten, sondern 
auch die anderen west- und nordeuropäischen Staaten beitreten. Sollte es inner- 
halb der EG zu einer freien Beweglichkeit von Waren, Kapital und Arbeitskräften 
kommen, müssen die Grenzenregulationen vereinheitlicht werden (Melander 
1987). Auch das Asylrecht bedarf einer entsprechenden Vereinheitlichung 
(Hahn/Böhm 1990; Kusin 1991, 42). Die europäischen Institutionen gewinnen ein 
größeres Gewicht (Weitz 1990). 

In den Zollgrenzen aber verkörpert sich die europäische Identität: Sie definieren, 
was europäisch ist und was nicht. Die Definitionen kultureller Zugehörigkeit er- 
halten damit ihre mehrdeutige Brisanz. Auf der einen Seite soll der gesamte euro- 
päische Raum - auch mithilfe der EG - wieder hergestellt werden (Sobell 1990; 
Denitch 1990, 97-110), denn grundsätzlich geht die europäische Migrationspolitik 
davon aus, daß die Region voller Menschen sei. Eine weitere Zuwanderung wolle 
man auch von Osten her nicht haben (Linden 1990, 29-30). Daher auch diskutierte 
der Europarat am 24. Januar 1991 auf einer Sondersitzung in Wien, wie der be- 
fürchteten »Völkerwanderung« zu begegnen sei. 

Die Definition der Östgrenze kann also lebenswichtig werden. Die eine Extrem- 
position läßt Europa an Oder und Böhmerwald enden, die andere verlegt die Ost- 
grenze an den Ural oder gar an den Pazifik. Die politischen Motive können quer 
zu kulturhistorischen Nostalgien liegen. Für die reichen Industrieländer der EG 
gehört Ostmitteleuropa nicht mehr zum richtigen Europa. Die Dämme müssen be- 
reits ihm gegenüber gezogen werden. Eine ganz andere Grenze hingegen fordern 
Ungarn, die Tschechoslowakei und Polen aber auch die baltischen Länder, Slowe- 
nien und Kroatien. Ihre politischen Umbrüche sollten gerade eine »Rückkehr nach 
Europa« einleiten. Der historische Bezug auf die »europäische Identität« korre- 
spondiert mit der Hoffnung, der reiche Teil Europas werde bei der Beseitigung der 
Wirtschaftsmisere behilflich sein. Das katholisch-protestantische östliche Mit- 
teleuropa hätte dafür wieder die Funktion, das zivilisierte Europa vor dem asiati- 
schen Ansturm abzuschirmen. Das aber setzt eine Kooptation voraus (Sobell 
1990; Meier 1991). Die Dämme werden also an der Grenze zum orthodoxen Eu- 
ropa, zu Rumänien, Bulgarien und der Sowjetunion errichtet. 

Dieser Konzeption entsprachen Maßnahmen. Nachdem kurz nach Ceausescus' 
Sturz rumänische Flüchtlinge - überwiegend Zigeuner - nach Polen kamen, die 
von Betteln, Gelegenheitsarbeiten und kleinen Diebstählen lebten, verschärfte das 
Land die Einreisebedingungen. Polen ist der Genfer Flüchtlings-Konvention aller- 
dings auch nach dem politischen Umschwung nicht beigetreten, es kann sich noch 
keine Aufnahme von Flüchtlingen leisten. Vor allem jedoch wurden Truppen von 
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der West- an die Ostgrenze verlegt. Die Regierung bereitete sich überdies auf den 
schlimmsten Fall vor, die Massenflucht aus der Sowjetunion. Bislang hat diese 
Massenflucht aber nicht stattgefunden. Von den vier Millionen, die 1990 ins Land 
kamen - gegenüber 1989 eine Steigerung um 67 Prozent - sind fast alle in die So- 
wjetunion zurückgekehrt (Kusin 1991, 42). 

Auch die Tschechoslowakei wappnete sich, Anfang Dezember 1990 verstärkte sie 
ihre Grenzanlagen zur UdSSR und verlegte dorthin ihre bisher im Westen statio- 
nierten Grenztruppen. Der Einsatz von Schußwaffen für den Fall, daß die Flücht- 
lingsströme kommen, wird diskutiert (Kusin 1991, 37). In anderer Hinsicht ist die 
Tschechoslowakei allerdings liberaler als Polen. Das neue, am 1. Januar 1991 in 
Kraft getretene Flüchtlingsgesetz basiert auf der Genfer Konvention und den Pro- 
tokollen von Bellagio, denen die Tschechoslowakei allerdings noch nicht beige- 
treten ist (Kusin 1991, 36-37). Im Dezember 1990 gab es 1 200 Flüchtlinge in vier 
böhmischen Lagern. Darüber hinaus sind bislang keine Flüchtlingsströme ge- 
kommen. 

Auch Ungarn hat seine Grenzen zur Sowjetunion befestigt und Truppen von der 
Westgrenze dorthin verlegt. Seine Flüchtlingspolitik folgt spezifisch nationalen 
Bedürfnissen. Nach Ungarn kam zwar die größte Anzahl von Flüchtlingen, die 
meisten von ihnen sind jedoch Ungam aus Siebenbürgen (Kusin 1991, 37). Um 
für sie eine finanzielle Unterstützung zu erhalten, ist das Land schon im März 
1989 der Genfer Konvention beigetreten. Dafür mußte es jedoch seine Hilfe auch 
auf die 100 bis 200 Flüchtlinge aus der Dritten Welt ausdehnen. 

Gemeinsam verstehen sich Polen, die Tschechoslowakei und Ungarn als europäi- 
scher Riegel gegen eine Zuwanderung von Osten. In diesem Sinne wird die Ab- 
wehr an der Grenze vereinheitlicht. Vor allem aber wollen die drei Länder errei- 
chen, daß ihr Flüchtlingsproblem als europäisches Problem anerkannt wird und sie 
mit finanzieller Unterstützung aus dem Westen rechnen können (Weydenthal 
1991). 

Eine solche Begrenzung findet Widerspruch in Bulgarien, Rumänien, ja selbst in 
der Ukraine. Asien, aus dem die Invasionen immer kamen, beginnt erst an der rus- 
sischen Grenze. Einer relevanten und traditionsreichen Strömung zufolge, gehört 
auch Rußland selbst zu Europa. Beim Bau des Hauses, das kein Flüchtlingslager 
sein soll, dürfte es nicht vergessen werden (Shurkin 1990). 

Trotz aller kulturellen »europäischen« Diskurse entsprechen den unterschiedli- 
chen Grenzziehungen »Europas« mithin soziale und diskursive Realitäten. Hinter 
dem Wohlstandsgefäile tauchen Unterschiede der politischen Selbstverständlich- 
keiten auf. Frankreich, Großbritannien, Deutschland oder Italien lassen sich als 
Zielländer für Migrationen sehen. Daß das bei den osteuropäischen Ländern nicht 
der Fall ist, liegt nicht nur an ihrer Armut. Sie befinden sich fast ausnahmslos auf 
dem Weg zu jener nationalen Homogenisierung, die sich das reiche Europa - ge- 
gen einige Widerstände - aufzugeben entschließt. Diese Differenz wird durch jene 
zweite, in der Europa und die Dritte Welt unterschieden werden, nicht widerlegt. 
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Mirjana Morokvasic 

Die Kehrseite der Mode: Migranten als Flexibilisierungs- 
quelle in der Pariser Bekleidungsproduktion, Ein Vergleich 
mit Berlin! 


Zusammenfassung: Neustrukturierung und Einführung fortgeschrittener Tech- 
nologien in der Bekleidungsproduktion und -distribution gehen mit einer starken 
Tendenz zur Informalisierung und zur Beibehaltung scheinbar überholter Pro- 
duktionsstrukturen einher. Die letztgenannte Entwicklung und die Rolle, die Im- 
migranten und Minderheiten dabei spielen, bildet den Schwerpunkt des Artikels. 
Er beleuchtet ein fortwährendes Zusammenspiel einerseits zwischen den Anforde- 
rungen der Bekleidungsproduktion und andererseits den ökonomischen Beschrän- 
kungen, Erwartungen und allgemeinen Merkmalen der Immigranten. Die Beklei- 
dungsproduktion, besonders die modeorientierte Damenkonfektion, begünstigt 
Flexibilität und kleine Produktionseinheiten und verlangt Toleranz für Unwäg- 
barkeiten und informelle Arbeitsformen. Genau dies macht sie attraktiv für jene, 
die fähig sind, sich bereitwillig auf solche Anforderungen einzulassen. Genau dies 
trifft für die Immigranten zu. Sie haben keine attraktiven Alternativen. Gleichzei- 
tig sind aber manche von ihnen in der Lage, Ressourcen zu mobilisieren und auf 
die Unterstützung durch Netzwerke sozialer Gemeinschaften zurückzugreifen. 


»Hier bestimmten einzig die Bedürfnisse des Gewer- 
bes und die Verfügbarkeit von Beschäftigung, wann 
ein Mensch zu arbeiten und wann er zu ruhen hatte.« 
(O.Handlin, The Uprooted). 


Einleitung 


Falls wir nicht gerade eine Art Uniform kaufen, möchten wir uns im allgemeinen 
keine Kleidung zulegen, die auch von unserem Nachbarn oder jemand anderem, 
am Arbeitsplatz oder auf der Straße, getragen wird. Unser Verlangen, einzigartig 
zu sein, wird allerdings begrenzt durch die Modetrends der Saison, durch unser 
Alter oder durch die gesellschaftliche Gruppe, der wir angehören: Die meisten von 


1 Dies ist die überarbeitete Fassung eines Vortrags, der auf der Tagung »Califomia’s Immigrants in 
World Perspective«, UCLA, 26.-27. April 1990 gehalten wurde. Zugrunde liegen Feldforschungen 
der Autorin unter immigrierten Arbeitskräften und Unternehmern in der Pariser Bekleidungsbran- 
che und die Analyse verschiedener statistischer Quellen sowie von Sekundärmaterial. Berlin wird 
als Gegenbeispiel herangezogen und zwar für den Fall einer Stadt, die mit Paris als Bekleidungs- 
und Modezentrum historisch vergleichbar ist, in der jedoch äußere Bedingungen dafür gesorgt ha- 
ben, daß die gegenseitige Anziehung zwischen Immigranten und Bekleidungsindustrie allmählich 
verschwand, während gleichzeitig die Produktion ausgelagert wurde. 
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uns sind nicht exzentrisch, sondern laufen anderen hinterher. Allerdings nicht für 
lange. Gerade wir nämlich möchten uns ändern und etwas neues anziehen. 

Diese »schlechten« Gewohnheiten haben wir seit langer Zeit. Gelegentlich haben 
sich die Produzenten über die wechselnden Forderungen der Mode beschwert, sie 
waren aber gezwungen, sich ihnen anzupassen, und, mehr noch, sie haben sie 
selbst geschaffen und gelernt, von ihnen zu profitieren. Sie haben ausgeklügelte 
Verfahren für Design und Modellschöpfung entwickelt; sie sind erfinderisch bei 
der Vorstellung ihrer Kollektionen, beim Marketing, wenn sie uns sagen, was und 
wie wir etwas tragen sollen und uns nahelegen, was wir am besten kaufen. Sie 
»helfen« uns, etwas zu kaufen, es kurz zu tragen, wegzuwerfen und wieder etwas 
zu Kaufen. 

Was allerdings die Seite der Herstellung im engeren Sinne betrifft, konnte ihr fin- 
diger Geist sie nicht weit bringen. Wohl sind die Nähmaschinen schneller gewor- 
den, einige sind spezialisiert, aber etwas ist gleichgeblieben: Wie vor einem Jahr- 
hundert braucht es immer noch zwei Hände, um eine Maschine zu bedienen und 
ein Kleidungsstück zu handhaben.? Und bessere Stücke brauchen auch Nadel und 
Faden und ein paar Hände mehr. Angesichts dieser gleichbleibenden Intensität der 
Arbeit war es notwendig, nach immer billigeren Arbeitskräften zu suchen. In den 
hochindustrialisierten Ländern hat dieses Streben nach Wettbewerbsfähigkeit zu 
Strategien der Diversifizierung geführt: zur Einführung innovativer Technologien, 
zum Transfer in Niedriglohnländer oder zu Direktimporten von Massenware, wo- 
bei die einheimische Produktion für den Anteil beibehalten wurde, der unter 
strenger Qualitätskontrolle und als Antwort auf schnelle Nachfragefluktuationen 
erzeugt werden mußte. Was die Eindämmung der Kosten und die Flexibilität an- 
belangt, stützen sich die in den entwickelten Ländern ansässigen Produzenten auf 
sich gleichende, effiziente und konkurrenzfähige Organisationsstrukturen, wobei 
formelle und informelle Tätigkeiten durch fragmentierte, vertikal dezentralisierte 
Strukturen miteinander verknüpft werden. Besonders in den großen Modezentren 
ist diese flexible Organisation auf der Herstellungsseite in hohem Maße von Ar- 
beitskräften und Unternehmern (Subunternehmern) abhängig, die zu den Immi- 
granten und Minoritäten zählen (so zum Beispiel in Paris, London, New York, 
Amsterdam, Los Angeles) oder von kleinen lokalen Firmen und von Familienar- 
beit (wie in Italien). 

Mein zentrales Anliegen ist es, am Beispiel Paris zu zeigen, warum gerade die 
Immigranten eine Flexibilisierungsquelle der Bekleidungsproduktion in dieser 
Stadt sind und wie das System funktioniert. Der vergleichende Blick auf Berlin er- 
füllt einen doppelten Zweck: Erstens ist Berlin ein Kontrollfall, der zeigt, daß bei 
fehlenden strukturellen Möglichkeiten auf der lokalen Ebene ein offensichtlich 
ähnliches Angebot an Arbeitskräften andere Formen der Wirtschaftstätigkeit ent- 
faltet als in Paris. Zweitens erlaubt der Vergleich, in einer historischen Perspek- 
tive gestellt, Fragen über mögliche künftige Entwicklungen zu stellen. Vor dem 


2 Es gibt vielfältige Experimente, Roboter einzuführen; doch sie werden nur bei standardisierten 
Kleidungsstücken eingesetzt (Krieger-Mytelka 1987). 
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Hintergrund der jüngsten Entwicklungen in Osteuropa, der Öffnung der Mauer, 
der inzwischen realisierten deutschen Vereinigung und auch angesichts der allge- 
meinen Tendenzen auf dem Arbeitsmarkt hin zu eher atypischen Beschäftigungs- 
formen geht es vor allem um die Frage, ob eine Neubelebung der Bekleidungsin- 
dustrie entlang des Pariser Musters absehbar ist. 


Immigranten in der Bekleidungsbranche - theoretische Perspektiven 


Die Bekleidungsindustrie war seit jeher ein Anziehungspunkt für Immigranten, 
wo immer sie sich auch niedergelassen haben. Sie hatte stets eine breite Spanne 
von Arbeitsplätzen für verschiedene Kategorien von Immigranten zu bieten: für 
jene, die in ihrer Wohnung bleiben müssen, für jene, die keine andere Beschäfti- 
gungsmöglichkeit haben, für jene, die ihre Landsleute mobilisieren können, für 
jene, die Geschick im Nähen haben wie für jene, die es nicht haben, für jene, die 
Startkapital haben wie für jene, die keins haben. Zwar zieht die Bekleidungsindu- 
strie nicht alle Immigranten an, wohl aber solche, die bestimmte Merkmale haben 
oder die zu einer Gruppe gehören, die bereits Beziehungen zu der Branche hat. 
Die Forschung hat das Thema Immigranten und Bekleidungsindustrie aus einer 
ganzen Reihe von Perspektiven behandelt, 

Ein Teil der Literatur konzentriert sich vor allem auf die Bekleidungsbranche als 
Sektor, der flexible, billige, nicht gewerkschaftlich organisierte Arbeitskräfte 
braucht, um zu überleben, und auf Immigranten und Frauen (weibliche Immi- 
granten eingeschlossen) als ungeschützte Arbeitskräfte mit geringer Verhand- 
lungsmacht. Dabei wird auf die ausbeuterische Natur der Produktionsorganisation 
verwiesen. Eine Reihe von Studien beschäftigt sich mit den Arbeitskräften am 
Ende der Stufenleiter, mit Heimarbeiterinnen, die unter entsetzlichen Bedingun- 
gen arbeiten und schlecht bezahlt werden (Shah 1975, Labelle 1987, Saifullah- 
Khan 1979, Allen 1981, Allen/Wolkowitz 1987, Anthias 1983, Coyle 1982). Die 
Arbeiten von A. Phizacklea und mir zeigen, daß das Geschlecht, zusammen mit 
der Zugehörigkeit zu einer ethnischen Gruppe und dem Rassismus, die unge- 
schützte Lage der weiblichen Arbeitskräfte verschärft: Frauen werden »natürlich« 
schlechter bezahlt und zu bestimmten Arbeiten herangezogen, eben weil sie 
Frauen sind und weil ihre Rolle als Arbeiterinnen nie als ihre Primärrolle be- 
trachtet wird (Morokvasic 1988, 1987b, Morokvasic/Phizacklea/Rudolph 1986). 
In Frankreich richtete sich die Aufmerksamkeit weniger auf HeimarbeiterInnen 
(mit Ausnahme der Studien aus den fünfziger Jahren über männliche Immigranten 
und einheimische Frauen, vgl. Klatzmann 1957, Guilbert/Isambert-Jamati 1956). 
Für die männlichen Arbeitskräfte, die Gegenstand seiner Untersuchung waren 
(osteuropäische Juden), sagte Klatzmann das Verschwinden dieser Form von Ar- 
beit voraus. Industriesoziologische Untersuchungen in Frankreich beziehen sich 
(wenn überhaupt, dann) auf Immigranten als illegale Arbeitskräfte (Delacourt 
1980, Vincent 1981, Conseil Economique et Social 1982, Krieger Mytelka 1987), 
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und behandeln sie im allgemeinen als ein in der Industrie insgesamt eher margi- 
nales Phänomen (Montagne-Villette 1987, Dubois 1988). Eine Analyse der Be- 
ziehungen zwischen formellen und informellen Strukturen, in die diese illegalen 
ArbeiterInnen eingebunden sind, hat in diesem Land kaum stattgefunden. Gezeigt 
wurde allerdings, daß illegale Immigranten als Arbeitskräfte oft von Immigranten 
selbst oder von Leuten der gleichen Herkunft ausgebeutet werden (Morokvasic 
1987b), und daß die letzteren ein wichtiges Verbindungsglied zu den Produzenten 
in der Kette der Subunternehmen sind. N. Green (1984, 1986) hat sich auf die hi- 
storische Entwicklung der Beziehungen zwischen immigrierten Arbeitern und 
immigrierten Unternehmern konzentriert. 

Für unsere Zwecke ebenfalls bedeutsam ist jener Teil der Literatur, der die Immi- 
granten auch als potentielle Unternehmer betrachtet und die Bekleidungsindustrie 
nicht nur als eine Quelle der Ausbeutung, sondern auch als Anbieter von Mög- 
lichkeiten sieht: Die Literatur über ethnische Unternehmen betrachtet Immigran- 
ten und Minderheiten über deren Festlegung auf den Status von bloßen Arbeits- 
kräften hinaus und konzentriert sich auf die Aufwärtsmobilität von Immigranten 
durch Eintritte in die Selbständigkeit. Es wird gezeigt, daß vorgängige Erfahrun- 
gen in einem Lohnabhängigkeitsverhältnis mit einem Eigentümer, der gleicher 
ethnischer Herkunft ist, die Wahrscheinlichkeit, in derselben Branche selbständig 
zu werden, erhöht. Obwohl er sich nicht immer direkt auf die Bekleidungsindu- 
strie bezieht, liefert dieser Ansatz einen brauchbaren Bezugsrahmen - angefangen 
bei I. Lights inzwischen klassisch gewordener Arbeit »Ethnic Enterprise in Ame- 
rica« (1972) und Bonacichs Theorie der Minoritäten als Zwischenhändler (1973); 
weiterhin sind zu nennen Bonacich/Modell (1981), Light/Bonacich (1988) bis hin 
zu einer Reihe anderer Arbeiten auf diesem Gebiet, die sich auf die USA, Groß- 
britannien und später auf den europäischen Kontinent beziehen (vgl. zur theoreti- 
schen Diskussion Waldinger/Aldrich/Ward 1990). In seinem Buch über die Be- 
kleidungsindustrie in New York diskutiert Waldinger (1986) verschiedene Erklä- 
rungen für ethnisches Unternehmertum und schlägt einen theoretischen Rahmen 
vor, der auf dem Zusammenwirken von strukturellen Möglichkeiten und Eigen- 
schaften der Migranten beruht (vgl. auch Morokvasic/Phizacklea/Waldinger 1990 
und Morokvasic 1987a). Zu den wichtigsten Eigenschaften der Immigranten gehö- 
ren ihre handwerklichen Fertigkeiten (die mitgebracht oder an Ort und Stelle ge- 
lernt werden), ihre Zukunftsorientierung je nach den Umständen ihrer Immigra- 
tion (Gastarbeiter vs. Siedler), ihre Fähigkeit, ethnische Netzwerke und Ressour- 
cen zu mobilisieren, sowie die blockierte Mobilität und ihr eingeschränkter Zu- 
gang zum allgemeinen Arbeitsmarkt (vgl. auch Pyong Gap Min 1987). Anderer- 
seits erwachsen Möglichkeiten zur Selbständigkeit in den Sektoren, die niedrige 
Eintrittsbarrieren haben und in denen durch die Abwanderung vormaliger Unter- 
nehmer »Freiräume« entstehen (Waldinger 1989). Die Bekleidungsindustrie ist 
das Beispiel einer Branche, in der Segmentationsmuster den Immigranten die 
Möglichkeit eröffnen, ihre eigenen Firmen aufzubauen und sich auf ihre eigenen 
Netzwerke und Arbeitskraftressourcen zu stützen. 
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Es gibt aber noch immer eine Reihe von Kontroversen über die unterschiedliche 
Wirkung dieser Dimensionen auf den Zugang zur Selbständigkeit (etwa über den 
Einfluß der Umstände der Immigration und der Zukunftsorientierung der Immi- 
granten, vgl. Waldinger 1989). Auch sind der geschlechtsspezifische Zugang zur 
Selbständigkeit und der geschlechisspezifisch unterschiedliche Rückhalt in den 
Netzwerken der ethnischen Gemeinschaften nicht zureichend erforscht worden, 
Diese Fragen verdienen weitere Aufmerksamkeit, nicht nur im Bekleidungssektor, 
sondern auch in anderen Gewerbebereichen, in denen Immigranten mit Vorliebe 
wirtschaftlich tätig werden (Morokvasic 1988, Boyd 1989). 

Andere Befunde verweisen auf die ökonomischen Restrukturierungsprozesse, die 
mit der Ausdehnung des informellen Sektors in fortgeschrittenen industrialisierten 
Ländern verbunden sind. So beleuchtet etwa S. Sassen-Koob (1989 sowie Sassen 
in diesem Heft) die Beziehung zwischen dem Abbau von formalisierten Ar- 
beitsplätzen in der New Yorker Bekleidungsindustrie einerseits und dem Rück- 
griff auf Subkontrakte und auf die Schaffung von Arbeitsplätzen im informellen 
Sektor andererseits (Heimarbeit). Zusammen mit Ergebnissen aus anderen Studien 
(Fernandez-Kelly/Garcia 1989) läßt dies vermuten, daß informelle Strukturen we- 
niger ein Ausdruck der mitgebrachten eigenen Praktiken der Immigranten sind 
(denn tatsächlich finden sich Immigranten innerhalb solcher Strukturen), sondern 
mit der formellen Ökonomie zusammenhängen, und daß die staatlichen Regulie- 
rungsstrategien oft den Boden für die fortschreitende Informalisierung bereiten. 
im Fall der Bekleidungsindustrie wird die Entwicklung durch die schärfer wer- 
dende internationale Konkurrenz vorangetrieben, durch das Streben nach höheren 
Profiten und die damit verbundene Gefahr, an Boden zu verlieren; die Entwick- 
lung reflektiert die Strategie der Arbeitgeber, ihre Herrschaft und Macht zu si- 
chern, desgleichen jedoch die der Beschäftigten, nicht nur zu überleben, sondern 
auch mehr Autonomie zu erlangen (Fernandez-Kelly 1987). 

Der vorliegende Text stützt sich auf vorausgegangene vergleichende Arbeiten 
über Immigranten im Bekleidungsgewerbe (Morokvasic/Phizacklea/Rudolph 
1986, Morokvasic/Phizacklea/Waldinger 1990, Morokvasic 1987a) und auf meine 
Studie (1987c) über legalisierte Arbeiter in der Pariser Bekleidungsindustrie, so- 
wie auf einige Daten aus meiner Arbeit (1988) über Frauen aus den Gruppen der 
Minoritäten und Migrantinnen, die sich selbständig gemacht haben. Neue Daten 
aus der Feldforschung und weiteres Material, das 1989 und 1990 für die vorlie- 
gende Arbeit gesammelt wurde, stützen zwar die früheren Ergebnisse, versetzten 
mich jedoch auch in die Lage, sie aus einer neuen Perspektive zu überprüfen. 


Die Vergleichsgrundlage 


Um die Jahrhundertwende waren Paris und Berlin Rivalen in der Bekleidungsin- 
dustrie. Beide Städte stützten sich auf Immigranten- und Frauenarbeit (Green 
1984, Klatzmann 1957, Westphai 1986, u.a.) und auf einander gleichende flexible 
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Organisationsmuster der Produktion, die auf Unterverträgen (im Rahmen des 
Verlagssystems), Kleinen Ateliers (Sweatshops, Zwischenmeister) und auf Heim- 
arbeit beruhten. In der Ära der raschen Industrialisierung der Bekleidungsproduk- 
tion blieb das System bestehen, obwohl es in dieser Zeit zum Aufbau größerer Fa- 
briken und zu einer Konzentration von Kapital und Produktion kam (Guil- 
bert/Isambert-Jamati 1956, Westphal 1986). Ein großes Angebot an billigen Ar- 
beitskräften - Frauen und Immigranten - ermöglichte das Funktionieren dieses Sy- 
stems. 

Während aber Paris ein berühmtes Zentrum der Mode und der Bekleidungspro- 
duktion blieb, konnte Berlin einer Folge von Ereignissen nicht standhalten, die 
drastische Auswirkungen auf seine Bekleidungsindustrie hatten: das Naziregime, 
der Zweite Weltkrieg, die sowjetische Blockade von 1948 und schließlich der 
Mauerbau 1961, der Berlin in eine isolierte Stadt ohne Umland verwandelte, Seine 
Bekleidungsindustrie wurde nach Westdeutschland verlagert. Heute haben sowohl 
Paris als auch Berlin große Gruppen von Immigranten in der Bevölkerung, dar- 
unter in beiden Städten Türken und Jugoslawen. Diese beiden Gruppen haben sich 
ungefähr zur selben Zeit niedergelassen und zeigen starke Neigungen zur Selb- 
ständigkeit (Ersöz 1988). In beiden Städten verdienen sie ihren Lebensunterhalt 
auch im Bekleidungsgewerbe: In Paris als Arbeitskräfte und als Unternehmer- 
Subunternehmer, in Berlin als Arbeitskräfte in der verbliebenen Industrie und als 
Selbständige in Änderungsschneidereien. Lassen Sie mich Milan aus Paris und 
Cihan aus Berlin vorstellen: 


Milan produziert hochwertige Zweiteiler für berühmte Haute Couture - Hersteller in Paris. Er ist vor 
zwanzig Jahren mit seiner Frau in die Stadt gekommen, auf der Suche nach besseren Möglichkeiten als 
in der Heimat, wo er als Büroangestellter gearbeitet hatte (er hatte zuvor ein Jahr Jura studiert). Er und 
seine Frau waren zunächst als Heimarbeiter für einen Landsmann tätig, bevor er sich schrittweise selb- 
ständig machte. Er ist nun, durch Höhen und Tiefen, seit über 15 Jahren im Geschäft. Er selbst hatte 
keine handwerklichen Fertigkeiten, aber seine Frau konnte nähen, da sie immer schon Kleider für die 
Familie gemacht hatte. Er schafft es, sieben Arbeitskräfte auf Dauer zu halten und stellt, wenn nötig, 
weitere Arbeitskräfte befristet ein. 


Cihan ist handwerklich ausgebildeter Schneider; das war sein Beruf daheim in der Türkei. Mit Stolz 
erinnert er sich an seine Kunden und an die Anzüge, die er für sie gefertigt hat. Er wurde auf einen Ar- 
beitsplatz in der Bekleidungsindustrie angeworben und an eine Maschine gesetzt, was er als demüti- 
gend und degradierend empfand; doch diese oder eine andere ungelernte Arbeit in der Industrie oder 
auf dem Bau waren der einzige Weg, um nach Deutschland zu kommen. Als die Fabrik geschlossen 
wurde, fand er Arbeit in einer Grammophonfabrik. Nach einer weiteren Periode der Arbeitslosigkeit 
machte er eine Änderungsschneiderei auf. Dies war einer der wenigen Bereiche, in dem sich Ausländer 
ohne größere Formalitäten selbständig machen konnten.” Wenigstens konnte er hier seine Fähigkeiten 
anwenden, und seine Frau konnte aushelfen. Er sagt, der Job sei eine Sackgasse. Zum Überleben aber 
reicht es; er verdient etwa die Hälfte dessen, was Milan in Paris verdient. 


Warum konnte Milan, ohne vorherige Ausbildung, in Paris machen, was Cihan, 
dessen mitgebrachte Fertigkeiten viel geeigneter waren, in Berlin nicht machen 
konnte? Cihan mußte sich stattdessen auf kleinere Änderungen und Reparaturen 
beschränken, eine schlecht bezahlte Arbeit, eine verfahrene Situation mit wenig 


3  Flickscheiderei, wie die Änderungsschneiderei offiziell genannt wird, stellt einen »handwerksähn- 
lichen Bereich« dar, der über eine Ausnahmebewilligung leicht zugänglich ist. 
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Aussicht auf Besserung und Veränderung. 

Auf den ersten Blick sind Milans Chancen in der Bekleidungsindustrie - als Ar- 
beiter, geschweige denn als Unternehmer - ebenso schlecht wie die Cihans: In 
Frankreich beschäftigt die Industrie nur 6,6% Ausländer, in Deutschland etwa 
8,2%. In Frankreich wie in Deutschland verliert die Bekleidungsindustrie als 
wichtiger industrieller Arbeitgeber insgesamt rasch an Bedeutung: Wie Tabelle 1 
zeigt, gingen in Deutschland wie in Frankreich in den zehn Jahren von 1977-87 
ungefähr 90 000 Arbeitsplätzen verloren; davon war ein Drittel der in diesem Zeit- 
raum Beschäftigten betroffen. 


Tabelle 1 
Rückgang der Beschäftigung in der Bekleidungsindustrie in Frankreich 
und der Bundesrepublik Deutschland 1977-87 


1977 1980 1985 1987 Rückgang 

1977-87 
Frankreich 279200 251334 207975 189000 33% 
BRD 294000 282000 216000 204000 31% 


Quelle: Frankreich: UNEDIC, BRD: Statistisches Bundesamt 


Die Immigranten waren die ersten, die den Arbeitsplatzabbau zu spüren bekamen, 
und in beiden Ländern sind ihre Arbeitlosenraten viel höher als die der französi- 
schen und deutschen Bevölkerung. Doch im Gegensatz zu Berlin und ähnlich wie 
in New York ging in Frankreich die Einsparung von Arbeitsplätzen und die 
Schließung von Unternehmen einher mit einem stärkeren Rückgriff auf Subunter- 
nehmer; deutlich wird dies an der Neugründung von Firmen (insbesondere kleiner 
oder solcher ohne eigene Produktionsanlagen) und an der Schaffung von Ar- 
beitsplätzen (die allerdings nicht notwendigerweise auch offiziell sichtbar wer- 
den). Die Hersteller neigen dazu, für den arbeitsintensiven Teil des Produktions- 
prozesses überwiegend oder insgesamt Verträge mit kleinen Firmen zu schließen, 
die Immigranten beschäftigen und von Immigranten betrieben werden. Dies er- 
möglicht es ihnen, eigene Produktionsrisiken auf ein (anderes) Segment der Bran- 
che zu verlagern, das bereit ist, diese Risiken zu tragen und den Anteil der Nach- 
frage zu bedienen, der sich nicht im voraus kalkulieren läßt und starken Schwan- 
kungen unterworfen ist. Ein Argument könnte lauten, daß eine Industrie dann in 
Segmente aufgeteilt wird, wenn die Nachfrage in einen stabilen und einen insta- 
bilen Teil zerfällt und die beiden Anteile voneinander getrennt werden können 
(Piore 1979, Piore/Sabel 1984). Weniger die Konkurrenz, die oft als eine ihrer 
Folgen herausgestellt wurde, vielmehr die wechselseitige Abhängigkeit fällt bei 
der Segmentierung ins Gewicht (Taplin 1989). Für Immigranten, die sich dazu 
entschlossen haben, durch ein »Nadelöhr« in den Arbeitsmarkt des Landes einzu- 
treten, wird der sekundäre Bereich, der aus kleinen Firmen besteht, zu einer öko- 
nomischen Nische. 
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Es gibt Hinweise darauf, daß die Vergabe von Unterverträgen in Frankreich be- 
ständig zunimmt. Für 1979 verzeichnet der jährliche Unternehmensbericht einen 
zehnprozentigen Anteil von Firmen, die im Grunde »Jobber« ohne eigene Pro- 
duktionsanlagen sind (d.h. Firmen, die die Fertigung in Fremdvergabe erledigen 
lassen). In nur wenigen Jahren hat sich ihre Zahl verdoppelt; 1984 stellten sie 
einen Anteil von 21% der Firmen. Ihr Umsatz liegt bei über einem Drittel des 
Branchenumsatzes. Derselbe Bericht zeigt, daß 60% aller Firmen ihre Produktion 
auslagern, was einem Anteil von 13,5% an der Gesamtproduktion entspricht 
(Dubois 1988). Besonders deutlich war diese Tendenz in der Damenoberbeklei- 
dung, wo die Beschäftigung wie im übrigen Sektor zurückgegangen ist, die Zahl 
der Firmen zu Beginn der achtziger Jahre aber sogar zugenommen und die Zahl 
der »Jobber« sich fast verdreifacht hat. Während des allgemeinen Beschäftigungs- 
rückgangs hatten diese »Jobber«-Firmen eine Zunahme der Beschäftigung zu ver- 
zeichnen: von 2999 am Ende der sechziger Jahre auf 6000 Mitte der achtziger. 

Die durchschnittliche Größe der Firmen ist äußerst gering: In Frankreich allge- 
mein, aber besonders in Paris haben die meisten Firmen (90%) weniger als 19 Be- 
schäftigte, die Mehrheit hat weniger als 9. In Paris finden sich über die Hälfte der 
Beschäftigten in Betrieben mit weniger als 19 bezahlten Arbeitskräften und ein 
Drittel in solchen mit weniger als 9 (INSEE, Morokvasic 1987c). Im übrigen wa- 
ren von den Fabrikschließungen die großen Firmen (mit über 100 Beschäftigten) 
betroffen, viel weniger hingegen die kleinen. Die Größe gering zu halten, verrin- 
gert die Risiken, reduziert die Steuern und ermöglicht es den Arbeitgebern, ver- 
schiedene Aspekte der Arbeitsgesetzgebung zu umgehen. Dem empirischen Mate- 
rial nach zu schließen geht die Tendenz mehr auf Streuung und Schaffung vieler 
Einheiten geht als auf Konzentration: »Eine kritische Schwelle von mehr als 20 
Personen pro Einheit sollte nicht überschritten werden« (Weisz/Anselm 1981). Im 
Grunde ist es der unsichtbare Teil des Gewerbes, der in jüngster Zeit an Bedeu- 
tung gewonnen hat. Dies vergrößert andererseits die Chancen der Immigranten, 
sich als Unternehmer niederzulassen. Um sich in der Bekleidungsbranche selb- 
ständig zu machen, bedarf es sehr wenig Kapital. Ein größerer Hersteller braucht 
beträchtliches Kapital, um in Stoffe und in die vorbereitenden Stufen der Produk- 
tion sowie in die Distribution des Endprodukts zu investieren, und er kann, um mit 
verschiedenen Geschäftspartnern verhandeln zu können, nicht ohne organisatori- 
sches Know-how anfangen. Dagegen kann ein Kleinunternehmer oder Subunter- 
nehmer mit nur einer Nähmaschine anfangen und arbeiten, selbst wenn er die 
Landessprache nicht beherrscht. 

Belege über Immigranten als Eigentümer von kleinen Firmen lassen sich aus der 
Registraturliste beim Chambre de mätiers de Paris entnehmen; die Nationalitäten- 
verteilung bei den Eintragungen zeigt, daß die Mehrheit der Eigentümer kleiner 
Firmen (54,52%) Ausländer sind: Nach den Franzosen (45,49%) sind die Türken 
(22.45%) und die Jugoslawen (8,32%) die am stärksten vertretenen Nationalitäten, 
während die asiatische Gruppe insgesamt ein Drittel der Eigentümer stellt (vgl. 
Tabelle 2). 
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Tabelle 2 
Bekleidungsfirmen in Paris mit weniger als 10 Beschäftigten 
nach der Nationalität der eingetragenen Inhaber (März 1990) 


Anzahl j Prozent 
Franzosen* 1655 45,49 
BritenS 42 1,15 
Griechen 61 1,67 
Europäer insgesamt 1822 50,00 
Jugoslawen 303° 8,32 
Andere Europäer 314 8,63 
Türken 817 22,45 
Pakistani 52 1,42 
Chinesen 115 3,16 
Vietnamesen 36 1,00 
Asiaten insgesamt 1234 33,91 
Marokkaner 45 1,23 
Tunesier 7 1,95 
Algerier 50 1,37 
Afrikaner insgesamt. 181 4,87 
Gesamt 3638 100,00 


Quelle: Chambre des metiers de Paris, unveröff. Daten über eingetragene Firmeninhaber (1990); eigene 
Berechnungen 


Der Zugang von Immigranten zu diesem Bereich wird in Paris noch durch den 
Umstand erleichtert, daß es für Eigentümer von Bekleidungsfirmen keine rechtli- 
chen Beschränkungen gibt oder des Nachweises einer Meisterprüfung bedarf: Wer 
eine Aufenthaltsberechtigung hat, kann sich als Selbständiger registrieren lassen. 
Wie einfach dies ist, wie verwundbar diese Firmen jedoch auch sind, spiegelt sich 
in der großen Fluktuation bei der Eröffnung und Schließung von Firmen wider: So 
wurden 1989 1092 neue Firmen bei der Pariser Handwerkskammer eingetragen 
und 658 Betriebsschließungen verzeichnet. Unter den Unternehmensgründern wa- 
ren 44% französische Staatsangehörige, 31% Türken, 8% Jugoslawen und 4% 
Chinesen. Von den Unternehmen, die zumachten, hatten jeweils 29% französische 


4 Esist wahrscheinlich, daß es sich hier zum großen Teil um im Ausland geborene Franzosen han- 
delt, die eingebürgert wurden. Anders als in den USA, ist es nicht möglich, ihre »ethnische Her- 
kunft« zu erfahren. Danach wird in Frankreich nicht gefragt. Aus Volkszählungsdaten wissen wir 
allerdings, daß die Neigung, selbständig zu werden, unter Auslandsfranzosen stärker ist als unter 
Ausländern oder einheimischen Franzosen (Morokvasic 1988). 

5 Hierbei handeit es sich in Wirklichkeit um Hongkong-Chinesen. 
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und türkische Inhaber, 13% jugoslawische und 7% chinesische - was darauf hin- 
deutet, daß die von Franzosen geführten Firmen stabiler sind. 

In Paris ist das Verlagssystem mit Subunternehmen als »Sentier« bekannt, ge- 
nannt nach dem traditionellen innerstädtischen Sitz der Bekleidungsproduzenten. 
Hier finden sich Designateliers und Ausstellungsräume, es wird Stoff verkauft und 
zugeschnitten, die Hersteller sind hier verknüpft mit einem Netz von Immigran- 
ten, die Zwischenmeister sind, und weiter mit HeimarbeiterInnen oder Heimate- 
liers, die äußerst schnell und zu geringen Kosten fertige Ware liefern können. Im 
Bereich der Damenoberbekleidung beeinflußt diese parallele Struktur die Produk- 
tions- und Verkaufsstrategien des gesamten Sektors. Hersteller und Verkäufer 
können ihren kurzfristigen Bedarf decken und wenn nötig für Nachschub von 
Verkaufsrennern sorgen. Das Sentier kann auch die tote Saison mit Arbeit ausfül- 
len - entweder mit eigener Produktion oder mit der Herstellung für Schlußver- 
käufe. Es gibt Hinweise darauf, daß die Struktur des Sentier in den Außenbezirken 
von Paris und in einigen Städten der Provinzen reproduziert wird (Weisz/Anselm 
1981, Weisz 1987, Montagne-Villette 1987). 

Es ist die Funktionsweise dieses Systems, die den Eintritt von Immigranten auf 
der Seite der Subunternehmer ermöglicht. Der Hersteller kann alle Produktions- 
funktionen fremdvergeben, oder er kann Design, Modellproduktion und Zuschnitt 
auf seinem Gelände halten, während er die Fertigung einem oder mehreren Sub- 
unternehmern überläßt und das Marketing selbst übernimmt. Die Praxis des Ver- 
lagssystems spiegelt von daher hauptsächlich den Trend zur Externalisierung ar- 
beitsintensiver Produktionsfunktionen wider, die von der Produktschöpfung und 
vom Verkauf (Design, Musterzuschnitt, Groß- und Einzelhandel) getrennt werden. 
Dies ermöglicht es den Herstellern, ihre Produktpalette zu erweitern, angefangen 
bei Billigprodukten geringer Qualität bis hin zu Produkten hoher Qualität; wäh- 
rend sie gleichzeitig auf die Produktgruppe selbst spezialisiert bleiben und die 
Kontrolle über den gesamten Prozeß behalten, wobei sie die Risiken auf die Sub- 
unternehmer verlagern. 

Die Subunternehmer, die untereinander konkurrieren und um ihr Überleben kämp- 
fen, können versuchen, ihre eigenen Arbeitskosten zu verringern oder ihrerseits zu 
segmentieren, indem sie weitere Unterverträge für Arbeiten abgeben und sich auf 
verschiedene informelle Aktivitäten einlassen (Morokvasic 1987a). Vieles davon 
läuft schwarz. »Wenn du ganz legal arbeitest, Kannst du den Laden dichtmachen«, 
wurde mir oft gesagt. Das System produziert unterschiedliche Risikonehmer (ein 
weiterer Zugang für Immigranten, die ein Unternehmen aufbauen), die durch eine 
legale Fassade Steuerhinterziehungen und andere Formen der ökonomischen Kri- 
minalität verdecken. Was sie im Grunde tun, ist eine Verbindung herzustellen 
zwischen den formellen, regulären Aktivitäten des Herstellers und der informellen 
Arbeit der Subunternehmer. Ich habe diesen Funktionszusammenhang an anderer 
Stelle im Einzelnen beschrieben (Morokvasic 1987a). Vor kurzem habe ich noch 
einmal einige Arbeitgeber interviewt, die in verschiedene informelle Aktivitäten 
verwickelt sind, von denen einige wegen »falscher Abrechnung« vor Gericht 
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standen. Einer von ihnen, »aus Mangel an Beweisen« freigesprochen, sagte mir: 
»Ich habe von Anfang an gewußt, wie es ausgeht. Sie haben mich laufen lassen, 
weil ich zuviel wußte, und sie wußten, daß ich reden konnte...« 

Im Gegensatz zu Paris gibt es das einst dynamische Verlagssystem in Berlin nicht 
mehr. Seine Zerstörung geht auf die Nazi-Zeit zurück, als die jüdischen Produkti- 
onsstätten boykottiert und konfisziert wurden, jüdische Produzenten und Beschäf- 
tigte ins Exil gingen und von den Nazis deportiert wurden (Westphal 1986). Nach 
dem Krieg beruhte die Wiederbelebung der deutschen Bekleidungsindustrie auf 
Modernisierung und Massenproduktion. Aber die sowjetische Blockade und die 
Berliner Mauer waren tödliche Schläge für Berlin. Bis 1961 konnten die Hersteller 
immer noch auf Zwischenmeister im Östteil der Stadt zurückgreifen, aber die 
Mauer isolierte Berlin schließlich und verurteilte seine Bekleidungsindusirie zur 
Verlagerung ins Ausland. Auch nach Westdeutschland wurde ausgelagert, in die 
Nähe neuer Modezentren wie München und Düsseldorf und in ländliche Gebiete 
mit einem großen Angebot an weiblichen Arbeitskräften (Figge/Quack 1989). 
Osteuropa war besonders interessant - wegen seiner Nähe, den niedrigen Löhnen, 
geringen Transportkosten, vorteilhaften Tarifbestimmungen (besonders in der 
DDR) und der Befreiung bestimmter Importe von der Steuer. Durch diese Strate- 
gien der deutschen Hersteller war es nicht möglich, neue kleine Firmen zu grün- 
den, für Immigranten schon gar nicht. In den sechziger Jahren, als die Zeit der 
Anwerbung von Migranten als Arbeitskräften begann, befanden sich industrielle 
wie handwerkliche Firmen im raschen Niedergang, während das Verlagssystem 
praktisch verschwunden war. Die Zahl der industriellen Bekleidungsfirmen in 
Berlin fiel von 1646 im Jahr 1965 auf nur 400 im Jahr 1977 und ist inzwischen auf 
die Hälfte gesunken. Handwerkerfirmen, von denen es 1951 noch 5616 gab, gin- 
gen schon im Jahr 1965 - als Immigranten in großer Zahl ins Land zu kommen 
begannen - auf 1605 zurück; Ende der achziger Jahre waren noch 317 in der Bran- 
che tätig (Ersöz 1988). Die Zahl der Beschäftigten im Bekleidungsgewerbe Ber- 
lins belief sich im Jahr 1989 auf 4628 (Statistisches Landesamt Berlin). 

Aber selbst wenn es einige Gelegenheiten für Neugründungen gegeben hätte, als 
Cihan nach Berlin kam, hätte er Hindernisse überwinden müssen, die Milan in Pa- 
ris nicht hatte: Um ein deutsches Zertifikat beibringen zu können, das ihn zur An- 
fertigung von Kleidung berechtigt, hätte er eine Aufenthaltsberechtigung und eine 
besondere Arbeitserlaubnis haben müssen - all dies hatte er damals nicht. Der ein- 
zige Sektor, zu dem er Zugang hatte und wo Cihan seine Fähigkeiten als Schnei- 
der anwenden konnte, war die Änderungsschneiderei. Immigranten, meist Türken 
und einige Jugoslawen, haben diesen sterbenden Sektor in Städten überall in 
Deutschland wiederbelebt. In West-Berlin stieg die Zahl der Änderungsschneide- 
reien (mit durchschnittlich 2-3 Beschäftigten) von 12 im Jahr 1965 auf 532 in 
1990. Zu einem gewissen Maß haben die Immigranten ihre eigene Nachfrage für 
diese Art von Dienstleistungen erzeugt. Zugleich antworteten sie aber auch auf die 
Bedürfnisse einer Bevölkerung, deren Appetit auf den Kauf neuer Kleider be- 
grenzt war, und übernahmen einen Teil der Arbeit, die deutsche Frauen, die nun in 
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wachsendem Maße einer Erwerbstätigkeit nachgingen, früher zu Hause erledigt 
hatten. Unsere Daten (Morokvasic/Phizacklea/Rudolph 1987) zeigen, daß der 
Eintritt in diesen Sektor eine Überlebensstrategie für jene war, die keine anderen 
Möglichkeiten fanden und denen bei längerer Arbeitslosigkeit der Verlust ihrer 
Aufenthaltserlaubnis drohte. In den achtziger Jahren war die Nachfrage jedoch ge- 
sättigt, und die Immigranten hatten kaum Aussicht, eine Marktlücke zu finden, ge- 
schweige denn, nach oben mobil zu sein, Einige der türkischen Flickschneider be- 
gannen damit, ihre Produktpalette zu diversifizieren und boten Lederkleidung an, 
die sie in der Türkei gefertigt hatten. 

Am Ende dieses Abschnitts möchte ich noch einmal auf die wesentlichen Unter- 
schiede an Möglichkeiten hinweisen, die in den beiden Städten zu dem verschie- 
denen unternehmerischen Handlungsweisen bei Immigranten derselben Herkunft 
geführt haben: In Paris wurden durch die hochflexible Organisation der Beklei- 
dungsproduktion, die auf kleinen Einheiten, auf dem Verlagssystem und auf zu- 
nehmender Informalisierung beruht, für die Immigranten Zutritte zur Selbständig- 
keit eröffnet. In Berlin nahm die schrumpfende Bekleidungsindustrie einige aus- 
gebildete Handwerker als ungelernte Arbeiter auf; was den handwerklichen Be- 
reich anbelangte, der rasch an Boden verlor, war der Raum für Neulinge ohnehin 
zu eng. Einige von denen, die von der Industrie entlassen worden waren, fanden 
später eine Lücke: Sie dynamisierten einen Sektor, in dem sie ihre Fähigkeiten 
verwenden konnten. Letzteres zeigt, daß die ökonomischen Bedingungen nicht 
alles erklären: Die Immigranten besitzen auch bestimmte Qualitäten, die »impor- 
tiert« oder durch die Umstände der Immigration geformt werden; durch sie wer- 
den bestimmte Formen des ökonomischen Verhaltens erweitert, andere untergra- 
ben. Im folgenden Abschnitt werde ich den Einfluß der wichtigsten dieser Eigen- 
schaften in Verbindung mit den vorhandenen oder nichtvorhandenen »opportunity 
structures« diskutieren. 


Das Arbeitskräfteangebot der Immigranten und ihre Eigenschaften 


Im folgenden liegt die Aufmerksamkeit auf zwei wichtigen Dimensionen: zum 
einen auf der Verfügbarkeit der Immigranten auf dem Arbeitsmarkt, zum andern 
auf ihren Eigenschaften als Ressourcen. 

Die Verfügbarkeit von Immigranten ist in Frankreich und Deutschland durch ver- 
schiedene politische Strategien der Immigration und der Anwerbung ausländischer 
Arbeitskräfte unterschiedlich gestaltet worden. Die Lage vieler Immigranten war 
dem »flüssigen Arbeitskräfteangebot« sehr ähnlich, das Handlin (1979) für die 
USA des 19. Jahrhunderts beschreibt: »Das flüssige Angebot an Arbeitskräften, 
das dem Unternehmer die völlige Freiheit verlieh, so viele Arbeiter anzuheuern, 
wie er wollte und wann er wollte, gab ihm auch die Möglichkeit, nach seinem 
Gutdünken diejenigen zu entlassen, deren Mühsal er nicht länger benötigte.« 
Nach Frankreich kamen Immigranten dank einer sehr liberalen Einwanderungs- 
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politik; und selbst nach den ersten Regulierungsbemühungen umgingen sie auch 
weiterhin die Anwerbungsbüros: Obwohl es beträchtliche Anstrengungen gab, die 
Migrantenströme zu verwalten - insbesondere durch die Schaffung der ONI 
(Office National d’Immigration) im Jahr 1945 - setzte sich die spontane Immigra- 
tion fort. So erhielt in den Sechzigern - dem Höhepunkt der Periode der Nach- 
kriegsimmigration - die Mehrheit der Immigranten (etwa 70-90%) erst nach ihrer 
Ankunft im Land einen legalen Status. Sehr früh wurde das Amnestieverfahren 
(Regularisierung, ähnlich dem Immigration Reform and Control Act in Kalifor- 
nien) als übliche Strategie der Arbeitsmarktregulierung eingesetzt (Moulier/Gar- 
son/Silbermann 1987). Die letzte Amnestie, 1981-82, war darauf ausgerichtet, mit 
dem großen Angebot an nicht registrierten Arbeitskräften umzugehen, das sich in 
Frankreich während der siebziger Jahre angesammelt hatte und das nicht durch 
sporadische Amnestieverfahren (»Zulassung zum Arbeitsmarkt« genannt) absor- 
biert werden konnte. Tatsächlich setzte sich nach dem Migrationsstop für Arbeits- 
kräfte 1974 die Einwanderung von Familien, Flüchtlingen, Asylsuchenden und 
illegalen Migranten fort und versorgte bestimmte Wirtschaftssektoren mit flexi- 
blen, nicht sehr anspruchsvollen Arbeitskräften. Aufgrund dieser umfangreichen, 
nicht regulierten Immigration, die durch demographische und ökonomische Be- 
dürfnisse Frankreichs diktiert wurde, gab es im Lande dauernd ein beträchtliches 
Angebot auf dem Arbeitsmarkt, das aus Arbeitskräften bestand, die zumindest 
zeitweise einen recht unsicheren legalen Status haben, welcher für Sektoren wie 
die Bekleidungsproduktion günstig ist. Die Daten über die jüngste Regulierungs- 
maßnahme in Frankreich 1982 zeigen, daß die Gesamtzahl der regularisierten 
ausländischen Arbeitskräfte in der Pariser Bekleidungsindustrie (jene, die einen 
Antrag stellten und den Anforderungen genügten, d.h. nur ein Teil der illegalen 
Arbeitskräfte) höher war als die gesamte Zahl (8820) der in der Pariser Beklei- 
dungsindustrie beschäftigten Ausländer, die in der Volkszählung aus demselben 
Jahr ausgewiesen sind (Morokvasic 1987c). 

Meine Studie, die auf einer Zufallsstichprobe von 1020 Immigranten beruht, die 
nach dem Amnestieverfahren von 1982 legalisiert wurden, liefert Hinweise auf 
die räumliche Verteilung der legalen Beschäftigten im Bekleidungsgewerbe. Sie 
sind gerade im innerstädtischen Bereich, im »Sentier«, und dessen Umgebung zu 
finden. In diesem Gebiet, wo die Immigranten die Mehrheit der Arbeitskräfte 
stellen, gibt es die meisten Bekleidungsfirmen und Beschäftigten im Bekleidungs- 
gewerbe. Meine Studie weist ferner auf Fehlerquellen hin, die zur Unterschätzung 
insbesondere der Zahl weiblicher Immigranten aus Südostasien geführt haben, und 
sie läßt auf eine hohe Zahl von Arbeitskräften schließen, die noch immer außer- 
halb des legalen Rahmens beschäftigt sind (Morokvasic 1987c). Sie zeigt weiter- 
hin, daß wahrscheinlich die Mehrheit der legalisierten Arbeitskräfte im Unter- 
nehmen eines Immigranten (meist derselben Herkunft) beschäftigt ist. Selbst dort, 
wo das Beschäftigungsverhältnis ein unechtes war (ich habe bei einigen Feldpro- 
ben Hinweise darauf gefunden), ließen die Daten auf ein Band der Solidarität 
schließen: Es ist ein Unternehmer aus demselben Herkunftsland, der für den Be- 
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schäftigungsnachweis sorgt - eine Voraussetzung dafür, den legalen Status zu er- 
langen. 

Obwohl einige Immigranten das reguläre Verfahren über das Office National 
d’Immigration betrieben, geschah dies nur, um ihren Zugang nach Frankreich zu 
vereinfachen. Die direkte Rekrutierung für die Bekleidungsindustrie war die Aus- 
nahme, und wenn es sie gab, dann beschränkte sie sich auf die Fabriken in den 
Provinzen. Die Pariser Organisationsstruktur brauchte flexible Arbeitskräfte - die 
illegalen waren die billigsten - aber auch Immigranten als Subunternehmer, um 
diese Arbeitskräfte zu mobilisieren. Die Subunternehmer wurden im allgemeinen 
aus den Reihen der niedergelassenen Immigranten rekrutiert, die bereit waren, Ri- 
siken zu übernehmen, die sie als »auf Zeit angeworbene«, d.h. noch auf die Rück- 
kehr orientierte Arbeitskräfte nicht eingegangen wären. Viele Subunternehmer 
waren allerdings nur das Produkt von Tendenzen zur Informalisierung im Ge- 
werbe, d.h. einer weiteren Segmentierung unter den Subunternehmern selber, die 
ihre Beschäftigten zur Selbständigkeit zwangen, um hohe Sozialabgaben, Kran- 
kenversicherungsbeiträge usw. zu vermeiden. In diesem Fall ist der Zugang zur 
Selbständigkeit und zum Unternehmertum ein Ergebnis von Machtverhältnissen, 
die ins Verlagssystem eingebaut sind, obwohl sich darin auch das Streben nach 
persönlicher Autonomie widerspiegeln mag. 

Im Gegensatz zur Lage in Frankreich war die Immigrantenbevölkerung in 
Deutschland nicht derart verfügbar: Die Immigrationsströme waren organisierter, 
»Gastarbeiter« wurden für bestimmte Zwecke ins Land gebracht: um Lücken in 
den deutschen Industriebranchen aufzufüllen. Die Zahl der abhängigen Familien- 
angehörigen, d.h. das Potential an flexiblem Arbeitskräfteangebot für den infor- 
mellen Sektor und die Familienbetriebe, wurde bis zum Zuzugsstop 1973 auf ei- 
nem Minimum gehalten. Zumindest in den sechziger und Anfang der siebziger 
Jahre war das Angebot an Arbeitsmigranten, die auf dem Markt frei verfügbar wa- 
ren, sehr gering; es nahm erst nach dem Migrationsstop für Arbeitskräfte (1973) 
zu: durch die Einreise von Familienangehörigen und durch Rationalisierungsmaß- 
nahmen in der Industrie, die zu mehr Entlassungen von Immigranten als von Ein- 
heimischen führten. (Seither ist die Arbeitslosenrate der Immigranten doppelt so 
hoch wie die der Deutschen.) Die Tendenz, sich niederzulassen, begann später als 
in Frankreich und angesichts der vorherrschenden Ideologie, wonach die Bundes- 
republik kein Einwanderungsland sei, ist die Unsicherheit de facto viel größer als 
in Frankreich (und daher die Risikoübernahme weniger wahrscheinlich). Zugänge 
in die Selbständigkeit finden erst später statt (Ersöz 1988). 

So haben denn unterschiedliche Bedingungen der Immigration die Verfügbarkeit 
von Immigranten unterschiedlich geprägt. Während Milan auf dem Arbeitsmarkt 
frei verfügbar war, hatte Cihan keine andere Wahl, als sich auf offiziellem Wege 
auf einen nachgewiesenen freien Arbeitsplatz anwerben zu lassen. Was aber die 
Ressourcen anbelangt, unterscheiden sich die beiden nicht sehr voneinander. Man 
kann unterscheiden zwischen individuellen Ressourcen (Fähigkeiten, Know-how) 
und jenen, die mit der sozialen Gemeinschaft und ihren Netzwerken verknüpft 
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sind. Die Fähigkeiten, die in der Bekleidungsproduktion gebraucht werden, sind 
sehr flexibel bestimmt, hängen eher vom Arbeitsplatzangebot ab und können recht 
schnell gelernt werden: Cihan, ein sehr befähigter Schneider, wurde vom deut- 
schen Arbeitgeber als ungelernter Arbeiter eingestuft, während Milans Mangel an 
Fähigkeiten ihn nicht daran hinderte, Verträge zu übernehmen - er konnte sich auf 
die Fähigkeiten seiner Frau stützen. Das Datenmaterial aus meinen Arbeiten läßt 
aber den Schluß zu, daß erworbene Fähigkeiten für Frauen eine wichtige Ausstat- 
tung waren, eine Bedingung sine qua non um selbständig zu werden: Im Gegen- 
satz zu Männern konnten sie den Mangel an Fähigkeiten nicht dadurch ausglei- 
chen, daß sie ihren Ehepartner als unbezahlte Arbeitskraft einsetzten, und sie ha- 
ben weniger Macht, andere Arbeitskräfte in der Gemeinschaft zu mobilisieren 
(Morocvasic 1988). 

Dies führt uns zur Frage anderweitiger Ressourcen - etwa dem Rückhalt in den 
Netzwerken innerhalb der Gemeinschaft - wenn es darum geht, Arbeit für sich 
selbst zu finden oder billige und abhängige Arbeitskräfte zu bekommen, finan- 
zielle Unterstützung zu finden und Geschäfte zu tätigen. Immigranten sind nor- 
malerweise in ihrer gesellschaftlichen und Arbeitsmarktmobilität blockiert, die 
Bandbreite von Arbeitsplätzen, die ihnen zugänglich sind, ist begrenzt, weil ihre 
Fähigkeiten und ihr Know-how für bestimmte Arbeitsplätze als unpassend erach- 
tet wird. Sie lernen, ihre Handikaps in Vorteile zu verwandeln, indem sie auf Res- 
sourcen zurückgreifen, die die andern nicht haben. Informelle Netzwerke der Ge- 
meinschaft geben ihnen einen Konkurrenzvorteil gegenüber Nicht-Immigranten: 
Es ist üblich, über Mund-zu-Mund-Propaganda oder über eine Anzeige nur im 
Lokalblatt der Immigranten einen Job oder Arbeitskräfte zu finden, oder auch 
Mittelsleute, um Beziehungen zu den Fabrikanten herzustellen. Ein Immigrant, 
der als Unternehmer tätig ist, kann auch Arbeitskräfte direkt in seinem Her- 
kunftsland anwerben und sie mit speziellen Verträgen, durch die sie unmittelbar 
von ihm abhängig gemacht werden, ins Land bringen. 

In diesen Lagen werden die Klassenverhältnisse oft durch die Beziehungen inner- 
halb der Primärgruppe verwischt, da zwischen Arbeitskraft und Unternehmer ein 
Verhältnis der Komplizenschaft erzeugt wird: Beide haben den Eindruck, daß sie 
ein gutes Geschäft gemacht haben - der Unternehmer kann die Arbeitskräfte zu 
einem niedrigeren Preis zum Einsatz bringen und sich darauf verlassen, daß sie 
unsoziale Arbeitszeiten akzeptieren; diese wiederum sind ihm verpflichtet, weil er 
ihnen einen Arbeitsplatz gegeben hat, Verständnis für ihre privaten Sorgen be- 
weist und Hilfe leistet, wenn sie in Not sind. Die ethnische Identität funktioniert 
lange Zeit als ein Filter, mittels dessen die erwartete Klassensolidarität zugunsten 
von Loyalitäten zurücktritt, die in der gemeinsamen Herkunft gründen; Konflikte, 
die in reinen Marktverhältnissen auftreten würden, werden dadurch maskiert. Ob- 
wohl der Unternehmer schließlich über seine Familie hinaus Arbeitskräfte an- 
wirbt, ist das Verhältnis zu den Beschäftigten durch verwandschaftliche, ethnische 
und freundschaftliche Bande innerhalb einer sozialen Gemeinschaft vermittelt, die 
durch gemeinsame Identitäten, gemeinsame Regeln und Verpflichtungen und 
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durch solidarische Bande geprägt ist. 

Vertrauen und Loyalität sind auch für andere Aktivitäten unverzichtbar, die durch 
die zunehmende Informalisierung hervorgebracht werden. Z.B, erfordert die Be- 
schäftigung illegaler Arbeiter den Zugang zu großen Beträgen an Bargeld, um die 
Löhne zahlen zu können. Um diese »schwarzen« Aktivitäten unsichtbar zu halten, 
wenden sich die Subunternehmer selbst an andere Mittelsleute in der Kette des 
Verlagssystems, die sie mit den nötigen »Lohnschecks« und »Lohnbelegen« für 
die Beschäftigten versorgen, sowie, gegen Provision, mit Bargeld (Morokvasic 
1987a). 

Es läßt sich zeigen, daß diese flexible Arbeitsorganisation die Beschäftigten am 
Ende der Stufenleiter, besonders die Frauen, hochgradig ausbeutet: Von acht Uhr 
morgens bis Mitternacht zu arbeiten, oft an Wochenenden, unter schwierigen ge- 
sundheitlichen und Sicherheitsbedingungen, ohne Arbeitsplatzsicherheit, Gesund- 
heits- und Rentenversicherung, ist ein klarer Bruch des Arbeitsrechts. Es gibt 
deutliche Geschlechterdifferenzen in den Aufstiegschancen: Erstens verbleiben 
Frauen mit größerer Wahrscheinlichkeit auf den weniger sichtbaren Arbeitsplät- 
zen, entweder als illegale oder als Heimarbeiterinnen, oder sie unterstützen männ- 
liche Heimarbeiter (was buchstäblich bedeutet, daß sie arbeiten, ohne überhaupt 
bezahlt zu werden). Einen indirekten Nachweis dafür liefern die Zahlen über die 
während der Amnestie von 1982 in Frankreich legalisierten Arbeitskräfte: Weni- 
ger als ein Viertel der legalisierten Immigranten waren Frauen, selbst in Sektoren, 
die, wie die Bekleidungsbranche (Morokvasic 1987c), traditionell zu drei Vierteln 
Frauen beschäftigen. Dies kann nur damit erklärt werden, daß Frauen mit geringe- 
rer Wahrscheinlichkeit die Anforderungen der Legalisierung erfüllten (d.h. einen 
Nachweis über eine stabile einjährige Beschäftigung, die der Legalisierung vor- 
ausging). Zweitens ist für Frauen die Möglichkeit, durch Selbständigkeit nach 
oben mobil zu sein, eher begrenzt. Bei ihren Geschäften mit Fabrikanten, Jobbern, 
Einzelhändlern und Großhändlern müssen sie oft auf Männer zurückgreifen, Sie 
sagen, daß sie oft nicht ernstgenommen werden, berichten von sexuellen Übergrif- 
fen und von Schwierigkeiten, wenn es darum geht, daß sie innerhalb einer ver- 
nünftigen Zeitspanne nach der Lieferung fertiger Arbeiten bezahlt werden wollen. 
Auch ist es schwierig für sie, dieselben Arten von Ressourcen anzuzapfen wie die 
Männer - die Netzwerke der Gemeinschaft scheinen ihnen nicht immer Rückhalt 
zu geben (Morokvasic 1988) - und sie müssen sich oft ausschließlich auf weibli- 
che Beschäftigte stützen. 

Und doch ist dieses flexible System aus der Perspektive von Arbeitskräften, deren 
Beschäftigungsalternativen ansonsten gleich Null wären, de facto ein Arbeits- 
platzerzeuger. Milan, als Teil dieses flexiblen informellen Systems in Paris, bietet 
Möglichkeiten für jene, die er durch seine Netzwerke angeworben hat. Im übrigen 
leben Milan und seine Arbeitskräfte in einer Umgebung, in der die Anforderungen 
an Arbeit und die an Nicht-Arbeit zusammentreffen, in der es möglich ist, einen 
Neuankömmling zu integrieren, einfach weil diese Umgebung die Grenzen zwi- 
schen legaler und illegaler Arbeit, zwischen Privatem und Öffentlichem, Formel- 
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lem und Informellem, verwischt. Diesen flexiblen Arrangements halten die her- 
kömmlichen Vorstellungen über Klassenstrukturen und Klassenkämpfe ebenso 
wenig stand wie das Bild von der Migration als unvermeidlichem Prozeß der Pro- 
letarisierung. 


Aussichten für die Zukunft 


Bis heute wird die Auffassung vertreten, daß die Einführung neuer Technologien 
der einzige Weg der Innovation sei, dem die Bekleidungsindustrie in Zukunft fol- 
gen werde. Vorherrschend ist die Überzeugung, daß es »in diesem Industriezweig 
keine Transformation geben wird ohne die Abschaffung des traditionellen Näh- 
vorgangs, bei dem eine Maschine von einer Arbeitskraft bedient wird« (Krieger- 
Mytelka 1987). Allerdings scheint sich die hochflexible Struktur des Sentier in Pa- 
rıs aufgrund ihrer Konkurrenzfähigkeit zu einem Modell für eine andere Form der 
Innovation zu entwickeln: der organisatorischen. Während das Sentier noch vor 
einigen Jahren als marginales Phänomen abgetan wurde (das in offiziellen Be- 
richten des Parlaments nicht mehr als eine Fußnote verdiente), wird es nun als in- 
novative Form der Anpassung an die neuen Konsumanforderungen und an eine 
veraltete Gesetzgebung herausgestellt (Montagne-Villette 1990). Es scheint so, 
daß »die Zukunft des ganzen Sektors auf der Fähigkeit von Unternehmen beruht, 
sich als Sentier zu organisieren« (Dubois 1987: 66), dem einzigen ökonomischen 
Modell, das fähig sei, den Industriezweig zu erneuern und der internationalen 
Konkurrenz standzuhalten (Negri 1989). 

Ein Vergleich mit der Funktionsweise der Bekleidungsindustrie in anderen Ge- 
genden der Welt, in Italien (Taplin 1989), den Vereinigten Staaten (Waldinger 
1986, Fernandez-Kelly 1987, Bonacich 1990) läßt über die Besonderheit des Pari- 
ser Falls hinaus auf Gemeinsamkeiten schließen. Er zeigt, daß die Internationali- 
sierung der Produktion deren Verlagerung in Niedriglohnländer bedeutete, 
zugleich aber auch die Bedingungen in den Zentren änderte - dort nahmen die In- 
formalisierung und die Nachfrage nach billigen Arbeitskräften zu. Einerseits 
scheint der Prozeß auf Kosten der Arbeitskräfte am Ende der Stufenleiter verlau- 
fen zu sein - die schlechten Arbeitsbedingungen haben sich im Lauf der Zeit kaum 
verbessert. Dies trifft besonders auf immigrierte Frauen zu, deren Aufwärtsmobi- 
lität äußerst beschränkt ist. Andererseits bietet die gegenwärtige Funktionsweise 
der Bekleidungsproduktion auch Chancen für Arbeitskräfte wie für neue Unter- 
nehmer, Weiterhin stellt sie die traditionellen Grenzen zwischen legal und illegal, 
Arbeit und Nicht-Arbeit, Unternehmern und Lohnabhängigen in Frage und deutet 
auf die Überholtheit traditioneller Klassenverhältnisse hin. Deshalb ist eine Ana- 
lyse, die sich strikt darauf beschränkt, Unternehmer als die Ausbeuter aufzuspüren 
und zu stigmatisieren und die Beschäftigten als die Ausgebeuteten, Gewinner ge- 
gen Verlierer zu stellen, vielleicht nicht sonderlich geeignet zu verstehen, was vor 
sich geht und auch nicht die beste Strategie zur Erlangung von Chancengleichheit. 
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So könnte leicht die Qualität neuer Arrangements übersehen werden, die komple- 
xer und vielschichtiger sein können. Der eben angekommene Arbeiter in Milans 
Atelier betrachtet sich nicht als Verlierer: Er wurde gezwungen, sein Privatunter- 
nehmen zu Hause aufzugeben und kam als »Tourisi« nach Frankreich, um in der 
»Konfektion« zu arbeiten. Er hat keine Alternativen. Milans Gewinn, indem er ihn 
beschäftigt, und das Risiko, das er damit eingeht, können in Begriffen des Marktes 
allein nicht erklärt werden, ohne daß das Gewicht und der Wert der solidarischen 
Bindungen und Verpflichtungen in Betracht gezogen werden, 

Wäre eine Wiederbelebung der Bekleidungsbranche in Berlin vorstellbar? Cihan 
gehört zu einer großen, in Berlin ansässigen Gemeinschaft, mit schätzungsweise 
mehreren Tausend Unternehmern, die sich auf Handel und Dienstleistungen spe- 
zialisieren (Ersöz 1988). Er könnte leicht die angemessenen Ressourcen anzapfen 
und sich auf eingespielte Netzwerke verlassen. Unter den neuen Bedingungen 
scheint es möglich, daß sich ihnen ein neuer Marktzugang auftut (oder daß sie ihn 
öffnen): bei der Herstellung von Bekleidung. Bisher war Berlin eine isolierte Stadt 
in einer künstlichen, peripherielosen Lage. Inzwischen haben sich die Bedingun- 
gen in und um Berlin schnell verändert, Die Stadt nähert sich, Osten und Westen 
zusammengenommen, der Zahl von vier Millionen Einwohnern; sie wird nun ein 
weites Hinterland bekommen. Dies bedeutet eine beträchtliche Veränderung im 
Arbeitskräfteangebot. Bei den extremen Unterschieden in den Lebensstandards 
innerhalb der Stadt und im Umland wird Berlin zum Ziel einer großen Zahl von 
Migranten werden, die entweder als Neuansässige oder als Pendler in die Stadt 
kommen. Das ist schon geschehen: 1989 und 1990 nahmen Westdeutschland und 
Westberlin etwa eine Million Neuankömmlinge auf, die in der Mehrzahl Aus- und 
Übersiedler waren. Sie stellen einen hohen Anteil der gegenwärtig Arbeitslosen, 
d.h. sie bilden ein sofort verfügbares Potential an Beschäftigten. 

Berlin war auch das Ziel ein großen Zahl von Polen, die bis vor kurzem die einzi- 
gen aus dem Ostblock waren, die sich frei bewegen konnten. Sie betätigen sich in 
der Schattenwirtschaft der Stadt (vor allem im Bausektor) oder im informellen 
Handel und Dienstleistungsbereich. Die neuen Visabestimmungen vom April 
1991 könnten die Verfügbarkeit von polnischen Arbeitskräften künftig steigern. 
Von daher könnten sich die Möglichkeiten im Bekleidungssektor ausdehnen. Bis- 
her hat die BRD auf Produktionen in Osteuropa gesetzt. Kleidungsfabriken haben 
in Polen und der DDR als Subunternehmer für westdeutsche Hersteller produziert. 
Schon heute gibt es informelle Netzwerke zwischen Berliner Einzelhändiern 
(Boutiquen) und Beschäftigten in der Kleidungsbranche dieser Länder. Im Um- 
fang sind diese Netzwerke noch begrenzt, und bislang sind sie auch noch nicht er- 
forscht. 

Auch die deutsche Vereinigung könnte einige Auswirkungen haben: Die DDR be- 
schäftigte neben anderen ausländischen Arbeitskräften 60000 Vietnamesen, von 
denen ein großer Teil in der Bekleidungsindustrie tätig war. Im Westen ist erst seit 
kurzem einiges über die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeitsimmigranten 
in der DDR bekannt (Runge 1990). Einige Presseberichte und mündliche Aussa- 
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gen, die ich unter Vietnamesen und Ostdeutschen sammeln konnte, deuten auf in- 
formelle Produktions- und Marketingstrategien vietnamesischer Arbeitskräfte hin: 
Sie haben ihre Fähigkeiten bei der Bekleidungsherstellung zu Hause genutzt, die 
Modelle aus den Fabriken kopiert und sie an private Kunden verkauft. Offensicht- 
lich war die Nachfrage für diesen Output vorhanden: Die Kleidungsstücke, die sie 
verkauften, entsprachen denen, die nur in den »Exquisitläden« mit harter Währung 
und zum dreifachen Preis zu haben waren. Die Restrukturierung der auf Massen- 
produktion ausgerichteten ostdeutschen Bekleidungsindustrie wird zu zahlreichen 
Entlassungen und Betriebsschließungen führen. Davon werden auch Vietnamesen 
betroffen sein, die nicht in ihr Herkunftsland zurückkehren wollen und dann auf 
dem Markt für informelle Organisationsstrukturen zur Verfügung stehen. 

Was Westdeutschland anbelangt, gibt es Hinweise darauf, daß deutsche Klei- 
dungshersteller versuchen, die Starrheit der gegenwärtigen Produktionsstrukturen 
zu überwinden und bestrebt sind, Flexibilität im Inland durch »atypische« Ar- 
beitsverhältnisse zu gewinnen (Figge/Quack 1989), ein Trend, der auch in anderen 
Bereichen der Wirtschaft beobachtet wurde (Hinrichs 1989, Büchtemann/Quack 
1989, Lattard 1990). 

Eine weitere wichtige Dimension von »opportunity structures« ist die Nähe von 
Modezentrum und Markt. Es gibt bereits Tendenzen, Berlin wieder als Modezen- 
trum mit traditionellen und alternativen Modeschauen (Durchreise und Off-Line) 
zu etablieren, die mehrmals im Jahr stattfinden. Es ist möglich, daß diese Tendenz 
verstärkt wird, und daß die Kleidungshersteller versuchen werden, soviel wie 
möglich aus den neuen Bedingungen in Berlin und aus dem verfügbaren Arbeits- 
kräfteangebot herauszuholen - während die Immigranten dies mit ihren neuen 
Möglichkeiten probieren werden. 

Staatliche Politik kann diese Entwicklungen in der einen oder andern Richtung 
ermutigen. Bei der Unterstützung ökonomischer Aktivitäten, die wachstumsträch- 
tig sind und Arbeitsplätze schaffen, sollte sie innovativ sein. Versuche, die zu- 
nehmende Informalisierung durch repressive Maßnahmen und Strafverfolgung 
zum Verschwinden zu bringen, können nur kontraproduktiv sein und eine Situa- 
tion schaffen, die jene am Ende der Schlange zu bezahlen haben. 


Übersetzung: Klaus Fritz 
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Andrzej Sakson 
Die neueren Wanderungsbewegungen polnischer 
Arbeitskräfte - Eine Dokumentation 


Seit dem 19.Jahrhundert ist Polen ein Auswanderungsland. Zwischen 1870 und 
1914 verließen Polen auf der Suche nach Brot und Arbeit über fünf Millionen 
Menschen, allein zwei Millionen in Richtung Amerika. Zwischen 1918 und 1939 
wanderten nochmals 1,2 Millionen Menschen aus. Hauptrichtungen der Emigra- 
tion waren die Vereinigten Staaten, Kanada, Argentinien, Brasilien und West-Eu- 
ropa (Janowska 1981, Kolodziej 1982, Pilch 1984). 

Zwischen 1944 und 1950 wanderten zwar 7,9 Millionen Menschen über die pol- 
nischen Grenzen, per saldo wanderten aber nur 190 000 Personen aus. Diese Be- 
wegungen hatten nicht so sehr wirtschaftliche, sondern vor allem politische, na- 
tionale und familiäre Gründe. Erst 1956 beginnt wieder eine neue Welle der Emi- 
gration. Bis 1960 wandem im Rahmen der »Familienzusammenführung« 360 000 
Menschen hauptsächlich in die BRD aus. Dem steht eine Einwanderung von 
250 000 Personen vor allem aus der UdSSR gegenüber. In den beiden Jahrzehnten 
von 1961 bis 1970 und 1971 bis 1980 verlassen jeweils ca. 225 000 Menschen das 
Land. 

Zu einer erneuten Auswanderungswelle kommt es in den achtziger Jahren. Zwi- 
schen 1980 und 1990 verlassen Polen ca. 1 Million Menschen. Allein 1988 emi- 
grierten 200 000 Personen, darunter 170 000 in die BRD (140 000 als Übersiedler, 
30 000 wurden als politische Flüchtlinge anerkannt). Aus einer Untersuchung der 
Emigration der Jahre 1981-1984 (fast 250 000 Personen) geht hervor, daß 42,5% 
der Emigranten eine Berufsausbildung und 18,5% einen Hochschulabschluß hat- 
ten. Dieses Ergebnis stellt die in Polen verbreitete Überzeugung einer »Gehirn- 
drainage« in Frage und deutet eher auf einen Abgang von Facharbeitern hin. Ca. 
70% der Emigranten der 80er Jahre sind junge Leute, die das 35 Lebensjahr noch 
nicht überschritten haben (Kozlowski 1989, S.4). 


Ursachen der Massenemigration 


Für die überwiegende Mehrheit der polnischen Emigranten, vor allem der nach 
1985 ausgereisten steht das Streben nach einer Erhöhung des Lebensstandards im 
Vordergrund, unabhängig von der im Einwanderungsland angegebenen Begrün- 
dung. Das stalinistische System der Machtausübung führte zu einer Reihe von so- 
zialen Protesten und schließlich zu einer einmaligen Wirtschaftskrise. Die Mas- 
senemigration der achtziger Jahre ist eine Reaktion auf den wirtschaftlichen Zu- 
sammenbruch und die Kompromittierung der bisherigen Methoden der Machtaus- 
übung, auf die Senkung des Lebensstandards und die mangelhafte Befriedigung 
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der grundlegenden sozialen Forderungen sowie auf die Perspektivlosigkeit in Be- 
zug auf die Meisterung der Krise. Nicht ohne Bedeutung blieb auch die liberale 
Paßpolitik des polnischen Staates. Seit 1988 kann jeder Bürger frei über seinen 
Paß verfügen und ohne Schwierigkeiten ausreisen. 

In einer Repräsentativumfrage, die im Februar 1988 vom Zentrum zur Er- 
forschung der öffentlichen Meinung (CBOS) in Warschau durchgeführt wurde, 
sahen ca. 70% der Befragten ökonomische Gründe für die Emigrationswelle, 
Auch in einer Umfrage des Instituts für Jugendforschung erklärten 72% der Be- 
fragten, daß die Emigration eine Möglichkeit schaffe, materiellen Wohlstand zu 
erreichen. Nur 12% sahen in der Emigration einen Protest gegen die herrschenden 
politischen Verhältnisse. 

Aus den Ergebnissen des CBOS für die Jahre 1987-1988 geht hervor, daß ca. 7% 
der Beschäftigten in den vergesellschafteten Sektoren für immer ausreisen wür- 
den, wenn sie eine solche Möglichkeit hätten. Die meisten Beschäftigten würden 
für einige Monate (ca.40%) oder für einige Jahre (ca.33%) ins Ausland gehen. Zu 
denen, die das Land für immer verlassen möchten, gehören hauptsächlich Fachar- 
beiter und Personen mit Berufsausbildung sowie Personen mit geringem Ein- 
kommen. Am seltensten wollen Angehörige der Intelligenz (nur ca. 3%) sowie 
Rentner und Einzelbauern ausreisen. 

Eine viel größere Bereitschaft zur Ausreise bekundet die junge Generation. Die 
von mir im Januar 1982 (einen Monat nach Einführung des Kriegsrechts) durch- 
geführte Untersuchung unter Studenten zeigte, daß 25,3% der Befragten bereit 
war zu emigrieren. Die Umfragen des Insituts für Jugendforschung von 1987 er- 
gaben, daß sich 11,7% der Befragten jungen Leute ständig und 15,2% für eine un- 
bestimmte Zeit im Ausland niederlassen würde. Eine Untersuchung, die im April 
1988 vom CBOS unter Abiturienten und Berufsschulabsolventen vorgenommen 
wurde, deutet sogar noch auf eine Steigerung des Emigrationspotentials in dieser 
Gruppe hin. 14,4% würden für immer auswandern, 54,3% würden das Land für 
eine kürzere Zeit verlassen, um etwas Geld zu verdienen (Sakson 1990, S.123f). 
Trotz grundlegender Veränderungen der politischen Verhältnisse, die sich 1989- 
1990 in Polen vollzogen, ist das Emigrationspotential besonders unter jungen Po- 
len auf seinem hohen Stand geblieben (Tatarkiewicez 1991, S.10). 


Die Haupttypen der gegenwärtigen Erwerbsemigration 


Die heutige polnische Erwerbsemigration läßt sich in drei Kategorien einteilen: 
offzielle Beschäftigung von verschiedener Dauer, Beschäftigung von Personen in 
Grenzgebieten und illegale oder halblegale Beschäftigung. 

Die offizielle Beschäftigung polnischer Arbeitskräfte im Ausland findet in ver- 
schiedenen Formen statt. Sie kann durch Außenhandelsinstitutionen, die individu- 
elle Verträge oder Gruppenverträge abschließen, vermittelt sein. Auf diese Weise 
waren 1988 im Ausland über 7500 Ingenieure, 3600 Ökonomen und 2500 Künst- 
ler beschäftigt. Man schätzt, daß in freien Berufen und als Angestellte etwa 
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24 000 und als Arbeiter (zum Teil mit Hochschulbildung) ungefähr 100 000 Men- 
schen im Ausland (ohne Berücksichtigung des Grenzverkehrs) beschäftigt sind. 
Der größte Teil dieser Personen war in den achtziger Jahren bei der Realisierung 
großer Investitionsvorhaben auf dem Gebiet der UdSSR, der Tschechoslowakei, 
der ehemaligen DDR, Ungarns sowie des Iraks und Libyens beschäftigt. Sie wur- 
den von den entsprechenden Firmen in Polen entsandt, die mit ihnen offizielle 
Verträge abschlossen. Der gerade erfolgende Übergang der postkommunistischen 
Länder auf eine freie Devisenverrechnung (in Dollar) sowie die allgemeine Rezes- 
sion in diesen Ländern verursachte eine wesentliche Beschränkung der Zahl der so 
beschäftigten Arbeiter und Angestellten. Ähnliche Folgen rief auch der Konflikt 
im Nahen Osten hervor, der dazu führte, daß sich sämtliche polnischen Firmen aus 
dem Irak und aus Kuwait zurückzogen. 

Die meisten polnischen Fachkräfte sind (in der Regel mit formellen Kontrakten) 
in Griechenland, Libyen, Marokko, Frankreich und Nigeria beschäftigt. Ursache 
der großen Anziehungskraft einer (legalen oder illegalen) Beschäftigung außer- 
halb Polens sind die nach wie vor niedrigen Gehälter in Polen. Ein polnischer 
Arzt, Ingenieur oder Professor wird im schwach entwickelten Nigeria, ein pol- 
nischer Arbeiter wird in Libyen um vieles besser bezahlt als in Polen. In den acht- 
ziger Jahren belohnte das pathologische Kadersystem Gehorsam und Verdienste 
unter anderem mit einer Anstellung im Ausland, wo oftmals bei schwierigem 
Klima, schlechten sozialen Bedingungen und trotz einer beruflichen Abstufung 
die Bezahlung um ein Beträchtliches besser war als in Polen. 

Ein große Zahl polnischer Angestellter und Arbeiter war legal in beiden deutschen 
Staaten beschäftigt. Bis zur Wiedervereinigung Deutschlands arbeiteten auf dem 
Gebiet der DDR etwa 35 000, in der alten BRD 11 000 Personen. 

Der am 8.12.1990 unterzeichnete Vertrag über in Deutschland beschäftigte Polen 
nennt als Obergrenze 35 170 Personen (Verlautbarung des polnischen Ministeri- 
ums für Arbeit und wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem Ausland vom 
2.1.1991). Dieser Vertrag betrifft das Gebiet der ehemaligen DDR und gilt bis 
1991. Entsprechend diesem Vertrag können Polen auf Baustellen kleinerer und 
mittlerer Firmen sowie bei der Konservierung von Altertümern und Denkmälern 
Beschäftigung finden. Die Verteilung dieser Beschäftigung wird eine spezielle 
polnische Kommission vornehmen, der u.a. Vertreter der Gewerkschaften, der 
Ministerien für Arbeit und Bauwesen, der Landeskammer für Wirtschaft und der 
Arbeitgebervereinigung angehören. Deutsche Arbeitsämter werden durch pol- 
nische Firmen unterzeichnete Dienstleistungsverträge nach ihrer Bestätigung 
durch polnische Organe prüfen. 

Durch diese vertragliche Regelung sind insbesondere Arbeiten im Grenzgebiet, 
Saisonarbeiten und Kontrakte zwischen Unternehmen beider Länder betroffen. 
Der Vertrag garantiert deutschen Unternehmen das Recht der Beschäftigung von 
Polen und soll gleichzeitig den schwarzen Arbeitsmarkt liquidieren. In dessen 
Rahmen sollen auch eine Unfallversicherung, eine bestimmte Mindestbezahlung 
und entsprechende soziale Bedingungen gelten. Früher abgeschlossene Verträge 
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sollen allerdings weiter gelten. 

Die Legalisierung der Saisonarbeit für Polen erfolgte aufgrund einer Änderung der 
deutschen Vorschriften. Diese erlauben eine Beschäftigung von 3 Monaten im 
Jahr. Es geht hier vor allem um eine Erleichterung der Erwerbsmöglichkeiten für 
Personen, die nach ihrer Rückkehr nach Polen ihren Verdienst investieren wollen. 
Auch für eine gewisse Zahl von Studenten ist eine legale Beschäftigung während 
der Sommersemesterferien vorgesehen. 

Das unterzeichnete Dokument ist kein Beschäftigungsvertrag, es erlaubt lediglich 
die Anstellung. Nach der Aufhebung des Visumzwanges ist dieser Vertrag aller- 
dings besonders wichtig. 
Der Vertrag stellt einen Beitrag zur Normalisierung der Beziehungen zwischen 
beiden Ländern dar. Ähnliche Abkommen, aber von geringerem Umfang, schloß 
Polen auch :schon mit Schweden, Frankreich und Belgien. In den Verträgen mit 
Frankreich und Belgien ist ähnlich wie im Vertrag mit Deutschland vorgesehen, 
daß Polen, die längere Zeit im anderen Land gearbeitet haben, einen Teil ihrer 
Rente von diesem Land erhalten. Entsprechendes gilt für Bürger dieser Länder, 
wenn sie in Polen gearbeitet haben (Bialowas 1990, S.1f). 


Eine besondere Gruppe stellen die im Grenzgebiet Beschäftigten dar. Polen schloß 
entsprechende Verträge mit der Tschechoslowakei und der ehemaligen DDR ab. 
Rechtsgrundlage der Beschäftigung von Polen, die ihren Wohnsitz in den Grenz- 
wojewodschaften hatten, in der DDR war ein 1966 unterzeichnetes Abkommen 
zwischen beiden Ländern. In der Bezeichnung »Grenzarbeitskräfte« wurde betont, 
daß die Betreffenden ihren Wohnsitz in der Nähe der Grenze haben mußten. Al- 
lerdings wurde der Begriff der Grenzzone im Laufe der Zeit immer mehr verbrei- 
tert. Schließlich zeichneten sich diese Grenzarbeitskräfte vor allem durch die täg- 
liche Rückkehr zum Wohnort aus. 

Das Abkommen von 1966 sah vor, daß die Gehaltszahlungen zu 30% in Mark der 
DDR und zu 70% in polnischen Zlotis erfolgen sollte. Die polnischen Arbeitneh- 
mer hatten das Recht kulturelle, sportliche und soziale Einrichtungen auf dem Ge- 
biet des Arbeitsplatzes zu benutzen. Im Krankheitsfall konnten sie auch die Ge- 
sundheitsversorgung in Anspruch nehmen, bis sie wieder in der Lage waren, nach 
Polen zurückzukehren. Die Geld- und Sachleistungen der Sozialversicherung 
sollten die polnischen Arbeitnehmer und ihre Familien unter Berücksichtigung 
ihres Verdienstes in der DDR von den entsprechenden Instanzen Polens erhalten. 


In vielen Ländern Westeuropas und Nordamerikas sind Polen illegal oder halble- 
gal beschäftigt. Die genaue Zahl läßt sich nicht feststellen, aber zeitweise ging sie 
sicher in die Hunderttausende. Am häufigsten handelt es sich dabei um Saisonar- 
beiter, die z.B. bei der Weinlese oder auch bei Bauarbeiten in Frankreich und der 
BRD beschäftigt werden. Zu dieser Gruppe gehören auch die »Touristen-Händ- 
ler«, die besonders in den Jahren 1989-1990 in Massen ihre Waren auf dem 
»Polen-Markt« in West-Berlin oder auf dem »Mexikoplatz« in Wien anboten 
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(Kurca 1990, S.2-7). 

Man schätzt, daß 1989 ca. 310 000 Personen ihre touristischen Aufenthalte im 
Westen verlängerten. Dagegen ist die Zahl jener, die absichtlich die Visumvor- 
schriften umgehen und schwarzarbeiten, nicht bekannt (Rowicki 1989, $.7). 

Das in der BRD recht lange Asylverfahren bewirkte, daß ein Teil der polnischen 
Asylbewerber schwarz arbeitet oder auch eine Art von Asylionristik betreibt. 
Letztere besteht darin, daß ein Asylbewerber nach Einreichung seines Antrages 
illegal zu arbeiten beginnt. Nach Ablehnung seines Antrages Kehrt er nach Polen 
zurück, wo er die in der BRD erworbenen Waren mit Profit verkauft. Anschlie- 
ßend kehrt er zurück und stellt in einem anderen Bundesland erneut einen Asyl- 
antrag, was ihm wieder einige Monate Zeit läßt. 

Eine andere spezifische Gruppe von Polen in der Bundesrepublik sind die soge- 
nannten »tolerierten« Personen. Insgesamt umfaßt diese Gruppe 220 000 Perso- 
nen, allein in Berlin sind über 21 000 registriert. 88% kamen nach der Einführung 
des Kriegsrechts in Polen. In den ersten Jahren wurden sie gern aufgenommen, sie 
hatten keine Schwierigkeiten mit der Legalisierung ihres Aufenthalts und der Ar- 
beitsaufnahme. Auf Empfehlung deutscher Amtsstellen verzichteten viele dieser 
Personen darauf, einen Asylantrag zu stellen und begnügten sich mit einer 
»Duldung«, die von den Ausländerämtern ausgesprochen wurde. Zunächst hatte 
dieser Umstand keinen Einfluß auf ihr tägliches Leben. Später zeigte sich aber, 
daß sie sich in einer Falle befanden. Personen, die lediglich eine »Duldung« er- 
hielten, leben in einer pausenlosen Unsicherheit, Sie können jeden Augenblick, 
auch nach mehrjährigem Aufenthalt, zum Verlassen des Landes aufgefordert wer- 
den. Sie sind Opfer sich widersprechender Interessen verschiedener deutscher In- 
stitutionen. 

in der BRD wird über Fragen, die die Aufenthaltserlaubnis betreffen, auf der 
Grundlage von Ländergesetzen entschieden. Über eine Arbeitserlaubnis entschei- 
den aber die Arbeitsämter, die nicht den Regierungen der Länder unterstehen, 
sondern die Anordnungen des Bundesministers für Arbeit befolgen müssen. So 
hat sich zwar West-Berlin den Polen gegenüber verhältnismäßig liberal verhalten, 
da der Berliner Senat anscheinend an einem Zustrom polnischer Arbeitskräfte in- 
teressiert war. Die Mehrzahl der polnischen Einwanderer der achtziger Jahre hat 
aber bis heute keine Arbeitserlaubnis erhalten. Der Berliner Senat nahm in Kauf, 
daß diese Polen »schwarz« arbeiten würden, was auch inoffiziell zugegeben 
wurde.! 

Die Aufhebung des Visumzwanges für polnische Bürger durch die BRD und an- 
dere westeuropäische Staaten wird die mit dem Zustrom polnischer Arbeitskräfte 
verbundenen Probleme mit Sicherheit verstärken. 


1 Der polnische Sozialrat in Berlin fordert daher, daß allen polnischen Einwandereren, die in den 
achtziger Jahren eine »Duldung« erhielten, ein Aufenthaltsrecht und eine Arbeitserlaubnis zu er- 
teilen. Geschieht dies nicht, so sollten sie wenigstens eine Rückkehrhilfe erhalten, die es ihnen er- 
möglicht sich in Polen eine eigene Existenz aufzubauen. (Meister 1991, S.8) 
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PROKLA, Heft 85, Dezember 1991 
Kriminalität und Zivilisationsverlust im Kapitalismus 


Von Marxens Hoffnung auf die zivilisierenden Wirkungen des Kapitalismus bis 
hin zu Webers Überzeugung vom Fortschreiten des Rationalisierungsprozes- 
ses reichten die Mutmaßungen, daß der Kapitalismus zwar eine kalte, doch re- 
gelhafte Welt schaffe. Intrige, Meuchelmord, Bestechung, Zügellosigkeit und 
Leidenschaft sollten durch das nackte Interesse gebändigt werden. Die Dere- 
gulierung der Ökonomie und die Neuaufteilung der Welt haben jedoch gezeigt, 
daß hinter dem schönen Schein des zivilen Kapitalismus wie eh und je die Ge- 
setze des Dschungels herrschen, von Medellin bis Palermo, von Budapest bis 
Lagos, von FrankfurtIMain bis Kuwait City. Über die Korrumpierung ganzer 
Kontinente und die Macht der Gewalt auf den Finanzmärkten, über Politik und 
Verbrechen, Waffenschmuggel und Drogendollars, Mafia als Methode. 
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Michael Bommes, Albert Scherr 
Der Gebrauchswert von Selbst- und Fremdethnisierung 
in Strukturen sozialer Ungleichheit 


Zusammenfassung: Migration vorrangig als kulturelles Problem zu diskutieren, 
ist eine spezifische und höchst begründungsbedürftige Sichtweise. Gegenüber 
Tendenzen zu einem kulturalistisch verengten Diskurs zeigt der Beitrag Wechsel- 
beziehungen zwischen politischen, ökkonomischen und kulturellen Dimensionen 
auf. Die Ethnisierung der Migration in der aktuellen Debatte wird als Ausdruck 
einer gesellschaftlichen Konstellation analysiert, in der sozialtechnische Konflikt- 
regulierungen an ihre Grenzen geraten sind. 


Einleitung 


Der Begriff multikulturelle Gesellschaft steht gegenwärtig im Zentrum von Aus- 
einandersetzungen um die Frage, welche Regelungen und Deutungen die nicht-er- 
klärte Einwanderungsgesellschaft Bundesrepublik gegenüber dem Tatbestand ver- 
gangener und künftiger Migration verwirklichen soll (Geißler 1983; Miksch 1989; 
Leggewie 1990; Schulte 1990). In dieser Debatte überlagern sich Probleme der 
Ökonomie und der weltwirtschaftlichen Ungleichheit, der Sozial-, Bevölkerungs- 
und Wohnungspolitik, der Herrschaftssicherung und Sozialintegration, die gebün- 
delt als Verhältnis von nationaler und ethnischer Identität verhandelt werden. 

Das Konzept einer anzustrebenden multikulturellen Gesellschaft nimmt für sich in 
Anspruch, eine kritische Gegenposition zu solchen Politikvarianten zu formulie- 
ren, die mit ethnozentristischen Argumenten für die Fortsetzung der bestehenden 
rechtlichen und ökonomischen Diskriminierung von sog. Ausländern plädieren. 
Kernvorstellung der verschiedenen Varianten des »Multikulturalismus« (vgl. 
Radtke 1990) ist eine positive Bewertung ethnischer und kultureller Vielfalt in 
Verbindung mit der moralisch-normativen Verfechtung von Toleranz. Die Tatsa- 
che, daß die »Moderisierung modemer Gesellschaften« zu einer fortgeschritte- 
nen Internationalisierung von Arbeitsmärkten, Kultur und Konsum geführt hat, 
wird als positiver Effekt der gesellschaftlichen Entwicklung begrüßt. 
Problematisch an Konzeptionen, die sich auf die Idee der multikulturellen Gesell- 
schaft berufen, ist unseres Erachtens jedoch ihre kulturalistisch eingeengte Per- 
spektive.! Wenn Migration diskutiert wird als Problem der Gestaltung des multi- 


1 Eine zentrale Tendenz der sozialwissenschaftlichen Diskussion in den 80er Jahre war die Kritik 
ökonomistischer Verkürzungen der Gesellschaftanalyse. Die inzwischen gängige Betonung der Ei- 
genständigkeit von Kultur gegenüber Ökonomie und Politik tendiert unseres Erachtens spiegel- 
bildlich zum kritisierten Ökonomismus dazu, Relationen von Kultur zu Ökonomie und Politik zu 
vernachlässigen. Es kann jedoch nicht darum gehen, in einer poiemischen Wendung gegen Ten- 
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kulturellen Zusammenlebens einer ethnisch heterogenen Bevölkerung, ist zum 
einen unterstellt, daß sozialen Konflikten zwischen Deutschen und Nicht-Deut- 
schen in der Bundesrepublik im Kern kulturelle Unterschiede zugrundelägen. Dies 
ist - wie bereits im Kontext der Ausländerpädagogik seit Mitte der 80er Jahre 
deutlich wurde (vgl. Griese 1984) - eine auch praktisch folgenreiche Vorannahme, 
die dazu tendiert, die Mechanismen struktureller (ökonomischer u. politischer) 
Diskriminierung zu vernachlässigen, die kulturell sich artikulierenden Konflikten 
zugrundeliegen. Zweitens unterstellt die Auseinandersetzung um »kulturelle Viel- 
falt vs. nationale Einfalt« (Mischke), Individuen seien durch ihre ethnische Zuge- 
hörigkeit in ihren subjektiven Sinnstrukturen, Gewohnheiten und Handlungsori- 
entierungen. in einer Weise determiniert, die dazu berechtigt, sie als Mitglieder ei- 
ner kulturellen Gemeinschaft zu betrachten. Individuelle Autonomie und die 
Möglichkeit zur Distanzierung gegenüber soziokulturellen Verhältnissen werden 
so bestritten oder zumindest als vernachlässigbare Restgröße behandelt (vgl. Fin- 
kielkraut 1989). 

Den Varianten einer solchen selbstverständlichen Inanspruchnahme von Ethnizität 
und kultureller Identität in gesellschaftlichen Konflikten wie in wissenschaftlichen 
Diskursen stellen wir im Folgenden die Frage nach dem Gebrauchswert von 
Selbst- und Fremdethnisierung gegenüber. D. h.: Prozesse der Zuweisung zu oder 
Selbstidentifikation mit einer über geteilte kulturelle Merkmale definierten Ge- 
meinschaft werden dahingehend untersucht, welche Potentiale sie für den Umgang 
mit Problemen beinhalten, die in der je konkreten Lebenssituationen von Indivi- 
duen und sozialen Gruppen begründet sind. Ethnisierende Selbst- und Fremdinter- 
pretationen werden als ein Moment sozialer Auseinandersetzungen in modernen 
Gesellschaften betrachtet, das in Relation zu den ökonomischen, politischen und 
kulturellen Strukturen zu analysieren ist, in denen solche Konflikte ausgetragen 
werden. Sie sind also keine unabhängige, quasi-natürliche bzw. vormodern-tradi- 
tionale Voraussetzung gegenwärtiger gesellschaftlicher Konflikte. 

Dem Sachverhalt, daß die folgende Argumentation von einer Betrachtung des 
Verhältnisses von Politik, Ökonomie und Migration ausgeht, liegt die These zu- 
grunde, daß die kulturalistische Färbung der aktuellen Diskussion unseres Erach- 
tens in Zusammenhang steht mit strukturellen Problemen der politischen Regula- 
tion von Einwanderung in die Bundesrepublik, die sich aus den Grenzen einer 
bloß sozialtechnischen Verwaltung des sog. Ausländerproblems ergeben haben. 
Sozialwissenschaftliche Analyse und Kritik tritt im Falle der Debatte um Migra- 
tion und Multikulturalismus in eine historisch zu bestimmende Diskurskonstella- 
tion ein, die auch analytisch zu klären ist, wenn bloß normative Positionsbestim- 
mungen vermieden werden sollen. 


denzen zu einem sozialwissenschaftlichen Kulturalismus nunmehr erneut ökonomistische Positio- 
nen zu beziehen. Wenn Kultur als eigenständiges Moment gesellschaftlicher Wirklichkeit aner- 
kannt wird, schließt dies jedoch nicht aus, Relationierungen zu ökonomischen und politischen 
Momenten gesellschaftlicher Reproduktion zu thematisieren. 
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Nationalität, Migration und Sozialstaat 


Nationalstaatlichkeit als Herrschaftsform und Nationalität als »Kulturwertidee« 
(Weber)? stehen in einem mehrdeutigen und zwiespältigen Verhältnis zur fort- 
schreitenden Internationalisierung der Lebensverhältnisse im Prozeß gesellschaft- 
licher Modernisierung. Nationalstaatlichkeit wird mit der Etablierung des Welt- 
marktes zum einen zu einer Form, in der die Ökonomie organisiert, die sich inter- 
nationalisierende Produktion/Zirkulation vermittelt wird sowie zweitens zum 
strukturierenden Prinzip der Herstellung einer nationalen politischen Vergesell- 
schaftung von Individuen, welche die je konkreten geographischen und kulturellen 
Nahräume übergreift (Poulantzas 1978, 75 ff.). Sie setzt überregionale Verkehrs- 
und Kommunikationsstrukturen an die Stelle der traditionalen, lokal gebundenen 
Gemeinwesen und stellt eine innerstaatliche Mobilität der Individuen her: »Die 
Bevölkerung wird mobilisiert. (...) Bevölkerungsbewegung und Industrialisierung 
sind Komplementärphänomene« (Brückner 1982, 171).3 Die Entstehung der euro- 
päischen Nationalstaaten im 19. Jhdt. ist damit Bestandteil jener Umwälzungsdy- 
namik, die zur Herausbildung bürgerlich-industrieller Gesellschaften führt, Teil 
eines Prozesses also, der traditionalen Lebensformen und Identitäten ihre Exi- 
stenzbedingungen entzicht. 

Nationalstaatlichkeit ist folglich sowohl eine Form gesellschaftlicher Organisa- 
tion, auf deren Grundlage sich die Inter-Nationalisierung der Ökonomie historisch 
vollzieht und damit zugleich Bestandteil einer Entwicklung, in der sich die vor- 
moderne Substanz nationaler Vergesellschaftung, die territoriale Begrenztheit der 
gesellschaftlichen Zusammenhänge, de facto fortschreitend auflöst. Daß die Gren- 
zen der Nation ökonomisch, politisch und kulturell zunehmend überschritten wer- 
den, führt jedoch nicht dazu, daß diese Grenzen sich auflösen: Gegen die in klas- 
sischen Sozialtheorien - so etwa bei Marx und Mead - formulierte Erwartung, daß 
an die Stelle nationaler Kulturen eine universelle Weltkultur treten werde, an die 
Stelle nationaler Identitäten eine Weltbürgerschaft, stabilisiert sich Nationalität als 
strukturierendes Prinzip der Vergesellschaftung. 

Erst die Tatsache der sich weltweit gegen vormoderne Vergesellschaftungsformen 
durchsetzenden Nationalstaatlichkeit konstituiert Migration als spezifisches Phä- 
nomen der kapitalistischen Moderne: Nationalisierung, ein Prozeß, durch den eine 
innerstaatliche Homogenität von Recht, Sprache und Kultur herzustellen und zu 
stabilisieren versucht wird, transformiert sich historisch auf der Basis ökonomi- 
scher und politischer Entwicklungsprozesse ausdifferenzierende Herrschaftsge- 
biete in tendenziell auch sozial und kulturell unterschiedene Gesellschaften. Die 
»Schaffung kontinuierlicher und geordneter sozialer Beziehungen« (Wagner 1990, 
49) innerhalb der nationalstaatlich begrenzten Territorien wird hierbei zu einer 
primären Staatsaufgabe, die die Regulation von Migration ebenso einschließt wie 


2 Der Terminus Kulturwertidee verweist auf kulturelle Codes, die in der Form von expliziten Welt- 
bildern und Ideologien der Deutung, Wahrnehmung und Bewertung sozialer Wirklichkeit zugrun- 
delegt werden. j 

3 Vgl. zusammenfassend zur Binnenmigration im 19, Ihdi. Brückner 1982, 175 ff. 
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z. B. polizeistaatliche Sicherheitspolitik. 

Auf der Grundlage des als politische Organisationsform und Vergesellschaftungs- 
zusammenhang durchgesetzten Nationalstaates und gegen den abstrakten Verge- 
sellschaftungszusammenhang des Weltmarktes kann Nationalität als eine 
»Imagination von Gemeinschaftlichkeit« (Giesen 1991, 199) gesetzt werden, als 
Form der Einbindung individueller Lebenspraxis in scheinbar überschaubare So- 
zialbeziehungen. Nationale Gesellschaften können als Gemeinschaften dargestellt 
werden. Der marktvermittelten Umwälzungsdynamik kapitalistischer Modernisie- 
rung setzt der Nationalismus des 20. Jhdts. die Kontinuität der nationalstaatlichen 
Tradition entgegen. Gegenüber der Zumutung, die eigene Identität auf komplexe 
internationale Zusammenhänge beziehen zu müssen, bietet sich Nationalität damit 
als ein begrenzter politischer und kultureller Rahmen an, in den die eigene Le- 
benspraxis eingeordnet werden kann (vgl. Giesen 1991, 198 £f.) Nationalität ist so 
betrachtet eine Ideologie, die national-staatliche Herrschaftsausübung nach innen 
und außen legitimiert und zugleich eine Form der Vergesellschaftung, die in inter- 
nationaler und damit komplexer sowie dynamischer werdenden Lebensverhältnis- 
sen Übersichtlichkeit verspricht. Ist Nationalität also eine Form der Integration 
nach innen und der Bearbeitung zwischenstaatlicher Unterschiede nach außen, 
dann bietet sie sich als Bezugspunkt der Bearbeitung von solchen Migrationspro- 
zessen an, bei denen staatliche Grenzen - vermeintlich identisch mit kulturell-eth- 
nischen Grenzlinien - überschritten werden. 

Politische Regulationen von Migration sind somit nicht zufällig, sondern von Be- 
ginn an Bestandteile der Herrschaftsausübung nationalstaatlich verfaßter Gesell- 
schaften (vgl. Herbert 1986). Staatsangehörigkeit und Fremdenrecht konstituieren 
den Arbeitsmarkt nach innen und limitieren die Teilhabe an den ökonomischen 
und politischen Strukturen nach außen. Es ist so gesehen konsequent, daß staatli- 
che Maßnahmen der Regulation von Ein- und Auswanderung auch in solchen Ge- 
sellschaften etabliert werden, die sich als Einwanderungsgesellschaften verstehen. 
In Verhältnissen krasser inter-nationaler Ungleichheit bei gleichzeitig fortschrei- 
tender Internationalisierung der Arbeits- und Konsummäfrkte stellen sich Regula- 
tionen von Migration inzwischen als grundlegend für die Stabilität der nach dem 
Zweiten Weltkrieg entstandenen wohlfahrtsstaatlichen Gesellschaften dar, wenn 
eine prinzipielle internationale Mobilität der Individuen angenommen und davon 
ausgegangen bzw. unterstellt wird, daß diese ihre Lebensverhältnisse durch die 
Einwanderung in relativ reichere Gesellschaften verbessern wollen. Die Stabilität 
der Lebensverhältnisse dieser Gesellschaften wie die vermeintliche Homogenität 
der kulturellen Orientierungen der Bürger scheinen bedroht zu sein. National- 
staatliche Herrschaftsstrukturen können sich dann als alternativlose Form anbie- 
ten, diese latente Bedrohung abzuwehren sowie den aus Verarmung und politi- 
scher Repression resultierenden Migrationsdruck instrumentell im »Interesse der 
Nation« zu handhaben. 

Daß es primär staatliche Maßnahmen der Ausländergesetzgebung und des Asyl- 
rechts sind, die Einwanderung begrenzen, eine Gleichstellung von Immigranten 
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erschweren und damit ihre Integration in die Gesellschaft der Bundesrepublik un- 
abhängig davon verhindern, ob sie als Fremde diskriminiert oder als Subjekte der 
multikulturellen Gesellschaft anerkannt werden, ist folglich nicht auf die Wirk- 
samkeit einer Tradition der Fremdenfeindlichkeit reduzierbar. Realisiert wird hier 
ein für nationalstaatlich verfaßte Gesellschaften unter den Bedingungen interna- 
tional ungleicher Lebensverhältnisse konstitutives Prinzip der Ein- und Ausgren- 
zung Dieses Prinzip besitzt für den Anspruch der Bundesrepublik, eine sozial- und 
wohlfahrtsstaatliche Gesellschaft zu sein, eine spezifische Bedeutung: Sozial- 
staatlichkeit ist eine Kompromißformel, die in solchen Gesellschaften als Politik 
etabliert werden Konnte, die über prosperierende und international konkurrenzfä- 
hige Ökonomien verfügen, also relative Gewinner des Prozesses der Modernisie- 
rung kapitalistischer Ökonomien seit dem Zweiten Weltkrieg waren. Insbesondere 
für die hochgradig exportabhängige Bundesrepublik war bzw. ist die Sozialstaat- 
lichkeit ermöglichende Prosperität mit bedingt durch Strukturen internationaler 
Arbeitsteilung, also auch dadurch, daß Billiglohnländer existieren, die keine so- 
zial- bzw. wohlfahrtsstaatlichen Staaten sein können (vgl. Fröbel u.a. 1986). 
Wurde die Behauptung einer Bedrohung der Bundesrepublik durch sog. 
»Wirtschaftsflüchtlinge« im Verlauf der 80er Jahre zunächst politisch-strategisch 
eingesetzt, um politischen Flüchtlingen den Anspruch auf Asyl streitig zu machen, 
so wird mit der Auflösung des Warschauer Paktes nunmehr auch ihr möglicher 
Realitätsgehalt deutlich: Der Verzicht auf Begrenzungen von Einwanderung könn- 
te die interne Krise des Sozialstaates (vgl. Opielka/Schmollinger 1983; Vrobruba 
1990) verstärken, indem der Anspruch auf sozialstaatliche Sicherung nicht länger 
auf eine nationalstaatlich definierte Bevölkerung einzuschränken wäre. Dieses 
Problem wird nicht zuletzt deutlich an den Schwierigkeiten, eine Angleichung so- 
zialstaatlicher Regulierungen in das Projekt der europäischen Einigung einzube- 
ziehen (vgl. Schulte 1990). 

Debatten über Migration, Ethnizität und kulturelle Identität* müssen den skizzier- 
ten politisch-ökonomischen Zusammenhang ihres Gegenstandes in Rechnung 
stellen. Denn: Probleme der kulturellen Identität stellen sich auf der Grundlage 


4  »Identität« steht in unserem Verständnis für das Bedürfnis, gegenüber biographisch wie aktuell 
heterogenen Lebensverhältnissen und Verhaltenszumutungen die Kontinuität der je eigenen Le- 
bensgeschichte sowie eine sinnhafte Integrierbarkeit der aktuellen individuellen Lebenspraxis zu 
behaupten. Identität ist so gesehen keine natürliche Eigenschaft von Individuen, sondem steht für 
den Versuch, sich zu sich selbst und zu den sozialen Lebensverhältnissen so zu verhalten, daß die 
je individuelle Biographie als kontinuierlich und die aktuelle Lebenspraxis als kohärent erfahren 
werden kann. Mit dem Terminus »kulturelle Identität« bezeichnen wir den Sachverhalt, daß indi- 
viduelle Identität durch die Zuordnung zu der geteilten Form der Gestaltung der Praxis einer 
Gruppe angestrebt und ihren »sozialen Objekten« (Mead) zurechenbar wird. Der Begriff der kul- 
turellen Identität bezieht sich also auf die Formseite der Etablierung einer »kollektiven Identität« 
als Praxis der Herstellung und Absicherung von Gemeinsamkeit. Von »ethnischer Identität« spre- 
chen wir, wenn Gemeinsamkeit als geteilte Geschichte, Herkunft, Abstammung oder Sprache arti- 
kuliert wird. Die Möglichkeiten individueller Identität sind hier durch die essentialistische Form, 
die die Rezugspunkte von Gemeinsamkeit als unhintergehbar letzte faßt, begrenzt. »Ethnizität« als 
Zugehörigkeit kann zugeschrieben werden. Von »ethnischer Identität« wird aber erst gesprochen, 
wenn Individuen an der ethnischen Form der Herstellung ihrer Gemeinsamkeit selbst teilnehmen. 
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ökonomisch bedingter Migration anders dar als etwa im Falle des Reisenden oder 
des ethnologischen Forschers, der in der Fremde nach Kontrasterfahrungen zu 
seiner Herkunftsgesellschaft sucht. Es handelt sich hier nicht um Prozesse der 
bloß kulturellen Durchdringung und Vermischung, sondern um die unbeabsichti- 
gen Folgen ökonomischer und politischer Prozesse. Migration vorrangig als kul- 
turelles Problem zu diskutieren, ist bereits eine nicht-selbstverständliche, sondern 
selektive und begründungsbedürftige Form der Auseinandersetzung mit solchen 
unbeabsichtigen Folgen der Internationalisierung von Arbeitsmärkten und politi- 
schen Verhältnissen, in der - mehr oder weniger latent - die Frage nach der politi- 
schen Regulation ökonomisch bedingter Prozesse verhandelt wird (Bommes/ Sc- 
herr 1989). Wenn Migration auch nicht reduzierbar ist auf die Dimension der 
Ökonomie von Arbeitsmärkten und der zwischenstaatlichen Ungleichheit von Le- 
bensbedingungen, ist gleichwohl der ökonomische und politische Zusammenhang 
der kulturellen Seite des Prozesses zu berücksichtigen. Andernfalls wird die Ge- 
sellschaft der Bundesrepublik implizit zur kulturellen Gemeinschaft erklärt und 
werden soziale Konflikte, die Migrationsprozessen zugrundeliegen oder aus ihnen 
resultieren, auf kulturelle Probleme der Einwanderungsgesellschaft oder des Ein- 
wanders reduziert. Erst auf einer solchen Grundlage aber kann sich die program- 
matische Ausrufung der multikulturellen Gesellschaft als angemessene und hin- 
reichende Problemlösung anbieten. Demgegenüber verstehen wir im Folgenden 
Ethnisierung als einen Prozeß, durch den Migration in jeweils konkreten sozialen 
Verhältnissen gehandhabt wird und der zugleich spezifische Voraussetzungen für 
die politische Regulation dieser Verhältnisse etabliert. Dies wird zunächst an den 
Veränderung der Wahrnehmung des sog. Ausländerproblems in der jüngeren Ge- 
schichte der Bundesrepublik aufgezeigt. 


Vom sozialtechnischen zum ethnisierenden Umgang mit Migration; 
Formwandel der Regulation von Migrationsströmen 


Vollzieht sich die Regulation von Migrationsströmen in der Form nationalstaatli- 
cher Herrschaft, so war die Durchführung einer solchen Politik gleichwohl nicht 
durchgängig von nationalen bzw. nationalistischen Erklärungen, Interpretationen 
und Rechtfertigungen begleitet. Läßt sich in der Bundesrepublik Ende 80er, An- 
fang der 90er Jahre verstärkt die Inszenierung von Politik in positiven nationalen 
Formen beobachten, und bildeten seit Anfang der 80er Jahre zunächst Arbeitsmi- 
granten und im Anschluß daran Asylbewerber den negativen Bezugspunkt für 
Versuche der nationalen Umgrenzung der Bevölkerung, so gilt dies nicht für die 
70er Jahre. Arbeitsmigration wurde in der Bundesrepublik der 70er Jahre nicht in 
ethnischen bzw. nationalen terms strittig, sondern »nur« als Problem der Arbeits- 
kräfte mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit, als Ausländerfrage (vgl. Esser 
1983, 130 £f) diskutiert. 

Die Frage der Staatsangehörigkeit bezieht sich zunächst einmal nicht auf kul- 
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turelle, sprachliche oder sonstige Kriterien, an die die Konstitution und Zugehö- 
rigkeit zu einer Ethnie gebunden werden kann, sondern auf die rechtlichen Folgen, 
die aus diesem Rechtstitel auf dem Territorium resultieren, auf dem man sich je- 
weils befindet. Ausländer sind also solche, denen aufgrund einer anderen Staats- 
angehörigkeit nicht die gleichen Rechte wie Inländern zukommen. Nun trifft es 
zweifelsohne zu, daß Grundlage der bundesdeutschen Ausländerpolitik die natio- 
nalen Fundamente des Staates, insbesondere das ethnisch interpretierte Volksver- 
ständnis im Grundgesetz ist. Gleichwohl ist bis zum Ende der 70er Jahre eine 
Selbstthematisierung von Gesellschaft in nationalistischen Formen nicht bestim- 
mend. Vielmehr sind Selbstwahrnehmungen der Bundesrepublik als Wirtschafts- 
wunderland sowie die Inszenierung von Politik als gekonnte, sachverständige 
Handhabung von machbaren Verhältnissen tragend (vgl. Hirsch 1980). In diesem 
Kontext gehört auch dıe damalige Ausländerpolitik als technische Handhabung 
der rechtsförmig eingeräumten Möglichkeiten der Diskriminierung (vgl. Dohse 
1981). Als sich zum einen abzuzeichnen beginnt, daß zahlreiche Arbeitsmigranten 
sich in der BRD einrichten, indem sie die Wohnheime verlassen und ihre Familien 
nachholen, daß also die sozialen Folgekosten der Migration nicht weiterhin auf 
dem Minimalstandard der 60er Jahre zu halten sind, und als zum anderen Massen- 
arbeitslosigkeit staatliche Politik vor neue Probleme stellt, greift man im Bereich 
der Ausländerpolitik zunächst auf die Möglichkeiten zurück, die mit dem Auslän- 
dergesetz und dem Arbeitserlaubnisrecht bereits gegeben waren. Das Ausländer- 
gesetz von 1965 entstand vor dem Hintergrund, in rechtlicher Form dem Staat alle 
Möglichkeiten abzusichern, Ausländerpolitik nach Zweckmäßigkeitserwägungen 
ausrichten zu können, so »daß nicht einmal der Schein eines Rechtsanspruches auf 
Aufenthalt« für Ausländer »entstehen« konnte (Franz 1985, S. 17). Optionen der 
Schließung des Arbeitsmarktes besitzt der Staat mit dem Arbeitserlaubnisrecht, 
das es in den 70er Jahren noch ermöglichte, den Arbeitsmigranten, die nicht in 
Besitz der sog. besonderen Arbeitserlaubnis sind (etwa die Hälfte), nach Ablauf 
der jeweils zeitlich befristeten allgemeinen Arbeitserlaubnis eine Verlängerung zu 
verweigern. 

Ausländerpolitik in den 70er Jahren, inszeniert als sog. Konsolidierung der Aus- 
länderbeschäftigung, steht neben Ansätzen zu einer für die Kommunen zT. alter- 
nativlosen Integrationspolitik v.a. unter dem Vorzeichen einer sozialtechnischen 
Verdrängungspolitik, die Bestandteil des sozialliberaien Krisenmanagements ist 
(vgl. dazu und zum Folgenden Ewers/Lenz 1977; Dohse 1981; Dohse 1981a; Es- 
ser 1983; Herbert 1986). Im Anschluß an den Anwerbestopp im November 1973 
konzentrieren sich die Verdrängungsversuche v.a. auf folgende Bereiche: auf die 
Durchsetzung des sog. Inländerprimats (»deutsche« Arbeitsplätze sollen nur dann 
an ausländische Arbeitnehmer vermittelt werden, wenn keine geeigneten deut- 
schen Arbeitnehmer verfügbar sind), auf den Ausschluß arbeitsloser Ausländer 
vom Arbeitsmarkt und die Versperrung des Zugangs für Familienangehörige, die 
Begrenzung des Familiennachzugs sowie die Darstellung der Arbeitsmigranten 
angesichts der Infrastrukturproblematik als Belastung, die es durch repressive 
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Maßnahmen wie Zuzugssperren abzubauen galt. 

Sozialstaatliche Politik, die angesichts wachsender Arbeitslosigkeit im Hinblick 
auf ihre Wählerklientel - also deutsche Staatsangehörige - unter Legitimations- 
druck gerät, konzentriert sich auf den Bereich, in dem so etwas wie Handlungs- 
mächtigkeit aufgrund der rechtlichen Möglichkeiten gegeben zu sein scheint, und 
knüpft dabei zugleich an eine innerbetrieblich realisierte und eingespielte Diskri- 
minierungspraxis an, die dafür sorgt, daß die am wenigsten attraktiven, auf- 
stiegsermöglichenden und -sicheren Arbeitsplätze von den Arbeitsmigranten im 
Laufe der 60er und Anfang der 70er Jahre eingenommen werden. Dabei ist eine 
solche Praxis,in der betriebliche Hierarchien im Zusammenspiel von Betriebslei- 
tungen, Betriebsräten, Gewerkschaften und Belegschaften hergestellt werden (vgl. 
Dohse 1981a; Schäfer 1986), nicht auf explizite ethnische Diskriminierung oder 
Ausländerfeindlichkeit angewiesen. Im Rückblick stellt sich Arbeitsmigranten 
dann auch die Zeit der 70 Jahre häufig als Zeit des Betriebsfriedens und der Kol- 
legialität dar, die erst in den 80er Jahren mit der expliziten Ausländerfeindlichkeit 
vorbei gewesen sei.6 

Ähnlich routiniert und sozialtechnisch geht im Laufe der 70er Jahre eine Politik 
vor, die betont, daß die sozialstaatlichen Sicherungen Ausländern genauso wie 
Deutschen zuständen und z.B. entsprechend keine Ausländer allein wegen Ar- 
beitslosigkeit ausgewiesen würden, die aber zugleich solche eingeräumten Rechte 
mit den Möglichkeiten des Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisrecht beschneidet. 
Das Vorgehen dieser Verdrängungspolitik, das u.a. von staatlicher Beendigung 
von Arbeitsverhältnissen über die Beschneidung von sozialstaatlichen und auch 
versicherungsrechtlich geschützten Ansprüchen (Arbeitslosengeld, -hilfe, Begren- 
zung des Kindergeldbezugs) bis zur Beschränkung der Freizügigkeit reichte, ist 
hier im einzelnen nicht auszuführen (vgl. Dohse 1981, 1981a). Ihre Wirkungen, 
die sich im Detail schwer verfolgen lassen, zeigen sich aber daran, daß die Zahl 
der ausländischen Beschäftigten von 1974 bis 1978 von 2,6 Mio. auf 1,86 Mio. 
absinkt und auch die Wanderungsbilanz negativ wird. Wesentlich für die Form 
dieser Verdrängungspolitik ist ihre sozialtechnokratische Handhabung durch die 
zuständigen Ämter, die zugleich von den Gewerkschaften - nicht zuletzt aufgrund 
ihrer Loyalität zur von den Sozialdemokraten geführten Regierung - im wesentli- 
chen mitgetragen und gerechtfertigt wird. Das sozialdemokratische Politikmodell 
der Steuerbarkeit der sozialen Verhältnisse behandelt die Ausländerfrage nicht so 
sehr als ideologisches Problem, sondern als eine sich anbietende technische Mög- 
lichkeit der Regelung von Arbeitsmarktproblemen. So kommen denn auch in den 
70er Jahren Maßnahmen, Beschlüsse, Erlasse und Verordnungen, die in Kommis- 
sionen verhandelt werden oder Ämter durchlaufen, häufig mit wenig Drang nach 


5 Esist unseres Erachtens ein grundlegendes Modell von Politik, daß sich politische Akteure wie die 
Bundesregierung als souveräne Gestalter der Verhältnisse darstellen, auch wenn sie de facto über 
gesellschaftliche Entwicklung nicht verfügen können. 

6 Diese Aussage beruht auf Erfahrungen aus Gesprächen mit Arbeitsmigranten in längeren Feldun- 
tersuchungen, findet aber auch eine Stütze in der Arbeit von Hoffmann/Ewen 1986. 


Selbst- und Fremdethnisierung 299 


Öffentlichkeit zustande, und wo sie thematisiert werden, wird ihre Rechts- und 
Sozialstaatlichkeit etwa von Seiten der Gewerkschaften betont. Die sog. Konsoli- 
dierungspolitik wird also im Unterschied zum Beginn der 80er Jahre von keinerlei 
medienwirksamen Kampagnen über das »Ausländer-« und dann v.a. »Türkenpto- 
blem« begleitet, sondem sie inszeniert sich als unideologische, sachverständige 
politische Technik. 

Sie begründet so eine Erfahrung der sozialstaatlichen Diskriminierung entlang den 
Linien der Staatsangehörigkeit, an die im folgenden ideologische Formulierungen 
in ethnischen terms anschließen können (vgl. Bommes/ Scherr 1990). Nicht-Deut- 
sche werden rechtlich und ökonomisch benachteiligt, bevor sie als Problemgruppe 
entdeckt werden. Die ideologischen und ethnisierenden Darstellungen des sog. 
Ausländerproblems aber gewinnen dann an Brisanz, als das Potential sozialtechni- 
scher Lösungsversuche der Arbeitsmarktprobleme durch Ausländerdiskriminie- 
rung zu großen Teilen erschöpft ist: Immer mehr der verbliebenen Arbeitsmi- 
granten sind inzwischen im Besitz der besonderen Arbeitserlaubnis: Die Gerichte 
begrenzen z.T. die staatliche Diskriminierungspraxis und gestehen den Arbeitsmi- 
granten mit wachsender Aufenthaltsdauer gewachsene Ansprüche auf Verbleib zu, 
die im Oktober 1978 in der Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Ausländergesetz insoweit aufgenommen werden, als Ausländer nun durch 
Wohlverhalten Einfluß auf die Dauer und Sicherheit ihres Aufenthalts nehmen 
können (vgl. Franz 1985). Vor allem aber scheitert der Versuch der Ausgrenzung 
weiterer Arbeitsmigranten an den Betrieben, die nach wie vor auf erhebliche Teile 
der Arbeitsmigranten angewiesen sind, sowie an der Unmöglichkeit einer forcier- 
ten Ausweisungs- und Repatriierungspolitik aufgrund internationaler Verpflich- 
tungen. 

Im Jahre 1979 fordert der Beauftragte der Bundesregierung Heinz Kühn in seinem 
Memorandum zu »Stand und Weiterentwicklung der Integration der ausländischen 
Arbeitnehmer und ihrer Familien in der Bundesrepublik Deutschland« verstärkte 
Integrationsmaßnahmen insbesondere für die sog. Zweite und Dritte Generation 
und begründet dies v.a. auch mit der Bedrohung, die von nichtintegrierten unzu- 
friedenen Jugendlichen und Erwachsenen ausgeht. Die Leitlinien "Begrenzung des 
weiteren Zuzugs von Ausländern‘ sowie "Integration der hier Lebenden' bringen 
seit Mitte der 70er Jahre eine Reihe von sog. Integrationsmaßnahmen hervor, in 
deren Rahmen zunehmend auch das Verhalten der Arbeitsmigranten und ihrer 
Familien - von Migrationsforschung und Ausländerpädagogik angeleitet - als 
Kultur und damit als Handicap bei der ihnen abverlangten »Bereitschaft zur Inte- 
gration« in den Blick gerät. In diesem Kontext und vor dem Hintergrund einer seit 
1979 noch einmal dramatisch anwachsenden Arbeitslosigkeit werden die Ar- 
beitsmigranten in dem Maße zum Ausländerproblem und insbesondere Türken- 
problem, wie das Arbeitsmarktproblem und der nunmehr endgültige Zusammen- 
bruch des »Modell Deutschland« nicht mehr mittels der sozialtechnischen Mani- 
pulation von Migrantenströmen bewältigbar zu sein scheint. Das Ausländerpro- 
blem als Problem ethnischer Kulturgrenzen wird zur Artikulationsform der Krise, 
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die so, wenn sie schon nicht mehr politisch beherrscht, zumindest diskursiv - z.B. 
durch Schuldzuweisungen an sog. Ausländer - bearbeitet werden kann. Die Ent- 
deckung des Ausländerproblems erlaubt es, eine vermeintliche Ursache sozialer 
Probleme zu benennen und so einen Bezugspunkt für eine Politik auszuweisen, 
die mit dem Anspruch versehen werden kann, eine relevanten Beitrag zur gesell- 
schaftlichen Krisenbewältigung zu erbringen. 

Die ethnische Aufladung der Migrationsfrage hat zwar auch noch einige weitere 
Versuche der rechtstechnischen Regulation der Arbeitsmigration hervorgebracht 
(Absenkung des Nachreisealters von Kindern auf 16 Jahre im Dez. 1981; Rück- 
kehrförderungsgesetz im Jahre 1984). Diese erwiesen sich aber wesentlich als 
unwirksam. Hier wie auch im Bereich der Asylpolitik sind die politischen Versu- 
che der 80er Jahre als Wechsel von einem wesentlich sozialtechnischen Modus 
der Regulation zu einem ideologischen Modus zu verstehen. An die Stelle der so- 
zialtechnischen Regelbarkeit der Verhältnisse tritt eine veränderte Regelung des 
Verhältnisses zu den Verhältnissen, d. h. die Darstellung sozialer Probleme als 
Ausdruck ethnischer Konflikte.” Die Ausgrenzung von Ausländern als ethnisch 
Verschiedenen konstituiert auf dieser Grundlage die Gemeinsamkeit der Deut- 
schen und sie verspricht zugleich eine Begrenzung des Zugriffs auf die knappen 
und sich weiter verknappenden Mittel des Sozialstaats. Ist dies ein wesentlich 
ideologischer Modus der Bearbeitung ökonomischer und sozialer Probleme, so 
artikuliert er zugleich wesentliche Fundamente des nationalen Sozialstaates. 

Der politische und soziale Gebrauchswert der Ethnisierung der Migrationsfrage 
und der Renationalisierung der Verhältnisse besteht bisher nicht zuletzt in der Al- 
ternativlosigkeit dieser Artikulationsform. Bornierte rechte Positionen, die für 
mehr oder weniger gewaltförmige Lösungen optieren, und moralisierende linke 
Positionen, die vorbehaltlos und ohne Explikation der möglichen Konsequenzen 
für offene Grenzen eintreten, demonstrieren politische Ratlosigkeit, die von den 
Behörden technisch und rechtlich rigide verwaltet wird. In der Ratlosigkeit aber 
liegt die Aktualität von ethnischen Formen begründet, die ordnende Einteilungen 
da anbieten, wo Politik nur Fallstricke sieht. 


Kulturelle Identität und Individualität im sozialwissenschaftlichen Diskurs 


Die Frage nach dem Gebrauchswert von Selbst- und Fremdethnisierung aufzuwer- 
fen und damit ethnisierende Selbst- und Fremdinterpretationen zu problematisie- 
ren, ist gleichwohl begründungsbedürftig: Ethnizität, die Zuordnung zu einer sich 
ethnisch definierenden Gemeinschaft, gilt auf dem einen Pol sozialwissenschaftli- 


7 Wenn anerkannt werden muß, daß die ökonomischen Prozesse, die die Krise verursachen, sich der 
Reichweite des politischen Handelns wesentlich entziehen, die Verhältnisse als nicht erfolgreich 
gestaltet werden können, kann versucht werden, die Deutung und Bewertung der Verhältnisse zu 
verändern. Ideologisierung meint hier, daß Probleme von der Ebene, auf der sie tatsächlich ange- 
siedelt sind, der ökonomischen Krise, auf eine Ebene verschoben werden, auf der sie interpretier- 
bar und bearbeitbar erscheinen: kulturelle und ethnische Konflikte, 
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cher ‚Debatten als selbstverständliche Voraussetzung individueller Identitätsbil- 
dung, deren Inanspruchnahme sich gegen nationalistische Überhöhungen auf die 
vermeintliche Tatsache authentischer und erfahrbarer Gemeinsamkeiten berufen 
kann (Bhunjibhoy 1983; Ilich 1983). Gegen die Gleichsetzung von Fortschritt mit 
der Durchsetzung einer arbeits- und konsumzentrierten industriegesellschaftlichen 
Kultur werden die Lebensformen vorstaatlicher ethnischer Gemeinschaften als 
Modelle eines der menschlichen Natur angemessenen und ökologisch erträglichen 
Lebens proklamiert. Insbesondere gegen die Unterwerfung traditionaler Kulturen 
in der sog. Dritten Welt unter die westliche Industriezivilisation wird eingewandt, 
daß der beanspruchte Universalismus der westlichen Zivilisation eine Legitima- 
tion von Herrschaft sei, die der »Kolonisierung der inneren Natur« (Fanon 1969; 
Bosse 1981) der Beherrschten diene. Ethnizität fungiert hier als quasi natürlicher 
Maßstab einer »Kritik der Zivilisation« (Diamond 1981), und die Vielfalt lokaler 
ethnischer Gemeinschaften wird als empirische Grundlage der Proklamation eines 
notwendigen Relativismus geltend gemacht, der in allen übergreifenden Maßstä- 
ben der Analyse und Kritik eine nicht begründungsfähige Anmaßung des 
»europäischen weißen Mannes« sieht. Ethnische Gemeinschaft und die durch sie 
ermöglichte kulturelle Identität stellen hier das Gegenbild zur abstrakten Verge- 
sellschaftung der Moderne und ihre identitätsbedrohenden Vereinzelung der Indi- 
viduen dar. Varianten einer solchen Argumentation reichen von projektiven Be- 
schreibungen des naturgemäßen vorindustriellen Lebens über die reflektierte Aus- 
einandersetzung mit sog. primitiven Gesellschaften bis zum Versuch der sozial- 
politischen Indienstnahme der Ressourcen lebensweltlicher sozialer Netzwerke. 

Auf dem anderen Pol sozialwissenschaftlicher Debatten werden Theorien formu- 
liert, die ethnische Identität als sekundäres Merkmal von Individuen und Gruppen 
darstellen, das in industriellen Gesellschaften - strukturell betrachtet - bedeu- 
“ tungslos sei, solange diese den Anforderungen von Ökonomie und Bürokratie ge- 
nügen. Ethnizität ist demnach keine Natureigenschaft von Individuen, sondern ein 
soziales Konstrukt, eine Zuschreibung, deren Funktion in den sozialen Auseinan- 
dersetzungen zu analysieren ist (Bukow/Llaryora 1988). Die Rede von quasi na- 
türlichen kulturellen Gemeinschaften wird hier unter den Verdacht gestellt, Legi- 
timationsinstanz eines kulturellen Rassismus zu sein (Balibar/ Wallerstein 1990), 
der Rechtfertigungen für die Herstellung und Reproduktion sozialer Diskriminie- 
rung mit einer modernisierten Begründungsbasis versieht. Ethnizität=Kultur tritt 
als »natürliches« Unterscheidungsmerkmal an die Stelle der nicht mehr legitimen 
Berufung auf Rasse=Natur. Die Berufung auf Ethnizität stellt so gesehen eine mo- 
derne Variante naturalistischer Legitimation sozialer Ungleichheit dar, gegen die 
das universalistische und emanzipatorische Erbe der Aufklärung argumentativ be- 
ansprucht wird (Finkielkraut 1989). Gegen die Behauptung, daß der Einzelne un- 
aufhebbar Teil einer kulturell defininierten Gemeinschaft ist, wird eingewandt, 
daß auch der Einwanderer selbstbewußtseins- und selbstbestimmungsfähiges indi- 
viduelles Subjekt sei, das über die Eigenschaft verfüge, eine begrenzte Tradition 
zu überschreiten sowie sich willentlich und bewußt mit den Angeboten und Zu- 
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mutungen multikultureller Gesellschaften auseinanderzusetzen. In den Blick tre- 
ten damit Mechanismen, die auf eine Festschreibung von Individuen und Gruppen 
auf ihre kulturelle Herkunft zielen, also Mechanismen struktureller Diskriminie- 
rung (Radtke 1989). Postuliert wird, daß Individuen primär selbstbestimmungsfä- 
hige Einzelne seien, die nur dann ihre Identität über die Zugehörigkeit zu einer 
kulturellen Tradition bestimmen, wenn ihnen die Möglichkeit zur Individuierung 
verweigert wird. 

Die Verständigung zwischen den beiden skizzierten Argumentationslinien steht 
vor der Schwierigkeit, daß ihnen offensichtlich eine divergente Bewertung des 
Stellenwertes von Ethnizität für die individuelle und kollektive Identitätsbildung 
zugrundeliegt, deren jeweilige Plausibilität mit zu unterscheidenden Verweisun- 
gen auf gesellschaftliche Problemkonstellationen argumentativ hergestellt wird. 
Die Figur der Inanspruchnahme von Ethnizität als Kritik folgt der Vorstellung, die 
zur zweiten Natur der Individuen gewordene kulturelle Herkunft, ihre kulturelle 
Identität, berechtige dazu, gegen die Zumutungen absoluter Disponibilität (Marx) 
und gegen den Zwang zur Angleichung den Anspruch auf subjektive Lebensent- 
würfe, die den Erfordernissen industriell-kapitalistischer Reproduktion nicht an- 
gemessen sind, das Recht auf Verschiedenheit und Besonderheit geltend zu ma- 
chen. Ethnizität bildet so die Grundlage einer Kritik, die sozial diskriminierte 
Gruppen gegen ihre Einfügung in die Moderne des westlichen Industriekapitalis- 
mus formulieren (können) und wird als »Ausdruck verzweifelter Suche nach 
Identität von politisch, ökonomisch und kulturell diskriminierten Gruppen« 
(Schöfthaler 1980, 328) verstanden. 

Demgegenüber unterstellt die Kritik des modernen Kulturalismus diese Inan- 
spruchnahme dem Verdacht, Ethnizität theoretisch zu einer Natureigenschaft von 
Individuen zu überhöhen und so eine - de facto, wenn auch gegen die eigene Ab- 
sicht - modernisierte Begründung für eine Praxis der gesellschaftlichen Repro- 
duktion von Ungleichheit hervorzubringen, eine Argumentation, die ihre Plausbi- 
lität aus der Praxis verstaatlicher Diskriminierung der sog. Ausländer ebenso ge- 
winnt wie aus der Inanspruchnahme des Kulturrassismus durch die neue Rechte 
(vgl. Balibar 1989). 

Über eine abstrakte Konfrontation dieser gegensätzlichen Positionen, ihrer an- 
thropologischen und subjekttheoretischen Prämissen hinaus, ist es unseres Erach- 
tens erforderlich, den Gebrauchswert von Ethnizität für soziale Akteure in Bezug 
auf deren gesellschaftlich situierte Problem- und Interessenlagen jeweils konkret 
zu bestimmen. Zu fragen ist also, in welchen gesellschaftlichen Figurationen und 
durch welche sozialen Akteure Ethnizität bzw. Individualität für die Bearbeitung 
spezifischer Problemlagen beansprucht werden. Welche Verhältnisbestimmungen 
von Kollektivität und Individualität eingegangen werden, ist vor aller normativer 
Bewertung dahingehend zu analysieren, wie damit Probleme der jeweils konkre- 
ten Lebenssituation, ökonomische, politische und soziale Verhältnisse durch Indi- 
viduen und soziale Gruppen bearbeitet werden. So kann z. B. die Berufunng auf 
eine partikulare ethnische Tradition eine Form sein, mit der gegen nationalstaatli- 
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che Herrschaft Gestaltungsansprüche der eigenen Lebenswirklichkeit und damit 
individuelle bzw. kollektive Selbstbestimmung eingeklagt werden. 

Zu berücksichtigen sind hier auch unbeabsichtigte und paradoxe Effekte von Eth- 
nisierung. Die Betonung kultureller Traditionen kann für sozial diskriminierte 
Migranten eine sinnvolle Form der Selbstbehauptung sein und zugleich zur Legi- 
timation und Verfestigung ihrer gesellschaftlichen Ausgrenzung beitragen. Daß 
Migranten der zweiten Generation sich in Befragungen als authentische Fremde 
stilisieren, ist eine soziale Realität, die aber nicht verstanden ist, wenn sie schlicht 
für bare Münze genommen wird (s. u.). Die politische und ökonomische Funktion 
ethnischer Selbst- oder Fremdverortungen wird erst adäquat faßbar, wenn der 
subjektive Sinn, den Individuen und Gruppen mittels Ethnisierung realisieren, als 
Teil einer Praxis analysiert wird, in der sie die ihnen zugewiesenen Lebensbedin- 
gungen bewältigen. Gelebte Eihnizität und Kulturelle Identität sind in diesem 
Sinne keine beliebig verfügbaren Bestandteile eines strategisches Kalküls nut- 
zenmaximierender Akteure, sondern subjektiv als verbindlich erfahrbare Momente 
individueller und kollektiver Praxis. 

Die Debatte um den Zusammenhang von Migration, Ethnizität und soziale Un- 
gleichheit muß also die gesellschaftlichen Kontexte, in denen sie selbst situiert ist, 
mitreflektieren, um eine theoretische Überdehnung konkreter Problemlagen hin 
zur Deklaration anthropologischer Prämissen zu vermeiden. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß die sozialwissenschaftliche Debatte de facto Teil eines gesell- 
schaftlichen Diskurses ist, in dem Begründungen für politisch bedeutsame Ent- 
scheidungen über den Umgang mit Migranten ausgehandelt werden. Insbesondere 
die Ausländerpädagogik hat zur Etablierung eines Kulturkonfliktmodells beige- 
tragen, dessen Folgewirkungen ihren Absichten widersprechen (Griese 1984; 
Treibel 1986). Sozialwissenschaftliche Debatten müssen diese »verlorene Un- 
schuld« ihres Wissens berücksichtigen, und daher versuchen, mögliche politische 
Verwendungen ihrer Argumentationen zu thematisieren. 

Gefordert ist somit auch im Fall der Migrationsdebatte eine reflexive Soziologie, 
die weder die Fähigkeit von Individuen sich gegenüber ihrer Herkunftskultur zu 
individuieren abstrakt postuliert, noch eine selbstverständliche Zugehörigkeit, eine 
quasi-natürliche kulturelle Identität unterstellt (vgl. Lenhardt 1990). Zu analysie- 
ren sind die gesellschaftlichen Bedingungen, die Individuierung oder ethnische 
Vergemeinschaftung ermöglichen bzw. erzwingen ebenso wie politische Strate- 
gien, die sich solcher Annahmen für instrumentelle Kalküle und ihre Legitimation 
bedienen. 

Ob Sozialwissenschaftler diesbezüglich mit Individuierung oder Vergemein- 
schaftung sympathisieren, ist eine analytisch sekundäre normative Option. Sowohl 
der vereinzelte Einzelne wie der mit seiner sozialen Gemeinschaft restlose Identi- 
sche sind seit Marx und Mead als Fiktionen deutlich geworden. Daß Individuie- 
rung nur gesellschaftlich möglich ist, ist inzwischen sozialwissenschaftlich ebenso 
selbstverständlich wie daß nicht-repressive Vergemeinschaftung Individuierung 
voraussetzt. Gegenstand sozialwissenschaftlicher Analyse und Kritik müssen des- 
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halb u. E. Verhältnisbestimmungen von Vergemeinschaftung und Individuierung 
in ihrer Abhängigkeit von gesellschaftlichen Bedingungen sein (Ritsert 1988, 
39££). 


Kulturelle Identität als notwendiges Bedürfnis und wirksame Fiktion 


Der Entstehung moderner industrieller Gesellschaften und die damit einherge- 
hende Etablierung einer abstrakten, marktvermittelten Vergesellschaftung ist 
schon in der Marxschen Theorie als Freisetzungsprozeß aus traditionalen Bindun- 
gen und damit als strukturelle Individualisierung (Beck 1983) beschreiben wor- 
den: den Zumutungen des kapitalistischen Arbeitsmarktes sieht sich der Lohnab- 
hängige als individueller Träger der Ware Arbeitskraft ausgesetzt, seine Repro- 
duktion ist individuelle Reproduktion (Scherr 1985; Schaarschuch 1990). Die ab- 
strakte Marktvergesellschaftung setzt die Individuen formal aus traditionalen 
Zwängen und Bindungen frei, ohne gleichzeitig die materialen Voraussetzungen 
für eine solche Individuierung zu schaffen, wie sie im Begriff des autonomen 
Subjekts postuliert ist. Schon die frühbürgerliche Sozialphilophie konstruiert die 
Autonomie des männlichen Erwachsenen (zur Lippe 1975) als an ökonomische 
Unabhängigkeit und die Ausbildung eines korrespondierenden Sozialcharakters 
gebundene, der seine Gesellschaftlichkeit über freiwillige und vernünftige, quasi- 
vertragliche Beziehungen herstellt. Das besitzindividualistische Konzept des indi- 
viduellen Subjekts (Macpherson 1967) ist jedoch nicht nur für die Lohnabhängi- 
gen fiktional, die nicht über die Voraussetzung ökonomischer Unabhängigkeit 
verfügen. Auch das männliche bürgerliche Individuum bedarf der Familie als ei- 
ner Vergemeinschaftungsform, um seine individuelle materielle wie psychisch- 
emotionale Reproduktion sicherzustellen (Bennholt-Thomsen 1981). Strukturelle 
Individualisierung ohne vollständige Ermöglichung von Individuierung bezeichnet 
so ein Strukturproblem moderner, bürgerlich-kapitalistischer Vergesellschaftung, 
das immer dann offensichtlich wird, wenn neue Individuierungsschübe gesell- 
schaftlich wirksam werden (Beck 1983; Mooser 1984). Individualisierungsschübe 
lösen je historische gegebene Voraussetzungen kollektiver Identitätsbildung auf 
und provozieren damit sowohl Möglichkeiten der Individuierung als auch die Su- 
che nach neuen Vergemeinschaftungsformen, in die sich Individuen einfügen 
können. Dies sind jedoch keine notwendig einander ausschließenden Optionen. 

Sozialwissenschaftliche Diskurse zum Problem der Identität wie die ethnologische 
Suche nach der vormodernen Gemeinschaft lassen sich auf diesem Hintergrund 
interpretieren als Versuche der Bearbeitung des Problems, wie unter den struktu- 
rellen Bedingungen abstrakter Vergesellschaftung von Individuen, denen die Vor- 
aussetzungen autonomer Individuierung nicht allgemein verfügbar sind, Identi- 
tätsbildung möglich ist. Der ethnologische Diskurs etabliert das - wie immer fik- 
tionale (Greverus 1978, 219 £f.) - Gegenbild der unmittelbaren personalen Verge- 
meinschaftung ohne Individuierung als Gegenbild zur bürgerlichen Vergesell- 
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schaftung, ein Gegenbild, das von vorneherein die Ambivalenz von Faszination 
und Bedrohung beeinhaltet. Seine Fasizination begründet sich in der Erfahrung 
von Individuierungszumutungen, die einen Mangel an sicherheitsstiftenden so- 
zialen Beziehungen aufweisen (Evers/ Nowotny 1987, 59 ff.) und somit das Be- 
dürfnis nach sozialen Einbindungen hervorrufen. Kulturelle Identität steht hier für 
das Bedürfnis nach Anerkennungsverhältnissen, die nicht nur materielle Absiche- 
rung ermöglichen, sondern die Versprechung beinhalten, individuelle Lebenspra- 
xis in verbindliche Zusammenhänge einzubetten und so die prekäre Zumutung in- 
dividueller Lebenskonstruktion zu minimieren. Das Problem der Individuierung 
scheint gelöst über die Zugehörigkeit zu sozialen Gruppen, das Einverständnis mit 
vorgefundenen Zugehörigkeiten. 

Konstitutiv für das Konzept kulturelle Identität ist die Annahme der Verbindlich- 
keit solcher Zugehörigkeiten, die ungebrochene Autorität der Tradition und ihre 
darin begründete subjektive Verbindlichkeit. Werden Traditionen unverbindlich, 
verlieren sie sowohl ihren Zwangscharakter als auch ihre individuelle Alternativ- 
losigkeit. Sie gewährleisten keine Zugehörigkeit mehr und stellen die Individuen 
damit vor das Problem, Identifikation aktiv herzustellen. Indem Identität nicht 
mehr umstandslos über die zwanghaft-selbstverständliche Zugehörigkeiten sich 
herstelit, wird sie zu einer gewählten Identifikation, die eine auflösbare und damit 
unsichere ist. 

In der Rede von kultureller Identität kommt so das Bedürfnis nach einer Lösung 
des Identitätsproblems zum Ausdruck, die nur als sekundäre Traditionalisierung 
möglich ist, als Versuch der »künstlichen« Etablierung von selbstverständlich 
gültigen Traditionen und Zugehörigkeiten, ein notwendig paradoxes Unterneh- 
men. In modernen Gesellschaften, in denen der Prozeß der Auflösung selbstver- 
ständlich gültiger traditionaler ethnischer Identitäten fortgeschritten ist, können 
Formen der Selbst- und Fremdethnisierung folglich nur als Resultat von Prozessen 
-verstanden werden, in denen versucht wird, das nicht (mehr) Selbstverständliche 
zu Selbstverständlichem zu erklären. Es geht hier darum, wirksame Fiktionen zu 
etablieren, die es erlauben, das Problem der Identitätsbildung zu bearbeiten. Die- 
ses Problem stellt sich aber in Abhängigkeit von seinen für soziale Gruppen je 
spezifischen materiellen Voraussetzungen: Kann sich z. B. der rechtlich als Deut- 
scher geltende Facharbeiter pragmatisch zur Mittelschicht einer wirtschaftlichen 
Erfolgsgemeinschaft rochnen, ein nüchternes und unspektakuläres nicht-nationali- 
stisches Selbstverständnis entwickeln, so ist eine solche Identifikation denen ver- 
wehrt, die als Arbeitslose Verlierer industrieller Modernisierungsschübe sind oder 
die als sog. Ausländer mit der Erfahrung konfrontiert werden, daß ihnen eine sol- 
che Identifikation nicht zugestanden wird. 

Ein solche Ausgrenzung macht den Rückgriff auf die Ethnisierung und Nationali- 
sierung sozialer Verhältnisse durch diese sozialen Gruppen nicht zwingend, son- 
.dern es handelt sich um Formangebote, auf die in historisch spezifischen Kon- 
stellationen zurückgegriffen werden kann. Mag die Attraktivität solcher Angebote 
für unterschiedliche soziale Gruppen mit deutscher Staatsangehörigkeit im Ange- 
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bot der Zugehörigkeit und der Ausgrenzung von Konkurrenz liegen (s.u.), so fin- 
den Ethnisierung und Nationalisierung als Fremdzuschreibungen, die die sozialen 
Friktionen, die aus Migrationsprozessen resultieren, den kulturellen Ausstattungen 
der Zuwanderer anlasten, ihr Gegenstück in Prozessen der Selbstethnisierung von 
Migranten. Werden also in Praktiken der Fremd- und Selbstethnisierung soziale 
Hierarchien, Konkurrenzen und Abhängigkeiten gelebt, so stellt sich die Frage 
nach dem Gebrauchswert solcher Praktiken für die, die darin zugleich an der Re- 
produktion ihrer sozialen Marginalität teilnehmen. 


Selbst-Ethnisierung als Problembearbeitung bei Migranten 


Der Wahrnehmung der Arbeitsmigranten und ihrer Familien als Sicherheitspro- 
blem, wie sie etwa dem bereits erwähnten Kühn-Memorandum zugrundeliegt, ent- 
sprach zugleich eine wachsende Thematisierung der Lebenspraxis von Migranten 
als Kulturproblem. Dies lag insofern nahe, als mit dem Prozeß der Niederlassung 
der Migranten und dem Erreichen der Grenzen der Verdrängungspolitik keine Po- 
litik der Gleichstellung als Anerkennung dieser Prozesse entwickelt, sondern »das 
Ausländerproblem« zu wesentlichen Teilen dem Erziehungssystem überantwortet 
wurde (vgl. Radtke 1984). Während man davon ausging, daß die sog. Erste Gene- 
ration ohnehin nicht integrierbar sei, sollte es Aufgabe der Schulen sowie zahlrei- 
cher pädagogischer Maßnahmen sein, die Integration der Zweiten und Dritten Ge- 
neration zu gewährleisten. Aus dem Blickwinkel der pädagogischen Institutionen 
aber ist die Thematisierung der kulturellen Ausstattung der Migrantenkinder und 
ihrer Familien geradezu zwangsläufig: Erziehung, d. h. absichtsvolle Sozialisa- 
tion, richtet sich hier auf die Veränderung von Persönlichkeitsmerkmalen, die als 
Ergebnis einer vorgängigen kulturspezifischen Sozialisation verstanden werden. 
Beansprucht Pädagogik Integration bewirken zu Können, hat sie dazu keine Alter- 
native, da strukturelle Mechanismen außerhalb ihrer Reichweite liegen.Von den 
Mitteln her gedacht (Weick 1985) bleibt folglich organisierter Erziehung nicht 
viel anderes übrig, als Personenänderung als Ziel anzustreben - Integration, inter- 
kulturelle Erziehung, leben und lernen miteinander u.ä. lauten die einschlägigen 
Formeln - und dieses Ziel als vermeintlich adäquate Möglichkeiten der Problem- 
bearbeitung, zu praktizieren. In diesem Zusammenhang kann man von einem 
»pädagogisch induzierten Kulturalismus« (Radtke 1991) sprechen, der die Praxis 
der Institutionen, die für die Bearbeitung des Migrationsproblems zuständig sind 
(Ausländerbehörden, Schulen, Jugendzentren, Jugendgerichtshilfen, Gerichte, So- 
zialverwaltungen etc.), seit Anfang der 80er Jahre durchzieht. 

Will man nun genauer die Prozesse der Selbstethnisierung von Zuwanderergrup- 
pen verstehen, so sind diese von Anfang bestimmt durch ihr Verhältnis zu der Art 
und Weise, in der sie von anderen als Gruppen gefaßt werden. Sie setzen sich mit 
den ethnisierenden Zuschreibungen auseinander, mit denen sie konfrontiert wer- 
den. Dies wird aber erst deutlich, wenn unterschieden wird zwischen den kul- 
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turellen Formen der Gestaltung einer Lebenspraxis und einem ethnisierenden 
Verhältnis, das dazu eingegangen werden kann: Zweifelsohne lassen sich etwa in 
der Lebenspraxis von Arbeitsmigranten und ihren Kindern eine Reihe von Formen 
identifizieren, die den Traditionen ihrer Herkunftsregionen entstammen. Mit der 
Feststellung eines solchen Bezugspunktes ist aber die Bedeutung solcher Formen, 
in denen die Migrationsbedingungen in der Bundesrepublik gelebt werden, noch 
nicht verstanden. So setzen z. B. Gruppen von türkischen Migrantenjugendlichen 
nicht einfach die Tradition ihrer Väter fort, wenn sie sich und andere in Konzepten 
der Ehre und des Ansehens beobachten und beschreiben (vgl. Schiffauer 1983). 
Sie handhaben damit vielmehr die Bedingungen der Einwanderungsgesellschaft 
einschließlich der Zumutungen einer Ausländerpädagogik, die ihnen z. B. in 
Maßnahmen der schulischen und beruflichen Qualifizierung Disziplin für leere 
Karriereversprechen abverlangt, aber auch die Zugehörigkeit zu den z.T. demora- 
lisierten Lebenszusammenhänge solcher sozial benachteiligter Gruppen, die 
(außer der Staatsangehörigkeit) die Lebensbedingungen der Migranten teilen (vgl. 
Bommes 1990). In diesem Sinne ist die kulturelle Praxis von Arbeitsmigranten 
zunächst zu beschreiben als eine Form der Handhabung ihrer Lebensbedingungen, 
sie artikuliert diese und ist nicht die bewußtlose Fortsetzung von Tradition oder 
einmal Gelerntem. 

Weder für die Beteiligten noch für Außenstehende einer solchen Praxis besteht 
eine zwingende Notwendigkeit, ein ethnisches Verhältnis dazu einzugehen. Weder 
muß ein Migrant sich und seine Praxis als türkisch identifizieren, noch besteht die 
Notwendigkeit, Differenzen von außen als ethnische zu beschreiben. Gleichwohl 
läßt sich ein gesellschaftlich bereits als ethnisch definiertes und damit aufgeteiltes 
Feld nicht einfach und beliebig neu aufteilen. Von Migranten wird eine ethnisie- 
rende Selbstinterpretation alltäglich erwartet. Das wird z. B. dann deutlich, wenn 
sich Migranten stereotyp mit Fragen nach ihrer Herkunft sowie mit einschlägigen 
Unterstellungen hinsichtlich ihrer Gewohnheiten, Vorlieben u.ä. konfrontiert se- 
hen. Umgekehrt läßt sich aber beobachten, daß sie sich spiegelbildlich dazu als 
kulturelle Experten ihrer Lebensverhältnisse und ihrer Herkunftsländer stilisieren. 
Wie man das »Leben zwischen zwei Kulturen«, »bikulturelle Identität« hineinge- 
sprochen hat, so schallt heute die Forderung nach dem Recht auf eine »eigene 
kulturelle Identität« heraus. Jugendliche machen sich in Auseinandersetzung mit 
Lehrern, Pädagogen, Sozialarbeitern und Richtern die kulturalistische Perspektive 
ihres Gegenübers zu eigen und beschreiben sich und ihre Verhältnisse als Kultur- 
problem, das vom Gegenüber zu verstehen und zu tolerieren ist (vgl. Bommes 
1989, 1990a). Jugendgruppen beginnen, sich als türkische Jugendliche zu stilisie- 
ren, abzugrenzen und Zutrittschancen an ethnische Zugehörigkeit zu binden. Stets 
sind dabei aber Kulturen als ethnisch bzw. national unterschiedene gefaßt. 

In diesem Sinne besteht der Gebrauchswert solcher kulturalistischer Selbstethni- 
sierung zunächst einmal darin, daß dem Gegenüber einiges abverlangt werden 
kann. Pädagogen, die an ihre eihnisierenden Beschreibungen glauben, werden 
sprachlos angesichts der spiegelbildlichen Selbstinszenierung im »Leben zwi- 
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schen zwei Kulturen«, politische Versammlungen verstummen angesichts der 
Identitätsbekenntnisse von sich politisch artikulierenden Migranten. 

Aber über solchen unmittelbaren Gebrauchswert hinaus ist die Selbstethnisierung 
von Migranten auch im Kontext der sozialen Alternativlosigkeit des ethnisieren- 
den Kulturalismus zu verstehen. Migranten sind nicht nur vom politischen Wahl- 
recht ausgeschlossen, sondern auch weitestgehend vom materialen Willensbil- 
dungsprozeß. Der hoffungslosen Überfrachtung von Ersatzangeboten wie Auslän- 
derbeiräten steht ein faktischer Ausschluß aus der politischen Öffentlichkeit ge- 
genüber. Diese inszeniert Zuwanderung als Kultur(konflikt)frage und verständigt 
sich in diese Weise über die Migranten. Die verweigerte Selbstverständlichung 
der Anwesenheit von Migranten in der BRD drückt sich nicht zuletzt darin aus, 
daß es keine alltägliche und gelassene Präsenz von Migranten im Fernsehen und 
Rundfunk und keinen entwickelten Zeitungs- und Buchmarkt gibt. 

Formen der Handhabung des Lebens im Umgang miteinander und mit den Bedin- 
gungen der Migrationsgesellschaft werden praktisch gelernt und je nach Ablauf 
der Biographie ist man mit den verschiedensten Brüchen, Wandlungen und hete- 
rogenen Anforderungen konfrontiert. Vor dem Hintergrund der skizzierten Ver- 
weigerung suchen Migranten in einem spannungsgeladenen, ethnisch eingeteilten 
Feld (in Organisationen wie religiösen Schulen und Gemeinden, Kirchen oder 
Moscheen, im Ausleihen von Videos und Kassetten, in politischen Parteien) oft 
nach dem Vorbild des Herkunftslandes oder versuchen in Vereinen ihr Verhältnis 
zur sozialen Praxis in der BRD zu finden und zu organisieren. Und in Aufnahme 
und Rückgabe der Zuschreibungen wird die Selbstorganisation in religiösen® oder 
politischen Formen national aufgeladen und zum Essential der Selbstverortung. 
Wie zentral solche Versuche, ein Verhältnis zur eigenen Praxis zu finden und in 
diesem Sinne Identität zu ermöglichen, auch für Gruppen von türkischen Jugend- 
lichen der sog. Zweiten und Dritten Generation sein Können, zeigt sich in Grup- 
penauseinandersetzungen, in denen man sich gegenüber den Betreuern als 
»türkische Jugendliche« im Sinne des Kulturalismus inszeniert, ernsthafte Strei- 
tigkeiten aber durch Sprachwechsel abschottet und in einem religiösen Diskurs 
austrägt, in dem es bei der Auseinandersetzung um rituelle Reinheit, um Essens- 
verbote, um Sexualpraktiken etc. immer auch darum geht, wie man es mit den an- 
deren, »den Deutschen« hält. Dieser Rückgriff aber ist erst zu verstehen vor dem 
Hintergrund der skizzierten Verweigerung und den Zumutungen des kulturalisti- 
schen Diskurses insbesondere in der Sozialpädagogik (Bommes 1990a). Der reli- 
giöse Diskurs in seiner Abschottung wie auch in seinen schillernden Facetten er- 
weist sich als flexibel genug, unterschiedliche Erfahrungen zu artikulieren. In die- 
ser Form der Rede über Sünde und Erlaubtes, Reines und Unreines, Zwang und 
Freiheit wird aber auch eine Auseinandersetzung möglich, in der nicht von An- 


8 Dabei wird im übrigen häufig übersehen, daß die Angebote des Islam etwas für das Leben in der 
BRD zu bieten haben. Es handelt sich meist nicht um eine schlichte Relslamisierung, sondern um 
eine Methodisierung der Lebensführung in unübersichtlichen Verhälinissen, die wesentlich auch 
auf die erfahrene besserwisserische Verweigerung reagiert (vgl. Schiffauer 1984). 
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fang an unterstellt ist, daß alles ein »Ausländerproblem« und insbesondere eines 
»der Türken« ist. 

In diesem Sinne ist die kulturelle Praxis von Migranten sowie das ethnische Ver- 
hältnis, das sie dazu eingehen, als Handhabung der Lebensbedingungen in der 
BRD zu entschlüsseln. Sie erlaubt in Bearbeitung der Zuschreibungen des kul- 
turalistischen Diskurses eine lebbare Selbstverortung. In ihren unterschiedlichen 
Ausprägungen von der harmonisierenden Selbstfolklorisierung bis zum militanten 
Fundamentalismus reproduziert sie jedoch die Einteilung sozialer Felder entlang 
ethnischer Grenzziehungen und bestätigt so die Ethnisierung der Verhältnisse in 
der BRD durch die Vorführung ihrer Andersartigkeit. Damit ist auch ein Bezugs- 
punkt jener Prozesse etabliert, die im Folgenden als Selbst-Etnisierung der Deut- 
schen beschrieben werden. 


Nationale Identität, Migration und die Selbst-Ethnisierung der Deutschen 


Die Selbst-Ethnisierung sozialer Gruppen etabliert den Mythos einer auf gemein- 
samer kultureller Herkunft beruhenden basalen Homogenität, offeriert den Zuge- 
hörigen ein »kollektiv-ideologisches Gut« (Klönne 1990, 73), das ein Versprechen 
der Gleichheit und unauflöslichen Zugehörigkeit beinhaltet. Damit wird sowohl 
wechselseitige Identifikation wie externe Ausgrenzung ermöglicht, als auch ein 
Verzicht auf interne Diskriminierung erklärt. Für Nationalstaaten war der Versuch 
der Etablierung einer nationalen kulturellen Identität immer schon ein problemati- 
scher Konstruktionsakt, der eine Gemeinsamkeit der Staatsbürger herzustellen be- 
ansprucht, in der die bestehende ökonomische, politische und kulturelle Heteroge- 
nität der Einwohner aufgehoben ist. Nationalstaaten, die sich als Körperschaften 
inszenieren, die auf dem Zusammenschluß der Angehörigen einer in gemeinsamer 
kultureller Herkunft begründeten Gemeinschaft beruhen, naturalisieren auf diesem 
Wege die Existenz historisch entstandener Herrschaftsverbände, statten sie aus 
mit einer unhintergehbaren Existenzberechtigung. 

Im Gegensatz sowohl zu universalistischen Postulaten der frühbürgerlichen Sozi- 
alphilosophie, die den Menschen zum Vernunftwesen, Mitglied der Menschheit 
und Weltbürger erklärt, als auch zur fortgeschrittenen Internationalisierung von 
Ökonomie, Politik und Kultur konstituiert Nationalismus ein Deutungsmuster, für 
das gegeneinander abgrenzbare »Gemeinschaften«, als die sich nationalstaatliche 
Gesellschaften darstellen, die quasi natürliche Organisationsform menschlicher 
Vergeselischaftung sind. Der in der Entstehungszeit des italienischen National- 
staates 1861 formulierte Satz »Wir haben Italien geschaffen, nun müssen wir Ita- 
liener schaffen« (zit. nach Alter 1985, 28) bringt das damit verbundene Problem 
auf eine klassisch zu nennende Formulierung. Nationale Identität muß hergestellt 
und reproduziert werden, diese Homogenisierungsarbeit muß aber so inszeniert 
werden, daß sie als Zuordnung zu einem immer schon Gegebenen erscheint, wenn 
der Nationalstaatlichkeit die Eigenschaft der natürlichen Selbstverständlichkeit 
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verliehen werden soll. 

Nationale Identifikation ist auch eine Grundlage der Legitimation nationalstaatli- 
cher Herrschaftsausübung. Politische Machteliten können Zustimmungsfähigkeit 
für ihre Entscheidungen beanspruchen, wenn sie diese erfolgreich als Realisierung 
nationaler Interessen inszenieren können. Sie ist zugleich - in sozial ungleichen 
Gesellschaften - prinzipiell prekär. Beruhen, wie Max Weber behauptet (1972, 
515) die »dauernden Gefühlsgrundlagen« des Nationalbewußtseins auf »gemein- 
same(n) politischen Schicksalen«, so wird diese Gemeinsamkeit durch die Erfah- 
rung realer Ungleichheit innerhalb der Nationen in Frage gestellt. Es bedarf somit 
dauernder Konstruktionsakte,- um die Homogenität der Nation als ein die Ver- 
schiedenheit sozialer Gruppen übergreifendes Moment plausibel zu machen. Sol- 
che Konstruktionsakte beziehen sich zum einen auf außer- wie innerstaatliche 
Feinderklärungen, die nationale Identität als negative, auf der Abgrenzung gegen 
Andere beruhende, konstituieren. Zum anderen sind es Akte, in denen Nationalität 
positiv inszeniert und damit ihre Existenz demonstriert wird. Die Einbindung in 
nationale Identitätsformen ist - herrschaftssoziologisch betrachtet - zum Einen 
funktional für nationale Politikeliten, die sich - trotz einer fortgeschrittenen Inter- 
nationalisierung von Ökonomie und Politik, die die nationale Souveränität de 
facto längst in Frage gestellt hat - als souveräne politische Akteure darzustellen 
versuchen und damit Gestaltungsmächtigkeit für die Lebenswirklichkeit der 
Staatsbürger beansprucht. Gelingende Verpflichtung auf die Nation ist zudem ein 
Modus der Integration von Staatsbürgern in einen Herrschaftszusammenhang, der 
über die Herstellung einer zweckrationalen und damit aufkündbaren Interessen- 
und Vertragsgemeinschaft hinauszugehen zielt. 

In einer ökonomisch wie politisch weitgehend internationalisierten Gesellschaft 
wie der Bundesrepublik finden sich seit Anfang der 80er Jahre verstärkt nationale 
und nationalstaatliche Identifikationsangebote, die gegenwärtig als »eigentümlich 
artifizieller, von strategischen Eliten ins Leben gerufener und taktisch eingesetzter 
Nationalismus« (Offe 1990) erscheinen, der zur Legitimation von Herrschaftsaus- 
übung eingesetzt wird. Über die Deklaration der »Gastarbeiter« zu Fremden, die 
von den Möglichkeiten der politischen Beteiligung ebenso ausgeschlossen bleiben 
wie von Ansprüchen auf sozialstaatliche Versorgung, wird versucht, nationale 
Zugehörigkeit zum privilegiensichernden Faktum zu erklären. Die Tatsache, ein 
Deutscher zu sein, kann so zunächst unideologisch attraktiv gemacht werden, in- 
dem auf ihren Gebrauchswert verwiesen wird, Zugang zu den Garantien der sozi- 
alstaatlichen Sicherung und der politischen Mitbestimmung zu ermöglichen. Da- 
neben wird: - insbesondere in neokonservativen Strategien - Nationalität auch 
ideologisch als bedeutungstragender Identifikationspol beansprucht. Damit wird 
versucht, eine technokratische Modernisierung gesellschafilicher Strukturen mit 
einem kulturellen Konservatismus zu verbinden, der sich die Angst vor komplexer 
und damit undurchschaubarer werdenden Verhältnissen (immerhin 50% der Bun- 
desbürger halten die Politik für zu kompliziert, um sie verstehen zu können; 
Spiegel 1991, 39), das Bedürfnis nach Stabilität in einer dynamischen Umbruchs- 
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situation und die Abwehr gegenüber den damit verbundenen Lernzumutungen 
strategisch zunutze macht. Es wird versucht, Tradition zum gereinigten Bezugs- 
punkt nationaler Identitifikation werden zu lassen, indem einerseits durch eine 
Reinterpretation des Faschismus und eine abschließende Vergangenheitsbewälti- 
gung Geschichte »entsorgt«, vom historischen Ballast unbewältigbarer Schuld 
entlastet wird; hierfür steht exemplarisch der sog. Historikerstreit. Andererseits 
beabsichtigt die Rede von der deutschen Kulturnation, die »Entkoppelung einer 
gemeinsamen kulturellen Identität von Gesellschaftsform und Staatsform« (Ha- 
bermas 1987, 168) zu erreichen, so daß nationale Identifikation in einer Weise 
möglich wird, die von einer kritischen Auseinandersetzung mit der Realgeschichte 
des deutschen Nationalismus ebenso absehen kann wie von der Spaltung der 
»deutschen Nation« in durchaus differente politische Schicksalsgemeinschaften. 
Der in den 80er Jahren in Gang gekommene Diskurs über die nationale Identität 
der Deutschen bleibt in seinen Wirkungen jedoch nicht darauf begrenzt, Legiti- 
mationsbeschaffung für neokonservative Politikstrategien zu ermöglichen. Gegen 
eine sich parteipolitisch mit anfänglich spektakulären Erfolgen etablierende neue 
Rechte, die nationale Interessen offensiv und aggressiv zum Bezugspunkt ihrer 
Politik macht, muß Abgrenzung hergestellt werden, was auf dem Hintergrund ei- 
ner - wie immer auch strategisch intendierten - Einführung nationaler Argumenta- 
tionsfiguren in die politische Kultur zu eigentümlichen Schwierigkeiten führt. 
Wenn etwa der Parlamentarische Staatssekretär des Bundesinnenministers erklärte 
»Wir sind jedoch kein Einwanderungsland. ... . Bei uns kann kein Platz sein für 
eine multikulturelle Gesellschaft. Weder die geographischen noch die ethnischen 
Voraussetzungen sind dafür in irgendeiner Weise gegeben. Wir wollen ein Land 
bleiben, das dem deutschen Volk eine Heimstatt bietet« (BMI, 10. 2. 1989), dann 
wurden solche Abgrenzungsprobleme offensichtlich und in der Folge personalpo- 
litisch durch Versetzung »gelöst«. Sie verloren ihre Aktualität zunächst durch das 
Scheitern der Republikaner in den Wahlen des Jahres 1990. 

Ein weiterer unbeabsichtigter und paradoxer Effekt nationalstaatlicher Ausgren- 
zungsdiskurse zeigt sich im Umgang mit der anwachsenden Migration von Aus- 
und Übersiedlern: Die Einwanderung der Aus- und Übersiedler im Jahr 1989 - die 
nach den verfügbaren Daten auch im Jahr 1990 anhält - ist quantitativ betrachtet 
der bedeutenste Immigrationschub in der Geschichte der Bundesrepublik: Ca. 
840 000 Zuwandererer führen zu einem Bevölkerungswachstum von 1 Prozent, 
während die Zuwanderung von sog. Gastarbeitern auch vor dem Anwerbestopp 
200 000 pro Jahr nicht überschreitet. Damit beträgt die Immigrationsquote der 
Bundesrepublik im Jahr 1990 das vierfache des klassischen Einwanderungslandes 
USA (Felderer 1990). De facto hat diese Einwanderungswelle bereits zu erhebli- 
chen Problemen, insbesondere auf dem Wohnungsmarkt, geführt. Auch auf dem 
Arbeitsmarkt stellen qualifizierte Facharbeiter aus den neuen Bundesländern eher 
eine bedrohliche Konkurrenz dar als sog. Ausländer, die in der Regel als gering 
qualifizierte Arbeitskräfte gelten. Auf der Grundlage eines instrumentellen Kal- 
küls der westdeutschen Bevölkerung wäre also eine Ablehnung dieser Binnenmi- 
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gration zu erwarten gewesen. 

Aus- und Übersiedlung stellen aber auf dem Hintergrund eines ethnisch - als 
»nationalgeprägte Kulturgemeinschaft« (Richtlinien zum BVFG, zit. nach Otto 
1990) - verstandenen deutschen Volkes die Zusammenführung des Zusammenge- 
hörigen dar, einen naturwüchsigen Prozeß der Wieder-Vereinigung des künstlich 
getrennten. Die auch nach dem Fall der Mauer anhaltende Binnenmigration kann 
somit von der Zuwanderung von Nicht-Deutschen prinzipiell unterschieden wer- 
den. Wurden Asylbewerber als eine bedrohlich erscheinende Einwanderungswelle 
wahrgenommen, deren Regulation nach Kriterien ökonomischer Zweckrationalität 
diskutiert werden darf, so verbietet sich eine solche Argumentation gegenüber 
dem naturhaft konzipierten Prozeß der Binnenmigration als Zusammenfindung der 
Gemeinschaft der Deutschen: Die Formel »Wir sind ein Volk«, die im Zusam- 
menhang der Leipziger Demonstrationen einen quasi naturrechtlich gefaßten An- 
spruch auf Teilhabe an den demokratischen, ökonomischen und sozialstaatlichen 
Strukturen der BRD zum Ausdruck brachte, ist auf der Grundlage des Selbstver- 
ständnisses der BRD, staatlicher Repräsentant einer Kulturgemeinschaft zu sein, 
ebensowenig widerlegbar wie der Anspruch von Aussiedlern auf Einwanderung. 
Eine politische Regulation der (Binnen-)Migration im Sinne von (Ein-)Wande- 
rungsbegrenzungen ist folglich bisher nicht möglich gewesen. Die politischen 
Eliten mußten bzw. müssen sich auf Legitimationsbeschaffung für einen Prozeß 
beschränken, über den sie de facto nicht verfügen, als dessen souveräne Akteure 
darzustellen ihnen jedoch gleichwohl abverlangt wird: Beim gegenwärtigen 
Kenntnisstand kann angenommen werden, daß nach dem Fall der Mauer und auf- 
grund der internen ökonomischen Krise der DDR eine deutsch-deutsche Vereini- 
gung nur zu verhindern gewesen wäre, wenn den Bürgern der DDR die deutsche 
Staatsbürgerschaft und damit das Recht auf Freizügigkeit entzogen worden wäre. 
Dies hätte aber einen Bruch mit den Grundlagen der immer wieder postulierten 
nationalen Identität der Deutschen bedeutet, deren empirische Grundlage im Sinne 
eines Gemeinschaftsgefühls der Deutschen zwar - v. a. bezüglich der Aussiedler - 
fraglich ist, aber nicht in Frage gestellt werden kann, ohne insgesamt den Begrün- 
dungshaushalt einer Einwanderungspolitik zur Disposition zu stellen, für den die 
Unterscheidung von Deutschen und Nicht-Deutschen konstitutiv ist, 

Die in repräsentativen Meinungsumfragen erhobene Einstellung der Bevölkerung 
zur Einwanderung sog. deutschstämmiger Aussiedler entspricht der zur Aufnahme 
politischer Asylbewerber: 35 bzw. 39 % der Befragten sprechen sich dafür aus, 
die Zahl der Einwanderer stark zu senken, nur 15 bzw. 25 % plädieren dafür, alle 
aufzunehmen (Spiegel 1991, 49). Die Inszenierung von Einwanderung als Zu- 
sammenführung der Deutschen stößt also bei der westdeutschen Bevölkerung kei- 
neswegs auf ungeteilte Zustimmung. Ablehnung, die die Grundannahmen des 
Diskurses über nationale Identität akzeptiert, kann sich aber nur als egoistisches 
zweckrationales Kalkül artikulieren, nicht aber durch als legitim geltende ethni- 
sche Zugehörigkeitskriterien zur politischen und kulturellen Gemeinschaft der 
Deutschen begründet werden. 
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Die Bundesregierung hat - wie vermutet werden kann - aus guten Gründen auf 
eine plebiszitäre Legitimation der sog. Wiedervereinigung sowie der Einwande- 
rungsberechtigung für Aussiedler verzichtet: Auch die DDR wurde zumindest von 
erheblichen Teilen der jüngeren Generation als Ausland empfunden (Hahn 1990). 
Legitimationsbeschaffung bediente sich der Proklamation eines Nationalismus der 
deutschen Kultur- und Schicksalsgemeinschaft, der sich auf eine ethnische Inter- 
pretation des Grundgesetzes beruft. In der Veröffentlichung des Presse- und In- 
formationsamtes der Bundesregierung zum Einigungsvertrag (Politik Nr. 6., Sep- 
temper/Oktober 1990) wird dies im Detail deutlich: Ihren Auftrag zum vertragli- 
chen Vollzug des »Beitritt(s) der DDR zur Bundesrepublik« deklariert die Bun- 
desregierung als Erfüllung eines »Traums«, der in der Präambel des Grundgeset- 
zes formuliert, bei den Demonstrationen in Leipzig öffentlich artikuliert und durch 
die Volkskammerwahlen »amtlich« geworden sei. Ermöglicht werde so, daß »die 
Menschen im vereinten Deutschland tatsächlich wieder zueinander finden«, die 
Gemeinschaft der Deutschen, die sie immer schon waren, nun auch realisieren 
können. Gegenüber einem ökonomischen Kalkül, das - so z. B. das DIW 1989 - 
die Aus- und Übersiedlung als Zuwanderung von qualifizierten Arbeitskräften be- 
grüßt, ohne sich zu den unerwünschten Nebenfolgen, z. B. auf dem Wohnungs- 
markt, verhalten zu müssen, wird in den Stellungnahmen der Volksparteien auf 
eine Rechtfertigung rekurriert, die eine Diskussion über die ökonomischen und 
sozialen Folgen nicht zuläßt: Wenn zusammenwächst, was natürlich zusammen- 
gehört, wenn ein Traum in Erfüllung geht und Menschen zusammenfinden, die 
gewaltsam getrennt waren, also in Kategorien von Natur und Moral gedacht wird, 
verbietet sich cine zweckrationale Abwägung auf der Basis eines pragmatischen 
Nutzenkalküls. Der Widerspruch, daß gerade eine solche Kalkulation für die Ver- 
schärfung des Ausländer- und Asylrechts, die Regelung der Einwanderung sog. 
Ausländer, die sich quantitativ betrachtet als wesentlich unproblematischer dar- 
stellt, Argumentationsgrundlage ist, kann nur latent gehalten werden, wenn eine 
ethnozentrische Sichtweise zugrundegelegt wird. Auf einer solchen Grundlagen 
ist es konsistent, dic Interessen »der Deutschen« instrumentell gegen Ansprüche 
von politisch Verfolgten und Armutsflüchtlingen abzuwägen, während gleichzei- 
tig Interessengegensätze innerhalb der als Deutsche anerkannten nicht durch Ab- 
und Ausgrenzungsstratcgien bearbeitet werden dürfen. 

Die Selbst-Ethnisierung der Deutschen ist also in einem dreifachen Sinne funktio- 
nal: für die Bürger der chemaligen und neuen Bundesrepublik als Versprechen des 
Privilegs, an ökonomischem Wachstum und sozialstaatlichen Sicherungen teilha- 
ben zu dürfen, ohne der Konkurrenz durch internationalisierte Arbeitsmärkte aus- 
gesetzt zu werden; für die Gruppe der Aus- und Übersiedler als Legitimation für 
Ihre Zuwanderungsinteressen, die nicht mit zustimmungsfähigen Gründen in 
Frage gestellt werden können; für die Strategien der politischen Machteliten, die 
sich im Prozeß der Umstrukturierung der politischen Verhältnisse als Akteure der 
Zusammenfindung der Deutschen inszenieren können. 

Offensichtlich also eignet sich die Konstruktion der nationalen Identität bislang 
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als Kompromißformel für divergente Interessen. Ihr Preis ist eine diskriminie- 
rende Ausländerpolitik, die auch ökonomisch dysfunktional ist, den Interessen der 
fortgeschrittenen Kapitalfraktionen widerspricht (Radtke 1990). Ihre Tragfähig- 
keit ist wohl aber weniger in Frage gestellt durch die politische Artikulation eines 
Multikulturalismus der Linken, als durch den de facto sich vollziehenden Funkti- 
onsverlust nationaler Politik im Zuge der europäischen Integration, die voraus- 
sichtlich durch zu erwartende Beitritts- und Assozierungsabkommen die Möglich- 
keiten einer Verhinderung von Migration einschneidend begrenzen wird. Der 
nunmehr beginnenden Abschottung der EG nach Osten und Süden fehlt bislang 
noch eine ideologische Legitimation. Die Frage, wie eine kollektive Identität des 
Europäers geschafffen werden kann, ist noch ungelöst. 
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John Holloway 
Geschichte, Klassen und »offener« Marxismus. Anmer- 
kungen zu Heide Gerstenberger »Die subjektlose Gewalt« 


Nie zuvor war marxistische Theorie so dringend erforderlich und gleichzeitig in 
einem solch hohen Maße diskreditiert wie heutzutage. Erforderlich ist sie, weil der 
zunehmend terroristische Charakter kapitalistischer Herrschaft danach schreit, den 
Widerstand zu stärken und ihm theoretisch zuzuarbeiten; diskreditiert ist sie 
sowohl aufgrund der abstoßenden Geschichte und des Zusammenbruchs jener 
Staaten, die aus »Marxismus« eine staatlich sanktionierte Theorie gemacht haben, 
als auch aufgrund der Akademisierung des Marxismus, die sich im Westen seit 
Ende der sechziger Jahre verbreitete und marxistische Theorie für die Kämpfe op- 
positioneller Bewegungen völlig bedeutungslos gemacht hat. 

Eben deshalb ist es heute dringend geboten, darauf hinzuweisen, daß es sich beim 
Marxismus um eine Theorie des sozialen Kampfes handelt, und das heißt 
zugleich, daß dies eine Theorie ist, welche die Richtung gesellschaftlicher Ent- 
wicklung als eine nicht-determinierte, also »offene« konzipiert. Marxismus als die 
Theoretisierung sozialer Auseinandersetzungen zu begreifen heißt, marxistische 
Kategorien als »offene« zu entwickeln, als Kategorien also, welche die Nicht-De- 
terminiertheit des Sozialen theoretisch fassen. In Anlehnung an den Titel zweier 
kürzlich von Bonefeld, Gunn und Psychopedis edierten Bände! und an eine frü- 
here Formulierung Agnolis (1980): Es kommt darauf an, Marxismus als »offenen 
Marxismus« zu konzipieren. 

Dafür ist zunächst einmal die Kritik des »geschlossenen Marxismus« erforderlich, 
eine Kritik all jener Richtungen marzistischer Theorietradition also, die unterstel- 
len, gesellschaftliche Entwicklungen folgten irgendeinem vorausbestimmten Mu- 
ster wie etwa demjenigen des Übergangs von einer Produktionsweise zur anderen 
oder - in der modischeren Terminologie der Regulationstheorie - von einer Regu- 
lationsweise zur anderen, und zwar unabhängig davon, ob derartige Entwick- 
lungsmodelle in den traditionellen Termini »historischer Notwendigkeit« oder in 
der heute eher im Trend liegenden postmodernen, poststrukturalen Rede von den 
»unausweichlichen Verläufen zu Tendenz und Richtung, die durch die Wirklich- 
keit der Welt gesetzt werden« (Hall, 1985, 15) gefaßt sind. Es gibt eine lange, 
verdummende und zeitweise auch mörderische Tradition des »geschlossenen 
Marxismus«. Mit seinen simplifizierenden Klassifizierungen erstickt er nicht nur 
die Vergangenheit, sondern auch die Zukunft. Diese Art des Marxismus hat 
vielerlei Ausprägungen erfahren. Sie reichen vom Determinismus der Zweiten und 
der Dritten Internationale bis zu den neueren Ausprägungen in Form des Struktu- 


1 Die beiden Bände, die 1991 erscheinen werden, enthalten auch einen Aufsatz von Heide Gersten- 
berger, in dem sie einige zentrale Thesen ihres Buches erläutert. 
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der Dritten Internationale bis zu den neueren Ausprägungen in Form des Struktu- 
ralismus, der marxistischen Handlungstheorie, der Regulationstheorie oder des 
kritischen Realismus. Was all diese Konzepte verbindet, ist eine teleologische, 
funktionalistische und deterministische Auffassung des historischen Prozesses, die 
dazu führt, daß die Möglichkeiten zukünftiger Entwicklung als limitierte begriffen 
werden (Bonefeld, Gunn, Psychopedis 1991; Bonefeld, Holloway 1991). Derar- 
tige Konzeptionen sind nicht erst in neuester Zeit entwickelt worden. Allerdings 
konnte der Determinismus des traditionellen »orthodoxen« Marxismus mit der 
Partei über einen deus ex machina (von einer dea kann kaum die Rede sein) ver- 
fügen, der den Wirkungen der objektiven Gesetze kapitalistischer Entwicklung 
entgegentreten konnte. Dagegen sind die neueren Theorien in der Regel nichts 
weiter als Theoretisierungen der kapitalistischen Reproduktion. Diese Sorte von 
Marxismus ist, wie schon Paul Mattick feststellte, »die letzte Zuflucht der Bour- 
geoisie«. Er produziert Lösungen für Probleme, die in nichtmarxistischen Theo- 
rien aufgeworfen wurden. 

Gunn, Bonefeld und Psychopedis haben darauf hingewiesen, daß nicht nur der 
»geschlossene« Marxismus eine lange Tradition aufweist, sondern daß es auch 
eine mindestens ebenso lange, untergründige Tradition des »offenen Marxismus« 
gibt (1991, S. 3). Ihr rechnen sie Rosa Luxemburg, den frühen Lukäcs, Korsch, 
Bloch, Adorno, Rubin, Pasukanis, Rosdolsky und Agnoli zu, von Marx selbst 
ganz zu schweigen. Die Kritik des Determinismus ist so alt wie der Marxismus 
selbst. Heutzutage allerdings, da die zermürbende Wirkung bürgerlicher Theorie 
weiterreicht als je zuvor, ist sie besonders dringlich. Zu dieser Kritik leistet das 
vor kurzem erschienene Buch von Heide Gerstenberger Die subjektlose Gewalt. 
Theorie der Entstehung bürgerlicher Staatsgewalt einen wichtigen Beitrag. 
Gerstenberger hat die Arbeit an diesem Buch im Jahre 1974 begonnen, zu einer 
Zeit somit, als die »Ableitungsdebatte« in Westdeutschland auf dem Höhepunkt 
war. Initiiert worden war diese Debatte durch die zuerst von Wolfgang Müller und 
Christel Neusüß (1970) mit großem Nachdruck vertretene These, daß das Wesen 
der Staatsgewalt in kapitalistischen Gesellschaften nur begriffen werden könne, 
wenn das Verhältnis zwischen Staat und Gesellschaft analysiert werde, oder viel- 
mehr, wenn die Besonderung des Staates (die Existenz des Staates als eine spezi- 
fische Form sozialer Beziehungen) aus der Gesamtstruktur kapitalistischer Ver- 
hältnisse »abgeleitet« werde. Wie der Terminus »Ableitung« deutlich macht, lag 
die Betonung auf der Herausarbeitung der logischen Beziehung zwischen dem 
Wesen kapitalistischer gesellschaftlicher Verhältnisse auf der einen sowie der 
Form und den Funktionen des Staates auf der anderen Seite. Den Beteiligten an 
dieser Debatte ist oft vorgeworfen worden, sie hätten eine »kapital-logische« 
Konzeption der Kapitalismusanalyse vertreten und damit (unzulässigerweise) un- 
terstellt, daß die Erfordernisse der »Logik des Kapitals« reale historische Ent- 
wicklungen ausmachten. Der Zusammenhang zwischen gesellschaftlichen Er- 
scheinungen sei von ihnen als ein logischer, nicht jedoch als ein sozialer gefaßt 
worden. Auf die meisten Beiträge zur damaligen Debatte treffen diese Vorwürfe 
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lich anders, dazu: Clark 1991) aber auch schon damals abweichende Stimmen. 
Die in dieser Hinsicht wichtigsten Beiträge kamen von Joachim Hirsch und Heide 
Gerstenberger. Auf unterschiedliche Weise wandten sich beide gegen die aus- 
schließliche Orientierung der Debatte auf Strukturlogik. Hirsch wies darauf hin, 
daß die Ableitung von Funktionen des Staates aus den Erfordernissen der Kapital- 
reproduktion die Gefahr der funktionalistischen Annahme in sich berge, der Staat 
entspreche diesen Erfordernissen, »was heißt, daß das zentrale Problem der 
Staatsanalyse, nämlich ob überhaupt und unter welchen Bedingungen der Staats- 
apparat bestimmte Funktionen wahrnehmen kann, und welche Konsequenzen dies 
hat, praktisch eskamotiert wird« (1973, S. 73 £.). Formanalyse, so Hirsch, kann 
nur einen allgemeinen Ansatz für die Analyse der Staatsfunktionen liefern, die 
tatsächliche Entwicklung des Staates sei dagegen nur durch historische Analyse zu 
erschließen. Allerdings wurde in Hirschs Arbeiten nie wirklich geklärt, in wel- 
chem Verhältnis Strukturlogik und Geschichte zueinander stehen. Vielfach hat es 
den Anschein, als ob er der Strukturlogik die Herstellung genereller Rahmenbe- 
dingungen der Entwicklung zuschreibe, so daß der Geschichte der Klassenkämpfe 
die Rolle zufiele, die konkreten Einzelheiten auszugestalten, was - genau genom- 
men - die Bedeutung von Klassenkämpfen derjenigen der strukturellen Logik ka- 
pitalistischer Entwicklung subsumiert: 

»(Es sind) immer noch das Kapital selbst und die von ihm »objektiv«, hinter dem Rücken der Akteure 
gesetzten Strukturen (...), welche entscheidende Bedingungen von Klassenkämpfen und Krisenprozes- 
sen setzen« (Hirsch/Roth 1986, S. 37). 

Hirschs Darstellung des »Post-Fordismus« ist pessimistischer als der blind-naive 
Optimismus vieler anderer Regulationstheoretiker, aber auch für ihn sind die 
Möglichkeiten zukünftiger Entwicklung theoretisch vorab begrenzt (für eine kriti- 
sche Diskussion vgl. Holloway/Picciotto 1978; Bonefeld 1987/1991; Holloway 
1988/1991). 

Gerstenbergers Einwand gegen die Ableitungsdebatte war radikaler. Sie stellte 
fest, daß das Desinteresse an Geschichte die an dieser Debatte Beteiligten dazu 
verleitete, aktuelle gesellschaftliche Bedingungen in Westdeutschland in die all- 
gemeine Theorie des Staates hineinzuprojizieren und vertrat die These, daß kon- 
krete historische Untersuchungen eine notwendige Vorbedingung für eine wirkli- 
che Theorie des Staates seien: »Erst nach einem - noch kaum begonnenen - um- 
fangreichen historischen Forschungsprozeß wird hierzu systematische Theoriebil- 
dung möglich sein« (1975, S. 20). Ihr neues Buch ist das Ergebnis dieses »um- 
fangreichen historischen Forschungsprozesses.« 

Es ist ein monumentales Werk, ein Ungeheuer von einem Buch: 530 Seiten und 
weitere 100 Seiten kommentierter Bibliographie, In gewisser Weise handelt es 
sich um mehrere Bücher in einem, denn die 400 Seiten des Hauptteils, auf denen 
die Verfasserin die Entwicklung vom Feudalismus zum »Ancien Rögime« und zur 
bürgerlichen Gesellschaft in England und Frankreich darstellt, sind in zwei Kapi- 
tel aufgeteilt, von denen jedes einer eigenständigen Monographie gleichkommt. 
Da sich die Darstellung gelegentlich auf einer Ebene sehr detallierter Konkretion 
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bewegt, wurde entschieden, jene Passagen, die sich an Leser(innen) mit beson- 
derem Interesse am historischen Material richten, durch einen (noch) kleineren 
Druck von jenen Passagen zu unterscheiden, die eher allgemeine theoretische In- 
teressen befriedigen. Es handelt sich bei dieser Arbeit jedoch weder ausschließlich 
noch in erster Linie um eine historische Darstellung des Übergangs vom Feuda- 
lismus zum Kapitalismus. Vielmehr geht es, wie im Untertitel angezeigt, um die 
theoretische Erfassung der Ursprünge moderner Staatsgewalt. Entsprechend ihrer 
1975 vorgetragenen Kritik basiert diese Theorie bei Gerstenberger jedoch auf ei- 
nem »umfangreichen historischen Forschungsprozeß«. Die zwei zentralen Kapitel 
sind durch theoretisch einführende und resumierende Kapitel sowie durch einen 
Vergleich der historischen Entwicklung in den beiden untersuchten Ländern er- 
gänzt. 

Was jetzt vorliegt, ist eine außerordentlich eindrucksvolle Arbeit. Die Reichweite 
der Analyse, das Maß an Konkretion und die Sorgfalt, mit der historische und 
theoretische Debatten bewertet und diskutiert werden, sind überwältigend. Beim 
Versuch, dieses Buch zu diskutieren, überkommt einen zuerst einmal das Gefühl 
völliger Inadäquanz. Monumental, detailliert und gut dokumentiert, wie dieses 
Buch ist, wäre vermutlich ein ganzes Team von Autoren notwendig, um es auch 
nur einigermaßen angemessen zu würdigen. Auf jeden Fall muß es besprochen 
und aus unterschiedlichen Blickwinkeln ausführlich diskutiert werden, und zwar 
nicht nur in Deutschland. Was ich hier vorlege, ist keine Rezension. Der Aufgabe 
wäre ich nicht gewachsen, Statt dessen will ich versuchen, auf einige der zentralen 
Fragen hinzuweisen, die durch Gerstenbergers Argumentation aufgeworfen wer- 
den. 

Ihre theoretische Argumentation richtet sich gegen Konzeptionen, die in marxisti- 
scher (und in nicht-marxistischer) Historiographie jenen Richtungen zuzurechnen 
sind, die ich als »geschlossene« gekennzeichnet habe. Sie richtet sich also gegen 
die Praxis, dem historischen Material die Vorstellung von einer Entwicklung, die 
stattfinden mußte, aufzuherrschen und damit zugleich auch gegen das struktur- 
funktionalistische Argument, was für den Fortbestand bestimmter gesellschaftli- 
cher Entwicklungen funktional gewesen sei, habe sich auch tatsächlich durchge- 
setzt. Für derartige Ansätze ist das Theorem der »bürgerlichen Revolution«, ver- 
standen als eine »historische Notwendigkeit«, als notwendiger Schritt beim Über- 
gang vom Feudalismus zum Kapitalismus, von zentraler Bedeutung. Üblicher- 
weise wird die bürgerliche Revolution als Folge einer Entwicklung des Kapitalis- 
mus in den Lücken feudaler Gesellschaften bis hin zu einem sich ständig verschär- 
fenden Konflikt zwischen aufsteigendem Bürgertum und Feudalaristokatie erklärt. 
Dieser Konflikt habe schließlich zur Revolution, zum Sieg des Bürgertums und 
zur Unterwerfung des Staates unter die Interessen des Kapitals geführt, wodurch 
der Übergang von der einen Produktionsweise zur anderen abgeschlossen worden 
sei. 

Gerstenberger entwickelt ihre Kritik an teleologischen und funktionalistischen Er- 
klärungsansätzen anhand einer Analyse der bürgerlichen Revolution in England 
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und Frankreich. Abweichend von herkömmlichen Interpretationen vertritt sie die 
These, es habe keinen direkten Übergang von Feudalismus zum Kapitalismus ge- 
geben. Sowohl in England als auch in Frankreich habe sich zunächst eine von bei- 
den verschiedene Epoche - Gerstenberger bezeichnet sie als »Ancien R&gime« - 
entwickelt und erst aus dieser sei der Übergang zum Kapitalismus möglich ge- 
worden. Das wichtigste Strukturmerkmal des »Ancien Regime« ist die Verallge- 
meinerung personaler Herrschaft. Feudalismus ist am ehesten als die Epoche zu 
charakterisieren, in der personale Herrschaft die Treue einzelner zu bestimmien 
Herren verlangte und in der Krieg eine wichtige Form der Aneignung war. Wach- 
sende Kosten personaler Herrschaft, verursacht durch Entwicklungen in der Praxis 
kriegerischer Auseinandersetzungen und in der nicht-bewaffneten Konkurrenz um 
Herrschaftsbesitz, habe dazu geführt, daß aus den feudalen Baronen allmählich 
Angehörige eines Standes wurden: Adlige. Als Adlige seien die Herren fortan an 
der verallgemeinerten Gewalt der Könige beteiligt gewesen. Ihre Position sei nun 
nicht mehr durch ihre eigenständige militärische Gewalt und auch nicht durch ih- 
ren Grundbesitz bestimmt gewesen, sondern durch die monarchische Sanktionie- 
rung ihrer Adelsvorrechte. Adlige hätten Priviliegien und Ämter zugeteilt erhalten 
und diese Privilegien und Ämter hätten oft einen bedeutenden Teil des von Adli- 
gen appropriierten Mehrprodukts ausgemacht. Die Basis der Aneignung sei also 
nicht mehr länger die einzelne personale Herrschaft, sondern die - auf die Person 
des Monarchen - verallgemeinerte personale Gewalt gewesen. Zwar sei der Mon- 
arch für die tatsächliche Praxis seiner Herrschaft auf die Mitwirkung des Adels 
angewiesen gewesen, doch sei die Struktur der Herrschaft trotz aller Verallgemei- 
nerung nach wie vor personal geblieben. Ebenso wie im Feudalismus habe es auch 
im »Ancien Regime« keine Trennung von Aneignung und Herrschaft und somit 
keine Besonderung von Ökonomie un Politik gegeben, weshalb es unzulässig sei, 
für diese Periode von der Existenz eines »Staates« auszugehen.? 

Der Adel war Gerstenberger zufolge keine Klasse, sondern ein Stand; die soziale 
Position der ihm Angehörenden sei durch königlich sanktionierte Privilegien defi- 
niert worden. Deshalb habe in bürgerlichen Revolutionen auch nicht eine Klasse 
(das Bürgertum) einer anderen (dem Adel) gegenübergestanden, vielmehr sei in 
diesen Revolutionen gegen Privilegien und gegen den begünstügten Zugang zur 
Beteiligung an zentralisierter Aneignung gekämpft worden. Es habe sich nicht um 
Auseinandersetzungen zwischen Klassen, sondern zwischen Ständen gehandelt. 
Zwar sei es durchaus um materielle Interessen gegangen, wenn Adlige um ihre 
Privilegien gebracht werden sollten, aber die Bürger (von denen viele Land beses- 
sen hätten) und die Adligen (von denen sich viele an der Entwicklung kapitalisti- 
scher Formen der Aneignung beteiligt hätten) seien nicht Angehörige unter- 
schiedlicher Klassen gewesen. Es habe sich um Auseinandersetzungen zwischen 
privilegierten und nicht-privilegierten Besitzer von Eigentum gehandelt. Ob die 
Revolutionierung der Gesellschaft auf friedliche Weise habe durchgesetzt werden 


2 Anmehreren Stellen ihrer Arbeit entwickelt Gerstenberger eine überzeugende und aufschlußreiche 
Kritik an Andersons Analyse des »absolutistischen Staates«. 
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können, sei nicht zuletzt durch die historisch jeweils spezifische Struktur der Pri- 
vilegien bedingt worden. Die englische Revolution des 17. Jahrhunderts war Ger- 
stenberger zufolge keine bürgerliche Revolution, sondern eine Neustrukturierung 
des »Ancien Regime«: Sie habe nicht die Entpersonalisierung der Herrschaft be- 
wirkt, sondern die Öffnung der Beteiligung an verallgemeinerter personaler 
Gewalt. Die eigentliche »bürgerliche Revolution«, also die Beseitigung der Adels- 
privilegien und damit die Entpersonalisierung von Herrschaft, die Trennung des 
Politischen (der Herrschaft) von der Ökonomie (der Aneignung) und damit die 
Konstitution des Staates sei im Verlauf des 18. und des 19, Jahrhunderts auf 
friedlichem Wege erfolgt. Einer der Gründe für die Möglichkeit dieses histori- 
schen Verlaufs habe in dem Umstand gelegen, daß es den führenden Schichten 
des Adels gelungen sei, ihre ökonomische Vorherrschaft zu erhalten, weshalb ihre 
Position durch die politischen Veränderungen nicht allzu sehr geschmälert worden 
sei. In Frankreich dagegen, wo die materielle Position des Adels in sehr viel höhe- 
rem Maße auf die Fortdauer des Systems der personalen Herrschaft und der Pri- 
vilegien angewiesen gewesen sei, hätten sich weniger günstige Bedingungen für 
graduelle Reformen entwickelt. Die Revolution, die 1789 ausbrach, sei deshalb 
dort gewaltsam verlaufen. In beiden Fällen sei jedoch nicht um die Vorherrschaft 
einer Klasse gekämpft worden, vielmehr habe es sich bei der bürgerlichen Revo- 
lution um einen Wechsel in der Form der Herrschaft gehandelt: Um die Entperso- 
nalisierung der Herrschaft und damit um die Konstitution des bürgerlichen Staa- 
tes, jener »subjektlosen Gewalt«, von welcher im Titel des Buches die Rede ist. 
Gerstenberger treibt ihre Kritik aber noch weiter. Ihrer Ansicht nach ist es nicht 
nur falsch, bürgerliche Revolutionen als Klassenkonflikte zu interpretieren, son- 
dern sie wendet sich auch insgesamt dagegen, die Dynamik vorkapitalistischer 
Gesellschaften auf Klassenkonflikte zurückzuführen. Für diese Gesellschaften von 
einer Dynamik des Klassenkonfliktes zu sprechen, hält sie ebensosehr für einen 
Anachronismus,? also für eine Zurückprojektion gegenwärtiger Strukturen in die 
Vergangenheit, wie die Rede von einem feudalen »Staat« oder einem »Staat« des 
»Ancien Regime«. Obwohl es in diesen Gesellschaften Klassenbeziehungen gege- 
ben habe, erklärten sie nicht deren Strukturdynamik. Zwar seien Bauernaufstände 
häufig und bedeutsam gewesen, aber strukturiert worden seien diese Gesellschaf- 
ten weder in erster Linie durch Auseinandersetzungen zwischen aufsteigendem 
Bürgertum und Adel noch zwischen Bauern und herrschenden Klassen. Vielmehr 
sei ihre Entwicklung vor allem aus der Konkurrenz zwischen den Angehörigen 
herrschender Stände um Hertschaftsbesitz erwachsen (Gerstenberger 1990, S. 507 
und passim; 1991). Für diese Gesellschaften ist Geschichte nach Gerstenberger 
also die Geschichte der Mächtigen. Wie sie eingangs erklärt: 


»Für unseren historischen Vergleich läßt sich die philosophische Frage nach der Bedeutung des Sub- 
jekts für den Evolutionsprozeß zunächst einmal auf die nüchterne Feststellung reduzieren, daß für die 
Entwicklung von Herrschaftsstrukturen im europäischen Mittelalter und in der frühen Neuzeit die 


3 _ Anmerkung der Übersetzerin: Im Englischen ist von »Anachronismus« die Rede, wenn heutige 
Strukiuren zurückprojiziert werden. 
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Strukturbedeutung der Lebenspraxis einzelner um so größer war, je umfangreicher deren personale 
Gewalt« (1990, 32). 

Daraus erkläre sich auch, so fügt sie hinzu, warum von Frauen in ihrer Untersu- 
chung nur selten die Rede sei. 

Diese Thesen sind anregend und irritierend zugleich. Gewiß muß der Angriff auf 
viele Clich@s des Marxismus und insbesondere auf die Vorstellung »historischer 
Notwendigkeit« begrüßt werden. Heutzutage ist deutlicher also je zuvor, daß es so 
etwas wie eine historische Notwendigkeit nicht gibt, insonderheit keine Notwen- 
digkeit des Übergangs zur kommunistischen Gesellschaft, auch läßt sich der in 
manchen Passagen des Marxschen Werkes (so etwa am Schluß des ersten Ab- 
schnitts im Kommunistischen Manifest oder im 7. Abschnitt des Kapitels über die 
ursprüngliche Akkumulation im 1. Band des Kapitals) triumphierend vorgetragene 
Determinismus, der in der marxistischen Historiographie so großen Widerhall ge- 
funden hat, kaum begründen, und politisch ist er alles andere als hilfreich. Mit 
dem Konzept der historischen Notwendigkeit wird den tatsächlichen Kämpfen 
von Menschen, ihren Niederlagen und ihren Siegen nicht nur wenig Achtung er- 
wiesen, es steht auch im Widerspruch zum Konzept der subjektiven Kreativität, 
das im Werk von Marx und im Marxismus eine zentrale Rolle spielt. Wenn Marx 
den Unterschied zwischen der »besten Biene« und dem »schlechtesten Baumei- 
ster« dahingehend charakterisiert, daß der Baumeister »die Zelle in seinem Kopf 
gebaut hat, bevor er sie in Wachs baut« (MEW 23, S. 193), so hätte er hinzufügen 
können, daß die Wahrscheinlichkeit, daß ein Baumeister an seiner Konstruktion 
scheitert, sehr viel größer ist als das Scheitern der Biene. Menschliche Kreativität 
bedeutet Unsicherheit, Offenheit, die Möglichkeit des Scheiterns, die Fähigkeit 
zur Vernichtung. Geschlossener Marxismus leugnet die kreative (und die destruk- 
tive) Macht der Arbeit.* Es ist aber gerade diese Macht der Arbeit, auf der marxi- 
stische Theorie beruht. 

In Gerstenbergers Argumentation kommt die kreative und die destruktive Macht 
der Arbeit nicht vor. Für sie wird die Gesellschaft - zumindest in vorkapitalisti- 
schen Epochen (und es ist nicht ersichtlich, warum dies in kapitalistischen Gesell- 
schaften anders sein sollte) - nicht durch die Macht der Arbeit, sondern durch 
diejenige der Mächtigen, durch die Macht der Nicht-Arbeit also - geprägt. Was 
mich betrifft, so finde ich diese Schlußfolgerung trotz all der Vorzüge ihres Bu- 
ches sehr beunruhigend. Birgt sie nicht die Gefahr, daß sie uns zwar von der einen 
Geschichtsauffassung, die uns aufgrund von objektiven Gesetzen der gesell- 
schaftlichen Entwicklung aus dem historischen Prozeß ausgeschlossen hat, befreit, 
um uns dann lediglich in eine Geschichtsauffassung hineinzuführen, die uns eben- 
falls vom historischen Prozeß ausschließt, weil wir weder je »Besitzer von Ge- 
waltmitteln« waren noch sein werden? Gerstenbergers wichtige Kritik am ge- 
schlossenen Marxismus impliziert eine falsche Klassenkonzeption. 

Ihr geht es vor allem um die Erscheinungsweise des Klassenkampfs. Zwar kriti- 


4 Zum verwandten Konzept produktiver und zerstörerischer (destruktiver) Macht der Arbeit vgl. 
Bonefeld (1990). 
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siert Gerstenberger sehr deutlich die Konzeption von Klassen als sozialen Grup- 
pen (1990, S. 29; 1991, S. 6£.), auch versteht sie Klassenbeziehungen als »wider- 
sprüchliche Beziehungen zwischen Menschen, die »Mehr«produkt produzieren 
und Menschen, die sich »Mehr«produkt aneignen« (1991, S. 7), aber sie scheint 
Klassenkampf nicht mit Produktion des Mehrprodukts, sondern mit tatsächlichem 
Widerstand gegen Herrschaft zu assoziieren, oder genau genommen sogar mit 
Widerstand gegen Klassenherrschaft. Deshalb kommt sie auch zu der Auffassung, 
daß es in vorkapitalistischen Gesellschaften zwar klassenmäßige Beziehungen ge- 
geben habe, diese jedoch nicht als solche (Hervorh im O., 1990, S. 29; vgl. auch 
1991, S. 14) in Erscheinung getreten seien. Das sei darauf zurückzuführen, daß 
Klassenbeziehungen in diesen Gesellschaften lediglich Elemente von Herrschafts- 
beziehungen gewesen seien. Auseinandersetzungen hätten sich deshalb in der Re- 
gel um das Ausmaß des Gewaltbesitzes bestimmter Herren gedreht. Auch wenn 
sich Konflikte, wie etwa im Falle von Steuerunruhen verallgemeierten, hätten 
diese zwar klassenmäßige Elemente enthalten, seien jedoch keine Klassenkämpfe 
gewesen (1990, S. 29). Dem entspricht, daß sie an anderer Stelle (1990, S. 27) die 
Auffassung zu vertreten scheint, die Konstitution von Klassen als historisch wirk- 
same Kräfte setze die Verallgemeinerung von Bedingungen der materiellen Re- 
produktion und die Herausbildung einer Sphäre der Öffentlichkeit voraus, welche 
die Wahrnehmung übereinstimmender Interessen ermögliche. 

Das ist höchst problematisch. Gerstenberger scheint eines der klassischen Clichös 
des geschlossenen Marxismus übernommen zu haben: Die strikte Trennung zwi- 
schen einer »Klasse an sich« und einer »Klasse für sich«. Nur daß sie noch einen 
Schritt weitergegeht, indem sie das Konzept der »Klasse an sich« ganz aufgibt, so 
daß als Klassenkampf nur noch zählt, was »als solches« in Erscheinung tritt. Da- 
mit gerät ihr ganz aus dem Blick, daß Klassenkampf vorwiegend verborgen statt- 
findet, daß ‚Klasse in der jeweiligen »Form des Ausschlusses« existiert. Ist das 
Konzept des Klassenkampfes erst einmal auf offenen Klassenkampf reduziert, 
dann ergibt sich das Ergebnis der Analyse von selbst: Die Entwicklung der unter- 
suchten Gesellschaften kann nicht als Resultat von Klassenkämpfen verstanden 
werden. Entsprechendes ließe sich auch von Kapitalistischen Gesellschaften sagen, 
abgesehen vielleicht von einigen sehr spezifischen Perioden (1848, 1871, 1917 
zum Beispiel) an sehr spezifischen Orten. Außer in revolutionären Situationen er- 
scheint Klassenkampf nie »als solcher«, 

Die Implikationen einer derartigen Begrenzung des Klassenkampf-Konzeptes auf 
offenen Klassenkampf reichen sehr weit. Sobald man ihr Buch von ihrer Klassen- 
konzeption her interpretiert, ergeben sich Brüche (oder zumindest Fragezeichen) 
in vielerlei Hinsicht. Oben wurde ausgeführt, daß der Schlüssel zur Entwicklung 
eines offenen Marxismus in der Konzeption einer Identität von Widerspruch und 
Kampf zu sehen ist. Gerstenberger argumentiert anders. Sie trennt zwischen Wi- 
derspruch (klassenmäßiger Beziehung) und Klassenkampf. Die Identität von Wi- 
derspruch und Kampf verweist auf die Tatsache, daß im Zentrum kapitalistischer 
Reproduktion, in der täglichen Routine, durch die den direkten Produzenten unbe- 
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zahlte Mehrarbeit abgepreßt wird, Kampf stattfindet und deshalb Ungewißheit und 
Offenheit. (Es ist das große Verdienst der »labour process«-Debatte, dies sehr 
deutlich gemacht zu haben.) Die Herrschaft der herrschenden Klasse (die Kom- 
petenzen von Kapitalisten, Königen oder anderen Herren) steht immer auf dem 
Spiel, kann nie als gewiß unterstellt werden (Holloway 1987). Eben deshalb sind 
funktionalistische Ansätze grundlegend falsch. Es darf nie davon ausgegangen 
werden, daß geschehen wird, was geschehen soll. Entgegen ihren eigenen Inten- 
tionen ist dies in Gerstenbergers Argumentation jedoch der Fall. Die Unterschei- 
dung zwischen Klassenbeziehung und Klassenkampf unterstellt, daß die Produk- 
tion des Mehrwerts als gesichert angenommen werden kann, wird die problemati- 
sche Struktur der Ausbeutung jedoch außer Acht gelassen, so ergibt sich auch 
keine Notwendigkeit, danach zu fragen, ob Veränderungen der Herrschaftsstruktur 
nicht doch aus Schwierigkeiten resultierten, den direkten Produzenten unbezahlte 
Mehrarbeit abzupressen. Statt dessen schleicht sich Funktionalismus ins Zentrum 
der Analyse: Für die Produktion wird unterstellt, daß das, was geschehen sollte, 
auch tatsächlich geschehen sei, das alles genau nach Plan der feudalen Herren 
oder Grundbesitzer verlaufen sei. Es ist symptomatisch, daß zwar häufig Formen 
der Aneignung diskutiert werden, sich aber nur wenig zur Veränderung von For- 
men der Ausbeutung findet. Wird Ausbeutung aber als gegebenes Faktum behan- 
delt, so gibt es kaum Anlaß, nach der Macht der Arbeit zu fragen, nach jener ver- 
borgenen Macht, auf welcher marxistische Theorie basiert, nach der Macht, die 
schöpferisch wirkt und zerstörerisch, nach jener Macht, welche die glatten, abge- 
rundeten Analysen der Funktionalisten (seien sie nun »hart« oder »weich«) ad ab- 
surdum führt. Es besteht die Gefahr, daß in den Auseinandersetzungen unter spe- 
zialisierten Historiker(innen) die ursprüngliche Frage des Marxismus verloren 
geht: Wie können wir, die wir machtlos sind, unsere Macht realisieren? 

Mir ist wohl bewußt, daß diese Einwände so etwas sind wie Pfeile, die eine Maus 
auf eine Löwin abschießt. Denn das Buch, um das es hier geht, ist beeindruckend 
und aufregend. Seine Schwäche liegt meines Erachtens darin, daß der berechtigte 
Angriff auf die These vom Klassenkampf zwischen Bourgeoisie und Feudaladel 
und auf die überkommenen Vorstellungen von »bürgerlicher Revolution« Ger- 
stenberger dazu verleitet, das Kind des Klassenkampfs mit dem Badewasser aus- 
zuschütten. Natürlich ist dies manchmal die schnellste Möglichkeit, dreckiges 
Wasser loszuwerden. Sofern das Kind gesund ist, wird es überleben, und zwar 
brüllend. Ich hoffe, daß dieser Aufsatz als ein erster Schrei des brüllendes Kindes 
gewertet werden wird, und daß noch viele weitere Schreie folgen werden. 


Die Übersetzung besorgte Bettina Ramlow 
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Heide Gerstenberger 
Geschichte und »offener Marxismus«. 
Eine Erwiderung auf John Holloway 


Eine Reihe von Einwänden gegen meine theoretische Konzeption habe ich erwar- 
tet. Von marxistischer Seite die folgenden: Extremer Kulturalismus, Historismus, 
politologische Analyse, falsche Klassenkonzeption. Drei davon finden sich in 
John Holloways Beitrag. Den ersten habe ich vermißt. Er ist unterblieben, weil 
sich der Autor der schier unfaßlichen Anstrengung unterzogen hat, eine sehr aus- 
führliche konkrete Analyse jedes Gehaltes an historischer Konkretion zu entklei- 
den, um darunter das nackte Gerüst einer Geschichte der Ausbeutungsformen zu 
suchen. Was gegen diese Sicht verstößt, wird nicht etwa als theoretische Provoka- 
tion wahrgenommen, sondern schlicht beiseite gelassen. Ich habe aber - um zu- 
mindest ein Beispiel zu nennen - als strukturelle Voraussetzung für die spezifische 
englische Form der Transformation des Ancien Rögime zur bürgerlichen Gesell- 
schaft nicht lediglich die lange Fortdauer einer ökonomischen Vorherrschaft von 
Familien des hohen Adels angeführt, sondern - unter anderen hier jetzt nicht zu 
erläuternden Strukturelementen - auch die politische Kultur des Protestantismus. 
Denn die englische Form der Reformation hatte sehr früh die Entstehung einer 
verallgemeinerten (religions-) politischen Öffentlichkeit provoziert, und diese war 
nicht nur eine Strukturvoraussetzung für die Veränderungen von Herrschaftsfor- 
men des Ancien Regime im 17. Jahrhundert geworden, sondern sie wurde auch 
während der Stabilisierung ständischer Herrschaft im 18. Jahrhundert nicht völlig 
beseitigt und konnte deshalb im 19. Jahrhundert eine Voraussetzung dafür werden, 
daß bürgerliche Formen der politischen Organisation im Wege immer neuer Öf- 
fentlichkeitskampagnen durchzusetzen waren. Im Hinblick auf die historische 
Möglichkeit einer Strukturrevolution qua Reform steht der Hinweis auf die 
(religions-) politische Öffentlichkeit gleichwertig neben demjenigen auf die mate- 
rielle Position des hohen Adels. Das ist eine theoretische Konzeption, von der ich 
hoffe, daß sie im Rahmen marxistischer Theoriedebatten noch als die Herausfor- 
derung angenommen werden wird, als die ich sie verstehe. 

Von dieser Sorte Provokationen wären viele anzuführen. So vor allem die Schluß- 
folgerung der gesamten Analyse, daß die Gleichsetzung von kapitalistischer mit 
bürgerlicher Staatsgewalt als Ausdruck eines theoretisch unfruchtbaren Ökono- 
mismus zu werten sei. Bürgerliche Staatsgewalt, so meine These, ist eine beson- 
dere Ausprägung kapitalistischer Staatsgewalt. Sie entstand, wenn Gesellschaften 
des Ancien Regime zu bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaften revolutioniert 
wurden. In Gesellschaften des Ancien Regime war Herrschaft trotz (und auch: 
wegen) fortdauernder religiöser Auseinandersetzungen weitgehend säkularisiert; 
soziale Beziehungen waren bereits in beträchtlichem Maße versachlicht, und das 
Konzept der Individualität hatte seit der Reformation im Widerstand gegen ver- 
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ordnete Formen der Glaubenspraxis eine verbreitete Realisierung erfahren, 
Schließlich wurde um die Konkretion der Vorstellungen von der Gleichheit aller 
Menschen im Protest gegen die personalen Formen der Herrschaft gerungen. 
Diese Auseinandersetzungen bewirkten, was William Sewell Jr. als eine stabile 
»Transformation des Diskurses« bezeichnet hat. Indem sie die Art und Weise 
prägten, in der Menschen in bürgerlichen Gesellschaften ihre eigene Lebenslage 
erfuhren und reflektierten, gingen sie in den Prozeß der Konstitution von Interes- 
sen mit ein. Die bürgerliche Revolution - und nicht etwa Funktionserfordernisse 
kapitalistischer Produktion - konstituierte die Dynamik von Gleichheitsforderun- 
gen in bürgerlichen Gesellschaften und auch deren besondere Inhalte. Weil später 
Organisationsformen der Staatsgewalt, Rechtssysteme, Verwaltungsregeln und 
viele Inhalte historisch spezifisch konstituierter Diskurse in andere kapitalistisch 
produzierte Länder übertragen wurden, sind die meisten von uns eine Zeitlang 
dem Irrtum verfallen, diese Strukturmerkmale seien aus den allgemeinen Struktu- 
ren kapitalistischer Produktion zu erklären, ohne zu bedenken, daß nicht nur die 
Entwicklung politischer Verhältnisse, sondern auch diejenige der Kapitalverhält- 
nisse anderen Bedingungen unterliegt, wenn sie aus einer sozialen Praxis hervor- 
geht, in welche Säkularisierung, Individualisierung, Versachlichung und die 
Durchsetzung des Standpunkts der Wissenschaft erst zusammen mit kapitalisti- 
schen Formen der Produktion eindrangen. Trotz aller Unterschiede, die bürgerli- 
che Staaten gegeneinander besondern, schlage ich deshalb vor, mit diesem Termi- 
nus die spezifischen Entwicklungsbedingungen zu charakterisieren, die dort 
herrschten und herrschen, wo kapitalistisch-bürgerliche Staatsgewalt aus der Re- 
volutionierung einer Gesellschaft des Ancien Regime entstand. 

Damit genug der Hinweise auf unterbliebene Einwände, Im folgenden sollen die 
von John Holloway tatsächlich formulierten Kritikpunkte diskutiert werden. Das 
wird im wesentlichen darauf hinauslaufen, die Unterschiede in unseren theoreti- 
schen Konzeptionen und in den von uns befürworteten Strategien der Theoriebil- 
dung noch etwas deutlicher zu machen. Zunächst will ich jedoch versuchen, einen 
Streitpunkt aus dem Weg zu räumen, den ich für ein bloßes Mißverständnis halte. 
Holloway unterstellt, ich unterschiede Widerspruch und Konflikt und ließe des- 
halb als Klassenkampf nur gelten, was an Widerstand und Forderungen deutlich in 
Erscheinung getreten sei. Das ist ein Irrtum. Unsere Differenz liegt vielmehr 
darin, daß ich vertrete, der Widerspruch sei in verschiedenen historischen Epo- 
chen ein eigener. Klassenkampf kommt in meiner Analyse deshalb in Feudalimus 
und Ancien Regime nicht vor, weil der Widerspruch im Gegensatz zwischen den 
Eignern personaler Herrschaft und denen, die ihrer Herrschaftspraxis unterworfen 
waren, bestand. Berichte über versuchte, nur abgeändert oder gar nicht erfolgrei- 
che Herrschaftsstrategien sowie über Umgehungen der Praxis personaler Herr- 
schaft durchziehen die historische Analyse. Was die Einheit von Widerspruch und 
Auseinandersetzung angeht, so sind wir also völlig d’ accord und auch darin gehen 
wir in eins, daß als Ausdruck des Konflikts nicht lediglich zu werten sei, was in 
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der Art eines herausgehobenen historischen Ereignisses! ablief, vielmehr auch 
jene Handlungsweisen, die so regelmäßig praktiziert wurden, daß sie fast schon in 
Fleisch und Blut übergegangen waren. Wenn ich davon rede, daß in kapitalisti- 
schen Gesellschaften Klassenstrukturen als solche in Erscheinung traten, so ist 
damit nur angesprochen, daß sie aus dem Gesamtzusammenhang von Herrschaft 
freigesetzt wurden, weil Produktion und Aneignung in gesonderten Tätigkeits- 
sphären organisiert sind, das Wirtschaftsleben also - um mit Karl Polanyi zu spre- 
chen - aus den Sozialbeziehungen herausgelöst wurde, in die es zuvor »eingebet- 
tet« war (1944/1977, S. 75). Mit einer Reduktion des Klassenkampfs auf »offenen 
Klassenkampf« hat diese Formulierung nichts zu tun. 

Mit dem Hinweis auf die Herauslösung der Ökonomie (und entsprechend: der Po- 
litik) aus dem Gesamtzusammenhang herrschaftlich geregelter sozialer Praxis ist 
die These einer revolutionären Differenz der Bedingungen für soziale Dynamik 
verbunden. Holloway leugnet diese Differenz. Seiner Ansicht nach ist das Ausa- 
gieren des Klassenwiderspruchs nicht nur in kapitalistischen Gesellschaften ent- 
wicklungsbestimmend?2, sondern sie war dies auch bereits in den »Gesellschaf- 
ten«, die dem Kapitalismus historisch voraufgingen. Tatsächlich habe aber auch 
ich, das versteht sich vermutlich fast von selbst, lange Zeit versucht, die Dynamik 
der Herrschaftsentwicklung in den von mir vergleichend untersuchten Königrei- 
chen aus der Entfaltung des Widerspruchs feudaler Ausbeutungsverhältnisse zu 
erklären. Diese Interpretation hält historischer Analyse jedoch nicht stand. Woll- 
ten wir die »dramatischen regionalen Unterschiede« der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung, von denen Robert Brenner zu Recht spricht (1982) Holloways Forde- 
rung folgend aus dem Klassenkampf erklären, der sich am Ende des Mittelalters 
als Reaktion auf die Versuche von Grundherren, ihre Ausbeutungsgewalt zu ver- 
teidigen und womöglich zu erweitern, entwickelte, so müßten wir unterstellen, in 
manchen Gegenden Europas sei es den Bauern in den von John Holloway ange- 
führten »Routinen« der Auseinandersetzung weniger ernsthaft darum zu tun ge- 
wesen, das Korn, dessen sie zur Ernährung ihrer Kinder bedurften, nicht als 
»Mehr«produkt definiert zu bekommen als in anderen. Derartige Unterschiede 
lassen sich aber - den Realitäten der Welt sei's geklagt - sehr wohl erklären, wenn 
wir zur Kenntnis nehmen, daß in den verschiedenen Regionen Europas die Herren 
aus angebbaren Gründen über - aufs Ganze gesehen - unterschiedlich weitrei- 
chende und unterschiedlich ausgeprägte Herrschaftsmittel verfügten und daß diese 
Unterschiede die Möglichkeiten für den Erfolg bäuerlicher Strategien entschei- 
dend prägten. Es ist dies eine Antwort, nach der ich nicht auf der Suche war. 
Nichtsdestoweniger halte ich sie inzwischen für zwingend. Entsprechendes gilt für 
die von John Holloway kritisch zitierte Feststellung, daß die Strukturbedeutung 


1 Gemeint ist hier die alltagssprachliche - häufig allerdings auch in historischen Analysen anzutref- 
fende - Verwendung des Terminus, von welcher Paul Veyne sagt, sie stelle das »historische Ereig- 
nis« einer Gitarre oder einer Suppenschüssel gleich (1990, S. 40). 

2 Die analytische Reichweite dieses Ansatzes für durchgesetzte kapitalistische Gesellschaften ist hier 
nicht zu diskutieren. Sicher ist, daß mit einem gegen Empirie vollständig immunisierten Konzept 
des verborgenen Klassenkampfes analytisch nicht befriedigend zu arbeiten ist. 
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der Lebenspraxis einzelner im europäischen Mittelalter und in der frühen Neuzeit 
um so größer gewesen sei, je umfangreicher ihre personale Gewalt. Das ist kein 
politischer Standpunkt, von dem aus Bauern und Handwerkern und mehr noch de- 
ren Frauen nachträglich die Bedeutung ihrer Lebenspraxis aberkannt würde, son- 
dern das Resultat einer historischen Analyse, in deren Verlauf zunehmend deut- 
lich wurde, daß langfristige Bedingungen der Lebenspraxis von Menschen, die 
personaler Herrschaft unterlagen, durch Auseinandersetzungen zwischen Herren 
gesetzt wurden, auf deren jeweiligen Ausgang sie nur sehr indirekten Einfluß hat- 
ten. 

Holloway erklärt sich derartige Resultate aus dem Funktionalismus, von dem er 
meint, ich sei ihm - meinen erklärten Intentionen zum Trotz - anheimgefallen. 
Tatsächlich folgt für mich aus der Kritik an strukturfunktionalen Erklärungsmo- 
dellen modernisierungstheoretischer und marxistischer Provenienz kein Konzept 
vollständiger Offenheit sozialer Praxis.? Denn indem durch soziale Praxis zu ei- 
nem bestimmten Zeitpunkt eine der gegebenen historischen Möglichkeiten der 
Entwicklung realisiert wird und andere dadurch ausgeschlossen werden, erweitern 
und begrenzen sich die Möglichkeiten zukünftiger sozialer Praxis. Von solchen 
Prägungen {und Grenzen) aktueller durch vorgängige soziale Praxis ist die Rede, 
wenn ich den Terminus »Struktur« gebrauche. Die Vorstellung, soziale Praxis 
könne zu einem beliebigen Zeitpunkt jedwedes Resultat vorheriger sozialer Praxis 
überwinden, halte ich für politische Romantik. 

Der Klassenkampf wird durch Holloway nicht nur als vollständig offen, sondern 
. auch als überhistorisch entwicklungsbestimmend und gleichzeitig verborgen ge- 
setzt. Damit vertritt er eine Klassenkonzeption, die gegen Empirie immun ist. Sie 
erspart Historiker(innen) nicht nur die Auseinandersetzung mit den Quellen, son- 
dern verwehrt ihren Resultaten auch die Qualität des Arguments. Genau genom- 
men konstruiert sie die historische Dynamik als Entfaltung eines marxistischen 
Kategoriensystems. 

Was Holloway durchgängig Klassenwiderspruch nennt, gibt es im Feudalismus 
und im Ancien Regime meines Erachtens nämlich nur als Rückprojektion kapitali- 
stischer Klassenverhältnisse in jene Verhältnisse personaler Herrschaft, in denen 
direkte Ausbeutung erfolgte. Diese »wissenschaftliche Operation« entdeckt, was 
ich zur besseren Unterscheidung von Klassenverhälinissen mit dem unschönen 
Terminus »klassenmäßige Beziehungen« belege, einen Widerspruch zwischen der 
Produktion und der Aneignung von »Mehr«produkt. Derartige wissenschaftliche 
Operationen können - und sollen! - dazu dienen, die Bedingungen der materiellen 
Reproduktion analytisch aus dem realen historsichen Kontext herauszuschälen. 
Dieses Verfahren ist wissenschaftlich nicht nur zulässig, sondern auch geboten, 
erlaubt es uns doch, die materiellen Reproduktionsbedingungen zu ermitteln und 
auf diese Weise auch die materielle Wirkung bestimmter veraligemeinerter Prakti- 


3 In meinem Buch beziehe ich mich in diesem Zusammenhang zustimmend auf die von Philip 
Abrams ausgeführte Unterscheidung zwischen hartem und weichem Funktionalismus (Abrams 
1982, S. 152). 
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ken zu erklären. Bei der Anwendung dieser Verfahrensweise müssen wir uns aber 
ständig vor Augen halten, daß sie nicht dazu geeignet ist, die Dynamik des realen 
historischen Prozesses zu erfassen. Denn die Anwendung des Klassenkonzeptes 
impliziert nicht nur die Herauslösung des Wirtschaftslebens aus dem Gesamtzu- 
sammenhang einer herrschaftlich geregelten Lebenspraxis - einschließlich der 
Bemühungen zur Erlangung ewigen Heils, sondern sie impliziert auch durchge- 
setzten ökonomischen Rationalismus. Das ist selbst für kapitalistische Gesell- 
schaften, in denen die konkurrenzhafte Struktur der Reproduktionsbedingungen 
immer wieder von neuem ökonomisch rationales Verhalten erzwingt, ein nur be- 
grenzt zureichendes Konzept, um die reale historische Dynamik zu erfassen. Wird 
es auf Gesellschaften angewandt, in denen es Herren vielfach weniger um die 
Vermehrung ihres Reichtums als um ihre Ehre zu tun war und über Jahrhunderte 
hinweg Menschen - oft wider alle »ökonomische Vernunft« - Anstrengungen un- 
ternahmen, um als Freie unter Freien geachtet zu werden, so sind Fehlschlüsse un- 
ausweichlich. Daß auch Bauern, die für sich und ihre Kinder den Status freier 
Menschen forderten, lieber mehr als weniger Fleisch gegessen hätten, versteht 
sich von selbst. Da aber die Bedingungen ihres Lebens und die Auffassung von ih- 
rem Platz in der Welt in erheblichem Maße durch die Praxis personaler Herrschaft 
bestimmt wurden, müssen wir davon ausgehen, daß ihre spezifischen Handlungs- 
motivationen in eine soziale Praxis mündeten, die mit dem Konzept der Klassen- 
analyse nicht zureichend zu erfassen ist. Hinzu kommt, daß in diesem Konzept 
eine reale Verallgemeinerung jener materiellen Reproduktionsbedingungen unter- 
stellt ist, die aus den Konflikten um die Bestimmung des »Mehr«produkts resul- 
tieren, Ihre Entwicklung setzt die Vermittlung solcher Reproduktionsbedingungen 
durch Marktprozesse voraus. Das war selbst im Ancien Regime - obwohl damals 
Herrschaftsprivilegien zunehmend zur Ware wurden - nicht der Fall. Dagegen 
entwickelte sich im Ancien Regime insoweit eine reale Verallgemeinerung be- 
stimmter Aspekte der materiellen Reproduktion, als es Fürsten bzw. Königen ge- 
lang, ihre Fiskalgewalt durchzusetzen. Der Widerspruch zwischen Aneignung und 
Produktion, der damit gesetzt wurde, provozierte Widerstand. Ich behaupte, seine 
spezifische Dynamik sei nicht zu erfassen, wenn er einem historisch unspezifi- 
schen Konzept des Klassenkampfs zugeschlagen wird. Kurz: Der von Holloway 
vorgeschlagene theoretische Rekurs auf eine überhistorisch entwicklungsbestim- 
mende und zugleich verborgene Wirkung des Klassenwiderspruchs bedeutet, daß 
darauf verzichtet wird, Geschichte aus der wirklichen sozialen Praxis von Men- 
schen zu erklären. 

Die von John Holloway vorgetragene Kritik ist politisch begründet. Er mißt theo- 
retische Konzeptionen an ihrer Relevanz für die Kämpfe oppositioneller Bewe- 
gungen. Seine Kritik bekämpft deshalb die theoretischen Grundlagen der pessimi- 
stischen Schlußfolgerungen, die er aus meiner Analyse meint ziehen zu müssen. 
Über diese Schlußfolgerungen will ich nicht mit ihm streiten, aber was die Strate- 
gie der Theoriebildung anlangt, so trennt uns viel. In der Tradition des Marxismus 
gibt es beides: Eine Tendenz, sich von den Anforderungen des politischen 
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Kampfes überwältigen zu lassen und - dies allerdings vornehmlich in jüngster Zeit 
- eine Tendenz zu praxisferner Akademisierung. John Holloway schlägt sich ge- 
gen die zweite auf die Seite der ersteren. Das macht ihn nicht etwa zum Vertreter 
einer Konzeption dekretierter »Theorie«, aber die Anforderungen an die Theorie- 
bildung ergeben sich für ihn aus dem Gebot, oppositionellen Bewegungen nach 
Kräften theoretisch zuzuarbeiten. Das ist eine Position, die ich ihrer Motivation 
wegen achte, aber keinesfalls teile. Nicht in einer - noch so sympathischen - Kon- 
zeption parteilicher Wissenschaft sehe ich den Beitrag, den Gesellschaftwissen- 
schaft zur politischen Praxis leisten kann“, statt dessen halte ich es für unsere 
Aufgabe, die theoretischen Konzepte, mit deren Hilfe wir soziale Verhältnisse er- 
klären, immer wieder aufs neue am historischen Material zu überprüfen und die 
. Ergebnisse, zu denen wir auf diese Weise gelangen, notfalls auch gegen unsere 
allerbesten politischen Freunde zu verteidigen. 
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